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(Beginn: 9:02 Uhr)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die Sitzung. Ich be-
grüße Sie alle sehr herzlich und stelle die Beschlussfähig-
keit des Hauses fest.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Meine Damen und Herren, wenn Sie mir gestatten: Es sind
noch einige Punkte offen: 6 bis 15, 20 bis 29, 32 bis 38, 40,
42 bis 44, 48 bis 62, 78 bis 81 und 82. Wir müssen uns also
ranhalten, damit wir es bis 17 oder 17:30 Uhr schaffen.

(Heiterkeit und Beifall)

– Ich merke allgemeinen Zuspruch.

Noch eingegangen und auf Ihren Plätzen verteilt ist ein
Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Respekt vor
der Arbeit eines laufenden Untersuchungsausschusses,
Drucks. 19/2692. Wird die Dringlichkeit bejaht? – Dann
wird der Dringliche Entschließungsantrag Tagesordnungs-
punkt 83 und kann, wenn dem nicht widersprochen wird,
mit Tagesordnungspunkt 62 aufgerufen werden.

Außerdem eingegangen ist ein Dringlicher Entschließungs-
antrag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend Arbeit des Untersuchungsausschus-
ses 19/2, Drucks. 19/2694. – Auch hier wird die Dringlich-
keit bejaht. Dann kann dieser Dringliche Entschließungs-
antrag Tagesordnungspunkt 84 werden, wenn dem keiner
widerspricht, und wird mit Tagesordnungspunkt 79 aufge-
rufen.

(Wortmeldung des Abg. Günter Rudolph (SPD))

– Bitte sehr, Herr Kollege Rudolph.

Günter Rudolph (SPD):

Damit das formal korrekt ist und wir keine rechtlichen Pro-
bleme kriegen: Die Drucks. 19/2692 handelt von dem
rechtswidrigen Umgang mit Steuergeldern, also Untersu-
chungsausschuss 19/1. Sie hatten eben 19/2 gesagt.

Vizepräsident Frank Lortz:

Daran kann ich mich gar nicht erinnern, aber wenn es so
ist, dann mag es so gewesen sein. Dann halten wir das so
fest.

Zum Ablauf der Sitzung. Vereinbarungsgemäß tagen wir
heute mit offenem Ende und ohne Mittagspause. Wir be-
ginnen mit den Setzpunkten der Fraktionen im Rahmen der
Aktuellen Stunde. Die Fraktionen haben sich auf folgende
Reihenfolge geeinigt: Tagesordnungspunkt 78, Tagesord-
nungspunkt 79, Tagesordnungspunkt 14, verbunden mit
Tagesordnungspunkt 13, Tagesordnungspunkt 62, aufgeru-
fen mit Tagesordnungspunkt 83, und Tagesordnungspunkt
80, der mit den Tagesordnungspunkten 49 und 82 verbun-
den wird. Die Redezeit beträgt bei den Setzpunkten jeweils
zehn Minuten je Fraktion. Danach fahren wir mit Tages-
ordnungspunkt 6 fort.

Entschuldigt fehlen heute Herr Ministerpräsident Volker
Bouffier ab 10 Uhr, Herr Staatsminister Axel Wintermeyer
von 12 bis 14 Uhr, Frau Staatsministerin Lucia Puttrich

ganztätig, Herr Staatsminister Tarek Al-Wazir ab 13 Uhr,
Frau Staatsministerin Priska Hinz ab 16.30 Uhr,

(Zuruf von der SPD: Dann ist ja gar keiner mehr
da!)

Herr Staatsminister Stefan Grüttner von 13:30 bis 15 Uhr.

(Minister Stefan Grüttner: Nein!)

– Stimmt das nicht?

(Minister Stefan Grüttner: Ich bin da!)

– Herr Staatsminister Grüttner hat sich aufgrund der Zwi-
schenrufe also anders entschieden; er ist da.

(Beifall bei der SPD)

Herr Staatsminister Prof. Dr. Alexander Lorz fehlt von 12
bis 14 Uhr und Herr Staatsminister Boris Rhein von 12 bis
14 Uhr.

(Zurufe von der SPD: Was? – Minister Boris Rhein,
zur SPD gewandt: Ich muss auch einmal weg! – An-
haltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

– Meine Damen und Herren, das hat sicherlich auch mit
dem Staatsbesuch zu tun. – Herr Kollege Banzer fehlt, weil
er erkrankt ist.

Von unserer Fußballmannschaft sehe ich hier gar nichts.
Diese hat im November nicht gespielt, also auch im No-
vember ungeschlagen. – Herzlichen Glückwunsch, Wolf-
gang.

(Heiterkeit und Beifall)

Noch ein Hinweis. Seine Exzellenz, der Staatspräsident der
Sozialistischen Republik Vietnam, Herr Truong Tan Sang,
wird heute den Hessischen Landtag besuchen. Entgegen
der Ankündigung vom Dienstag wird unser Gast keine Re-
de vor den Abgeordneten im Plenum halten. Dies zu Ihrer
Information.

Das waren die Amtlichen Mitteilungen. Wenn von Ihnen
nichts mehr kommt, dann fangen wir an.

Tagesordnungspunkt 78:

Antrag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN betreffend Inbetriebnahme der Parti-
keltherapieanlage am Universitätsklinikum Gießen und
Marburg ist Meilenstein für den Medizinstandort Mit-
telhessen und für die betroffenen Patienten – Drucks.
19/2674 –

Die Redezeit beträgt zehn Minuten je Fraktion. Das Wort
hat Herr Dr. Ralf-Norbert Bartelt. Bitte sehr.

Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Jetzt werden in Marburg Patienten mit bösartigen Tumoren
mit Schwerionen behandelt – zunächst 200 und bald 1.000
Patienten im Jahr. Darüber freuen wir uns mit den Kranken
und dem Klinikteam.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Patienten erhalten eine Erfolg versprechende Perspek-
tive. Hier waren bislang die Standardtherapien an Grenzen
gestoßen, weil der Tumor nicht operierbar war, die kon-
ventionelle Bestrahlung lebenswichtige Strukturen in der
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Umgebung zerstören würde, die Krebszelle nicht strahlen-
sensibel ist und die medikamentöse Therapie nicht mehr
anspricht. Diese Menschen bekommen eine realistische
Chance, ihre Krankheit zu überwinden.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Heidelberg und Marburg sind in Deutschland die einzigen
Standorte der Schwerionentherapie. Die ähnliche Pro-
tonentherapie wird auch nur an drei weiteren Zentren in
Deutschland, nämlich in München, Essen und Dresden, an-
geboten.

Nach Angaben der Deutschen Gesellschaft für Radioonko-
logie ist die Protonen- und Schwerionentherapie bei 10 %
der bestrahlten Patienten eine Verbesserung gegenüber der
konventionellen Therapie. Daher besteht in Deutschland
ein Bedarf an 10.000 Therapieplätzen; diesem stehen der-
zeit 4.000 Plätze gegenüber. Auch im europäischen Aus-
land gibt es nur zehn Zentren für diese Therapie. Es gibt in
der Forschung die begründete Annahme, dass die Schwe-
rionentherapie mit geladenen Kohlenstoffatomen der Pro-
tonentherapie bei vielen Tumoren mit geringer Strahlen-
sensibilität überlegen ist. In den weltweit 56 Anlagen für
Partikeltherapie gibt es aber nur acht Zentren, die Schwe-
rionentherapie praktizieren. Die Anlage in Marburg ist also
therapeutisch und wissenschaftlich weltweit herausragend.
Hessen kann darauf stolz sein.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Hessen ist auch stolz, weil diese Technik im Helmholtz-
zentrum für Schwerionenforschung in Darmstadt ent-
wickelt worden ist.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Weg zur Inbetriebnahme der Partikeltherapieanlage
war durchaus steinig und von Rückschlägen begleitet. Es
wurde hierüber über Jahre debattiert – nur so viel zur Re-
kapitulation. Noch Anfang 2014 befand sich die Anlage in
Besitz der Firma Siemens, die diese Anlage stilllegen und
abbauen wollte. In einer genau gleichen Ausgangslage in
Kiel, in der landeseigenen Universitätsklinik, führte dies
auch zum Abbuch der Planung einer solchen Therapieanla-
ge.

In Hessen wurde dagegen erfolgreich am Ziel festgehalten,
krebskranken Menschen mit dieser innovativen Therapie
zu helfen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Anlage wurde von der Rhön AG zurückerworben. Es
wurde die Betriebsgesellschaft Marburger Ionenstrahl-The-
rapiezentrum, MIT, gegründet, und es wurde eine For-
schungskooperation der Universitäten Heidelberg und
Marburg und dem Heidelberger Ionenstrahltherapiezen-
trum vereinbart. Dies alles ist Ergebnis harter Verhandlun-
gen unseres Wissenschaftsministers Rhein. Ganz besonde-
rer Dank gilt unserem Ministerpräsidenten Bouffier, der in
der kritischen Phase der Gespräche die Verhandlungspart-
ner auf den richtigen Weg geführt hat.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es wurde auf die herausragende Bedeutung des Ziels hin-
gewiesen. Es wurde aber auch darauf hingewiesen, dass
das Scheitern erhebliche Rechtsfolgen und die Folge einer
Reputationsminderung für die Rhön AG haben würde. Die
Ausarbeitung einer Klageschrift und das Einräumen von
Nachfristen führten zur Überzeugung der Beteiligten, zum
Abschluss von insgesamt 28 Verträgen und schließlich zur
Inbetriebnahme der Anlage in Marburg.

Dies alles erfolgte gegen den erheblichen Widerstand von
SPD und LINKEN. 2012 forderte die SPD, schnellstmög-
lich die Rhön AG zu verklagen.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Noch im März 2014 wurde vorgetragen, man wäre schon
viel weiter, wenn die Klage gegen die Rhön AG schon ein-
geleitet wäre.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

– Ja, weiter beim Abbau der Anlage, das mag schon sein. –
Das zeigt, dass die Anlage auf der linken Seite mental
schon längst aufgegeben war. Es ging Ihnen nur noch um
einen Schadenersatz. Sie hatten nur noch die 100 Millio-
nen € im Sinn. Wir hatten die Hilfe für 1.000 Menschen im
Jahr im Sinn.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Durch eine Klage hätte man nach Jahren vielleicht einen
Teil der Forderungen erstreiten können. Die Anlage wäre
dann aber längst abgebaut.

Noch in der letzten Debatte, im Februar dieses Jahres, ver-
suchte die Opposition, trotzdem alles madig zu machen,

(Zuruf von der FDP: Na, na, na!)

und zweifelte immer noch den Erfolg an. Insbesondere
wurden die Verteilung der Anteile an der Marburger Be-
treibergesellschaft, 75,1 % Heidelberger Ionentherapiezen-
trum, 24,9 % Rhön AG, kritisiert und Ängste geschürt, dies
wäre zulasten des Standorts Marburg, und Marburg würde
zu einer Dependance degenerieren. Dem ist aber deutlich
entgegenzuhalten:

Erstens. Nach Ihrer Weltanschauung müsste es doch gut
sein, wenn nur ein kleiner Teil in privater und ein großer
Teil in öffentlicher Hand wäre. Das sind die 75 % in Ba-
den-Württemberg.

Zweitens. Für die Marburger Universitätspräsidentin, Frau
Prof. Krause, ist die Zusammenarbeit zwischen Marburg
und Heidelberg auf Augenhöhe und hat für sie einen Mo-
dellcharakter.

Drittens. Die ärztlichen Leitungen beider Häuser haben gu-
te Erfahrungen in der Zusammenarbeit und sehen in ihr
weitere Perspektiven und Entwicklungsmöglichkeiten.

Viertens. Die medizinische Fachgesellschaft befürwortet
die Koordination der Partikeltherapie durch das Heidelber-
ger Zentrum für alle Therapien, die in Deutschland mit
Partikeltherapie stattfinden.

Fünftens. Die Aufnahme der klinischen Behandlung, die
Ankündigung, in Marburg wird ein Schwerpunkt in der
Behandlung von Kopf-, Hals- und Gehirntumoren gesetzt,
widerlegt die Befürchtung, Marburg wäre nur eine unterge-
ordnete Außenstelle von Heidelberg.
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Derzeit besteht das Hauptanwendungsgebiet der Bestrah-
lung mit Schwerionen in der Behandlung von Tumoren der
Schädelbasisknochen und operativ schwer zugänglichen
Hirntumoren. Der Nutzen bei Tumoren innerer Organe
wird erforscht und geprüft. Die Prinzipien der punktgenau-
en Tumorzerstörung bei Schonung des nur wenige Milli-
meter entfernten gesunden Gewebes eröffnen Handlungs-
perspektiven weit darüber hinaus. Die Entwicklung medi-
kamentöser Therapien, die bösartige Zellen selektiv angrei-
fen, eröffnet zudem die Chancen von interessanten kombi-
nierten Behandlungsstrategien. Vielleicht kommt diese
neue Therapie heute nur 1 % der Tumorkranken zugute.
Auch das wäre es schon wert. Uns liegt jedes einzelne
Schicksal am Herzen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das neue Behandlungsprinzip wird zunächst in der For-
schung, dann in klinischen Studien und später als Stan-
dardtherapie in der Zukunft eine viel größere Anwendung
finden. Die Formen der Partikeltherapien, Kohlenstoffio-
nen und Wasserstoffprotonen, stehen in Heidelberg und
Marburg beide zur Verfügung. Auch das ist einzigartig, so-
dass ein Vergleich möglich ist.

Die Standorte Heidelberg und Marburg sind deutschland-
weit Kristallisationspunkt der Entwicklung und Anwen-
dung neuer Formen der Tumorbehandlung. Die Landesre-
gierung hat durch Einsatz des Ministerpräsidenten und des
Wissenschaftsministers hieran erheblichen Anteil. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Bartelt. – Das Wort hat
Herr Abg. Grumbach.

Gernot Grumbach (SPD):

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU-Fraktion, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Im Namen der SPD-Fraktion
möchte ich mich ausdrücklich bei Ihnen bedanken. Sie ha-
ben uns etwas ermöglicht, was wir alleine unter Ernstnah-
me des Parlaments nicht geschafft haben: Wie verabschie-
det man einen guten Abgeordneten? – Man gibt ihm die
Chance zu einer guten Rede. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Grumbach. – Meine Damen
und Herren, Sie haben gemerkt, das war etwas ganz Beson-
deres. Das war die Ankündigung eines Redners der SPD
durch einen anderen Kollegen der SPD-Fraktion. Das ist
alles neu. Herr Kollege Dr. Spies, in seiner neuen Funkti-
on, er geht ja auch nicht mehr, er schreitet.

(Heiterkeit und allgemeiner Beifall)

Ich nehme an, er spricht auch nicht mehr, er wird verkün-
den. – Herr Dr. Spies, Sie haben das Wort.

(Allgemeine Heiterkeit)

Dr. Thomas Spies (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Herr Präsident, mit Verlaub, wenn ich Sie hoffentlich dem-
nächst einmal im Marburger Rathaus begrüßen darf, wer-
den Sie feststellen, auf unserer Rathaustreppe kann man
auch nur schreiten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ja, es ist ein Tag
der Freude, dass nunmehr endlich und mit drei Jahren Ver-
spätung die Partikeltherapieanlage des Universitätsklini-
kums Heidelberg am Standort Marburg in Betrieb geht. Ja,
es ist ein Tag der Freude, weil nunmehr in Heidelberg aus-
gesuchte Patienten, denen Partikeltherapie nützen könnte,
am Standort Marburg behandelt werden können.

Ja, es ist ein Tag der Freude, weil eine hessische wissen-
schaftliche Spitzenleistung der GSI nun tatsächlich auch an
einem hessischen Standort angewandt werden wird. Ja, es
ist ein Tag der Freude, weil sich auch für den Fachbereich
Medizin der Philipps-Universität zumindest wissenschaft-
lich neue Möglichkeiten ergeben, auch wenn diese Anlage
leider nicht wirklich strukturell in den onkologischen
Schwerpunkt in Marburg integriert ist. Da war etwas ande-
res vereinbart worden.

Ja, es ist ein Tag der Freude, weil diese überaus kostspieli-
ge und aus Steuermitteln – durch den Erlass eines Teils ei-
nes Kaufpreises für das Universitätsklinikum Gießen-Mar-
burg – finanzierte Anlage nun in Betrieb geht. Es ist gut
für die Patienten, dass die Partikeltherapie zur Behandlung
jener Krankheiten, für die sie geeignet ist, zur Verfügung
steht.

Aber das Land hat in seiner Not, zu einem Ergebnis zu
kommen, auf seine und die Rechte der Philipps-Universität
verzichtet.

(Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wel-
ches Recht denn?)

Aber ist ein bisschen Selbstbeweihräucherung zum Thema
UKGM

(Michael Boddenberg (CDU): Wir freuen uns mit
Ihnen!)

wirklich das relevante Thema für einen Setzpunkt zu die-
sem Zeitpunkt? Fast zeitgleich mit der Eröffnung des Mar-
burger Ionentherapiezentrums teilte die Rhön AG mit, dass
es zukünftig keine gemeinsame Geschäftsführung von Gie-
ßen und Marburg mehr geben werde. Beide Standorte wer-
den nun nur noch autonom und im Wettbewerb neben- und
gegeneinander agieren.

Meine Damen und Herren, das wäre allerdings dringend ei-
ner Beratung würdig; denn mit dieser Entscheidung greift
der private Betreiber tief und verabredungswidrig in die
vereinbarten Strukturen wie die erklärten Absichten des
Landes ein.

Meine Damen und Herren, bei aller Kritik an der Privati-
sierung – jene war falsch, ist falsch und bleibt falsch –

(Janine Wissler (DIE LINKE): Allerdings!)

bestand doch immer Einigkeit, dass die Initiative des frü-
heren Ministerpräsidenten Roland Koch für eine Fusion
und die wirtschaftliche Einheit beider Standorte richtig
war.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Das Ziel der Fusionsankündigung 2003 war gar nicht die
Privatisierung, war gar nicht die Finanzierung der Investiti-
onen an den Standorten Gießen und Marburg aus Kranken-
kassenbeiträgen und aus der Arbeit der Beschäftigten her-
aus, wie es durch die Privatisierung eingetreten ist, sondern
es ging darum, nach jahrelangen Debatten mit einem
Schlag die wirtschaftliche Einheit beider Standorte durch
die Fusion zu schaffen.

Die Idee der Privatisierung kam überhaupt erst ein Jahr
später im Zuge der Konflikte zwischen den Standorten auf.
In der politischen Auseinandersetzung um die Privatisie-
rung des Universitätsklinikums Gießen und Marburg ist die
Leistung der Fusion oft untergegangen. Es war eine – heu-
te oft vergessene – wirklich herausragende Leistung von
Roland Koch und der hessischen CDU. Ich will das aus-
drücklich betonen.

Nach Jahrhunderten des Konflikts an einer Grenze unge-
fähr bei Lollar gibt es heute eine ganz neue Qualität der
Zusammenarbeit der Universitäten und der Fachbereiche.
Diese Entwicklung hat zwar natürlich mit einer Präsidentin
und einem Präsidenten zu tun, die als Person diese Koope-
ration suchen. Aber natürlich hat sie auch damit zu tun,
dass durch die Fusion der Universitätsklinika ein Zusam-
menwirken erzwungen wurde, das es bis dahin noch nicht
gab. Das war ein Ergebnis Ihres Handels, und darauf sollen
Sie stolz sein, meine Damen und Herren insbesondere von
der CDU. Umso weniger kann die jetzt eintretende Ent-
wicklung hingenommen werden, keineswegs von Ihnen.

Wie oft haben wir gehört, dass hier das drittgrößte Univer-
sitätsklinikum Deutschlands, eines der großen hochschul-
medizinischen Zentren der Welt entstanden sei mit ganz
neuen, großen, zukünftigen Möglichkeiten? Tatsächlich
aber wurde genau diese wirtschaftliche Einheit nie umge-
setzt. Es gibt kein gemeinsames Budget, es gibt keine ge-
meinsame EDV, es gibt keine gemeinsame Struktur in zen-
tralen Fragen, z. B. in der Organisation der Abrechnung.
Es gibt nicht einmal eine gemeinsame Krankenhausnum-
mer für die Krankenhausplanung.

Meine Damen und Herren, die zentrale Idee des Landes
war die Zusammenführung beider Standorte mit dem Ziel
einer gemeinsamen, abgestimmten, koordinierten Struktur.
Das Papier dazu – wer damals dabei war, wird sich entsin-
nen – hatte den aparten Namen Quertapete. Was davon ist
umgesetzt?

Mit der Privatisierung der mittelhessischen Universitäts-
medizin, mit der Fusionsbildung bestand die große Chance
einer engen Netzwerkbildung zwischen den beiden Klini-
ken am UKGM und mit den Krankenhäusern, die seiner-
zeit zum Rhön-Konzern gehörten und heute schon lange
nicht mehr dabei sind. Das hätte gerade unter dem Ge-
sichtspunkt Versorgungsforschung durchaus Chancen
beinhaltet. Aber all diese potenziellen Kooperationen wur-
den nicht eingegangen.

Prof. Werner, der leider im Sommer das UKGM verlassen
hat, hat konsequent darauf hingewiesen, dass die Zusam-
menarbeit zwischen den Standorten intensiviert werden
müsste, während man den Eindruck hatte, dass in vielen
Entscheidungen nicht einmal das echte Bekenntnis zu einer
belastbaren Gemeinsamkeit erkennbar war. Wo ist und war
hier die Landesregierung?

Zitat:

… Andeutung einer Benachteiligung durch ein Gie-
ßener Übergewicht bei Entscheidungen ist vermut-
lich nicht falsch beobachtet. Allerdings sollte nicht
verkannt werden, dass die heutige Situation … als
Ergebnis einer gegen Wettbewerb (unter verschiede-
nen Geschwistern) der Standorte gerichteten und auf
einen Konsens gegen den Privatisierer setzendes
Verfahrensmodell entstanden ist. Dieses hat nie
funktioniert und zunehmend gegen die Erschaffer
gewirkt. Gießen, als der damals Schwächere, hat
sich eben näher an uns und unseren Möglichkeiten
orientiert …

Diese Feststellung einer Benachteiligung und eines Un-
gleichgewichts bei Entscheidungen auf der Grundlage von
Wohlverhalten stammt nicht von mir. Sie stammt von Eu-
gen Münch, Ihrem Vertragspartner. Wohlverhalten von
Hochschullehrern als Voraussetzung angemessener Be-
handlung? Die Metabetrachtung, die Reflexion der Bedin-
gungen des eigenen Faches gehört selbstverständlich zur
Wissenschaftsfreiheit in ihrem Kern dazu. Deshalb ist die-
se Haltung nicht nur vertragswidrig. Sie ist mit der Verfas-
sung nicht vereinbar.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Es kann nicht sein, dass die Bedingungen am „Großgerät
Universitätsklinikum des Fachbereichs Medizin“ – genau
das ist und bleibt die Rangfolge – vom politischen Wohl-
verhalten in der wissenschaftlichen Betrachtung eben die-
ser Bedingungen des Großgeräts abhängig gemacht wer-
den. Würden Sie, Herr Staatsminister – ich weiß, dass das
unvorstellbar ist –, den Umgang des Landes mit seinen
Hochschulen vom politischen Wohlverhalten der Hoch-
schullehrer abhängig machen, Ihr Rücktritt wäre unver-
meidlich. Aber natürlich käme in diesem Hause niemand
auch nur auf diese Idee.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, umso mehr ist die Landesregie-
rung gefordert, klarzustellen, was geht und was nicht. Um-
so mehr ist die Landesregierung gefordert, den verfas-
sungsmäßigen Schutz der Wissenschaftsfreiheit auch in der
Betrachtung der Bedingungen des eigenen Faches, auch
gegenüber den wirtschaftlichen Interessen des Vertrags-
partners geltend zu machen. Die Verfassung gilt auch für
Eugen Münch.

(Beifall bei der SPD)

Aber offenbar bestand nie die Absicht des Partners, diese
Vereinbarung einzuhalten, obwohl die Fusion zum Kernge-
halt der Vereinbarung gehört. Noch einmal Herr Münch:

Meine Meinung war es immer, dass ein maßvoller
Wettbewerb der Standorte und eine höhere Autono-
mie, die logischerweise der obersten Unternehmens-
führung eine stärkere, aber weniger häufig ausgeübte
Schiedsrichterrolle überträgt, … zum Erfolg führt.

Nein, meine Damen und Herren, das war so nicht abge-
macht. Abgemacht war die wirtschaftliche Einheit und
nicht der Wettbewerb zweier Standorte. Genau den zu ver-
meiden war die Initiative von Roland Koch. Genau an die-
ser Stelle zur Einheit und Gemeinsamkeit und nicht zum
Wettbewerb zu führen war die Vorstellung des Landes, die
in diesem Hause einmal Konsens war.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Mürvet Öztürk
(fraktionslos))
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Deshalb ist das die eigentliche Herausforderung, die sich,
wenn ich zum letzten Mal hier etwas dazu sagen darf, für
den Landtag und die Landesregierung stellt: Wie kann Sor-
ge getragen werden, dass die wirtschaftliche Einheit, die
kooperative Struktur, die Fairness zwischen den Standorten
etabliert und durchgesetzt werden? Wie kann sichergestellt
werden, dass Absprachen über Schwerpunkte eingehalten
werden? Wie kann die Durchführung der Schwerpunktbil-
dung nach fachlichen und wissenschaftlichen Kriterien er-
folgen? Wie kann sichergestellt werden, dass der wirt-
schaftliche Ausgleich zwischen den Standorten nicht da-
von abhängt, wer die besseren Fallpauschalen an Land
zieht?

Meine Damen und Herren, der Rückbau oder die Schlie-
ßung eines Universitätsklinikums war, ist und bleibt keine
Option. Das war schon 2003 so, als manche dachten, dies
wäre das Ziel der Landesregierung. Man wird kein Univer-
sitätsklinikum schließen können. Man wird keinen Fachbe-
reich schließen können. Angesichts drohenden Ärzteman-
gels, angesichts der Herausforderungen der Forschung gibt
es keine Alternative zum Fortbestand aller drei Klinika und
Fachbereiche in Hessen. Im Gegenteil, es stellt sich eher
die Frage, hier Ausbau und Weiterentwicklung zu machen.

Dabei kann die Idee einer modellhaften Kooperation vor
Ort, wie sie die Rhön AG vertritt, in der Integration von
ambulanter und stationärer Medizin unter Einbeziehung
von Prävention und Nachbehandlung sehr wohl Chancen in
der Region schaffen, wenn es gelingt, das Klima am Stand-
ort und das Vertrauen in der Region deutlich zu verbes-
sern. Das UKGM und seine beiden Standorte sind ohne je-
den Zweifel hervorragende Krankenhäuser, trotz der Priva-
tisierung und seit weit über 100 Jahren. Das darf nicht ver-
dorben werden.

Deshalb ist die Landesregierung nicht wegen ihrer 5 %,
sondern wegen des überragenden öffentlichen Interesses
und ihrer Verantwortung für die Sicherung der Freiheit von
Forschung und Lehre mehr als gefordert, aktiv zu werden.
Es gibt herausragende Chancen an diesen Klinika, man
muss sie ergreifen. Aber das wird nur gelingen, wenn Sie
sich mehr um das Ergebnis Ihrer Privatisierungsentschei-
dung kümmern, Herr Staatsminister.

Denn die Wahrheit ist wie bei allen Privatisierungen: Man
wird nicht frei von der öffentlichen Verpflichtung, Aufga-
benwahrnehmung sicherzustellen. Stattdessen wird es
schwieriger und aufwendiger, wenn man um des kurzen
Vorteils willen die eigene Steuerung abgegeben hat.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Marjana Schott
(DIE LINKE))

Die SPD-Fraktion war immer willens, die SPD-Fraktion,
Thorsten Schäfer-Gümbel und ich werden seit dem 2. Fe-
bruar 2006 nicht müde, anzubieten, dabei mitzuwirken. Ich
darf das nicht nur im Namen der SPD-Fraktion sagen, auch
die kommunale Ebene in Marburg wird Sie mit großer
Freude in dieser Frage unterstützen,

(Heiterkeit bei der SPD und der LINKEN)

um die Spielräume, die sich für regionale und kommunale
Gesundheitspolitik in der Prävention, in der ambulanten
und stationären Versorgung, in der Nachsorge und der
Selbsthilfe ergeben, um das Zentrum der Hochschulmedi-
zin herum in der Region zu verbessern.

Da gibt es viel zu tun. Lassen Sie uns gemeinsam dafür
sorgen, dass das, was einmal Ihre anerkennenswerte Idee

und Leistung war, auch heute Bestand hat und endlich
wirksam umgesetzt wird. – Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der LINKEN –
Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Spies. – Ich gehe davon
aus, dass das die letzte Rede war, die du im Hessischen
Landtag gehalten hast. Du hast es dir selbst und allen ande-
ren nie einfach gemacht.

(Heiterkeit)

Das ist auch eine Aufgabe des Abgeordneten.

Wir wünschen für die zukünftige wichtige Tätigkeit als OB
in Marburg alles Gute und Glück auf. Lass dich ab und zu
mal hier sehen.

(Allgemeiner Beifall)

Wir fahren fort in der Debatte. Das Wort hat Frau Abg. Ja-
nine Wissler, Fraktion DIE LINKE.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wenn ich Mit-
glied der schwarz-grünen Regierungskoalition wäre, was
zugegeben eine schlimme Vorstellung ist – für Sie genauso
wie für mich –,

(Zurufe von der CDU: Oh! – Minister Steffen Grütt-
ner: Man kann ja mal hospitieren! – Weitere Zurufe
– Glockenzeichen des Präsidenten)

für diesen völlig hypothetischen Fall, der nicht eintreten
wird, wäre ich sehr erleichtert darüber, dass die Partikel-
therapieanlage in Marburg nach langem Hin und Her nun
doch in Betrieb geht.

Darüber hinaus würde ich zu dem ganzen peinlichen Hick-
hack darum herum schweigen. Denn die Geschichte des
Partikeltherapiezentrums zeigt erneut, dass es ein großer
Fehler war, das Uniklinikum Gießen-Marburg zu privati-
sieren, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber nicht so Schwarz-Grün, die hier allen Ernstes bean-
tragen, dass sich der Landtag bei der Landesregierung be-
danken soll für – Zitat – „ihre abgewogene und erfolgrei-
che Verhandlungsbegleitung in der Sache“.

Ich will nur feststellen, dass das Wort „Verhandlungsbe-
gleitung“ auch eine sehr interessante Bezeichnung ange-
sichts der Tatsache ist, dass die Landesregierung der Ver-
tragspartner des Rhön-Konzerns und nicht unbeteiligter
Dritter ist, wie hier suggeriert wird.

Vorneweg will ich sagen: Ich freue mich für alle Patientin-
nen und Patienten, die nun in Marburg im Partikeltherapie-
zentrum behandelt werden können. Natürlich ist jede The-
rapiemaßnahme, die die Heilungschancen eines schwer
kranken Menschen verbessert, zu begrüßen. Deswegen ist
es natürlich gut, dass das Partikeltherapiezentrum endlich
in Betrieb geht.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD sowie der Abg. Mürvet Öztürk (fraktionslos))
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Aber der Landesregierung zu danken, dass sie sich jahre-
lang von der Rhön AG hat auf der Nase herumtanzen las-
sen, geht mir entschieden zu weit.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Zur Erinnerung: Die Partikeltherapieanlage war ein zentra-
les Versprechen, mit dem für die Privatisierung des Unikli-
nikums im Jahr 2006 geworben wurde. Etwa 2.000 Men-
schen sollten pro Jahr damit behandelt werden. Jetzt ist im
Übrigen nur noch von einem Bruchteil dessen die Rede.

Dafür bekam die Rhön AG damals einen Investitionskos-
tenzuschuss von 107 Millionen € vom Land, also faktisch
den gesamten Kaufpreis wieder zurück, damit sie diese
Anlage errichtet. Es wurde vertraglich vereinbart, dass die
Partikeltherapieanlage bis zum 31.12.2012 in Betrieb geht.
Die Anlage war dann auch einsatzbereit, aber sie ging
nicht in Betrieb, weil der Rhön AG die Kosten zu hoch wa-
ren.

Das heißt, allein konnte die Rhön AG die Inbetriebnahme
nicht stemmen, obwohl sie sich genau dazu vertraglich ver-
pflichtet hatte. Dann begann ein jahrelanges Hin und Her.
Die Landesregierung hat Fristen verlängert und sich von
der Rhön AG hinhalten lassen, statt auf die Einhaltung des
Vertrages zu bestehen.

Da will ich nur sagen: Herr Dr. Bartelt, nicht die Oppositi-
on hat die Inbetriebnahme verhindert, auch wenn man das
aus Ihrer Rede fast ein bisschen heraushören könnte.
Schuld sind nicht diejenigen, die auf Missstände hinwei-
sen, sondern schuld ist die Rhön AG, die vertragsbrüchig
geworden ist. Das muss man schon mal so deutlich sagen.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Ich finde es, ehrlich gesagt, eine ziemliche Unverschämt-
heit, sich hierhin zu stellen und zu behaupten, der Opposi-
tion würde das Wohl der Patientinnen und Patienten nicht
am Herzen liegen, als ginge es hier um parteipolitische
Profilierung.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD sowie der Abg. Mürvet Öztürk (fraktionslos))

Ganz im Gegenteil: Weil uns das Wohl der Patientinnen
und Patienten am Herzen liegt, waren wir dagegen, ein
Uniklinikum an eine Aktiengesellschaft zu verhökern, weil
dann nämlich nicht mehr das Patientenwohl, sondern die
Gewinnmaximierung im Vordergrund steht. Weil wir das
Patientenwohl im Blick haben, sagen wir: Krankenhäuser
und Unikliniken gehören in die öffentliche Hand.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Nun hat die Landesregierung mit Rhön eine Möglichkeit
gefunden, damit das Partikeltherapiezentrum in Betrieb ge-
hen kann. Allerdings hat sie mit der ursprünglichen ver-
traglichen Regelung nicht mehr viel zu tun; denn 75 % der
Partikeltherapie werden künftig nicht durch die Rhön AG
in Marburg, sondern durch das Uniklinikum in Heidelberg
getragen – und das, wohlgemerkt, mit drei Jahren Verspä-
tung.

Die Landesregierung hat der Rhön AG also einen 100-pro-
zentigen Kaufpreiserlass dafür gewährt, dass die Rhön AG
25 % der Partikeltherapie übernimmt. Und das feiern Sie
dann als „erfolgreiche Verhandlungen“? Ich finde, Sie

müssen sich schon mal überlegen, welches Signal Sie an
alle anderen senden, die mit dem Land Verträge schließen.

Ohne das Uniklinikum in Heidelberg bzw. sein Ionen-
strahltherapiezentrum, wo schon seit Jahren Krebspatien-
ten auf diese Weise behandelt werden, gäbe es noch heute
keine Partikeltherapie in Marburg. Da will ich sagen: Das
ist schon ein Treppenwitz der Geschichte, dass 2006 die
Landesregierung argumentierte, man müsse das Uniklini-
kum privatisieren, unter anderem weil man dann eine Parti-
keltherapieanlage errichten könne; und jetzt ist es einem
Uniklinikum in öffentlichem Besitz zu verdanken, dass
dieses Vorhaben überhaupt realisiert werden kann. Da
kann man doch nur froh sein, dass andere Landesregierun-
gen nicht auf die Wahnsinnsidee gekommen sind, ihre Uni-
kliniken zu verkaufen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Wenn das jetzt nicht dadurch belegt wird, kann ich nur ein
Lob auf die öffentliche Trägerschaft sagen. Dann funktio-
niert es auch. Wenn es noch eines Beweises bedurft hätte,
dass es besser funktioniert, wenn Unikliniken in der Hand
des Landes sind, ist es genau diese Geschichte. Ohne ein
landeseigenes Klinikum hätten wir heute noch kein Parti-
keltherapiezentrum, weil es das privatisierte Uniklinikum
nicht auf der Reihe bekommen hat. Das ist auch eine Er-
kenntnis aus dieser Geschichte.

(Beifall bei der LINKEN, bei Abgeordneten der
CDU und der SPD sowie der Abg. Mürvet Öztürk
(fraktionslos))

In Hessen ist die Landesregierung unter Roland Koch eben
den fatalen Weg gegangen und hat das Uniklinikum an ei-
ne Aktiengesellschaft verkauft.

Dann ist jahrelang behauptet worden, mit den lächerlichen
5 % Anteilsbesitz habe das Land seine Möglichkeiten und
seine Einflussnahme gewahrt. Einflussmöglichkeiten –
auch das zeigt diese Geschichte – hat das Land aber kaum:
weder beim Thema Partikeltherapie noch bei Fragen des
Personalabbaus, noch als die Übernahme durch Fresenius
im Gespräch war.

Die Privatisierung des Uniklinikums ist und bleibt ein Feh-
ler; die negativen Konsequenzen sind offensichtlich. Das
bemerkt man auch gerade, wenn man sich die immer
schwieriger werdende Arbeitssituation der Beschäftigten
ansieht.

Auch dazu will ich ein paar Sätze sagen, denn ich finde, es
kann im Landtag gar nicht oft genug diskutiert werden,
dass sich die Beschäftigten immer wieder öffentlich zu
Wort melden und auf ihre Situation hinweisen. Wir erin-
nern uns: Im Mai hat der Betriebsrat einen offenen Brief an
den Ministerpräsidenten geschrieben, in dem er die Lage
der Beschäftigten schildert. Darin ist die Rede von über
130.000 Überstunden. Die zunehmende Arbeitsverdich-
tung und der anhaltende Personalabbau werden beklagt.
Beschäftigte mit befristeten Arbeitsverträgen werden nicht
darüber informiert, ob sie weiterbeschäftigt werden. Aus-
zubildende werden nicht übernommen. Das alles, so der
Betriebsrat, führe zu einer Resignation der Beschäftigten.
Das wirkt sich auf die Patientenversorgung, aber auch auf
Forschung und Lehre aus.

Der Betriebsrat kommt zu dem Schluss, es sei nur dem un-
ermüdlichen Einsatz aller Beschäftigten zu verdanken, dass
die geforderte Qualität überhaupt geleistet werden kann.
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Natürlich geht das auf Dauer auf die Gesundheit der Kolle-
ginnen und Kollegen.

Der Betriebsrat hat in seinem damaligen Brief den Minis-
terpräsidenten aufgefordert, er möge seiner Verpflichtung
zur Sicherung der Krankenversorgung endlich nachkom-
men. Wir erinnern uns auch daran, was der Ministerpräsi-
dent damals gemacht hat. Erst hat er zwei Wochen lang
überhaupt nicht geantwortet. Dann hat er geantwortet. Er
hat sich aber vor Ort kein Bild von der Lage der Beschäf-
tigten gemacht oder mit dem Betriebsrat gesprochen. Statt-
dessen hat er mit einem Brief geantwortet, in dem er den
Beschäftigten die Position der Geschäftsleitung 1 : 1 dar-
legt. Dieser Antwortbrief des Ministerpräsidenten liest sich
faktisch wie eine Presseerklärung der Geschäftsführung. –
Und siehe da: Es war auch eine Pressemitteilung der Ge-
schäftsführung. Die hat der Ministerpräsident von der
Homepage des UKGM 1 : 1 abgeschrieben und damit den
verunsicherten und besorgten Beschäftigten im Wortlaut
der Rhön-Klinikum AG geantwortet. Sie haben sich voll-
kommen unkritisch die Position der Rhön-Klinikum AG zu
eigen gemacht. Ich finde, dieser Umgang mit Beschäftigten
des Uniklinikums ist überhaupt nicht akzeptabel und ein-
fach nur peinlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch der jetzige Wissenschaftsminister, Herr Rhein, hat
sich nicht wirklich mit dem Wohl der Beschäftigten und
ihren Sorgen auseinandergesetzt. Sie sind jetzt zur Einwei-
hung des Partikeltherapiezentrums zum Händeschütteln
und Fotos-Machen nach Marburg gefahren. Aber Ihre Auf-
gabe ist es doch gerade auch, die Sorgen der Beschäftigten
ernst zu nehmen. Wenn es dort Bedenken hinsichtlich der
Patientenversorgung und der Qualität gibt, sollten Sie sich
dieser Anliegen endlich annehmen. Es ist doch klar, dass
die untragbare Arbeitsbelastung dort nicht nur ein Problem
für die Beschäftigten ist. Sie ist auch eine Gefahr für die
Patientinnen und Patienten.

Deshalb sind wir der Meinung: Die beste Lösung wäre,
wenn das Universitätsklinikum zum Land zurückkäme, wie
es auch viele in Mittelhessen fordern.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein privater Klinikkonzern fühlt sich zuallererst seinen Ak-
tionären verpflichtet. Das geht auf Kosten der Patienten
und Beschäftigten. Deshalb fordere ich Sie noch einmal
auf: Sie sollten endlich Personalmindeststandards schaffen.
Meine Damen und Herren von den Regierungsfraktionen,
dann dürften Sie sich endlich einmal selbst auf die Schul-
tern klopfen, und wir als LINKE würden auch gerne mit
klopfen, wenn Sie Personalmindeststandards schaffen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Schluss möchte ich gerne die Gelegenheit nutzen und
mich bei Thomas Spies für die jahrelange gute Zusammen-
arbeit im Ausschuss für Wissenschaft und Kunst und seine
Arbeit als Ausschussvorsitzender bedanken. Ich wünsche
dir ganz persönlich alles Gute in Marburg. Ich denke, man
wird sich das eine oder andere Mal wiedersehen. Vielen
Dank und alles Gute für dich.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Das Wort hat Frau
Abg. Nicola Beer.

Nicola Beer (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen! Ich glaube, wir können für alle Fraktionen feststel-
len – da habe ich selbst bei der SPD Bewegung gesehen –,
dass der Tag, an dem in Marburg in der Partikeltherapiean-
lage endlich der erste Patient behandelt werden konnte, ein
Tag war, an dem viele Hoffnungen nicht nur in diesem
Haus in Erfüllung gegangen sind.

(Beifall bei der FDP)

Das sind Hoffnungen unglaublich vieler Menschen in die-
sem Land und darüber hinaus, von Menschen, die an un-
heilbaren Tumoren leiden und die durch diese neuartige
Behandlungsmethode vielleicht die Chance bekommen,
geheilt zu werden – Hoffnungen, für die wir uns als Freie
Demokraten stets eingesetzt haben, auch wenn der Prozess
bis zu dieser ersten Behandlung wahrlich nicht leicht war.
Die Tatsache, dass die Partikeltherapieanlage jetzt endlich
in Betrieb gegangen ist, zeigt, dass es gut war, immer wie-
der gegen die Schwierigkeiten auf dem Weg dorthin anzu-
kämpfen.

Wir müssen eingestehen, dass auf dem Weg dorthin die
Anlage zwischenzeitlich kurz vor dem Aus stand. Es war
richtig, an dieser Stelle nicht nachzugeben, sondern weiter
zu verhandeln, auch wenn es schwierig war. Es war richtig,
dass der Ministerpräsident sich in den schwierigsten Pha-
sen eingeschaltet hat, um die Verkeilungen, die es offenbar
gegeben hat, zu lösen. Es war auch richtig, daran festzuhal-
ten, hier weiter zu verhandeln. Wir als Land haben ge-
wusst, dass wir mit einer schnellen Schadenersatzlösung,
so wie sie insbesondere von der SPD-Fraktion in diesem
Hause gefordert wurde, nicht den Tag der Erfüllung der
Hoffnungen so vieler kranker Menschen erlebt hätten. Die-
ses Geld hätte uns nicht die Hoffnung darauf erfüllt, un-
heilbare Krankheiten mit neuen Methoden zu behandeln.

(Beifall bei der FDP)

Sehr geehrter Herr Kollege Spies, Sie haben in diesem
Haus einen anderen Weg empfohlen. Aber Respekt – Sie
haben zumindest eingesehen, dass das Festhalten an diesen
Verhandlungen dazu geführt hat, dass wir jetzt unser ei-
gentliches Ziel erreicht haben.

Ich hätte allerdings erwartet, dass Sie damit auch das Zu-
geständnis verbinden, dass nur die Privatisierung des fusio-
nierten Universitätsklinikums diese Chance der Verhand-
lung überhaupt ermöglicht hat. Wir als Land hätten ange-
sichts der damaligen Situation der beiden Klinikstandorte
niemals die Chance gehabt, eine solche Investition alleine
zu stemmen.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Horst Klee
(CDU))

Wir hätten niemals die Möglichkeit gehabt – auch heute
nicht –, ein solches finanzielles Risiko einzugehen, wie es
die Partikeltherapieanlage nach wie vor darstellt. Deswe-
gen ist es gut, dass es mithilfe der Privatisierung gelungen
ist, diesen Tag der Erfüllung der Hoffnungen von sehr vie-
len unheilbar Kranken gemeinsam erleben zu dürfen.

(Beifall bei der FDP)
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Wir werden den privaten Anteil auch weiter benötigen.
Wir als Freie Demokraten verbinden mit diesem Tag der
ersten Behandlung auch die Hoffnung darauf, dass die wei-
tere Behandlung und Forschung an bislang unheilbaren
oder nahezu unheilbaren Krebsarten auch dazu beitragen
mögen, Erkenntnisse über neue Behandlungsmethoden
hervorzubringen. Dadurch könnte diese Behandlung noch
zielgerichteter und erfolgversprechender werden und noch
mehr Menschen zur Heilung verhelfen.

Damit ist das Strahlentherapiezentrum in Marburg auch für
Hessen eine Spitzentechnologie, die über den hessischen
Standort hinaus strahlen wird – auch in ihren weiteren Er-
gebnissen. Deshalb sollten wir gemeinsam alles dafür tun,
dass sich diese Investition – und es ist völlig richtig, wenn
Herr Spies sagt, es ist auch eine Investition des Landes
Hessen aus Steuermitteln, die aus meiner Sicht richtig in-
vestiert wurden – auch weiterhin in noch mehr Heilungs-
möglichkeiten niederschlagen möge.

Herr Kollege Spies, wir sollten auch gerade deshalb alles
dafür tun, weil sich – und das wissen wir alle – diese Parti-
keltherapieanlage zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht rech-
net. Wir haben aber die Hoffnung darauf, dass es mögli-
cherweise bald dazu kommen wird, durch weitere For-
schungsergebnisse und Erfahrungen in der noch besseren
und effizienteren Behandlung von Patientinnen und Patien-
ten, dass sich diese Formen der Behandlungsmethoden
auch für uns alle mit einem geringeren Einsatz von Steuer-
geldern durchführen lassen werden.

(Beifall bei der FDP)

Frau Kollegin Wissler, deswegen kann ich auch nicht
nachvollziehen, warum Sie hier ausgerechnet die Beteili-
gung des Universitätsklinikums Heidelberg kritisieren. Es
ist eine gute Lösung, dass gerade das Universitätsklinikum
Heidelberg

(Unruhe – Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LIN-
KE) – Glockenzeichen des Präsidenten)

mit seinem Erfahrungsvorsprung jetzt zum weiteren Erfolg
der Anlage beiträgt.

Ich glaube, es ist ein Tag, an dem wir gemeinsam darauf
schauen sollten, wie wir den Erfolg nicht nur dieser Anla-
ge, sondern auch unserer Universitätsklinika in Hessen ins-
gesamt weiter vorantreiben,

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

auch wenn ich vermisst habe, dass Herr Kollege Spies für
die SPD-Fraktion eingesteht, dass es diese Anlage ohne die
Privatisierung und weiterhin fließendes Privatkapital gar
nicht gegeben hätte. Im Gegensatz zu Ihnen, Frau Wissler,
habe ich bei Herrn Spies zumindest erkannt, dass er einen
Weg gefunden hat, über seinen Schatten zu springen und
ein Angebot zu machen. Ich hoffe sehr, dass die Regie-
rungskoalition das aufgreift und gemeinsam für den weite-
ren Erfolg unserer Universitätsklinika sowohl am Standort
Gießen und Marburg als auch am Standort Frankfurt arbei-
ten wird.

Es kann von Vorteil sein, wenn ein dortiger Rathauschef
auch vertiefte Erkenntnisse und Einblicke in unsere Kran-
kenhauslandschaft mitbringt und so ein gedeihliches Zu-
sammenwirken für den Standort Marburg entsteht.

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Beer, der Kollege Schaus hat das große Be-
dürfnis, Ihnen eine Frage zu stellen. Lassen Sie die zu?

Nicola Beer (FDP):

Ich würde gerne erst noch einen weiteren Gedanken aus-
führen, dann gerne.

Vizepräsident Frank Lortz:

Gut, dann warten wir auf Ihren Gedanken, und danach
denk bitte dran.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Nicola Beer (FDP):

In einem gebe ich dem Kollegen Spies recht: Es ist noch
viel zu tun. Herr Kollege Spies hat angesprochen, dass die
Integration der Standorte in Mittelhessen durchaus weiter
optimierbar ist. Ich glaube aber auch, dass uns, über die
speziellen Erfordernisse an den Standorten Gießen und
Marburg hinaus, noch weitere Herausforderungen gegen-
überstehen.

Bei der letzten Diskussion über diese Partikeltherapieanla-
ge habe ich schon darauf hingewiesen, dass wir uns weiter
bemühen müssen – und das ist leider bislang noch nicht
ausreichend gelungen –, eine auskömmliche Finanzierung
für unsere Universitätsklinika zu gewährleisten. Es gibt
spezielle Belastungen der Universitätsklinika: für die
Hochschulambulanzen, für die Assistenzarztausbildung,
für die Behandlung sehr seltener, aber auch sehr kostenin-
tensiver besonderer Krankheiten, für neue Therapieformen
– wie die, die jetzt bei der Behandlung der Tumore in der
Partikeltherapieanlage stattfindet – und vor allem für die
weitere Erforschung und die Weitervermittlung dieser neu-
en Forschungsergebnisse aus all diesen Spezialgebieten.
Da es nicht gelungen ist, einen Systemzuschlag für die
Universitätsklinika festzuschreiben, werden diese Kosten
nach wie vor nicht adäquat abgedeckt. Leider hilft es dabei
auch nicht, wenn das Land in seinem neuen Hochschulpakt
nicht die Istzahlen der auszubildenden Studierenden zur Fi-
nanzierung der Fachbereiche Medizin ansetzt, sondern es
entsteht über Sollzahlen leider eine Unterfinanzierung
selbst in diesem Bereich.

Wir müssen aber auch eine einheitliche Digitalisierung un-
serer Universitätsklinika viel stärker in den Blick nehmen
– nicht nur, weil dadurch eine effizientere Verwaltung
möglich wird, sondern ich habe dabei insbesondere eine
bessere, effizientere Behandlung von Patientinnen und Pa-
tienten im Blick. Wir sollten auch schauen, dass wir ge-
meinsam eine Forschungsstrategie erstellen, nach der wir
die Forschungsschwerpunkte in Regionalkonzepten voran-
treiben können – wie uns das der Wissenschaftsrat emp-
fohlen hat.

Herr Kollege Bartelt, von daher ist heute sicherlich ein Tag
der Freude – weil an diesem Tag viele Hoffnungen, an de-
nen wir lange festhalten mussten, in Erfüllung gehen; mei-
nes Erachtens aber kein Tag, um in irgendeiner Weise auf-
trumpfend zu reagieren, sondern ein Tag, um die Zukunft
in den Blick zu nehmen und gemeinsam für diese Zukunft
zu kämpfen, auf der Grundlage dessen, was wir erreicht
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haben, aber auch in dem Wissen darüber, dass wir noch
viel mehr erreichen müssen, wenn wir unsere Universitäts-
klinika zum Wohle der Patientinnen und Patienten in die
Zukunft führen wollen.

Lieber Thomas Spies, deswegen zum Abschluss auch von
meiner Seite: Glück auf für die neue Funktion. Es kann
helfen, an einem so bedeutenden Standort einer Universi-
tätsklinik einen Kenner der Materie zu haben. Ich hoffe
aber, das wird im Sinne der Standorte auch in Ihrer jetzi-
gen Konstruktion, auf der Grundlage der Privatisierung,
eingesetzt werden. Denn dann kann aus dem Tag der Hoff-
nung vielleicht sogar noch ein Tag der Versöhnung wer-
den. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Beer. – Bleib da. Was ist denn
mit der Schlussfrage des Kollegen Schaus? – Bleib da. –
Kollege Schaus, bitte.

(Nicola Beer (FDP): Ob das jetzt der Versöhnung
nützt?)

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Frau Beer, das liegt ganz bei Ihnen. – Frau Beer, empfin-
den Sie es nicht geradezu als zynisch, wenn die Rhön-Kli-
niken in ihren Mitteilungen der letzten Jahre immer wieder
betont haben, dass die doch in Deutschland entwickelte
und vielen schwerst Krebskranken neue Hoffnung gebende
Behandlungsmethode deshalb nicht eingeführt wird, weil
sie sich kostenmäßig nicht rechnet?

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Beer.

Nicola Beer (FDP):

Herr Kollege Schaus, genau diese Problematik habe ich
doch angesprochen. Deswegen bin ich sehr froh, dass es ei-
ne 25-prozentige Investitions- und damit auch Kostenbetei-
ligung eines privaten Betreibers an dieser Anlage gibt.
Denn wir wissen doch: An anderen Standorten ist diese
neue Technologie gescheitert. Schleswig-Holstein hat es
versucht, eine solche Anlage in Lübeck, in Kiel zu instal-
lieren. In einem rein öffentlichen Modell ist das nicht ge-
lungen. Offensichtlich würde es auch in einem rein privat-
rechtlichen Modell nicht gelingen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Was ist mit Hei-
delberg?)

Daher ist die Kombination, die wir jetzt gefunden haben –
einen Privaten in das Investitionsrisiko einzubeziehen,
gleichzeitig aber die Erfahrungswerte von öffentlichen Kli-
niken zu kombinieren –, der Weg, der meines Erachtens
zum Erfolg geführt hat, zumindest schon einmal zu dem
Erfolg, dass diese Behandlungen jetzt begonnen haben.
Wir hoffen, dass durch die Kombination beider Erfah-
rungsschätze und der Risikobereitschaft des privaten In-
vestors das noch besser zum Erfolg geführt werden kann,
indem möglichst bald noch mehr Patientinnen und Patien-
ten als jetzt im ersten Jahr in dieser Anlage behandelt wer-
den mögen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Beer. – Es gibt keine Zusatz-
fragen. Dann kommt der nächste Redner. Das Wort hat der
Kollege May, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Wenn wir zurückschauen, dann war es im Herbst 2013
keineswegs ausgemacht, dass die Partikeltherapieanlage in
Marburg tatsächlich in Betrieb gehen würde. Zwar hatte
die frühere Wissenschaftsministerin Eva Kühne-Hörmann
im April 2013 eine wichtige Weichenstellung vorgenom-
men, als sie die Verhandlungen in Richtung einer Koopera-
tion mit Heidelberg öffnete – das wurde von unserer Seite
her auch sehr begrüßt –, aber sicher war das alles noch
nicht.

Desto wichtiger war es den jetzigen Koalitionsparteien, in
den Koalitionsverhandlungen festzulegen, dass die Inbe-
triebnahme der Partikeltherapieanlage in Marburg oberste
Priorität haben wird. Deswegen haben wir das im Koaliti-
onsvertrag von CDU und GRÜNEN so verankert. Heute
musste ich feststellen: Die schwarz-grüne Koalition hat ge-
liefert.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Janine Wissler (DIE LINKE): Und Hei-
delberg!)

An dieser Stelle möchte ich mich auch persönlich bei Mi-
nister Boris Rhein bedanken, auch beim Ministerpräsiden-
ten, die in persönlichem Einsatz die Verhandlungen dort
vorangetrieben und letztendlich zu einem erfolgreichen
Ende gebracht haben.

Sehr geehrter Herr Kollege Grumbach, Ihre Ankündigung
und die Rede des Kollegen Spies hätten auch etwas in die-
se Richtung gehen können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU))

Ich finde es sehr bedauerlich, dass Sie die Chance verpasst
haben, heute tatsächlich Stellung zu dem zu nehmen, was
auf der Tagesordnung steht,

(Marjana Schott (DIE LINKE): Das haben wir doch
getan!)

nämlich die Inbetriebnahme der Partikeltherapieanlage.
Stattdessen haben Sie im Hauptteil Ihrer Rede über vieles
gesprochen, teilweise auch Spekulationen geäußert. Sie ha-
ben sogar von einer möglicherweise drohenden Schließung
des Standorts Marburg gesprochen. Das halte ich für kei-
nen würdigen Beitrag zu der guten Entwicklung, die wir
doch haben. Sie sollten noch einmal über das nachdenken,
was Sie heute hier dargestellt haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Sie hätten auch die Chance ergreifen können, um über die
Rolle Ihrer Fraktion, aber auch Ihrer Person in diesem gan-
zen Prozess nochmals nachzudenken. Die war nämlich
nicht so rühmlich. Denn Sie haben nicht den langen, steini-
gen Verhandlungsweg gewählt, sondern – das wurde von
den Vorrednern, Dr. Bartelt und auch Frau Beer, schon an-
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gesprochen – Sie haben darauf gedrängt, den Verhand-
lungspfad zu verlassen. Dazu kann ich auch ein paar Zitate
liefern, etwa vom 02.01.2013 in der „Frankfurter Rund-
schau“: „Das Land muss nun umgehend eine Rechnung
schreiben“; 03.01.2013: „Wir fordern die Landesregierung
auf, dem Rhön-Klinikum umgehend eine Rechnung zu
stellen und die 107 Millionen € einzufordern“; oder hier
am 27.02.2014 – das ist so groß gedruckt, dass man es
wahrscheinlich auch von Ihrem Platz aus sehen kann –:

(Der Redner hält ein Blatt hoch.)

„SPD fordert die Landesregierung zur Klage auf“.

Das zeigt doch, dass Sie den Verhandlungsweg, den wir
gewählt haben und der uns letztendlich zu dem heutigen
Ergebnis geführt hat, verlassen wollten und dass Sie eben
nicht auf die Verwirklichung der Partikeltherapie drängen
wollten, sehr geehrte Damen und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege May, der schon sehr oft zitierte und heute mit
viel Beifall bedachte Kollege Dr. Spies möchte eine Zwi-
schenfrage stellen. Da kann man eigentlich nicht Nein sa-
gen, oder?

(Heiterkeit)

Also, dann lassen wir ihn einmal.

Dr. Thomas Spies (SPD):

Herr Kollege May, würden Sie mir denn zustimmen, dass
die Einreichung einer Klage auf Zahlung von 100 Millio-
nen € die Verhandlungsbereitschaft für eine Leistung, die
am Ende einen Bruchteil davon gekostet hat, spürbar be-
schleunigt hätte oder jedenfalls diese Option geboten hätte
und wir somit schon seit einem Jahr Patienten behandeln
würden, statt so lange gewartet zu haben?

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Kollege May.

Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Dr. Spies, Fragen, die mit „Würden Sie
mir zustimmen …“ anfangen, kann ich grundsätzlich nicht
bejahen.

(Unruhe bei der SPD – Lachen der Abg. Janine
Wissler (DIE LINKE) – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

Aber vielleicht können Sie mir ja zustimmen, dass das Be-
schreiten des Klageweges anstelle von Verhandlungen
nicht dazu geführt hätte, dass wir ein komplexes Vertrags-
werk, wie wir es jetzt haben, erreicht hätten, sondern dass
wir, wenn wir in einen Rechtsstreit eingetreten wären, heu-
te eben keine Partikeltherapieanlage hätten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vielleicht denkt ja der zukünftige Oberbürgermeister von
Marburg eingedenk der Debatten der letzten Jahre insge-

heim: Gut, dass sich die SPD an dieser Stelle nicht durch-
setzen konnte, sondern Schwarz und Grün Kurs gehalten
haben, was meiner Stadt und dem ehrgeizige Projekt für
Forschung und Lehre und für die Patientenversorgung zum
Erfolg verholfen hat. – Ich glaube, darüber sollten Sie noch
einmal nachdenken.

(Lebhafter Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der CDU)

Die Inbetriebnahme hat schon ein großes mediales Echo
hervorgerufen. Es ist ja auch eine faszinierende Technik,
von der wir hier reden, die, nebenbei gesagt, auch in Hes-
sen, nämlich von der GSI in Darmstadt, entwickelt wurde.
In den Presseartikeln kommt auch Erleichterung darüber
zum Tragen, dass die Politik an dieser Stelle so beherzt zu-
gegriffen hat und dass sie es bei dieser Technologie nicht
nur bei der abstrakten Forschung belassen, sondern auch
dafür gesorgt hat, dass diese Technologie für die Hilfe am
Menschen eingesetzt werden kann.

Von daher denke ich, dass man das auch im Kontext mit
dem Standort Marburg sehen muss. Diesbezüglich möchte
ich eine ganz andere Lesart aufzeigen als der Kollege
Dr. Spies. Vielleicht ist unter anderem dies Anlass, Dinge,
die es am Universitätsklinikum Marburg im Bereich der
Versorgung von und der Forschung für Krebspatienten
gibt, zusammenzuführen. Aus diesem Grund haben wir in
unseren Antrag die Bitte und die Forderung an die Landes-
regierung aufgenommen, den Standort Marburg als Kom-
petenzzentrum für die Krebstherapie weiter zu stärken,
weil wir sehen, dass es durch die neue Technologie jetzt al-
le Therapiemöglichkeiten an einem Ort gibt und es daher
nur schlüssig ist, dass man den Standort Marburg stärkt.

Das zeigt, dass diese Landesregierung alles andere vorhat,
als den Medizinstandort Marburg zu schwächen. Die Stär-
kung von Marburg ist vielmehr das Ziel, und das ist auch
das Signal, das wir heute an diesem Ort geben wollen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich darf zum Schluss feststellen: Es war ein steiniger Weg,
bis hierhin zu kommen. Es hat sich ausgezahlt, einen lan-
gen Atem zu haben und auf Verhandlungen zu setzen. Wir
GRÜNE freuen uns darüber, dass die Partikeltherapie nun
endlich in Betrieb geht, weil sie vielen Menschen helfen
kann, weil sie die Forschung in Marburg stärken kann.

Im Übrigen, Herr Dr. Spies – auch das haben Sie ja proble-
matisiert – wird dies von der Universitätspräsidentin in
Marburg ganz anders gesehen, als Sie das dargestellt ha-
ben. Wir sehen für den Medizinstandort Marburg große
Entwicklungschancen und freuen uns, dass wir diesen Er-
folg heute hier im Plenum begehen können. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege May. – Das Wort hat der Staatsmi-
nister Boris Rhein.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Lieber Herr Dr. Spies, ich weiß nicht, ob ich Ihre freundli-
che kommunale Ankündigung als Drohung empfinden soll.
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(Günter Rudolph (SPD): Das war ein Angebot!)

Nein, ich empfinde die nette Einladung nicht als Drohung,
sondern in der Tat als Angebot. Wir werden in der Zukunft
wohl noch mehr als bisher miteinander zu tun haben, weil
es ja auch so ist, dass man immer wieder sagt: Viele Städte
haben eine Universität; dieses wunderschöne Marburg ist
eine einzige große Universität. Insoweit haben natürlich
der Oberbürgermeister von Marburg und der Wissen-
schaftsminister immer einen engen Kontakt. So halte ich
das mit Ihrem Vorgänger, und so werde ich es selbstver-
ständlich auch mit Ihnen halten.

Ich denke, dass das, was Herr May gesagt hat, eintreten
wird: dass Sie sich freuen werden, dass diese Landesregie-
rung Kurs gehalten hat. Denn der 11. November ist wirk-
lich ein guter Tag für Marburg und vor allem für den
Standort Marburg gewesen. Er ist natürlich auch ein guter
Tag für den Forschungsstandort Hessen gewesen. Auch
das will ich nicht verschweigen. Aber er ist vor allem eines
gewesen – ich glaube, das war auch der Grund, warum wir
Kurs gehalten haben –: ein ganz besonders wichtiges Si-
gnal an die vielen schwer kranken Menschen, die große
Hoffnungen in diese faszinierende hessische Technologie
setzen.

Diese Technologie wird jetzt ein Team aus Wissenschaft-
lern, aus Experten einsetzen, die aus Marburg, aus Heidel-
berg kommen, die auf höchstem Niveau arbeiten. Sie wer-
den sich insbesondere für Patienten einsetzen, denen keine
Behandlung durch Operation oder durch konventionelle
Bestrahlung angeboten werden kann. Das Faszinierende ist
ja nicht die Technologie, sondern das Faszinierende ist,
dass diese Menschen jetzt eine neue Perspektive für ihr Le-
ben erhalten. Das gilt vor allem – ich denke, schon alleine
deswegen haben sich diese Mühen gelohnt – für an Krebs
erkrankte Kinder und junge Erwachsene. Die Strahlen die-
ser Marburger Anlage sind ganz besonders schonende
Strahlen. Was es bedeutet, wenn man gerade die Prognose
für junge Menschen, für Kinder, die an dieser schreckli-
chen Krankheit erkrankt sind, deutlich verbessert, muss ich
an diesem Ort wohl nicht näher erläutern.

Die Universitätsmedizin in Marburg – ich bin Herrn May
und Herrn Dr. Bartelt sehr dankbar dafür, dass sie das
deutlich hervorgehoben haben – hat sich in den vergange-
nen Jahren, nein, man muss sagen, Jahrzehnten, zu Recht
den Ruf einer exzellenten Adresse in der Krebstherapie er-
arbeitet. Das ist in allererster Linie das außerordentliche
Verdienst des couragierten ärztlichen wie pflegerischen
Personals vor Ort, aber es hat auch mit den richtigen politi-
schen Weichenstellungen zu tun. Ich spreche Stefan Grütt-
ner, den Gesundheitsminister, dabei an: Denken Sie an das
hessische Onkologiekonzept, das entwickelt worden ist.
Denken Sie – damit bin ich bei der gestrigen Debatte zum
Haushalt – an den LOEWE-Schwerpunkt Tumor und Ent-
zündung, den wir von 2008 bis 2012 entwickelt haben und
der die Grundlage für die anschließende Entscheidung ge-
bildet hat, in Marburg ein neues Zentrum für Tumor- und
Immunbiologie, das ZTI, zu errichten, eine Anlage, deren
Bau und Ausstattung Bund und Länder zusammen mit
49 Millionen € finanziert haben.

Dieses Marburger Ionenstrahlentherapiezentrum – ich bin
der festen Überzeugung, dass das so sein wird – wird die
Reputation des Medizinstandorts Mittelhessen, aber natür-
lich auch – daran muss ein Oberbürgermeister ein besonde-
res Interesse haben – Marburg stärken, und dieses Thera-
piezentrum wird ein Vorbild in Europa sein. Das gilt zumal

– Herr Dr. Bartelt hat in der letzten Plenardebatte darauf
hingewiesen –, weil der Bedarf an dieser innovativen The-
rapie in Europa bei Weitem nicht gedeckt ist. Er hat die
Standorte genannt, die es in Deutschland gibt, und hat auch
europaweit gezeigt, wie weit die Schere zwischen den ver-
fügbaren und den nachgefragten Therapieplätzen auseinan-
dergeht.

Das darf man bei einer solchen Entscheidung nicht aus-
blenden. Dass wir dieses Zentrum in Marburg auf den
Lahnbergen öffnen, ist in der Tat das Ergebnis einer klu-
gen, einer besonnenen und geduldigen Politik.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist im Übrigen auch das Ergebnis einer Politik, die stets
das Gelingen des Projektes im Auge hatte, die nicht das
Scheitern herbeigeredet hat, die nicht – durch welche Ak-
tionen auch immer – das Scheitern herbeizuführen versucht
hat, die nicht eine Diskussion führen wollte, wer wem wel-
ches Versäumnis anlasten könnte. Es ist vielmehr das Re-
sultat einer Politik, die im Koalitionsvertrag zwischen der
CDU und den GRÜNEN angelegt worden ist. Dort heißt es
auf Seite 75 – ich darf das noch einmal zitieren –: „Die In-
betriebnahme“ – das ist das ausschlaggebende Wort – „…
ist für die Koalitionspartner … von zentraler Bedeutung.“

Lassen Sie mich mit Blick auf die GRÜNEN eines sehr
deutlich sagen. Auch die GRÜNEN waren einmal in der
Opposition.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das merkt man aber
nicht mehr! – Günter Rudolph (SPD): Gefühlt sind
sie 200 Jahre an der Regierung!)

Wir haben auch mit den GRÜNEN intensive Diskussionen
über das Thema geführt. Wissen Sie, was die GRÜNEN
von Ihnen unterschieden hat? Dass die GRÜNEN eine
konstruktive Politik betrieben haben.

(Lachen bei der LINKEN)

Denn die GRÜNEN wollten immer die Inbetriebnahme des
Partikelzentrums. Ich erinnere an den Haushaltsantrag des
von mir sonst sehr geschätzten Dr. Spies, der Mittel für
Schadenersatz in den Haushalt einstellen wollte. Die GRÜ-
NEN haben gegen diesen Antrag gestimmt, und damit ha-
ben sie deutlich gemacht, dass sie immer die Inbetriebnah-
me des Zentrums im Auge hatten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Insoweit will ich sehr deutlich sagen: Das unterscheidet ei-
ne konstruktive Politik von der Politik von Rot-Rot, die
das eben anders gesehen haben.

Ich will Sie am heutigen Tage nicht mit dem Auf und Ab
des Projekts behelligen. Ich will Sie auch nicht mit den
vielen politischen Spielchen behelligen, die getrieben wor-
den sind. Aber eines will ich festhalten – als wir das Zen-
trum eröffnet haben, als wir die Veranstaltung in der Uni-
versität hatten, Frau Dorn war ja auch in Marburg, habe ich
das schon gesagt –: So manche Rede, die hier im Hessi-
schen Landtag zum Thema gehalten worden ist, hat sich im
Lichte dieser Veranstaltung, nämlich der Inbetriebnahme
der Partikeltherapie, ganz besonders interessant angelas-
sen. – Ich bin dankbar, Frau Wissler, dass Sie mich so an-
schauen.

(Heiterkeit)

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 59. Sitzung · 26. November 2015 4115



Ich habe mir alle Ihre Reden zum diesem Thema noch ein-
mal hervorgeholt. Sie lasen sich einfach wunderbar.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Meine Reden sind
immer wunderbar!)

Ganz spannend finde ich auch, dass Frau Beer uns den
Vorwurf macht, wir hätten den Systemzuschlag nicht reali-
siert. Frau Beer, das haben Sie in der letzten Debatte ge-
sagt, und Sie haben es auch heute wieder vorgetragen. Das
ist eine wirklich interessante Bemerkung von Ihnen, denn
nach meiner Erinnerung war vor Schwarz-Rot im Bund
Schwarz-Gelb an der Regierung. Warum haben Sie damals
den Systemzuschlag nicht einfach umgesetzt? Dann müss-
ten wir die Debatte heute so nicht mehr führen.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der CDU
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will Ihnen darüber hinaus die Debatte über das Für und
Wider von Privatisierungen ersparen. Nur eines will ich am
Rande noch sagen: Die öffentliche Hand hätte eine solche
Partikeltherapieanlage wahrscheinlich nicht stemmen kön-
nen. Die öffentliche Hand hätte das höchstens unter Zu-
rückstellung anderer Prioritäten machen können. Das ge-
hört zur Wahrheit.

Zur gleichen Wahrheit gehört der Verbalradikalismus, der
in diesem Zusammenhang gepflegt wurde. Ich erinnere
mich daran, dass mir vom ersten Tag meiner Amtszeit an
gesagt wurde: „Du musst jetzt auf den Tisch hauen, du
darfst dich von so einer Heuschrecke aus Neustadt an der
Saale nicht am Nasenring durch die Manege ziehen lassen,
sondern du musst jetzt Klage erheben, mache Druck und
zeige denen mal, dass sich ein Land so etwas nicht gefallen
lässt.“ Meine Damen und Herren, das hätte keinem einzi-
gen Patienten, der auf diese Technologie wartet, auch nur
einen Deut geholfen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): Das
hätte Ho Chi Minh auch sagen können!)

– Weil Sie Ho Chi Minh ansprechen: Ho Chi Minh war ein
kluger Mann. Ho Chi Minh hätte garantiert nicht die For-
derung gestellt, die Partikeltherapieanlage abzubauen.

(Große Heiterkeit – Beifall bei dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das unterscheidet im Übrigen die deutschen Sozialisten
und Kommunisten von den vietnamesischen Sozialisten
und Kommunisten. Das ist aber ein Thema für eine andere
Rede, die ich an einem anderen Ort halten werde. Viel-
leicht kann ich das heute beim Mittagessen mit dem Staats-
präsidenten der Volksrepublik Vietnam erörtern.

(Heiterkeit)

Das, was Sie vorhatten, hätte den Abbau der Anlage be-
deutet. Dieser Landesregierung ging es aber um die Patien-
ten und um die Behandlung dieser Patienten. Wenn ich vor
diesem Hintergrund und auch im Bewusstsein der ge-
schichtlichen Zusammenhänge eine Hoffnung formulieren
darf, dann vielleicht die, dass dieses Ionenstrahlentherapie-
zentrum, das wir in Betrieb genommen haben, mit dazu
beitragen möge, manchen ideologischen Graben zuzu-
schütten, statt neue Gräben aufzuwerfen.

Das Partikeltherapiezentrum ist in Betrieb. Ich will allen,
die dazu beigetragen haben, dass wir das heute so formu-
lieren können, ein aufrichtiges Dankeschön sagen. Das gilt

für den Partner aus Heidelberg, das gilt für unsere Partner
an der ältesten evangelischen Universität der Welt, der Phi-
lipps-Universität Marburg, und ganz besonders für ihre
Präsidentin, und es gilt für die Partner der Rhön-Klinikum
AG. Ich will aber auch sehr deutlich sagen – sie ist leider
nicht da –: Es gilt auch für die Kollegin Hinz, die mit
Hochdruck an der atomrechtlichen Genehmigung gearbei-
tet und es uns ermöglicht hat, dass wir das innerhalb des
Zeitplans erledigen konnten, den wir uns vorgenommen
hatten. Derjenige, der wirklich das größte Verdienst an der
Inbetriebnahme des Partikeltherapiezentrums hat, ist aber
der Hessische Ministerpräsident. Volker Bouffier hat mit
einem unglaublich hohen persönlichen Engagement für die
Interessen des Landes gekämpft. Er hat gekämpft wie ein
hessischer Löwe. Wenn er das nicht getan hätte, könnten
wir den heutigen Tag so nicht begehen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Staatsminister, Sie denken an die Redezeit?

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Ich will versöhnlich enden. Ich will Ihnen, lieber Herr Dr.
Spies, alles Gute für Ihre Amtszeit in Marburg wünschen.
Ich habe es im Ausschuss schon gesagt: Ich finde, Sie ha-
ben den Ausschuss für Wissenschaft und Kunst ganz vor-
züglich geführt, mit hoher menschlicher Kompetenz und
mit hoher Sachkompetenz. Sie haben ihn, wie ich finde,
auch mit Stil und mit Humor geführt, der Ihnen zu eigen
ist. Ich habe Sie als Ausschussvorsitzenden lieber gemocht
als als Wahlkreisabgeordneten. Ich will das nicht ver-
schweigen. Als Wahlkreisabgeordneter ist es aber nicht Ih-
re Aufgabe, dem zuständigen Minister zu gefallen.

(Günter Rudolph (SPD): So ist es!)

Deswegen haben Sie das natürlich so gemacht, wie Sie es
machen mussten. Sie haben mir etwas voraus. Sie haben
etwas geschafft, was ich nicht geschafft habe. Sie sind di-
rekt gewählter Oberbürgermeister geworden.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Deshalb will ich mit großem Respekt sagen: Direkt ge-
wählter Oberbürgermeister zu werden ist eine große Sache.
Vielleicht war es aber auch ein bisschen das Schicksal, das
mich in dieses wunderschöne Amt in der Landesregierung
geführt hat und das dazu beitragen wird, dass wir beide –
ich sagte es eingangs – noch enger als bisher konstruktiv
zusammenarbeiten werden. Auch ich werde daran arbeiten,
Herr May, dass der Oberbürgermeister der Stadt Marburg
in sechs Jahren verkünden wird: Es war eine gute Entschei-
dung von Schwarz-Grün, die Partikeltherapieanlage in Be-
trieb zu nehmen. – Herzlichen Dank, alles Gute und viel
Erfolg für die Zukunft.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister. – Meine Damen und Herren,
es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Damit ist Tages-
ordnungspunkt 78 erledigt.
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 79 auf:

Antrag der Fraktion der SPD betreffend Aufforderung
an die Hessische Landesregierung, dem Untersu-
chungsausschuss 19/2 (NSU) landeseigene Akten unge-
schwärzt zur Verfügung zu stellen und die Aufklä-
rungsarbeit zu unterstützen – Drucks. 19/2675 –

Außerdem wird Tagesordnungspunkt 84 aufgerufen:

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Ar-
beit des Untersuchungsausschusses 19/2 – Drucks.
19/2694 –

Redezeit: zehn Minuten je Fraktion. Es beginnt der Kolle-
ge Rudolph, SPD-Fraktion.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Vielen Dank, Herr Rhein. Einen Minister mit Stil finden
wir ausdrücklich sehr gut.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, wir wollen, dass der NSU-Un-
tersuchungsausschuss 19/2 seine Aufklärungsarbeit ohne
Behinderungen und Beeinträchtigungen durchführen kann.
Mit dem heute aufgerufenen Antrag und der Debatte dazu
wollen wir die Fraktionen von CDU und GRÜNEN sowie
die Landesregierung auffordern, sich endlich an die
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, des
höchsten deutschen Gerichts, zu halten und die Aufklä-
rungsarbeit des Untersuchungsausschusses nicht weiter zu
behindern und zu unterlaufen, sondern zu unterstützen. Um
nicht mehr und um nicht weniger geht es heute.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
vom 17. Juni 2009 – Stichwort: BND-Entscheidung – kann
das Parlament nicht als Außenstehender behandelt werden,
der zum Kreis derer gehört, vor denen Informationen zum
Schutz des Staatswohls geheim zu halten sind.

Die Berufung auf das Staatswohl kommt in aller Regel
nicht in Betracht, wenn beiderseits wirksam Vorkehrungen
gegen das Bekanntwerden von Dienstgeheimnissen getrof-
fen werden. Nach diesem Urteil dürfen einem Untersu-
chungsausschuss Beweismittel aus verfassungsrechtlichen
Gründen nicht mit einem pauschalen Hinweis – Berufung
auf verfassungsrechtliche Gründe, z. B. Staatswohl – vor-
enthalten werden. Sie müssen substanziiert dargelegt wer-
den. Deswegen reicht das, was Sie in vielen Akten und
Blättern gemacht haben – Hinweis auf das Staatswohl –,
nicht aus und verstößt gegen die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP))

Auch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Flick-
Skandal aus dem Jahr 1984, das schon länger zurückliegt,
macht deutlich, dass die Exekutive – damals die Bundesre-
gierung; das schließt die Landesregierung mit ein – einem
parlamentarischen Untersuchungsausschuss nicht ohne
Weiteres Akten unter Berufung auf das Staatswohl vorent-
halten darf. Das ist eine weitere Bestätigung der Begrün-

dung. Deswegen gibt es überhaupt keinen Grund für das
bisher praktizierte Vorgehen der Landesregierung.

Wir haben Akten, in denen mehrere Blätter fehlen – die
übrigens als hoch geheim eingestuft werden. Ich will ein-
mal ein besonders markantes Beispiel herausgreifen: Wir
haben Akten, die als geheim eingestuft sind – ich darf jetzt
nicht näher auf diese eingehen –, aber darin sind Doku-
mente, die öffentlich zugänglich sind: Presseberichte und
Einladungen zu Sitzungen des Untersuchungsausschusses
des Hessischen Landtags.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das zeigt die
ganze Absurdität. Die gesamte Akte wird als geheim ein-
gestuft, und wer daraus zitiert, macht sich möglicherweise
des Geheimnisverrats schuldig. Damit wird deutlich: Wer
ein Interesse an der Aufklärung hat, muss dem Untersu-
chungsausschuss des Hessischen Landtags die Akten, die
er zur Aufklärung benötigt, ungeschwärzt zur Verfügung
stellen. Man darf aber nicht ein solch absurdes Verfahren
wählen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP))

Schon gar nicht reicht die allgemeine Berufung auf das
Staatswohl aus.

Worum geht es eigentlich in dem Untersuchungsausschuss
19/2? Um die Aufklärung des neunten Mordes einer
schrecklichen Terrorserie, der in Hessen stattgefunden hat,
aber natürlich auch um die Aufklärung dieser Morde insge-
samt. Es geht im ersten Schritt darum, ob Sicherheitsbe-
hörden versagt haben und wie es zu den Morden kommen
konnte. Im zweiten Schritt geht es darum, welche Konse-
quenzen wir daraus ziehen.

Wir haben in den letzten Monaten viel Zeit verplempert,
weil Schwarz und Grün viele Zeugen benannt haben, die
wir zur Aufklärung überhaupt nicht benötigen. Aber das,
was wir bisher herausbekommen haben, ist schon bemer-
kenswert – von wegen, die Zusammenarbeit zwischen Po-
lizei, Staatsanwaltschaft und dem Landesamt für Verfas-
sungsschutz war optimal, und alles war ganz wunderbar.

Natürlich geht es um die Kernfrage, ob in einem Rechts-
staat der Schutz einer Quelle des Verfassungsschutzes über
der Aufklärung eines Mordes steht. Das ist eine zentrale
Frage. Darüber werden wir uns genau auseinandersetzen,
weil wir finden, dass in einem Rechtsstaat die Aufklärung
eines Mordes ein elementares Gut ist. Das sind wir dem
Mordopfer, der Familie, aber auch der Bevölkerung in die-
sem Land insgesamt schuldig. Da darf es keine Einschrän-
kungen geben.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP))

Was haben wir bisher schon erfahren? Die Mitarbeiter auf
der Führungsebene des Verfassungsschutzes sind schon
damals sehr wohlwollend mit Herrn Temme umgegangen.
Herr Temme ist der Mitarbeiter des Verfassungsschutzes,
der am Mordtag fast genau zum Zeitpunkt der Mordtat im
Internetcafé war. Es gibt keine schlüssigen Begründungen,
warum er da war. Die Mitarbeiter des Landesamtes gehen
sehr fürsorglich mit ihm um. Sie fragen ihn während des
Telefonats, wie er sich denn fühlen würde. Er war Tatver-
dächtiger in einem Mord und hätte damals sofort vom
Dienst suspendiert werden müssen. Anfang Juni 2006 hatte
das Landesamt vor, Herrn Temme wieder in die Dienste
des Verfassungsschutzes zurückzuholen. Aus den Akten
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und den Vernehmungen konnten wir ermitteln, dass sie ihn
für einen der besten Mitarbeiter des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz halten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Hessische
Landtag wurde über diese Vorgänge vom damaligen In-
nenminister mehrere Monate lang nicht informiert. Erst
durch einen Bericht in der „Bild“-Zeitung – man höre und
staune – haben die Öffentlichkeit und der Hessische Land-
tag davon Kenntnis erlangt.

Deswegen: Wenn ein hochrangiger Mitarbeiter des Verfas-
sungsschutzes, möglicherweise sogar der damalige Präsi-
dent, sagt, man könne die Arbeit des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz lahmlegen, indem man eine Leiche dane-
benlegt, zeigt das: Hier stimmt etwas in der Grundausrich-
tung – im Verständnis – des Verfassungsschutzes nicht.
Das müssen wir aufklären.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP))

Jetzt kommen Schwarz und Grün daher und sagen: Wir
machen euch ein großzügiges Angebot. – Das ist das erste
grundlegende Missverständnis. Hier geht es nicht um An-
gebote. Nicht die Landesregierung kontrolliert das Parla-
ment und die Abgeordneten. Nein, meine Damen und Her-
ren, Sie müssen da etwas verwechselt haben. Es ist genau
umgekehrt. Der Hessische Landtag kontrolliert diese Lan-
desregierung und ihre Behörden. Das Verhalten, das Sie
hier an den Tag legen, deutet auf ein grundlegendes
Missverständnis hin.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP))

Was Ihren ziemlich merkwürdigen Antrag betrifft: Was
wir im Landtag behandeln, das müssen Sie schon uns über-
lassen. Ob Ihnen das persönlich passt oder ob in China ein
Sack Reis umfällt, ist uns ziemlich egal. Wir entscheiden
noch immer, was hier thematisiert und diskutiert wird.

Damit auch das klar ist: Sie unterstellen, dass die bisher
vorgenommenen Aktenschwärzungen alle in Ordnung
sind. Woher wollen Sie das eigentlich wissen? Haben Sie
darüber schon einmal ein Gespräch mit der Landesregie-
rung gehabt? Haben Sie mehr Erkenntnisse als wir? Sie ha-
ben bisher gegen die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts verstoßen. Deswegen können Sie sich nicht
hierhin stellen und sagen, alle Aktenschwärzungen sind be-
rechtigt. Das ist ein völlig absurder Vortrag, wie in den
Ziffern 1 und 2 Ihres Antrags deutlich wird.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP) – Zuruf der Abg. Judith Lan-
nert (CDU))

Der hessische Untersuchungsausschuss hat eine Besonder-
heit. Sowohl die Einsetzung der Untersuchungsausschüsse
in Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Thüringen und Baden-
Württemberg als auch die Einsetzung des ersten und zwei-
ten Untersuchungsausschusses in Berlin wurden einstim-
mig beschlossen. Das ist der zentrale, elementare Unter-
schied. So ist es auch gestern in der Debatte der ersten Sit-
zung des Untersuchungsausschusses in Berlin deutlich ge-
worden. Überschrift: „Aufklären und neuem Rechtsterror
vorbeugen“.

Wie sagte der Ausschussvorsitzende Herr Binninger,
CDU? Herr Binninger hat eine hervorragende Figur bei
seiner Aussage in Wiesbaden gemacht, wie übrigens alle

Obleute der Fraktionen des Bundestages, von der CDU bis
zu den LINKEN. Da gibt es nicht die Spielchen und Mätz-
chen, eine Fraktion auszugrenzen. Er sagte:

In guter Tradition alles einstimmig, und das soll
auch das Zeichen dafür sein, dass wir diese wichtige
und schwierige Arbeit auch weiterhin parteiübergrei-
fend machen wollen.

Ja, meine Damen und Herren, das ist der Ansatz. Das for-
dern wir von CDU und GRÜNEN im Hessischen Landtag
hier und heute ein.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP))

Wie die grüne Abgeordnete Irene Mihalic gestern in Berlin
sagte:

Insbesondere das V-Leute-System, was sich im
NSU-Umfeld bewegt hat, da sind für uns sehr, sehr
viele wichtige Fragen zu klären.

Der eine oder andere aus derselben Partei sollte sich dies
zum Vorbild nehmen, denn die Rolle der V-Leute ist in der
Tat eine wichtige. Aber wenn ich nicht an Informationen
komme, kann ich nicht aufklären – so einfach ist die Welt.
Wenn Zeugen nur geheim vernommen werden können, hat
die Öffentlichkeit nicht die Möglichkeit, daran teilzuneh-
men. Das ist eine der zentralen Fragen.

Durch diese schreckliche Mordserie ist das Vertrauen in
den Rechtsstaat erschüttert worden. Wir müssen gemein-
sam daran arbeiten, dieses verloren gegangene Vertrauen
zurückzuholen. Wer das behindert, ist schuld, dass diese
öffentlichen Diskussionen weitergehen. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, deswegen sage ich: Aufklärung,
und zwar uneingeschränkt.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP))

Wir sind schon sehr gespannt darauf, dass der Innenminis-
ter seinen Gesetzentwurf zur Reform des Verfassungs-
schutzes vorlegen wird. Dass das dringend notwendig ist,
zeigen die bisherigen Ergebnisse. Auch in einem demokra-
tischen Rechtsstaat braucht ein legitimierter Verfassungs-
schutz parlamentarische Kontrolle, und zwar eine richtige
parlamentarische Kontrolle und nicht so, dass die Abge-
ordneten gegenüber Behörden als Bittsteller auftreten.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP))

Wissen Sie, was wir nicht mehr hinzunehmen bereit sind?
CDU und GRÜNE sprechen in Sonntagsreden von Aufklä-
rung. Montags, wenn der Untersuchungsausschuss zwölf
Stunden und länger tagt, wird mit allen möglichen Verfah-
renstricks versucht, die Arbeit zu behindern.

Herr Bellino hat bereits gesagt, dass die Arbeit des Unter-
suchungsausschusses möglicherweise noch drei Jahre dau-
ern kann. Nein, wir wollen in dieser Wahlperiode zu Er-
gebnissen kommen. Dinge, die da sind, müssen aufgeklärt
werden. Wir wollen Konsequenzen ziehen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. Deswegen: Hören Sie auf mit
Ihren Nebelkerzen.

(Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

Wir werden das alles juristisch prüfen. Wir sind durchaus
erfahren, unsere Rechte durchzusetzen, wo es denn mög-
lich ist. Da haben wir gute Argumente. Es liegt an Ihnen,
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zu sagen: Wir wollen die Aufklärungsarbeit gemeinsam
ernst nehmen. Das sind wir den Opfern und den Familien
schuldig.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das
liegt aber auch an Ihnen!)

Die Rolle der GRÜNEN: Wissen Sie, Sie haben sich mehr-
fach um 180° gedreht. Klären Sie endlich auf. Stellen Sie
die Unterlagen diesem Untersuchungsausschuss zur Verfü-
gung. Das ist der Ansatz, den wir wollen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP))

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Rudolph. – Bevor wir mit der
Debatte fortfahren, darf ich für den Fall, dass Sie es nicht
mitbekommen haben, für das Protokoll festhalten, dass wir
den Antrag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, Drucks. 19/2674, an den Ausschuss für
Wissenschaft und Kunst überwiesen haben.

Nächster Redner ist der Kollege Bellino, CDU-Fraktion.

Holger Bellino (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Alle Fraktionen haben immer wieder betont, dass dieser
Untersuchungsausschuss kein Ausschuss wie jeder andere
ist. Mit ihrem Setzpunkt in der Aktuellen Stunde beweisen
die Sozialdemokraten aber einmal mehr, dass es sich bei
ihnen dabei nur um ein Lippenbekenntnis handelt. Da ist
noch nicht einmal etwas von der „Verantwortungsbasis“ zu
spüren, von der Fraktionsvorsitzender Schäfer-Gümbel am
Dienstag sprach – und das bei diesem Thema.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Ist das Selbstkri-
tik? – Zurufe von der SPD – Unruhe – Glockenzei-
chen des Präsidenten)

Ich habe im Vorfeld mehrfach ausgeführt, dass eine solche
Debatte dem Ansehen des Parlaments insgesamt schadet.
Im Untersuchungsausschuss habe ich der Sache wegen im-
mer wieder appelliert, auf Streit über Formalien und auf
gegenseitige Unterstellungen zu verzichten. Aber es war
vergebens. Schade.

Vor diesem Hintergrund und aufgrund der Vielzahl von
wahrheitswidrigen Unterstellungen in den letzten Monaten
und auch heute wieder nehme ich jetzt die Gelegenheit
wahr, diese öffentlich zu widerlegen und darzustellen, wie
widersprüchlich und kontraproduktiv sich die Opposition
verhält, wenn die Kameras ausgeschaltet sind oder wir
nichts erwidern können, beispielsweise in Pressegesprä-
chen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Umgekehrt ist es
richtig!)

Ich fange mit dem ersten Vorwurf an: Wir hätten versucht,
den Untersuchungsausschuss zu blockieren, ja, zu verhin-
dern.

(Günter Rudolph (SPD): Ha!)

Wahr ist, dass wir Ihnen angeboten haben, gemeinsam
einen Text für einen Einsetzungsbeschluss zu erarbeiten,
so, wie es in dem Untersuchungsausschuss auf der Bundes-
ebene der Fall war.

(Günter Rudolph (SPD): Ha!)

– Herr Rudolph, da Sie gerade dazwischenlachen: Dieses
Angebot wurde abgelehnt. Herausgekommen ist ein
schlechter Einsetzungsantrag.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das ist die Un-
wahrheit! – Günter Rudolph (SPD): Glatt gelogen! –
Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das ist gelogen! –
Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Entgegen Ihrer Darstellung haben die regierungstragenden
Fraktionen den Untersuchungsausschuss auch nicht zu ver-
hindern versucht, sondern wir haben uns wegen Ihrer Ver-
weigerungshaltung bei der Abstimmung über diesen unzu-
reichenden Einsetzungsantrag enthalten – übrigens ge-
meinsam mit der FDP.

(Günter Rudolph (SPD): Und den GRÜNEN!)

Darüber hinaus hätten wir ihn entgegen Ihrer Darstellung
auch gar nicht verhindern können – und auch gar nicht ver-
hindern wollen –, da das erforderliche Quorum für die Ein-
setzung eines Untersuchungsausschusses mit den Stimmen
der SPD-Fraktion bereits erreicht war. Das sind also meh-
rere Falschdarstellungen Ihrerseits.

Eine weitere Falschdarstellung: Wir würden die Arbeit des
Untersuchungsausschusses verzögern.

(Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Die Realität beweist das Gegenteil. Beleg Nummer eins:
Sie haben einen ersten Beweisantrag eingereicht, der so da-
neben war, dass ihm nicht entsprochen werden konnte –
Stichwort: umfassende Beiziehung von Akten. Hier haben
Sie ebenfalls unser Angebot abgelehnt, gemeinsam einen
praktikablen und rechtmäßigen Text zu erarbeiten. Das Er-
gebnis: eine unnötige Verzögerung, die Sie zu verantwor-
ten haben.

Das ist nicht nur unsere Meinung und die der hessischen
Behörden, sondern auch die der Bundesbehörden. Das
SPD-geführte Justizministerium in Berlin und das Oberlan-
desgericht in München haben uns explizit mitgeteilt, dass
ein solcher Beweisantrag in einem Rechtsstaat nicht die
Grundlage für eine Aktenbeiziehung sein kann, da er viel
zu stümperhaft erstellt, viel zu unkonkret und damit unzu-
lässig ist.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Beleg Nummer zwei: Wir haben daraufhin unzählige Vor-
schläge erarbeitet, um sowohl das Verfahren des Untersu-
chungsausschusses als auch Ihren Beweisantrag handhab-
bar zu machen. Diese Vorschläge hat der Ausschuss dann
auch gemeinschaftlich umgesetzt, z. B. in Form der Koor-
dinierungsgespräche, die Ihrem Beweisantrag erst zur drin-
gend notwendigen Konkretisierung verholfen haben. Der
dazu notwendige Beschluss konnte aber erst im Januar ge-
fasst werden. Meine sehr geehrten Damen und Herren von
der Opposition, Ihre Sturheit war es, die dem Untersu-
chungsausschuss eine Verzögerung um sechs Monate be-
schert hat.

(Günter Rudolph (SPD): Stimmt auch nicht!)

Von Januar bis heute konnten endlich auf einer gesicherten
rechtlichen Grundlage über 650 Akten geliefert werden,
teilweise nach umfangreichen, zeitraubenden, länderüber-
greifenden, aber notwendigen Abstimmungsprozessen.
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Beleg Nummer drei – wegen der begrenzten Redezeit nur
im Stakkato –: Unsere Vorschläge für die Koordinierungs-
gespräche mit den Akten abgebenden Stellen, unser Vor-
schlag für eine praktikable Grobstruktur, die Platzierung
eines von uns vorgeschlagenen Sonderermittlers, der die
Akten in den Behörden sichtet, und vieles andere mehr
dienten immer einer möglichst zügigen und effizienten Be-
arbeitung in diesem wichtigen Untersuchungsausschuss.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Beleg Nummer vier: Bei dem Thema Verzögerung tragen
Sie immer die Mär von der zu geringen Zahl der Sitzungs-
termine vor.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Mich freut es, heute einmal ausführen zu können, wie es
sich bei diesem Punkt wirklich darstellt. Wir haben mehr-
fach darauf hingewiesen, dass es bei einem Sitzungsrhyth-
mus von weniger als drei Wochen Probleme mit der Proto-
kollerstellung geben kann. Das hat Sie nicht interessiert;
jetzt haben Sie es kritisiert.

Wir haben Ihnen vorgeschlagen, die Zahl der Sitzungster-
mine deutlich zu erhöhen. Wir haben die meisten Termin-
vorschläge gemacht. Wir haben vorgeschlagen, Teile der
Ferien einzubeziehen, länger zu tagen oder früher anzufan-
gen. Wie sahen Ihre Reaktionen aus? Früher gehe es nicht,
weil man morgens wichtige Verpflichtungen habe; abends
länger zu tagen gehe nicht, weil man dann ebenfalls wich-
tige Verpflichtungen habe bzw. nicht mehr aufnahmefähig
sei. Heute schon Aussagen zu dem treffen zu müssen, was
man in den Sommerferien 2016 mache, sei unzumutbar.

(Günter Rudolph (SPD): Das ist glatt gelogen, was
Sie da erzählen! Sie haben Probleme mit der Wahr-
heit! – Gegenruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Jetzt ist es aber gut!)

Es wurde kritisiert, dass man keine Mittagspause habe und
dass drei Zeugen an einem Tag zu viel seien. Zahnarztter-
mine, Podiumsdiskussionen, Kinder in den Kindergarten
bringen – –

(Unruhe)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Bellino, einen Moment bitte. – Herr Kollege
Rudolph, Sie haben jetzt zum zweiten Mal „Glatt gelo-
gen!“ dazwischengerufen. Ich glaube, wir sind uns einig,
dass das keine parlamentarische Formulierung ist. Ich wür-
de Sie bitten, diese Formulierung zu unterlassen. – Kollege
Bellino.

(Beifall bei der CDU – Günter Rudolph (SPD): Aber
das, was er sagt, entspricht nicht der Wahrheit!)

Holger Bellino (CDU):

Herr Kollege Rudolph, es ist alles belegbar. Zahnarzttermi-
ne, Teilnahme an Podiumsdiskussionen, Kinder in den
Kindergarten bringen, parlamentarische Abende – was ha-
ben wir uns nicht alles anhören müssen, wenn es darum
ging, Termine zu finden.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Es ist eine Unver-
schämtheit, was Sie da erzählen! – Unruhe –
Glockenzeichen des Präsidenten)

Uns vorzuwerfen, wir würden blockieren, und dabei selbst
auf der Bremse zu stehen, das lassen wir Ihnen nicht
durchgehen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich könnte jetzt noch stundenlang referieren und Belege
anführen. Aber ich möchte mich dem Thema Schwärzun-
gen zuwenden, um das es in Ihrer dritten und für heute
letzten zu entlarvenden Falschdarstellung geht. Sie fordern
ungeschwärzte Akten, obwohl zumindest Ihre Obfrau im
Untersuchungsausschuss sehr wohl weiß, dass Schwärzun-
gen rechtlich geboten sind. Schließlich hat sie im „Gieße-
ner Anzeiger“ das im Bundestag praktizierte Treptow-Ver-
fahren gelobt. Dabei geht es darum, dass die Obleute nach
Treptow in die Behörde gefahren sind, um die Plausibilität
von Schwärzungen zu überprüfen, die im Bundestag viel
umfangreicher sind als im Hessischen Landtag.

Die Hessische Landesregierung hat nun einen so weitrei-
chenden Verfahrensvorschlag unterbreitet, wie er in kei-
nem anderen Untersuchungsausschuss in dieser Republik
praktiziert worden ist. So wurde in Hessen allen Mitglie-
dern des Untersuchungsausschusses und ihren Stellvertre-
tern angeboten, die ungeschwärzten Akten im Hessischen
Landtag einzusehen und sie sich zusätzlich von sachkundi-
gen Mitarbeitern erläutern zu lassen. Das heißt, die Abge-
ordneten, die vom Hessischen Landtag den Untersuchungs-
auftrag erhalten haben, können alles – ich betone: alles –
sehen. Das heißt auch, dass sie mehr sehen als die Mitar-
beiter des Landesamts für Verfassungsschutz, in dem eben
nicht jeder alles sehen kann.

Meine Damen und Herren, das entlarvt Sie. Sie müssen
wenigstens einsehen, dass Sie sich an diesem Punkt verga-
loppiert haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Selbst die Obfrau der SPD im Untersuchungsausschuss des
Deutschen Bundestags, Frau Dr. Högl, hat gesagt – aus
Zeitgründen zitiere ich es nicht in Gänze –, dass die
V-Leute zu schützen seien und dass man bestimmte Passa-
gen gar nicht habe sehen wollen und müssen. Ich muss Ih-
nen sagen: Ich stimme Frau Dr. Högl vollkommen zu. Ich
muss aber auch feststellen, dass Ihre Aussagen, Herr Kol-
lege Rudolph, im Widerspruch dazu stehen.

Ein verantwortungsvoller Umgang mit sicherheitsrelevan-
ten Informationen ist notwendig. Gerade in Zeiten wie die-
sen sollte zumindest darüber Konsens bestehen.

Denken Sie doch einmal an die Absage des Länderspiels in
Hannover, mit der wahrscheinlich Schlimmeres verhindert
worden ist. Diese Absage kam doch nicht zustande, weil ir-
gendjemand in Universitätsbibliotheken recherchiert hat.
Diese Absage kam mit Sicherheit zustande, weil wir be-
lastbare Informationen von Informanten hatten.

(Günter Rudolph (SPD): Woher wissen Sie das
denn? – Hermann Schaus (DIE LINKE): Woher wis-
sen Sie das? Wissen Sie mehr als wir?)

Diese Informanten gilt es zu schützen. Wer hier leichtfertig
ist, gefährdet unsere Sicherheit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

4120 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 59. Sitzung · 26. November 2015



Noch einmal, meine sehr geehrten Damen und Herren von
der Opposition: Sie haben die Möglichkeit, jede Schwär-
zung zu überprüfen und damit jede Information zu sehen.
Wenn Sie sich von der Rechtmäßigkeit der Schwärzung
überzeugt haben, dann sollte dies doch genügen. Deshalb
fordere ich insbesondere Sie, Herr Rudolph, im Interesse
der Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes,
im Interesse der Arbeitsfähigkeit unserer Sicherheitsbehör-
den und im Interesse des Ansehens des Untersuchungsaus-
schusses auf, Ihre parteipolitischen Spielchen um Formali-
en zu beenden und sich endlich ausschließlich auf die kon-
struktive Sacharbeit zu konzentrieren. Dazu sind wir nach
wie vor bereit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Hermann Schaus (DIE LINKE): Un-
glaublich! – Janine Wissler (DIE LINKE): Das ist
unterirdisch!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Bellino. – Das Wort hat Herr
Abg. Hermann Schaus, Fraktion DIE LINKE.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich begrüße, dass wir heute in öffentlicher Sitzung über die
Schwärzungen in den dem NSU-Untersuchungsausschuss
gelieferten Akten beraten. Dieses Thema beschäftigt uns
im Ausschuss schon eine Weile und wird hinter verschlos-
senen Türen hart diskutiert. Herr Bellino hat eben ein gutes
Beispiel dafür abgegeben, was hinter verschlossenen Türen
so alles abgeht. Herr Bellino, es macht mich fast sprachlos,
wenn Sie hier Dinge anführen wie Zahnarzttermine oder
das Bringen der Kinder in den Kindergarten. Dazu sage ich
nur: Das ist schäbig, das ist falsch, das ist unerträglich.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und der FDP –
Holger Bellino (CDU): Das ist aber die Wahrheit!)

Ich hingegen bin der Auffassung, dass die Öffentlichkeit
ein Recht hat, zu erfahren, mit welchen Problemen die an
Aufklärung interessierten Fraktionen im Ausschuss kon-
frontiert sind.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Dennoch stellt sich mir heute ein Problem, denn die Akten,
um die es hier geht, die in weiten Teilen geschwärzt sind,
sind in großen Teilen als „VS-vertraulich“ oder „VS-ge-
heim“ eingestuft. Wie Sie wissen, dürfen Dokumente nur
dann eine solche Einstufung erhalten, wenn ihre Kenntnis-
nahme durch Unbefugte die Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden oder ihren
Interessen schweren Schaden zufügen kann. Diese Doku-
mente sind besonders geschützt; der Landtag hat für ihre
Aufbewahrung extra einen Tresorraum geschaffen, und un-
sere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mussten sich einer
Sicherheitsüberprüfung unterziehen. Wer Informationen
aus diesen Akten preisgibt, muss mit einem Strafverfahren
wegen Geheimnisverrats rechnen. Es geht also entgegen
der öffentlichen Darstellung der CDU nicht um die Frage,
was öffentlich gemacht wird und was nicht, sondern es
geht um den einfachen Fakt, dass dem Parlament alle In-
formationen vorliegen müssen, damit es seine Aufgabe der
parlamentarischen Kontrolle effektiv ausüben kann.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und der FDP)

Wir müssen als Volksvertreter auf Basis der uns vorliegen-
den Unterlagen eine politische Einschätzung treffen kön-
nen. In diesen besonders geschützten Unterlagen sind nun
seitenweise Schwärzungen vorhanden. Diese Schwärzun-
gen sind beispielsweise lapidar begründet mit dem einzel-
nen Wort: „Staatswohl“. Das ist schlichtweg nicht hin-
nehmbar.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Das Parlament hat den Verfassungsauftrag, die Regierung
zu kontrollieren, und die Aufklärung der NSU-Morde so-
wie der skandalösen Rolle der Behörden ist von hoher Be-
deutung. Diese Aufklärung wird aber durch Hunderte von
Schwärzungen verhindert, weil man die Akten teilweise
überhaupt nicht lesen kann. Oft sind die Schwärzungen so-
gar überhaupt nicht begründet. An anderen Stellen fehlen
viele Seiten – ohne ein Wort der Begründung. Nur, um das
der Landesregierung gegenüber nochmals klarzustellen:
Für den Schutz des Staatswohls sind Regierung und Parla-
ment gemeinsam verantwortlich.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

Wenn Sie das nicht glauben, dann lesen Sie das Flick-Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts. Deshalb: Es kann nicht
sein, dass die Regierung begründungslos Akten in einem
Fall schwärzt, in dem die Regierung zu kontrollieren ist.
Diese Schwärzungen macht insbesondere das Landesamt
für Verfassungsschutz. Wenn es aber eine Behörde gibt,
bei der ich große Zweifel habe, ob sie in der Causa NSU
das Staatswohl oder nicht eher sich selbst schützen will,
dann ist es das Landesamt für Verfassungsschutz.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, es ist absurd, dass ausgerechnet
die Behörde, die sich durch das unerträgliche Verhalten ih-
rer Mitarbeiter in der Sache NSU zum Hauptuntersu-
chungsgegenstand des Ausschusses gemacht hat, nun auf
derartige Art und Weise versucht, die parlamentarische
Kontrolle zu begrenzen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

Zur Aufklärung des NSU-Komplexes und der Rolle der
Geheimdienste gibt es diesen Untersuchungsausschuss,
und um diese Aufklärung zu ermöglichen, sind unge-
schwärzte Akten erforderlich. Tatsächlich schützenswerte
Informationen wie die Identität bestimmter Personen sind
durch die VS-Einstufung hinreichend geschützt.

Nun ist es ja so, dass die CDU letzte Woche gegenüber der
Presse behauptet hat, alle Akten zum NSU-Untersuchungs-
ausschuss seien einsehbar, und in keinem anderen Bundes-
land würde den Abgeordneten ein so weitreichender Zu-
gang zu Dokumenten erlaubt wie in Hessen.

Meine Damen und Herren, das ist absoluter Unfug. Herr
Bellino, wenn Sie sich einmal die Mühe machen würden,
in den Aktenleseraum zu gehen und eine Akte zur Hand zu
nehmen,

(Holger Bellino (CDU): Das mache ich schon! Ich
war schon drin, mein lieber Freund!)

dann wüssten Sie das. Der von CDU und GRÜNEN am
Montag um 20:45 Uhr im Untersuchungsausschuss vorge-
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legte Vorschlag ist keine Grundlage für eine einvernehmli-
che Lösung. Er ist der Versuch der öffentlichen Ver-
schleierung, der Destruktion durch die Koalitionsfraktio-
nen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD – Mathias
Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Unglaublich!)

Ich möchte das Problem, über das wir reden, einmal etwas
quantifizieren, damit Sie auch erfassen können, worum es
geht

(Zuruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN) – Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen
des Präsidenten)

– Frau Dorn, hören Sie einmal zu –: Von den ca. 750 Ak-
tenordnern, die der Ausschuss nach langer Wartezeit end-
lich bekommen hat, sind 222 vertraulich oder geheim. Ich
habe mir einmal zehn exemplarisch herausgenommen; das
waren insgesamt 3.629 Seiten. Von diesen waren insge-
samt 508 Seiten „Fehlblätter“, also komplett leere Seiten,
die noch nachgeleifert werden sollen. Von den übrigen
3.121 Seiten enthalten 362 Seiten Schwärzungen. Das
muss man sich einmal vorstellen, meine Damen und Her-
ren: Knapp 20 % Fehlblätter und über 10 % Schwärzun-
gen. Versuchen Sie einmal ein Buch zu lesen, in dem 20 %
der Seiten leer sind und 10 % geschwärzt, und zwar immer
an den spannendsten Stellen. Ich will wissen, zu welchem
Ergebnis Sie dann kommen und wie Sie dieses Buch lesen
können.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Wir haben beantragt, dem Ausschuss unverzüglich alle
Akten ungeschwärzt und vollständig zu geben.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie
haben doch einen Vorschlag auf dem Tisch!)

Eventuelle Schwärzungen müssen zwingend schriftlich
und nachvollziehbar begründet werden. Der nun von CDU
und GRÜNEN gemachte Verfahrensvorschlag ist hingegen
völlig unpraktikabel. Jeder Abgeordnete soll persönlich
wegen jeder einzelnen Schwärzung einen Termin mit Ver-
fassungsschutzmitarbeitern machen und mit ihnen dann je-
des einzelne Blatt in Hunderten von Ordnern durchgehen.
Wenn ich dann das Entschwärzen verlange, muss ich das
schriftlich machen, und der gesamte Ausschuss muss über
jede einzelne Schwärzung diskutieren und entscheiden.
Das ist doch wegen der Masse überhaupt nicht handelbar.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Überhaupt nicht!)

Das wissen Sie auch; das ist Ihr Vorschlag, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der LINKEN – Holger Bellino (CDU):
Das ist total falsch!)

– Das ist das, was Sie vorgeschlagen haben.

(Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

– Herr Bellino, der Ausschuss und die Fraktionen haben
Mitarbeiter zur Seite gestellt bekommen, deren Aufgabe es
unter anderem ist, die Akten zu lesen und juristische Ein-
schätzungen, z. B. zu Schwärzungen, vorzunehmen. Diese
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind extra sicherheits-
überprüft. Es besteht überhaupt kein sachlicher Grund, die-
sen Personen die Einsicht in die Akten zu verwehren, au-

ßer man möchte die Aufklärungsarbeit der Fraktionen be-
hindern. Darauf läuft es ja hinaus.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Nebenbei bemerkt, haben die Mitarbeiter des Verfassungs-
schutzes, die es hier zu kontrollieren gilt, Zugang zu allen
Akten, ungeschwärzt. Meine Damen und Herren, eine Be-
hörde steht nicht über dem Parlament.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Die einzige mögliche Begründung für Ihr Verhalten ist,
dass Sie die Aufklärungsarbeit verhindern wollen. Dazu
sage ich ganz klar: Meine Damen und Herren, das wird Ih-
nen nicht gelingen.

(Beifall bei der LINKEN)

Lassen Sie mich zum Schluss noch einmal feststellen: Mir
fällt kaum etwas ein, was dem Staatswohl mehr schaden
würde, als wenn wir diesen NSU-Komplex nicht vernünf-
tig aufklären würden.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Hören Sie deshalb auf, das Staatswohl pauschal als Trumpf
für Schwärzungen zu nennen. Tragen Sie zur Aufklärung
bei und liefern Sie endlich die Akten – ungeschwärzt.

(Beifall bei der LINKEN und der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Schaus. – Das Wort hat Herr Abg.
Frömmrich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Dieses Thema, dieser Ausschuss und dieser Komplex, mit
dem wir uns beschäftigen, und eine solch kleinkarierte,
parteipolitisch motivierte Rede, das ist unglaublich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE
LINKE))

Ich bin sehr dafür, dass wir die Probleme offen ansprechen
und dass wir versuchen, Lösungen zu finden. Hier aber den
kleinkarierten parteipolitischen Geländegewinn in den Mit-
telpunkt der Debatte zu stellen, das finde ich unglaublich.
Ich sage es noch einmal.

Ich finde es sehr bedauerlich, dass wir dieses wichtige Ver-
fahren im Umgang mit den Akten des Untersuchungsaus-
schusses 19/2 im Plenum des Hessischen Landtags in solch
konfrontativer Art diskutieren. Es wird der Sache und dem
Aufklärungsinteresse einerseits, aber auch dem Umgang
mit Geheimschutzinteressen andererseits in keiner Weise
gerecht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich bin der festen Überzeugung, dass wir nach der vergan-
genen Sitzung im Untersuchungsausschuss auf einem gu-
ten Weg waren, eine Lösung zu finden. Ich bin überzeugt,
dass wir für diesen wichtigen Komplex – es ist ein wichti-
ges Thema – eine richtige Lösung finden werden.
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Es ging gar nicht um Angebote, die wir gemacht haben. Es
war ein Vorschlag unsererseits, über den in dieser Sitzung
offen geredet werden sollte. Wir haben nicht einen Tag
vorher ein Zeitungsinterview gegeben und dann nichts vor-
gelegt, sondern wir sind in die Sitzung gegangen und ha-
ben einen Vorschlag auf den Tisch gelegt. Das hätte ich
mir von den anderen auch gewünscht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE
LINKE))

Ich habe am Montag schon nicht verstanden, warum die
SPD das Thema „Umgang mit Schwärzungen“ zum Setz-
punkt angemeldet hat, obwohl wir im Ausschuss noch über
dieses Thema beraten wollten. Warum haben Sie eigentlich
nicht die Ausschussberatungen abgewartet?

Ist nicht immer der von Ihnen postulierte Weg der Zusam-
menarbeit das gemeinsame Aufklärungsinteresse über Par-
teigrenzen hinweg? Das ist nicht das, was die Praxis ist.
Das haben wir gerade auch in den Reden gehört. Ich würde
mir wünschen, dass die Reden, die immer in die Kameras
gehalten werden, nach dem Motto „Gemeinsamkeit, Zu-
sammenarbeit über Parteigrenzen hinweg“, auch eingehal-
ten würden, wenn die Türen geschlossen sind und im Un-
tersuchungsausschuss gearbeitet wird. Das würde ich mir
wirklich wünschen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Hermann Schaus (DIE LINKE): Herr
Frömmrich, das würde ich mir gerade von Ihnen
wünschen!)

Ich würde mir wünschen, dass die auftretenden Probleme
gemeinsam gelöst würden.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): So viel Selbstkri-
tik habe ich von Ihnen noch nie gehört! – Hermann
Schaus (DIE LINKE): Das ist Heuchelei!)

Ich würde mir wünschen, dass nach Kompromissen ge-
sucht würde, damit der Aufklärungsauftrag des Hessischen
Landtags umgesetzt wird.

Wir haben einen Vorschlag vorgelegt, der einen Weg auf-
zeigt, wie man mit Schwärzungen umgehen kann. Nun
kann man vonseiten der Opposition sagen: Das reicht
nicht. – Aber vor einem Gespräch über die Frage, wie weit
man noch Kompromisse eingehen muss, schon einmal
einen Setzpunkt einzureichen, zeigt nicht, dass die gemein-
same Lösung im Mittelpunkt gestanden hat. Das muss man
auch einmal feststellen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich finde es wenig hilfreich – ich habe es gerade schon ge-
sagt –, vor den Kameras die Statements abzugeben und
dann genau andersherum und parteipolitisch motiviert zu
handeln. Ich wünsche mir, dass wir diesen Ausschuss tat-
sächlich zu einem überparteilichen Ausschuss machen
würden.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Das ist unglaub-
lich! Unverschämtheit!)

Das gilt im Übrigen auch für die angesprochene Thematik
der Schwärzungen. Den PUA des Bundestages für seine
gute Arbeit loben, wenn aber in Hessen noch offenere Re-
gelungen für Schwärzungen vorschlagen werden, dann kri-

tisieren Sie das als Behinderung und als Nicht-Aufklä-
rungsinteresse – das ist doch nicht nachvollziehbar.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Noch einmal: Was kann man im Umgang mit Akten anders
machen, als anzubieten, die ungeschwärzte Akte hinzule-
gen und den Mitgliedern des Ausschusses und den Stell-
vertretern den Einblick in die offene Akte zu gewähren?
Was geht offener? – Ich verstehe es nicht. Es wäre sinn-
voll, wenn Sie es einmal erklären würden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Hermann Schaus (DIE LINKE): Sie ver-
stehen es ganz genau!)

Was kann offener, was kann transparenter sein, als eine un-
geschwärzte Akte im Ausschuss vorzulegen?

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Im Ausschuss?)

– Herr Schaus, vielleicht kommen Sie in einer solch wich-
tigen Debatte einfach einmal runter und spielen nicht so Ih-
re parteipolitische Art und Weise in diesem Hessischen
Landtag vor. Seien Sie einfach einmal ruhig.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Das ist eine Unver-
schämtheit! Ich versuche das seit eineinhalb Jahren!
Das sind doch heuchlerische Erklärungen, die Sie
abgeben!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Schaus, wir wol-
len wieder zu einem normalen parlamentarischen Verfah-
ren zurückkommen. Alle sollen ihre Worte wägen. – Herr
Kollege Frömmrich hat das Wort.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich verstehe die Kritik an
diesem Punkt nicht. Es soll auch hier im Aktenraum im
Hessischen Landtag geschehen und nicht wie beim Trep-
tow-Verfahren – PUA Berlin ist gelobt worden –, dass man
in die Außenstelle des Verfassungsschutzes fahren muss.
Die Mitarbeiter der aktenführenden Behörden und die Ver-
treter der Landesregierung sollen dann erläutern, warum
die Schwärzungen vorgenommen wurden. Das soll plausi-
bel geschehen.

Sollte es zu unterschiedlichen Auffassungen über diese
Schwärzungen kommen, das ist unser Vorschlag, berät der
Ausschuss über das weitere Verfahren zum Umgang mit
diesen Aktenteilen. Natürlich wird es auch zu schriftlichen
Begründungen kommen, warum es zu diesen Schwärzun-
gen aus Sicht der herausgebenden Behörde gekommen ist.
Natürlich wird das schriftlich begründet. Das ist doch auch
logisch. Es ist auch aus Oppositionssicht richtig, das zu
fordern, dass man verständlich erklärt bekommt, warum
das so ist, damit man ein Rechtsschutzinteresse geltend
machen kann. Das ist doch eine Selbstverständlichkeit,
darüber brauchen wir doch nicht zu streiten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Damit wird doch Ihr Interesse am Rechtsschutz gewahrt.
Im Konfliktfall brauchen Sie natürlich eine schriftliche Be-
gründung, um die Angelegenheiten rechtlich überprüfen zu
lassen. Das ist eine Selbstverständlichkeit.
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Die Ausschussmitglieder werden nicht nur Klarnamen und
nicht nur sensible Informationen, sondern dann auch offe-
ne und ungeschwärzte Akten bekommen. Sie werden also
auch Dinge sehen, die vom Untersuchungsauftrag gar nicht
gedeckt sind. Ich frage mich, wo der Konflikt ist, wenn wir
anbieten, ein Verfahren zu finden. Im Konfliktfall wird die
offene Akte hingelegt. Man kann die gesamte Akte unge-
schwärzt einsehen und kann sich einen Überblick über den
Gesamtzusammenhang verschaffen. Ich verstehe nicht, wo
der Konflikt ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir haben es hier mit sensiblen Unterlagen zu tun. Es geht
doch bei diesem Untersuchungsausschuss nicht nur um die
Akten des Landes Hessen. Es geht auch um Akten von Be-
hörden, auf deren Zusammenarbeit wir angewiesen sind.
Das sind Bundesbehörden und andere Landesverfassungs-
schutzämter. Neulich war ein Artikel in der Zeitung, und
als Reaktion darauf haben wir prompt ein Schreiben des
BMI bekommen:

Sollte dieses Vorgehen tatsächlich praktiziert wer-
den und auch für Unterlagen gelten, die vonseiten
des BfV vorgelegt werden, wird dieser Verfahrens-
weise vonseiten des Bundesministeriums des Innern
entschieden widersprochen. Die weitere Zusammen-
arbeit mit dem Untersuchungsausschuss 19/2 wäre
dann grundsätzlich zu überdenken.

Man kann doch nicht so tun, als gäbe es kein Problem. Das
ist doch keine grüne Bundesregierung, sondern eine rot-
schwarze Bundesregierung,

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Na ja, umge-
kehrt!)

die ein solches Schreiben schickt. Da muss man doch ein-
fach mal Einsicht in die Problemlagen haben, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Vizepräsidentin Heike Habermann über-
nimmt den Vorsitz.)

Das Verfahren ist doch nicht in Stein gemeißelt. Wenn es
bei dem Verfahren zu Problemen kommt, reden wir dar-
über, ändern wir etwas, suchen wir ein neues Verfahren.
Unser Interesse, Ihr Interesse war immer, dass wir sagen:
Wir wollen schnelle Aktenlieferung, damit wir schnell an-
fangen können, zu arbeiten.

Ein Verfahren, jede einzelne Schwärzung plausibel zu er-
klären, würde dazu führen, dass die Akten nicht so schnell
geliefert werden. Wir müssen eine Regelung finden zwi-
schen schneller Aktenlieferung und Anspruch auf Geheim-
haltungsinteresse. Das ist unser Vorschlag.

Was ist daran schlimm, wenn wir einen Problemfall haben,
eine offene Akte anzuschauen und alles nachlesen zu kön-
nen? Ich verstehe die Kritik nicht, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Auch in anderen Bundesländern wird das diskutiert. In
Nordrhein-Westfalen werden z. B. keine Personalakten
herausgegeben. Wir haben deren Herausgabe in der letzten
Sitzung des Untersuchungsausschusses beschlossen.

In Nordrhein-Westfalen gibt es einen Streit über den Um-
gang mit Schwärzungen, genau wie hier. Die Frage der
plausiblen Erklärung ist dort auch streitig. In Baden-Würt-
temberg wird auch über die Schwärzungen diskutiert. Es
ist keine Sache, die nur die hessischen Behörden betrifft.

Wenn Sie hier so eine konfrontative Diskussion aufziehen,
tun Sie so, als beschäftigten nur wir in Hessen uns mit dem
Problem. Es ist insgesamt ein Problem, Aufklärung in ei-
nem Zusammenhang mit hochsensiblem Material von Ver-
fassungsschutzbehörden zu betreiben, wo man letztlich
Abwägungsprozesse zu treffen hat. Das betrifft alle, die
sich mit diesem Themenkomplex beschäftigen.

Deswegen bitte ich darum, dass wir in dieser Frage einmal
über die Parteigrenzen hinweg eine Lösung finden. Wir ha-
ben einen Vorschlag gemacht. Wir sind bereit, darüber zu
diskutieren. Wir sind auch bereit, noch Kompromisse in
dieser Frage zu machen. Kommen Sie auf uns zu. Und hö-
ren Sie bitte auf, in dieser konfrontativen Art hier vorzuge-
hen.

Wir haben ein gemeinsames Interesse. Das betonen Sie im-
mer, dann handeln Sie auch so hier im Landtag, meine Da-
men und Herren.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Frömmrich, bitte kommen Sie zum Schluss.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Als nächster Redner spricht Kollege Rock, FDP-Fraktion.

René Rock (FDP):

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Herr
Kollege Frömmrich, Sie haben gesagt, man solle in der De-
batte nicht kleinkariert sein.

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

Ich fand, das war der beste Beitrag in Ihrer Rede. Den ha-
ben Sie sicherlich auf Herrn Bellino gemünzt. Herr Belli-
no, ich würde mich freuen, wenn Sie eine Minute Zeit fän-
den und sich hier vorne doch noch einmal für einen gewis-
sen Passus Ihres Redebeitrags entschuldigten.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN –
Holger Bellino (CDU): Da denke ich im Traum
nicht dran!)

Dass Sie die persönliche Lebenssituation von Abgeordne-
ten nicht respektieren und an dieser Stelle zum Thema ma-
chen – insbesondere, nachdem wir am Dienstag über die
Gleichberechtigung von Männern und Frauen sowie über
ein modernes Familienbild gesprochen haben – und hier
kritisieren, dass Abgeordnete diesem Familienbild Rech-
nung tragen wollen, spricht für Sie selbst.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)
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Die Frau arbeitet, und man kann nicht erwarten, dass sie
ihren Job aufgibt, weil ihr Mann Abgeordneter ist. Man
kann auch Verpflichtungen bei der Betreuung von Kindern
haben.

(Holger Bellino (CDU): Ich habe keine Namen ge-
nannt!)

Ich würde mich wirklich freuen, wenn Sie die Größe hätten
– so etwas kann ja mal passieren –, eine Minute nach hier
vorne zu gehen und zu sagen: An der Stelle war das nicht
so gemeint, und darüber wird auch keiner mehr ein Wort
verlieren.

(Michael Boddenberg (CDU): Sie wissen doch ge-
nau, wie das gemeint war!)

Das kann aus meiner Sicht nicht Thema in diesem Aus-
schuss sein. Aus allen Fraktionen sind Personen betroffen.
Ich war auch betroffen. Es ging um mich an diesem Tag.
Ich finde es wirklich sehr schade, dass das dann hier im
Plenum zum Thema gemacht wird.

(Holger Bellino (CDU): So ist das!)

Das muss nicht sein. Das sollte nicht sein. Auch Abgeord-
nete sind Menschen. Auch Abgeordnete haben Familie.
Auch Abgeordnete haben Kinder und lieben diese Kinder.

(Lachen auf der Regierungsbank – Holger Bellino
(CDU): Brauchen Sie ein Taschentuch? – Gegenruf
des Abg. Günter Rudolph (SPD): Uiuiui!)

Das sollte auch für Ihre Fraktion gelten. – Das ist auch
nicht zum Lachen auf der Regierungsbank, liebe Frau Mi-
nisterin.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Aber zur Sache: Wir haben heute viel Erregung gespürt.
Ich will versuchen, das sachlich auf den Punkt zu bringen.
Worüber diskutieren wir? Was ist eigentlich die große
Aufgabe dieses Ausschusses?

Wir haben die Situation eines unglaublichen Versagens der
Sicherheitsbehörden in einer schlimmen Mordserie in
Deutschland. Das muss aufgeklärt werden. Daraus müssen
Lehren gezogen werden. Wenn Herr Bellino hier Hannover
ins Feld führt, entgegne ich: Wir brauchen Sicherheitsbe-
hörden. Wir brauchen gut funktionierende Sicherheitsbe-
hörden. Wir brauchen aber auch Sicherheitsbehörden, auf
die wir uns verlassen können. Daran arbeitet auch dieser
Ausschuss nachhaltig mit. Diese Aufgabe müsste uns alle
bewegen. Sie bewegt hoffentlich uns alle.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie der Abg.
Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und
Hermann Schaus (DIE LINKE)))

Wir haben einen zweiten wichtigen Punkt, der jedem, so
habe ich das jedenfalls verstanden, ganz besonders am
Herzen liegt. Der Vorwurf steht im Raum, dass Sicher-
heitsbehörden womöglich auf dem rechten Auge blind ge-
wesen seien und bei der Ermordung von vielen Menschen
mit Migrationshintergrund, die bei uns gelebt haben, viel-
leicht lange nicht in die richtige Richtung geschaut hätten.

Auch diesen Vorwurf müssen wir bearbeiten. Wir müssen
ihn ausräumen. Das sind wir den Opfern schuldig. Das sind
wir auch uns allen im Parlament schuldig.

(Beifall bei der FDP, der SPD, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

Jetzt zum eigentlichen Punkt, der vorgetragen worden ist:
Der SPD-Antrag bezieht sich darauf – Herr Rudolph hat
das genau unterlegt –, dass es ein Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts gibt.

(Günter Rudolph (SPD): Zwei!)

– Ich beziehe mich jetzt auf eines, das sehr deutlich ist.
Darin wird klargestellt, dass die Staatswohlorientierung für
die Bundesregierung und für den Bundestag gilt. Sie gilt
eben auch für die Landesregierung und den Hessischen
Landtag. Da ist keiner besser oder schlechter. Wir sind bei-
de auf das Staatswohl verpflichtet. Deswegen kann man
den einen nicht schlechter behandeln als den anderen.

(Zustimmung des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Das ist erst einmal das Grundsätzliche, was Sie akzeptieren
müssen. Wenn die Landesregierung das akzeptieren würde,
hätte sie uns zum Großteil ungeschwärzte Akten vorgelegt
und nicht das, was sie uns vorgelegt hat. Das muss man
feststellen.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN)

Dass die Landesregierung uns nicht ausreichend bei der
Vorlage der Akten berücksichtigt hat, sondern dass sie ge-
gen das Urteil verstoßen hat, zeigt der Antrag der Regie-
rungsfraktionen, weil Sie das mehr oder minder in Ihrem
Antrag und durch das, was Sie da tun, einräumen. Sie räu-
men ein, dass das, was die Landesregierung gemacht hat,
nicht rechtmäßig war.

(Günter Rudolph (SPD): Ja, ja!)

Darum versuchen Sie, eine Brücke zu bauen. Das kann
man, glaube ich, nicht anders sehen. Was wir jetzt vorge-
legt bekommen haben, ist rechtlich nicht in Ordnung. Sie
räumen das Stück für Stück ein. Das ist die übliche Salami-
taktik.

Aber es ist deutlich geworden: Sie müssen jede Schwär-
zung, die Sie vornehmen, uns gegenüber begründen,

(Günter Rudolph (SPD): Vorher!)

und zwar vorher begründen, nicht nachher. Das ist eindeu-
tig. Das kann man im Urteil nachlesen. Daran kommen Sie
nicht vorbei.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Die Landesregierung hat die Rechte des Parlaments ver-
letzt. Jetzt hat die SPD das zum Thema gemacht und zu
Recht darauf hingewiesen, dass wir hierbei ein anderes
Vorgehen wählen müssen. Jetzt ist das Vorgehen, das die
Fraktionen von CDU und GRÜNEN vorschlagen, aus mei-
ner Sicht weder praktikabel noch dem Urteil angemessen.
Sie müssen im Vorhinein erklären, warum Sie was ge-
schwärzt haben, und nicht im Nachhinein.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Mein Appell richtet sich an alle Abgeordneten in diesem
Plenum und an alle Abgeordneten des Ausschusses. Es
geht nicht darum, dass wir uns überlegen: Welche Landes-
regierung hat zu welchem Zeitpunkt was falsch gemacht?
Oder: Welcher Minister hat zu welchem Zeitpunkt eine
falsche Entscheidung getroffen? – In diesem Innenverhält-
nis geht es vielmehr erst einmal darum: Wie verhält sich
der Hessische Landtag gegenüber der Landesregierung?
Wie nimmt er seine verfassungsmäßigen Rechte wahr?
Wie sieht er seine eigene Position?
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Meine Position lautet, dass den Abgeordneten genauso wie
den Ministern und dass den Mitarbeitern der Abgeordneten
– nur eine Handvoll wird sicherheitsüberprüft – genauso
wie Mitarbeitern der Staatskanzlei oder anderer Behörden
dieses Landes zu vertrauen ist. Das muss einmal auf die
gleiche Ebene gestellt werden. Daran muss jeder Abgeord-
nete in diesem Hessischen Landtag ein ursächliches Inter-
esse haben.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Wir sind nicht die Querulanten in diesem Staat, sondern
wir sind die, die genauso ein Interesse daran haben, dass
dieser Staat optimal funktioniert und dass die Rechte und
die Verfassung eingehalten werden. Das will jeder Abge-
ordnete, der das mitträgt und sagt: Wir wollen grundsätz-
lich die Akten ungeschwärzt haben. Wenn Schwärzungen
aus Gründen der Sicherheit notwendig sind, müssen sie
substanziell und nachprüfbar begründet sein. Dann kann
man sich immer noch über die eine oder andere Schwär-
zung streiten. Aber dieser Grundsatz muss eingehalten
werden. – Die Vorschläge, die Sie gemacht haben, halten
genau das nicht ein.

Ich will Ihnen zeigen, mit was man sich da abgeben muss.

(Der Redner hält ein fast komplett mit Schwärzun-
gen versehenes Blatt Papier hoch. – Günter Rudolph
(SPD): Vorsicht, man könnte etwas erkennen!)

Wenn man ein Schriftstück hat, das so aussieht, auf dem
nur drei Worte zu lesen sind, welche Aufklärungsmöglich-
keiten haben Sie bei so einem Schriftstück? Von daher
muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich hätte von Ihnen
mehr konstruktives Handeln erwartet, damit wir gemein-
sam eine vernünftige Lösung finden. Die Lösung kann nur
sein, dass im Grundsatz erst einmal die Akten in den Räu-
men, die dem Geheimschutz dienen, den sicherheitsüber-
prüften Mitarbeitern und den Abgeordneten im Original
zugänglich sind. Wir wollen keine Spielchen, dass man an-
rufen muss, damit jemand kommt, mit dem man sich dann
streiten kann, ob es nun geheim ist oder nicht. Dafür haben
wir keine Zeit bei diesen Aktenbergen, sondern wir haben
genug Arbeit, uns durch diese Aktenberge durchzufressen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Darum möchte ich zum Abschluss noch einmal sagen:
Wenn wir mit diesem Ausschuss Erfolg haben möchten –
wir als FDP möchten das –, dann müssen wir zu einer Ar-
beitsweise kommen, die diesem Wust von Informationen
gerecht wird.

Wenn ich mittlerweile der Meinung bin – das will ich für
meine Fraktion ausdrücklich sagen –, wir hätten dem Ein-
setzungsbeschluss zustimmen müssen, dann ist das ein
Stück weit durch zwei Dinge getragen.

Ich habe Herrn Temme persönlich im Ausschuss erlebt und
kann nur sagen: Wie konnte der Mann im Verfassungs-
schutz V-Mann-Führer werden, mit diesem Umfeld, mit
diesen Hinweisen, die vorliegen? Wie konnte das passie-
ren? Da ist für mich ganz klar geworden: Hier ist großer
Handlungsbedarf. Es ist für mich nicht erklärbar, wie das
passieren konnte.

Als zweiten Bereich sehe ich: Wie kann ein Benjamin G.,
wie kann dieser Mann für das Wohl und die Sicherheit von
Hessen verantwortlich sein? Ich habe mir alle Treffberichte
von Benjamin G. angeschaut, alle, und habe gelesen, was
er berichtet hat. Wie kann es sein, dass das, was er berich-

tet hat, irgendetwas mit der Sicherheit dieses Landes zu tun
hat und deshalb nicht bei der Aufklärung eines Mordfalls
verwendet werden kann? Dann ist wirklich höchste Auf-
klärungsnot.

Man muss wirklich sagen: Hier muss genau hingeschaut
werden. Denn ich habe keinen Grund gefunden, warum
dieser Mann nicht hätte aussagen dürfen bzw. dass die In-
formationen, die er geliefert hat, irgendetwas mit der Si-
cherheit des Landes Hessen zu tun haben könnten.

Von daher gibt es viele Indizien, dass wir ganz wichtige
Aufklärungsarbeit in diesem Ausschuss zu leisten haben
und dass wir wirklich etwas dazu beitragen können, dass
unsere Sicherheitsbehörden besser werden. Wir sollten das
allerdings in einem sachlichen Umgang miteinander ma-
chen; denn dann können wir unsere Arbeitszeit besser ein-
setzen als in einem Streit. Manchmal muss aber auch Streit
sein, nämlich dann, wenn man die Rechte des Parlaments
verletzt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Das Wort hat Staatsminister Beuth.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Zunächst möchte ich die Rahmenbedingungen der Akten-
vorlage im Untersuchungsausschuss erläutern. Selbstver-
ständlich unterstützt die Hessische Landesregierung die
Arbeit des Untersuchungsausschusses umfassend nach
Kräften und kommt ihrer Verpflichtung zur Aktenlieferung
vollumfänglich nach.

Allein die Sichtung der relevanten Akten, für die wir im
Landesamt für Verfassungsschutz bis zu 20 Mitarbeiter
eingesetzt haben, gestaltet sich schwieriger als bei manch
anderem Untersuchungsausschuss. Vor wenigen Wochen
war die PKV, unsere Parlamentarische Kontrollkommissi-
on, zu Gast im Landesamt für Verfassungsschutz. Dort ha-
ben wir uns die Akribie, mit der die Akten aufbereitet wer-
den, genauestens angeschaut. Nach meinem Eindruck wa-
ren die Kolleginnen und Kollegen sehr beeindruckt. Die
Vorsitzende Faeser war dabei, es blieb keine Frage offen.

Schwierigkeiten ergeben sich auch aus einem sehr weit ge-
henden Beweisantrag der SPD, der derart unbestimmt ist,
dass nahezu alle angeschriebenen Stellen des Bundes und
der anderen Länder sich außerstande gesehen haben, nach
konkreten Akten zu suchen. Im November vergangenen
Jahres wurden daher Koordinierungsgespräche mit dem
Ausschuss durchgeführt, um überhaupt arbeiten und Akten
zusammenstellen zu können. Seitdem wird die Sichtung
der Akten mit hohem Personaleinsatz durchgeführt.

Parallel dazu erfolgte der Umbau im Hessischen Landtag,
um geeignete Räume für die Lagerung der teilweise als
Verschlusssachen eingestuften Aktenstücke bereitstellen
zu können. Dieser Umbau war Anfang Februar 2015 abge-
schlossen. Unmittelbar danach erfolgte am 13. Februar die
erste von bisher zehn Aktenlieferungen der Hessischen
Landesregierung. Diese beinhaltete insgesamt 445 Akten-
bände, davon allein 384 aus dem Geschäftsbereich des In-
nenministeriums. Eine derart große Zahl von Akten binnen
neun Monaten zu liefern ist sehr beachtlich, weil jedes ein-
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zelne Aktenstück vor der Übermittlung genauestens ange-
schaut werden muss.

Auch bezüglich des Inhalts der Akten wurde ein Maßstab
angelegt, der weitaus mehr Informationen bietet, als es et-
wa im Rahmen der Arbeit des Bundestags-Untersuchungs-
ausschusses der Fall war. Ich möchte hierbei anmerken,
dass sich die Bundestagsabgeordneten über die von uns ge-
lieferten Akten zu keiner Zeit beschwert haben.

In den von mir bereits angesprochenen Koordinierungsge-
sprächen im letzten November wurden die anzulegenden
Schwärzungsgrundsätze vonseiten der Landesregierung
auch den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses vor-
getragen. Es gab keinerlei Widerspruch. Diese Grundsätze
orientieren sich selbstverständlich bereits an der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.

(Günter Rudolph (SPD): Falsch!)

Ich widerspreche ausdrücklich dem Vorwurf, dass hier un-
rechtmäßig gehandelt worden wäre.

(Günter Rudolph (SPD): Wir widersprechen Ihnen!)

Für Schwärzungen kommen demnach Informationen infra-
ge, die dem Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung
unterliegen,

(Günter Rudolph (SPD): Sie haben sie bisher nicht
begründet!)

Fälle staatlicher Schutzpflichten für Grundrechte Betroffe-
ner, etwa bei verdeckt eingesetzten Personen, und Fälle, in
welchen die Funktionsfähigkeit der Sicherheitsbehörden
einschließlich ihrer Zusammenarbeit mit anderen Behörden
durch eine Offenlegung erheblich erschwert würde.

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal betonen, dass eine
Schwärzung niemals erfolgt, um die Arbeit des Untersu-
chungsausschusses zu behindern. Erforderliche Schwär-
zungen werden begründet und erfolgen ausschließlich, um
grundrechtlichen Schutzpflichten Rechnung zu tragen und
um die nachrichtendienstliche Arbeit auch im Verfassungs-
schutzverbund weiterhin möglich zu machen.

Wir benötigen funktionierende Sicherheitsbehörden, vor
allem in der gegenwärtigen Lage. Da sind sich wohl alle
demokratischen Parteien in diesem Hause einig. Zu dieser
Funktionsfähigkeit gehört auch die Frage des Quellen-
schutzes, weil sie eine Frage ist, die sich zumindest mittel-
fristig ganz erheblich auch auf die Sicherheitslage auswir-
ken kann. Hier geht es um nicht weniger als Leib und Le-
ben von Menschen, die im Interesse der Sicherheit unserer
Bürgerinnen und Bürger im Lande aktiv sind.

Unabhängig von den soeben geschilderten Eckdaten ent-
hielt jedes einzelne Anschreiben zu den Aktenlieferungen
das Angebot, die Schwärzungen und Fehlblätter zu erläu-
tern und gegebenenfalls gesonderte Verfahren zu finden,
sollten einzelne geschwärzte Passagen für die Arbeit des
Untersuchungsausschusses von Interesse sein. Zusätzlich
haben wir das Angebot mit Schreiben vom 28. März dieses
Jahres wiederholt. Der Vorsitzende hat es in der 17. Sit-
zung im April weitgehend verlesen.

Schließlich haben wir vonseiten der Landesregierung in
den beiden vergangenen Sitzungen am 12. Oktober und am
vergangenen Montag einen umfassenden Verfahrensvor-
schlag unterbreitet, der diskutiert und auf die nächste Sit-
zung am 4. Dezember vertagt wurde. Der Vorschlag bein-
haltet das Angebot, die im Zusammenhang mit den beste-

henden Schwärzungen entstandenen Fragen durch Mitar-
beiter des Landesamtes zu erläutern. Wenn uns seitens des
Ausschusses vorher die Nummer der relevanten Aktenbän-
de mitgeteilt wird, wird der Mitarbeiter die betroffenen
Akten offen zur Verfügung stellen und dem Ausschuss an-
hand eines Vergleichs erläutern, warum an welcher Stelle
geschwärzt wurde.

(Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Aufgrund der Sensibilität der Akten muss dieses Verfahren
natürlich auf den engen Teilnehmerkreis der Abgeordneten
begrenzt bleiben. Nur so lassen sich die grundrechtlichen
Schutzpflichten und die Arbeitsfähigkeit der Nachrichten-
dienste gewährleisten.

Unser Angebot geht damit weit über ein Vorsitzendenver-
fahren, wie wir es hier im Hessischen Landtag auch schon
angewendet haben, oder über ein Obleuteverfahren hinaus,
bei welchem nur der Vorsitzende und sein Stellvertreter
bzw. die Obleute Einsicht in die Akten bekommen. Es geht
sogar über das hinaus, was beim Bundestag als sogenann-
tes Treptow-Verfahren praktiziert wurde. Im Treptow-Ver-
fahren war es den Abgeordneten nämlich nur in den Räu-
men des Bundesamtes möglich, einzelne Akten anzuschau-
en.

Wir bieten dagegen an, die relevanten Akten, wenn nötig
auch mehrmals, in den Landtag zu bringen und die vorhan-
denen Schwärzungen daran zu erklären. Eine zeitliche Be-
grenzung besteht hierbei selbstverständlich nicht. Die Mit-
arbeiter des Landesamtes stehen für dieses Verfahren zur
Verfügung, bis keine Fragen mehr offen sind.

Darüber hinaus beinhaltet unser Vorschlag die Erfahrun-
gen aus der eben dargestellten Erläuterung der Schwärzun-
gen, um die konkreten Bedarfe des Untersuchungsaus-
schusses in diesem Zusammenhang für die zukünftigen
Lieferungen aufzugreifen und das Verfahren entsprechend
anzupassen.

Selbstverständlich werden wir auch bei diesen Akten jeder-
zeit für eine Erläuterung zur Verfügung stehen, wenn ent-
sprechende Bedarfe des Untersuchungsausschusses auftre-
ten sollten. Vor dem Hintergrund dieses Angebots kann es
Ihnen mit Ihrem Antrag, der dieser Debatte zugrunde liegt,
nicht um inhaltliche Fragen gehen. Diese könnten wir klä-
ren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ebenso unverständlich ist Punkt 3 des SPD-Antrags. Die
bisher erteilten Aussagegenehmigungen waren inhaltlich
nicht beschränkt. Sobald es Nachfragen zu einzelnen For-
mulierungen gab, wurden diese zeitnah geklärt und die
Formulierungen angepasst. Probleme im Zusammenhang
mit den Aussagegenehmigungen bei den bisherigen Ver-
nehmungen sind mir ebenfalls nicht bekannt.

Es ist doch eine Selbstverständlichkeit, dass Beamte über
geheimhaltungsbedürftige Tatsachen nur in geheimer Sit-
zung aussagen dürfen, damit sie sich nicht selbst strafbar
machen. Die Arbeit des Untersuchungsausschusses wird
dadurch in keiner Weise behindert. Im Gegenteil: Wir ha-
ben für diesen Fall eine ausdrückliche Formulierung in die
Aussagegenehmigung aufgenommen, um jegliche Missver-
ständnisse auszuräumen.

Meine Damen und Herren, angesichts der Thematik ist Po-
lemik hier völlig fehl am Platz.
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(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Aufklärung der schrecklichen NSU-Morde verdient
keine parteipolitisch motivierten Inszenierungen.

Lassen Sie mich noch einen anderen Gedanken loswerden,
der mir in dem Zusammenhang wichtig ist. In dieser Stun-
de befinden sich zwei europäische Hauptstädte im Ausnah-
mezustand. Die Sicherheitsbehörden benötigen aufgrund
dieser Herausforderungen auch unsere Unterstützung und
unseren Rückhalt im Interesse der Sicherheit unser Bürge-
rinnen und Bürger. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächste spricht Kollegin Faeser, SPD
Fraktion. Fünf Minuten Redezeit.

Nancy Faeser (SPD):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr Innenmi-
nister, ich finde das, was Sie gerade zum Schluss gesagt
haben, nicht nur unsäglich, sondern in der Sache völlig un-
angemessen.

(Zuruf von der CDU: Wie bitte?)

Ich finde es unglaublich, dass Sie die Terroranschläge, die
gerade in vielen Ländern dieser Welt zahlreiche Opfer ge-
fordert haben und die uns alle miteinander gleichermaßen
beschäftigen, hier dafür instrumentalisieren, wenn es um
eine ganz andere Sache im Hessischen Landtag geht. Das
soll vermeintlich in einem Maße ablenken, wie es nicht in
Ordnung ist.

Herr Boddenberg, ich will noch einmal klarstellen, wor-
über wir in dieser Debatte überhaupt reden.

(Unruhe bei der CDU – Zuruf des Abg. Michael
Boddenberg (CDU))

Worüber reden wir denn heute? Warum treffen wir uns
heute und sprechen über diesen Umstand?

(Boris Rhein (CDU): Sagen Sie doch einmal etwas
zu Ihrem Besuch bei dem LfV! – Unruhe – Glocken-
zeichen der Präsidentin)

Ich will Ihnen sagen, warum. Kollege Rhein hat sich um-
gesetzt, aber ich werde Ihnen das auch gleich beantworten.
Herr Kollege Boddenberg, wir treffen uns heute hier aus
dem einzigen Grund: weil die Landesregierung ohne hin-
reichende Begründung geschwärzte Akten vorgelegt hat.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und der FDP)

Das ist ein Verstoß gegen eine Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts. Das ist der Grund, warum wir hier
heute streiten.

(Günter Rudolph (SPD): Nichts anderes!)

Es ist eine Behinderung der Arbeit im Ausschuss. Darüber
reden wir heute. Ich will einmal zitieren, was in der Kom-
mentierung von Glauben/Brocker zum PUAG, 2011, zu
§ 15 „Geheimnisschutz“ steht:

Seit dem Flick-Urteil des Bundesverfassungsgerichts
ist geklärt und durch die sogenannte BND-Entschei-

dung des Bundesverfassungsgerichts bestätigt, dass
die Exekutive nicht ohne Weiteres unter Berufung
auf das Staatswohl einem parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss Akten vorenthalten darf.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das macht doch auch keiner!)

Herr Kollege Wagner, genau das ist hier passiert. Es sind
Akten mit solch umfangreichen Schwärzungen vorgelegt
worden, dass sie nicht mehr lesbar sind. Über diesen Sach-
verhalt reden wir. Der Fehler liegt eindeutig bei der Lan-
desregierung.

(Zuruf des Ministers Peter Beuth)

Sie haben mit dem Verstoß gegen diese Entscheidung des
Bundesverfassungsgericht Rechtsbeugung vorgenommen –
und nichts anderes.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie des
Abg. René Rock (FDP))

Es geht auch nicht um Angebote oder kooperatives Verhal-
ten. Der Verstoß liegt bei der Landesregierung. Das ist zu-
nächst einmal festzustellen.

Ich finde es wirklich unsäglich, was ich heute an Redebei-
trägen gehört habe.

(Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

Zum einen werden Dinge herausgerufen, die persönliche
Umstände von Abgeordneten betreffen, übrigens auch vom
Vorsitzenden dieses Ausschusses, der bekanntermaßen Ih-
rer Partei angehört.

(Beifall bei der SPD)

Er hat erklärt, dass er morgens nicht so früh da sein kann.
Als Mutter habe ich dafür viel Verständnis. Ich finde das
unsäglich. Herr Bellino, Sie behaupten einfach, es hätte am
Anfang der Einsetzung des Ausschusses Ihrerseits ein An-
gebot auf Formulierung eines gemeinsamen Antrags gege-
ben. Meine Damen und Herren, das ist schlicht die Un-
wahrheit.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Holger Belli-
no (CDU))

Ich habe mich über Monate selbst darum bemüht, dass wir
einen gemeinsamen Antrag auf den Weg bringen. Es ist
unsäglich, dass wir der einzige Landtag und das einzige
Parlament in der ganzen Bundesrepublik sind, die es nicht
hinbekommen, bei diesem sensiblen Thema einen Aus-
schuss – –

(Anhaltende Unruhe bei der CDU – Glockenzeichen
der Präsidentin)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um etwas mehr Ruhe
für die Rednerin.

Nancy Faeser (SPD):

Herr Bellino, ich kann es gern wiederholen. Wir sind das
einzige Parlament in der Bundesrepublik Deutschland, das
es nicht hinbekommen hat, diesen Ausschuss einvernehm-
lich einzusetzen.
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(Holger Bellino (CDU): Weil Sie dagegen vorgegan-
gen sind!)

– Weil Sie und die GRÜNEN das abgelehnt haben. Das
will ich noch einmal ganz klar sagen. Die Rolle der FDP
war damals auch nicht ganz klar.

(Holger Bellino (CDU): Wir haben nichts abgelehnt!
Das ist eine glatte Lüge!)

Sie wollten keinen gemeinsamen Antrag auf den Weg brin-
gen.

(Unruhe bei der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Bellino, ich bitte Sie, das Wort „Lüge“ auch bei
den Zwischenrufen zu vermeiden. Ich bitte Sie, die Redne-
rin zu Ende kommen zu lassen.

(Holger Bellino (CDU): Sie sagt bewusst die Un-
wahrheit!)

Nancy Faeser (SPD):

Sie haben diesen Antrag nicht mit uns gemeinsam unter-
stützt und schon gar kein Angebot gemacht, etwas gemein-
sam auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Es ist schlicht die Unwahrheit, etwas anderes zu behaup-
ten. Ich will Ihnen noch einmal sagen: Mit Ihrer Mehrheit
haben Sie die Arbeit des Ausschusses über Monate verzö-
gert. Monatelang haben wir keine Unterlagen bekommen
und konnten keine Zeugen einladen. In der gesamten Bun-
desrepublik ist dieser Umgang mit diesem Thema, dieser
furchtbaren Mordserie, übrigens einmalig. Es ist unsäglich
und unanständig, sich dann hierhin zu stellen und das Ge-
genteil zu behaupten. Ich weiß nicht, wie Sie noch in den
Spiegel schauen können.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster hat Kollege Rentsch von der
FDP-Fraktion das Wort.

Florian Rentsch (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich gehöre dem Landtag seit 2003 an. Dies ist wahrschein-
lich eine der mit Abstand wichtigsten Grundsatzdebatten,
die wir in diesem Landtag bisher geführt haben. Sie be-
schäftigt sich mit der Frage des Verhältnisses zwischen
Parlament und Exekutive – also dem Grundsatz der Gewal-
tenteilung. Auf der anderen Seite greift die Debatte in
einen ganz wichtigen Bereich ein, nämlich darin, welches
die Kontrollfunktionen derjenigen sind, die in einer parla-
mentarischen Demokratie das Volk gegenüber Institutio-
nen vertreten und die für die Sicherheit dieses Staates und
dieser Gemeinschaft sorgen sollen.

Wer unter solchen Umständen eine solche Debatte zum
Schluss letztendlich auf die Frage reduziert: „Wer hat
wann wie warum sein Kind in den Kindergarten bringen

müssen?“, der wird dieser schwierigen Situation nicht nur
nicht gerecht,

(Janine Wissler (DIE LINKE): Allerdings!)

sondern, Herr Bellino, der verfehlt auch den wahren Kern,
um den es in diesem Parlament eigentlich gehen muss.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Ich weiß aus eigener Erfahrung – Kollegin Faeser, Sie ha-
ben recht, wir haben damals gesagt, wir enthalten uns; heu-
te würden wir das nicht mehr tun, gerade auch nach dem,
was es an Kenntnissen gibt –, dass wir in unseren Funktio-
nen in diesem Parlament auch bestimmte Rollen bedienen
müssen, Kollege Bellino, dass ein parlamentarischer Ge-
schäftsführer einer Regierungsfraktion natürlich immer
einen Blick auch auf das haben muss, was seine Regie-
rungsfraktion tut, und auf diejenigen, die hinter dieser Re-
gierungsfraktion stehen, die in der Exekutive tätig sind.
Die zu verteidigen, ist nicht illegitim. Wenn aber auf der
Gegenseite die Verteidigung der Gewaltenteilung des
Rechtsstaats steht, dann darf es hier doch definitiv nicht
streitig sein, wofür wir uns gemeinsam einsetzen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Wir setzen uns doch bitte gemeinsam dafür ein, dass die
Regierung und die dahinterstehende Exekutive kontrolliert
werden, grundsätzlich und in einem besonderen Fall wie
diesem, in dem es um eine Mordserie in einer perfiden Art
und Weise geht – dass da die Sensibilität dieses Landtags
besonders gefordert ist, das muss doch in einer solchen De-
batte heute außer Frage stehen.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie des Abg.
Hermann Schaus (DIE LINKE))

Deshalb sind wir alle aufgefordert, Situationen entgegen-
zutreten, die dazu führen, dass es in diesem Lande einen
Staat im Staate gibt, der vielleicht „Verfassungsschutz“
heißt, der nach eigenen Regeln arbeitet und sozusagen von
einer Regierung „kontrolliert“ wird. Wie kontrolliert wird,
das ist eine der Fragen, die der NSU-Untersuchungsaus-
schuss zu klären hat, wie diese Kontrollfunktion stattfindet.
Aber es darf niemals eine Institution in diesem Land ge-
ben, die von der Kontrolle des Parlaments ausgeschlossen
ist. Meine Damen und Herren, darum geht es. Es geht hier
um eine Grundsatzfrage der Gewaltenteilung

(Norbert Schmitt (SPD): Sehr gut!)

und darum, dass wir dafür Sorge tragen, dass wir diese
Kontrollfunktion auch wahrnehmen können, und es keine
Gängelung des Parlaments gibt, die letztendlich dazu führt,
dass hier keine vollständige Kontrolle möglich ist. Darum
geht es.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Deshalb erwähne ich es noch einmal, die Kollegen der So-
zialdemokraten haben bereits darauf hingewiesen: Es gibt
eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 17.
Juni 2009, die sogenannte BND-Entscheidung, und die legt
hierzu alle wesentlichen Grundsätze fest.

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

Jetzt können wir doch gemeinsam feststellen, und, Herr
Kollege Frömmrich, das können Sie doch nicht ernsthaft
bestreiten, nach den Reden, die Sie selbst hier im Parla-
ment vor der Landtagswahl gehalten haben – –

(Günter Rudolph (SPD): Weiß Gott!)
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Wir alle haben doch eine Geschichte. Sie können sagen,
Sie haben Ihre Meinung geändert – aber jetzt so zu tun, als
ob Sie diese Reden nie gehalten hätten, das fällt schwer.
Können wir denn jetzt nicht gemeinsam feststellen, dass
das, was jetzt geschehen ist, zunächst einmal eine Verlet-
zung der Rechte des Parlaments durch die Regierung war?

(Günter Rudolph (SPD): So ist es! Das ist eindeutig!
Ja, sicher!)

Das ist doch zunächst einmal unstreitig.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Zweitens müssen wir jetzt zu einem Verfahren kommen, in
dem diese Rechte nicht mehr verletzt werden.

Ich muss ehrlich sagen, ich kann es mir nicht vorstellen,
dass ein Parlamentarier, der diesen Parlamentarismus mit
Selbstbewusstsein lebt und seiner Aufgabe gerecht werden
will, ernsthaft darüber diskutieren möchte, ob geschwärzte
Akten dieser Grundlage, über die wir heute reden, nämlich
einem Aufklärungsauftrag nachzukommen, wirklich ge-
recht werden können. Die zweite Frage ist die des techni-
schen Verfahrens: Ist es hier wirklich ernsthaft zu diskutie-
ren, dass, wenn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Abgeord-
nete beim Bearbeiten der Akten begleiten, definitiv dem
Rechnung tragen müssen, dass das Verfahren überhaupt
gewährleistet ist? Denn bei der Masse, über die wir hier re-
den, kann sonst ein ordnungsgemäßes Verfahren gar nicht
gewährleistet werden. Meine sehr geehrten Damen und
Herren, darum geht es doch.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Rentsch, kommen Sie bitte zum Schluss.

Florian Rentsch (FDP):

Frau Präsidentin, mein letzter Satz. – Wer sieht, mit wie
wenig Manpower dieses Parlament seine Kontrollfunktion
hier ausüben möchte,

(Norbert Schmitt und Günter Rudolph (SPD): Ja!)

der sollte nicht ernsthaft darüber streiten, wie das Verfah-
ren zu gestalten ist, sondern wir sollten gemeinsam alles
dafür tun, damit wir diese Kontrollfunktion wahrnehmen
können und an dieser Stelle nicht vor den Bürgerinnen und
Bürgern versagen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Bellino,
CDU-Fraktion.

Holger Bellino (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Kollege Rentsch, in der Tat sind wir uns der Bedeu-
tung dieses Untersuchungsausschusses bewusst. Deshalb
habe ich auch ganz bewusst zu Beginn meiner Rede vorhin
gesagt, dass wir alle gesagt haben, das ist kein Ausschuss
wie jeder andere. Deshalb habe ich auch in der letzten Sit-
zung des Untersuchungsausschusses abermals dafür ge-

worben, dass wir uns mit diesen Nickeligkeiten nicht mehr
befassen und uns nicht mehr gegenseitig Vorhaltungen und
Unterstellungen machen – und bewusst die Unwahrheit sa-
gen, um nicht einen anderen Begriff zu verwenden.

Dann aber kam die Rede des Kollegen Rudolph, und es
wurde wieder genauso weitergemacht.

Deshalb nehme ich jetzt auch dankbar die zweite Runde
wahr, um das eine oder andere wiederum klarzustellen, das
hier von der Opposition wahrheitswidrig vorgetragen wur-
de.

Lassen Sie mich mit diesen Absagegründen beginnen, die
ich hier genannt habe: Ich habe die nicht gewertet. Ganz
im Gegenteil.

(Lachen bei der SPD – Janine Wissler (DIE LIN-
KE): Sie haben es ganz neutral gesagt!)

– Dass Sie das nicht aushalten, dass die Wahrheit wehtut,
das kann ich nachvollziehen. Denn wieder einmal haben
Sie einen Setzpunkt versenkt.

Meine Damen und Herren, diese Absagegründe haben wir
nicht gewertet. Die haben wir respektiert. Wir haben doch
nicht mit Mehrheit gesagt: Uns interessiert das alles nicht,
sondern wir tagen zu den Zeitpunkten, die wir vorgeschla-
gen haben.

(Torsten Warnecke (SPD): Das haben Sie auch
nicht!)

Das haben wir nicht getan. Wir haben sie respektiert. Es
kann aber doch nicht sein, dass Sie sich – – Frau Präsiden-
tin, war das da hinten eben der „Scheibenwischer“? War
das der „Scheibenwischer“, der Kollege dort hinten? War
das der „Scheibenwischer“, den Sie eben gemacht haben?

(Torsten Warnecke (SPD): Nein, ich habe davon ge-
sprochen – –)

– Ich habe Sie nicht gefragt, wovon Sie gesprochen haben,
ich habe Sie gefragt, was Sie gemacht haben.

Meine Damen und Herren, wir haben diese Absagegründe
respektiert. Was aber nicht geht und was wir Ihnen nicht
durchgehen lassen, ist, dass Sie uns vorhalten, wir würden
verzögern. Wir haben die allermeisten Terminvorschläge
gemacht,

(Alexander Bauer (CDU): So ist es!)

die aber haben Sie nicht wahrgenommen. Meine Damen
und Herren, das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der CDU – Zuruf des Abg. Hermann
Schaus (DIE LINKE))

Stichwort: Fehlblätter, die hier so hochgehalten werden.
Meine Damen und Herren, Fehlblätter heißt nichts anderes,
als dass diese Aktenstücke noch in der Abstimmung mit
anderen Bundesländern sind. Der Minister, das Landesamt
für Verfassungsschutz würden sich strafbar machen, wenn
sie die einfach abgäben. Das heißt, die sind noch in der
Abstimmung. Das heißt, sie werden uns irgendwann vorge-
legt. Sie werden nicht irgendwie vertuscht oder anderes.

Lassen Sie uns doch auch einmal über die Quantität spre-
chen. Wir haben etwa 200.000 Aktenblätter. Darunter ha-
ben wir 350 Fehlblätter, 0,1 %.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Was? Die habe ich
doch schon in zehn Akten gefunden, in zehn von
750!)
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Diese 0,1 % nehmen Sie zum Anlass, hier darzustellen,
hier wollte irgendjemand vertuschen.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Stichwort: Hochstufung der Akten. Hier wird suggeriert,
als würde man bewusst in Hessen Akten hochstufen, damit
der Geheimhaltungsgrad höher ist.

Herr Schaus, dass Sie nervös werden, kann ich nachvoll-
ziehen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Nein, ich habe in
zehn Akten schon mehr Fehlblätter gefunden als Sie
in den gesamten Unterlagen!)

Eine einzige Akte von insgesamt 650 Akten wurden hoch-
gestuft, eine von 650. Und da sprechen Sie von einem
Skandal – lachhaft.

(Beifall bei der CDU sowie der Abg. Angela Dorn,
Martina Feldmayer und Jürgen Frömmrich (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

Stichwort Schwärzung. Dazu habe ich mich schon vorhin
geäußert. Wir haben das weitestgehende Verfahren, das
hierzu in Deutschland bisher praktiziert wurde, Ihnen vor-
geschlagen. Und dann wird immer noch davon gesprochen,
dass das zu viel ist. Herr Schaus kommt dann und sagt, da
müssen wir als Abgeordnete begründen – – Nein, das Lan-
desamt für Verfassungsschutz muss begründen, warum ge-
schwärzt wurde. So steht es in dem Vorschlag drin, der Ih-
nen vorgetragen wurde. Vielleicht war es am Montagabend
spät, und Sie haben das nicht mehr richtig verstanden.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Die nächste Un-
verschämtheit!)

Es wurde gesagt, man hätte monatelang auf die Akten ge-
wartet. – Ja, warum musste denn monatelang gewartet wer-
den? Weil der Einsetzungsantrag schlecht war. Das haben
wir doch dargelegt. Das haben doch nicht nur wir gesagt,
das hat das SPD-geführte Bundesjustizministerium gesagt,
das hat das Oberlandesgericht in München gesagt, das ha-
ben die nordrhein-westfälischen Kollegen der SPD und der
GRÜNEN gesagt.

(Günter Rudolph (SPD): Falsch, alles falsch!)

Das ist die Wahrheit.

(Tobias Eckert (SPD): Wenn Sie es wiederholen,
macht es das nicht wahrer!)

Leider können Sie sich damit nicht auseinandersetzen.

Von Frau Faeser wurde dann gesagt, wir hätten diesen Un-
tersuchungsausschuss nicht gewollt. Das ist bewusst die
Unwahrheit, die Sie hier sagen. Und als Juristin wissen
Sie, was das ist, wenn man bewusst die Unwahrheit sagt.

(Günter Rudolph (SPD): Sie machen es gerade vor!)

Wir wollten ihn nicht blockieren. Wir haben unsere Beden-
ken vorgetragen, weil der Beschluss nichts getaugt hat, den
Sie vorgeschlagen haben. Das ist die Wahrheit.

(Tobias Eckert (SPD): Wenn Sie es wiederholen,
macht es das nicht wahrer!)

Dann haben wir uns enthalten und nicht dagegen gestimmt.
Meine Damen und Herren, das sind die Wahrheiten. Leider
können Sie dieser Wahrheit nicht ins Auge schauen, und
deshalb ist es bedauerlicherweise notwendig, dass man das

eine oder andere hier in der Tat auch öffentlich sagen
muss.

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
zusammenfassend: Es bleibt dabei, w i r haben den Un-
tersuchungsausschuss zum Laufen gebracht, durch unsere
konstruktiven Vorschläge.

(Lachen des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Sie aber haben, wo es geht, mit Nebelkerzen geworfen,
bzw. Sie haben verzögert.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Bellino, kommen Sie bitte zum Schluss.

Holger Bellino (CDU):

Das ist mein letzter Satz. – Das von der Landesregierung
vorgeschlagene Verfahren im Umgang mit den geschwärz-
ten Akten, ist so weitestgehend, wie es das in der Bundes-
republik Deutschland bisher noch nicht gegeben hat. –
Besten Dank.

(Beifall bei der CDU sowie der Abg. Mathias Wag-
ner (Taunus), Angela Dorn, Martina Feldmayer und
Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Wagner,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Dieser Unter-
suchungsausschuss zur Mordserie des NSU ist kein Unter-
suchungsausschuss wie jeder andere. Deshalb verbieten
sich in diesem Untersuchungsausschuss die üblichen Ri-
tuale zwischen Regierung und Opposition. Bei ihm kommt
es mehr noch als bei anderen Untersuchungsausschüssen
darauf an, dass sich sowohl die Regierung als auch die
Fraktionen täglich neu prüfen, ob sie alles dazu beitragen,
die Aufklärungsarbeit bestmöglich zu fördern. Alle Betei-
ligten müssen sich das jedes Mal wieder fragen. Es gehört
für die Regierung dazu, sich zu fragen, wie sie den Aus-
schuss bestmöglich unterstützen kann. Es gilt aber auch für
die Fraktionen, dass sie sich fragen müssen: Ist die Art und
Weise, wie man in der Arbeit dieses Ausschusses mit Vor-
gängen umgeht, immer angemessen?

Heute wurde schon viel darüber geredet, ob es einen Un-
terschied zwischen dem NSU-Untersuchungsausschuss in
Hessen und anderen Untersuchungsausschüssen gibt. Mei-
ne Damen und Herren, ja, diesen Unterschied gibt es. Dies
ist der einzige Ausschuss, in dem zu besprechende Fragen
zwischen Regierung und Parlament nicht zuerst bespro-
chen, sondern zunächst skandalisiert werden.

Natürlich gibt es Fragen der Zusammenarbeit zwischen
Parlament und Regierung, so wie das in jedem Untersu-
chungsausschuss ist. Es ist völlig normal, dass man sich
darüber unterhält, wie man das macht. Natürlich gibt es
schwierige Abwägungsfragen und muss gefragt werden,
welche Aktenteile eventuell geschwärzt werden müssen,
weil es sein kann, dass Informationen an die Öffentlichkeit
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geraten, die nicht an die Öffentlichkeit gehören, weil damit
Interessen von anderen oder sogar deren Leib und Leben
bedroht sind.

(Nancy Faeser (SPD): Deswegen wird es gleich ge-
schwärzt vorgelegt, oder warum?)

Nur, der hessische Untersuchungsausschuss ist der einzige
Untersuchungsausschuss, in dem solche Fragen nicht sach-
lich erörtert, sondern skandalisiert werden. Das ist der Un-
terschied hier in Hessen, wo selbst die Schwärzungen
skandalisiert werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Nancy Faeser (SPD): Das liegt an der
Landesregierung, Herr Wagner, nicht am Parla-
ment!)

Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Sind denn die
hessischen Behörden die einzigen Behörden, die schwär-
zen, so wie hier manchmal der Eindruck erweckt werden
soll? – Nein, meine Damen und Herren, auch andere Be-
hörden schwärzen. Ist der hessische Untersuchungsaus-
schuss denn der einzige, in dem es geschwärzte Akten
gibt? – Nein, meine Damen und Herren, es ist auch in an-
deren Ausschüssen so. Und kann es Gründe für Schwär-
zungen geben? – Ja, die kann es geben. Das bestreitet hof-
fentlich hier niemand. Dennoch wird ständig versucht,
einen anderen Eindruck zu erwecken.

Jetzt kommt die entscheidende Frage: Können in Hessen
alle Abgeordneten, die in diesem Ausschuss sind, die Ak-
ten vollständig, ohne Schwärzung, einsehen und sich ein
eigenes Bild verschaffen? – Ja, das können sie. Da frage
ich Sie: Worüber reden wir hier eigentlich noch, meine Da-
men und Herren?

(Lebhafter Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der CDU – Günter Rudolph (SPD): Wo le-
ben Sie denn eigentlich? Das ist ja unglaublich!)

Die Besonderheit dieses hessischen Ausschusses ist,

(Günter Rudolph (SPD): Dass der hessische Innen-
minister die Quelleneinvernahme abgelehnt hat, das
ist die Besonderheit in Hessen!)

dass nicht zuerst versucht wird, eine Frage, die zwischen
Parlament und Regierung zu klären ist, nämlich die Ein-
sicht ohne Schwärzungen für die Abgeordneten, im Kon-
sens zu lösen

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Der Unterschied
besteht darin, dass Hessen das einzige Land ist, das
erklärt hat, dass es keinen Fehler gemacht hat, und
das durch den hessischen Innenminister!)

– hören Sie zu –, sondern dass, bevor diese Frage zwischen
Regierung und Parlament im Ausschuss erörtert wird, die
Kolleginnen und Kollegen der SPD eine Aktuelle Stunde
zu diesem Thema beantragen. Bevor die Frage sachlich er-
örtert werden kann, wird diese formale Frage von den Kol-
leginnen und Kollegen der SPD skandalisiert. Das ist der
einzige Unterschied in der Arbeit des hiesigen NSU-Unter-
suchungsausschusses.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Günter Rudolph (SPD): Nur weiter so! –
Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Dann wird die Frage am Montag im Ausschuss erörtert,
und der Ausschuss sagt einvernehmlich: Wir wollen uns
vertagen und es weiter beraten. – Das ist aber nicht Anlass,

diese Debatte heute mit Verweis darauf, dass man diese
Fragen klärt, ausfallen zu lassen, sondern man führt die
Debatte trotzdem. Da frage ich: Steht wirklich das Aufklä-
rungsinteresse im Vordergrund, oder geht es darum, For-
malfragen auf Biegen und Brechen zu skandalisieren, mei-
ne Damen und Herren?

(Lebhafter Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der CDU – Zurufe von der SPD und der
LINKEN – Glockenzeichen der Präsidentin)

In diesem Ausschuss wurden, entgegen dem Bild, das ge-
zeichnet wurde, alle Fragen bislang einvernehmlich ge-
klärt. Wir haben uns einvernehmlich auf die Grobstruktur
verständigt. Wir haben uns einvernehmlich auf die Fein-
struktur verständigt.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Wagner, Sie müssen zum Schluss kommen.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Wir haben uns einver-
nehmlich auf Termine verständigt, und wir werden uns
auch einvernehmlich darauf verständigen können, wie wir
mit den Schwärzungen umgehen. Der einzige Unterschied
ist, dass vor den Fernsehkameras immer etwas anderes er-
zählt wird, als tatsächlich im Ausschuss gemacht wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Günter Rudolph (SPD): Falsch! – Thors-
ten Schäfer-Gümbel (SPD): Das stimmt leider nicht!
– Weitere Zurufe von der SPD)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Wagner, bitte.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wenn es andere Vorschläge gibt, dann müssen sie endlich
auf den Tisch. Aber eines geht nicht: dass die einen die
Vorschläge machen und die anderen immer sagen, diese
Vorschläge habe es nicht gegeben, und keine eigenen ma-
chen. So können wir nicht konstruktiv zusammenarbeiten.

(Lebhafter Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der SPD)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächste spricht Kollegin Wissler,
Fraktion DIE LINKE.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr Wagner,
es geht hier nicht um Formalfragen.

(Beifall bei der LINKEN – Günter Rudolph (SPD):
So ist es!)

Vielmehr geht es um eine Frage, die die Rechte des Parla-
ments betrifft. Es geht um elementare Rechte des Parla-
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ments gegenüber der Regierung und um dessen Kontroll-
funktion.

Sie wissen ganz genau, was das nach sich zieht. In dem
Moment, in dem ganze Aktenordner als geheim eingestuft
werden, weil einzelne Seiten darin geheim und geschwärzt
sind, bedeutet das, dass große Teile der Zeugenvernehmun-
gen nicht mehr in öffentlicher Sitzung werden stattfinden
können. Das bedeutet nicht nur, dass das Parlament, das
ein Aufklärungsinteresse hat, diesem nicht nachkommen
kann, sondern auch, dass die Öffentlichkeit an der Aufklä-
rung überhaupt nicht teilhaben kann. Das ist genau das
Problem, um das es hier geht.

(Beifall bei der LINKEN – Mathias Wagner (Tau-
nus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das stimmt
ganz einfach nicht! – Angela Dorn (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Wo steht denn das?)

Ich habe der Debatte jetzt lange zugehört und muss ganz
ehrlich sagen: Angesichts der Tatsache, dass wir hier über
die Ermordung von zehn Menschen reden, dass deren An-
gehörige über Jahre hinweg verdächtigt wurden, anstatt
Hilfe zu erfahren, dass man den Angehörigen versprochen
hat, aufzuklären, ist es eine unwürdige und in Teilen unter-
irdische Debatte, die wir hier führen.

Ja, es stellen sich Fragen, insbesondere an die Sicherheits-
behörden, allen voran an das Landesamt für Verfassungs-
schutz. Ich will schon deutlich machen, dass es in Hessen
natürlich Besonderheiten gibt, weshalb wir in Hessen auch
besonders nachfragen müssen.

Es gab kein anderes Bundesland, in dem ein Mitarbeiter
des Verfassungsschutzes am Tatort war und sich danach
nicht bei der Polizei gemeldet hat. Einen solchen Fall gab
es nirgendwo sonst. Dass der damalige Innenminister und
heutige Ministerpräsident das Parlament über die Anwe-
senheit des Verfassungsschützers zunächst gar nicht und
dann falsch informiert hat, ist auch eine hessische Beson-
derheit.

Ich finde, auch das weitere Verfahren in all den Jahren da-
nach, bei dem dann V-Männern Rechtsanwälte, bezahlt
vom Landesamt, zur Seite gestellt werden, mit dem Ver-
weis auf den Quellenschutz nur eingeschränkte Aussagege-
nehmigungen ausgestellt werden, V-Männer zum NSU-
Prozess nach München fahren und dort nur eingeschränkt
aussagen dürfen, obwohl es um Mordermittlungen geht,
müssen wir doch im Untersuchungsausschuss aufarbeiten.
Dabei geht es darum, dass das Parlament volle Rechte ha-
ben muss.

(Mathias Wagner (Taunus) und Angela Dorn
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die hat es doch!)

Wie soll man denn aufklären, wenn man geschwärzte Ak-
ten hat?

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Ich sage Ihnen: Ich war häufig im NSU-Untersuchungsaus-
schuss; ich habe mir beispielsweise die Aussagen von
Temme und von Herrn Hess angehört, und ich finde wirk-
lich, da tun sich Abgründe auf, und zwar auch im Hinblick
darauf, in welch unwürdiger Art und Weise Mitarbeiter des
Verfassungsschutzes über Morde sprechen.

Herr Wagner, gehen Sie wirklich öfter in den NSU-Unter-
suchungsausschuss. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das,
was dort passiert, wirklich im Sinne der GRÜNEN ist. Wir
haben erlebt, wie Herr Bellino heute aufgetreten ist. Sie ha-

ben erlebt, welche Rolle er hier und heute gespielt hat.
Diese Rolle spielt er auch im NSU-Untersuchungsaus-
schuss. Genau das ist das Problem.

Das begann schon bei der Einsetzung des Untersuchungs-
ausschusses. Anders als in anderen Bundesländern haben
wir ihn nicht einstimmig eingesetzt, sondern nur die SPD
und die LINKEN haben für die Einsetzung gestimmt. Die-
ser Umstand setzt sich in der Arbeit dieses Ausschusses
leider darin fort, dass wir kein Miteinander und kein ge-
meinsames Aufklärungsinteresse haben – anders, als das in
anderen Bundesländern und auch im Bund der Fall ist.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das könnte an beiden Seiten liegen!)

Herr Bellino, die Aufklärung wird doch nicht durch die
Opposition verzögert, sondern die wird dadurch verzögert,
dass man einfach nicht aufklären kann, wenn ganze Akten
geschwärzt sind, wenn man auf einer Seite drei Wörter er-
kennen kann und der Rest geschwärzt ist. Kollege Rock
hat ein solches Blatt hochgehalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Da frage ich mich schon: Wer wird denn hier geschützt?
Da wird doch nicht das Staatswohl geschützt. Am allernot-
wendigsten wäre jetzt doch, aufzuklären und vor allen Din-
gen dafür zu sorgen, dass so etwas nie wieder passiert, dass
sich eine solche Mordserie niemals wiederholen kann. Da-
zu muss man doch aufklären, was hier falsch gelaufen ist.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das ist nicht strittig!)

Deshalb geht es hier nicht um Formalien, sondern um ele-
mentare Rechte.

Herr Innenminister, Herrn Bellino, ich finde es schäbig,
wenn Sie unter Verweis auf die aktuellen Anschläge unter-
stellen, die Opposition würde die Sicherheit der Bürgerin-
nen und Bürger gefährden, und damit den Quellenschutz
für V-Leute rechtfertigen. Das finde ich schäbig und unan-
gemessen, denn das Problem ist doch gerade, dass alle
V-Männer, die nahe am NSU dran waren, nicht einen der
Morde verhindert haben. Deshalb muss doch endlich eine
Aufklärung erfolgen. Man kann doch nicht weiterhin den
Schutz der V-Männer über die Aufklärung einer Mordserie
stellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Wir sind am Ende der Debatte. Ich habe
keine weiteren Wortmeldungen.

Werden beide Anträge an den zuständigen Ausschuss über-
wiesen?

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

– Dann überweisen wir den Antrag unter Tagesordnungs-
punkt 79 und den Dringlichen Entschließungsantrag unter
Tagesordnungspunkt 84 an den Innenausschuss.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 14, Setzpunkt der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Gesetz über die Erhebung einer Fehlbele-
gungsabgabe in der öffentlichen Wohnraumförderung
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(Fehlbelegungsabgabe-Gesetz – FBAG) – Drucks. 19/
2624 zu Drucks. 19/2162 –

Außerdem wird Tagesordnungspunkt 13 aufgerufen:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion DIE
LINKE für ein Gesetz zum Abbau der Fehlsubventio-
nierung im Wohnungswesen – Drucks. 19/2623 zu
Drucks. 19/629 –

Wir kommen zunächst zur Berichterstattung. Herr Abg.
Caspar.

Ulrich Caspar, Berichterstatter:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen
zu beiden Gesetzentwürfen aus dem Ausschuss Bericht er-
statten.

Zunächst zum Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE für
ein Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Woh-
nungswesen. Hierzu hat der Ausschuss folgende Be-
schlussempfehlung ausgesprochen: Der Ausschuss für Um-
welt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen der CDU, des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der FDP gegen die
Stimme der LINKEN bei Enthaltung der SPD, den Gesetz-
entwurf in zweiter Lesung abzulehnen.

Ich komme zu der Beschlussempfehlung zu dem Gesetz-
entwurf der Landesregierung für ein Gesetz über die Erhe-
bung einer Fehlbelegungsabgabe in der öffentlichen
Wohnraumförderung. Hier lautet die Beschlussempfeh-
lung: Der Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz empfiehlt dem Plenum mit
den Stimmen der CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN gegen die Stimme der FDP bei Enthaltung der
SPD und der LINKEN, den Gesetzentwurf unter Berück-
sichtigung des Änderungsantrags Drucks. 19/2564 in zwei-
ter Lesung anzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank für die Berichterstattung. – Als Erste spricht
Kollegin Feldmayer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich möchte
zunächst einmal festhalten: Die Einführung der Fehlbele-
gungsabgabe ist ein großer Erfolg für die schwarz-grüne
Koalition in Hessen;

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

denn sie zeigt, die Landesregierung unternimmt alle An-
strengungen zum Bau von Sozialwohnungen, die ihr mög-
lich sind. Die Landesregierung unterstützt mit diesem Ge-
setz die Kommunen, die das Geld zweckgebunden für den
Wohnungsbau einsetzen müssen.

Die Kommunen haben in der Anhörung im Ausschuss
ganz deutlich gemacht, dass sie dieses Vorhaben unterstüt-
zen, dass sie sehnlichst darauf gewartet haben, dass dieses
Gesetz kommt. Die Kommunen haben in der Vergangen-

heit gute Erfahrungen mit der Fehlbelegungsabgabe ge-
macht. Auch das wurde in der Anhörung deutlich. Dieses
Instrument geben wir den Kommunen jetzt wieder zurück.
Das ist eine sehr gute Nachricht, gerade für die Kommunen
im Ballungsraum, wo die Zahl der Sozialwohnungen konti-
nuierlich zurückgegangen ist und dieser Trend mit all den
wohnungspolitischen Maßnahmen, die wir hier in Hessen
ergreifen, jetzt gestoppt werden wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

In der aktuellen Situation – angespannte Wohnungsmärkte
in den Ballungsgebieten bei gleichzeitigem Rückgang der
Zahl der Sozialwohnungen – können wir es uns schlicht-
weg nicht leisten, die Fehlbelegungsabgabe nicht zu erhe-
ben und auf diese zusätzliche Einnahmequelle für die
Kommunen zu verzichten.

Die Fehlbelegungsabgabe müsste eigentlich Fehlsubven-
tionierungsabgabe heißen; denn sie setzt genau da an, wo
ein Subventionierungstatbestand nicht mehr gegeben ist.
Warum die FDP, die doch immer nach Subventionsabbau
ruft, gegen den Abbau dieser Subventionierung ist, konnte
sie im Ausschuss nicht schlüssig erklären. Das Argument
der FDP ist, die Fehlbelegungsabgabe sei ein Problem,
weil sie in den Quartieren, in den Vierteln, in denen sie er-
hoben wird, zu einer sozialen Entmischung führe. Dieses
Argument löste sich in der Anhörung im Ausschuss in Luft
auf.

(Widerspruch des Abg. Jürgen Lenders (FDP))

Die Vertreter der Kommunen haben dargelegt, dass sie die
Erfahrung einer sozialen Entmischung in den Jahren, als
die Fehlbelegungsabgabe erhoben worden ist, nicht ge-
macht haben. Das ist die Erfahrung aus der viel beschwo-
renen Praxis, auf die wir als Politiker hören müssen. Wer
weiß es denn besser als die Kommunen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Auch von der Sozialdezernentin der Stadt Darmstadt wur-
de ausführlich dargelegt, dass es eben nicht so ist, dass die
Fehlbelegungsabgabe zu einer sozialen Entmischung führt.
Es gab in Darmstadt sogar eine Umfrage, warum Men-
schen aus den Quartieren, in denen die Fehlbelegungsabga-
be erhoben wurde, ausgezogen sind. Das ist dezidiert abge-
fragt worden. Wissen Sie, wie viele Menschen angegeben
haben, dass sie aufgrund der Fehlbelegungsabgabe ausge-
zogen sind? Das waren 0,2 % der Befragten. Die Men-
schen ziehen also aus ganz anderen Gründen aus. Mit die-
ser Erkenntnis kann man den Befürchtungen, diese Abgabe
führe zu einer Entmischung und zu einer Destabilisierung
der Quartiere, entgegentreten.

Eine Destabilisierung von Quartieren oder ganzen Stadttei-
len gibt es aber doch. Dies geschieht jedoch nicht aufgrund
der Fehlbelegungsabgabe. Es gibt eine Segregation in un-
seren Städten, aber nicht wegen der Fehlbelegungsabgabe,
sondern weil bald nur noch Reiche und Gutverdienende in
den angesagten Vierteln unserer Städte wohnen können.
Das ist die Form der Segregation, um die wir uns kümmern
müssen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Vizepräsident Wolf-
gang Greilich übernimmt den Vorsitz.)
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Genau das macht Schwarz-Grün in seiner Landespolitik:
mit der Einführung der Kappungsgrenzenverordnung und
der Mietpreisbremse. Das ist ein weiterer wichtiger Bau-
stein unserer Wohnungspolitik in Hessen.

Die Mietpreisbremse haben wir immer wieder gefordert;
denn sie deckelt dort, wo die Lage beim Wohnraum ange-
spannt ist, die Mieten für neu vermietete Wohnungen auf
eine sinnvolle Weise. Menschen, die eine neue Wohnung
beziehen, müssen nämlich die größten Aufschläge zahlen.
Diese werden dann erhoben, wenn Menschen aus einer
Wohnung ausziehen und neue Mieter kommen. Das ist we-
niger bei den bestehenden Mietverhältnissen der Fall, son-
dern betroffen sind die Menschen, die eine neue Wohnung
suchen und in eine frei gewordene ziehen.

Wenn man sich die Wohnungsinserate in hessischen Städ-
ten anschaut, sei es in Frankfurt, in Darmstadt oder in
Wiesbaden, kann man nur noch staunen. Ich frage mich
manchmal, wer das noch bezahlen soll. Dreizimmerwoh-
nungen mit 1.000 bis 2.000 € Miete werden da angeboten.
Eine klassische Dreizimmerwohnung für eine Familie, für
die 1.000 bis 2.000 € gefordert werden – wer soll das be-
zahlen? Das kann kein Normalverdiener bezahlen. Das
kann sich keine Familie leisten. Deshalb ist es gut, dass wir
in Hessen die Mietpreisbremse bekommen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Unser Ziel ist, dass jeder in der Stadt oder im Ballungs-
raum wohnen kann. Mit der Fehlbelegungsabgabe, der
Mietpreisbremse und dem 1-Milliarde-€-Programm für den
sozialen Wohnungsbau und für Flüchtlinge haben wir in
Hessen die Weichen für das Erreichen des Ziel gestellt,
dass sich hier jeder eine bezahlbare Wohnung leisten kann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Im Übrigen ist mir gestern an der Debatte über das Thema
Flüchtlinge aufgefallen, dass ein Punkt vielleicht zu wenig
beleuchtet worden ist: Mit dem Wohnungsbauprogramm
für sozialen Wohnraum und Flüchtlinge werden wir in
Hessen auch ein riesengroßes Konjunkturprogramm aufle-
gen. Das ist ein positiver Aspekt, den man in dieser Frage
einmal dezidiert beleuchten sollte.

Jetzt komme ich zu dem Änderungsantrag, den wir zu dem
Entwurf für ein Fehlbelegungsabgabe-Gesetz eingebracht
haben. Dieser Änderungsantrag hat sich aus der Anhörung
ergeben. Die Kommunen haben deutlich gemacht, dass sie,
um die Fehlbelegungsabgabe erheben zu können, noch et-
was mehr Vorbereitungszeit brauchen. Diesem Wunsch
wollen wir mit dem Änderungsantrag nachkommen, indem
wir die Einführung der Fehlbelegungsabgabe auf den 1. Ju-
li 2016 verschieben.

Ich will aber noch einen Punkt zu dem Thema Fehlbele-
gungsabgabe herausgreifen. So, wie das Gesetz angelegt
ist, muss man erst ab einer 20-prozentigen Überschreitung
der Einkommensgrenze die Fehlbelegungsabgabe zahlen.
Die Obergrenze bildet die jeweilige örtliche Vergleichs-
miete. Zudem wird der Betrag gestaffelt. Da es diese Staf-
felung gibt, wird niemand aus seiner Wohnung verdrängt.
Aber mit dem Aufkommen aus der Abgabe wird in Hessen
neuer Wohnraum für die Menschen geschaffen, die ihn
wirklich brauchen. Das ist das Grundprinzip der Fehlbele-
gungsabgabe.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Dieser Gesetzentwurf ist also fair und ausgewogen, und er
schafft die Grundlage für den Bau weiterer Sozialwohnun-
gen in Hessen. Das ist das, was wir dringend brauchen. Die
Landesregierung handelt in der Wohnungspolitik in Hes-
sen entschlossen und gleichzeitig mit dem nötigen Augen-
maß. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Kollegin. – Für die Fraktion DIE LIN-
KE hat der Abg. Schaus das Wort. Bitte sehr.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Mit der Wiedereinführung der Fehlbelegungsabgabe hat
die Landesregierung endlich eine wichtige Forderung von
uns aufgegriffen.

Aber worum geht es dabei? Alle Personen oder Familien,
die bei Einzug in eine Sozialwohnung eine festgelegte Ein-
kommensgrenze nicht überschritten haben, können ohne
zeitliche Begrenzung in einer mit öffentlichen Mitteln sub-
ventionierten Wohnung bleiben, selbst dann, wenn sie vie-
le Jahre später über ein weitaus höheres Einkommen verfü-
gen und, wenn sie eine solche Wohnung neu beziehen
wollten, keinen Anspruch mehr hätten. Diese – wie ich sie
nenne – Gerechtigkeitslücke gilt es zugunsten der 45.000
zum Bezug einer Sozialwohnung Berechtigten, die derzeit
registriert sind und warten, so schnell wie möglich zu
schließen.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb dürfen die zusätzlichen Einnahmen aus einer Fehl-
belegungsabgabe auch nur für den Bau neuer Sozialwoh-
nungen verwendet werden.

Vor wenigen Wochen fand in unserem Hause die öffentli-
che Anhörung zu den vorliegenden Gesetzentwürfen – un-
serer und der der Landesregierung – statt. Die Meinungen
zu den Gesetzentwürfen für ein Gesetz zur Wiedereinfüh-
rung der Fehlbelegungsabgabe waren in der Tat geteilt. Da
gibt es die Verbände, die für sich keinen unmittelbaren fi-
nanziellen Vorteil sehen, oder diejenigen, die lieber den
gesamten Wohnungsmarkt weiter den Kräften der kapita-
listischen Marktwirtschaft überlassen wollen. Außerdem
gibt es diejenigen, die die Fehlbelegungsabgabe verständli-
cherweise als zusätzliche Mieterhöhung verstehen und da-
bei übersehen, dass es eine Gerechtigkeitslücke gibt.

Eine maßvolle Fehlbelegungsabgabe, mit der man in der
Lage ist, diese unumstritten bestehende Gerechtigkeits-
lücke bei der Belegung von Sozialwohnungen zu schlie-
ßen, ist sinnvoll und richtig. Das ist unsere Überzeugung.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass dabei die Kommunen gleichzeitig finanzielle Mittel
für den dringend benötigten Neubau von Sozialwohnungen
erhalten, ist zusätzlich ein wichtiger Effekt, aber nicht un-
ser zentrales Anliegen. Ich möchte auch daran erinnern,
dass mit dem ersatzlosen Auslaufen des alten Gesetzes
zum 30.06.2011 den Kommunen Einnahmen von jährlich
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18 Millionen € verloren gingen. Aufsummiert sind das bis
Mitte 2015 bereits 72 Millionen €.

In der Anhörung am 12. Oktober dieses Jahres wurde von
einigen Experten angemerkt, dass die Fehlbelegungsabga-
be auch Mieterinnen und Mieter trifft, die knapp über der
Einkommensgrenze liegen und so keine Berechtigung
mehr zum Bezug einer Sozialwohnung haben. Diesen Ein-
wand darf man meiner Ansicht nach nicht einfach vom
Tisch wischen. Es ist wichtig, dass man die Einkommens-
grenze so hoch ansetzt, dass niemand von einer Abgabe
getroffen wird, der gerade eben die Einkommensgrenze
überschreitet.

Wir haben aus genau diesem Grund in unserem Gesetzent-
wurf die Pflicht zur Zahlung einer Fehlbelegungsabgabe
erst ab einer Überschreitung der Einkommensgrenze um
50 % festgelegt. Im Regierungsentwurf hingegen liegt die
Grenze bei einer 20-prozentigen Überschreitung. Dies hal-
ten wir für deutlich zu niedrig angesetzt.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit dieser niedrig angesetzten Grenze treffen Sie viele Ge-
ringverdiener und bestätigen damit genau die Befürchtun-
gen der Anzuhörenden und vieler derzeitiger Mieterinnen
und Mieter. Die Höhe der Einkommensgrenze ist für uns
eine zentrale Frage. Sie muss nachvollziehbar, begründbar
und sozial ausgewogen ausgestaltet werden. Der Regie-
rungsentwurf erfüllt diese Kriterien leider nur unzurei-
chend.

Frau Ministerin Hinz, Sie legen diesen Gesetzentwurf lei-
der erst eineinhalb Jahre nach der ersten Ankündigung vor.
Lassen Sie mich deshalb noch eine Anmerkung zu den
Zeitläufen der vorliegenden Gesetzentwürfe machen. Wir
haben unseren Gesetzentwurf zur Plenarsitzung am 16. Juli
2014 eingereicht. Der Gesetzentwurf der Landesregierung
stammt vom 7. Juli dieses Jahres. Nun vermute ich, dass
Sie uns Schnellschüsse vorwerfen und Ihre langsame Ar-
beit als sorgfältiges Vorgehen beschreiben werden.

In der Expertenanhörung wurde Ihr Gesetzentwurf aller-
dings von kaum jemandem richtig gelobt – im Gegenteil:
Es gab reihenweise berechtigte detaillierte Kritik an Ihrem
Gesetzentwurf, nicht bloß an der Fehlbelegungsabgabe als
solcher. So bedacht und sorgfältig erarbeitet kann Ihre
Vorlage also nicht gewesen sein.

Die Fehlbelegungsabgabe könnte längst wieder eingeführt
sein. Stattdessen verlegen Sie mit Ihrem kürzlich einge-
reichten Änderungsantrag den Beginn der Abgabepflicht
sogar noch weiter nach hinten, nämlich auf den
31.12.2016. Natürlich war die Verlegung der Einführung
ein ausdrücklicher Wunsch der Kommunen; der in Ihrem
Gesetzentwurf vorgesehene Start am 01.07.2016 ist
schließlich für die Kommunen zeitlich nicht mehr realisier-
bar. Aber so ist das eben: Nur wenn man früher anfängt,
kann man auch früher fertig werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wer einen weiteren Beleg dafür benötigt, mit welcher
Randständigkeit das Thema Wohnungspolitik im zuständi-
gen Ministerium behandelt wird, der bekommt ihn mit die-
sem Gesetzentwurf der Landesregierung.

Die Wiedereinführung der Fehlbelegungsabgabe ist grund-
sätzlich zu begrüßen. Sie darf aber nicht darüber hinweg-
täuschen, dass dem seit Jahrzehnten massiven Rückgang
der Zahl von Sozialwohnungen endlich durch eine langfris-

tige erhebliche Aufstockung der Fördermittel des Bundes
und durch ein eigenes Landesprogramm für den Bau von
jährlich mindestens 10.000 neuen Wohneinheiten begegnet
werden muss.

Angesichts von 45.000 wartenden Familien und angesichts
der noch größeren Zahl von Flüchtlingsfamilien müssen
wir die öffentlichen kommunalen Wohnungsbaugesell-
schaften endlich stärken und ebenso wie die bestehenden
Genossenschaften stärker unterstützen.

Das zum Schluss: Wir haben es gerade bei der landeseige-
nen Nassauischen Heimstätte in der Hand, dass sie sich ih-
rem Gründungsauftrag von vor über 90 Jahren entspre-
chend besinnt, sich ausschließlich um die Bereitstellung
von preiswerten Mietwohnungen zu kümmern. Das wäre
auch ein Auftrag an die Landesregierung.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Abg. Schaus. – Das Wort hat für die
Fraktion der SPD Herr Kollege Siebel. – Bitte sehr.

Michael Siebel (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
In der Tat wird heute ein Fehler beseitigt, wird heute ein
Problem gelöst, das wir ohne das Einknicken der CDU in
der letzten Koalition nicht gehabt hätten.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Jetzt knickt sie erneut
ein!)

Das war damals nach dem vielfachen Hin und Her bei
Schwarz-Gelb zum Thema Fehlbelegungsabgabe wirklich
wie aus dem Tollhaus: Zuerst einmal war von Minister
Posch angekündigt worden, man könne darüber nachden-
ken, die Fehlbelegungsabgabe abzuschaffen. Dann ist sie
doch nicht abgeschafft worden, dann ist sie doch wieder
abgeschafft worden, und jetzt haben wir die Situation, dass
die Kommunen das ganze Verfahren wieder neu aufbauen
müssen.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Das ist in der Tat ein Treppenwitz der Geschichte. Das hät-
ten wir einfacher haben können, wenn wir die Fehlbele-
gungsabgabe beibehalten hätten und sie einfach noch ein-
mal überdacht hätten. Aber nun sei es so.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute beschlie-
ßen wir die Einführung der Fehlbelegungsabgabe. Damit
kommt wieder ein Stück Verteilungsgerechtigkeit zurück.
Sie wird in 16 Städten eingeführt. Das ist ein gutes Ergeb-
nis. Wenn man einmal schaut, wie das in anderen Bundes-
ländern ist, dann stellt man fest, 16 Städte sind relativ viel.

Das entkräftet auch ein Argument, das ich immer wieder
höre: Hessen sei das einzige Land. Dass die Fehlbele-
gungsabgabe eingeführt ist, trifft in Mecklenburg-Vorpom-
mern, in Sachsen oder in Sachsen-Anhalt auf relativ weni-
ge Kommunen zu. Das macht aber deutlich, wie eklatant
das Problem hier in Hessen ist, da es immerhin 16 Städte
betrifft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Abg.
Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

4136 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 59. Sitzung · 26. November 2015



Von Kollegin Feldmayer ist schon gesagt worden, dass die
Wiedereinführung der Fehlbelegungsabgabe in erster Linie
ein Abbau von Fehlsubventionen ist. Ich verstehe auch
nicht, warum die FDP an dem Punkt so spröde ist. Es ist
doch in der Tat so: Wir subventionieren Menschen, die es
nötig haben, den Einzug in preisgünstige Wohnungen.
Wenn dieser Sachtatbestand – nämlich die niedrigen Ein-
kommen – entfallen ist, wird dieser Gruppe eine Fehlsub-
vention zuteil. Diese abzubauen ist, glaube ich, aus sys-
tematischen Erwägungen völlig richtig und nachvollzieh-
bar.

(Beifall des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Ich verstehe nicht, warum Sie da so spröde sind. Das Zwei-
te: Es wird in der Tat eine relevante Position an Mitteln für
die Kommunen generiert. In Frankfurt waren das, bevor
Schwarz-Gelb das abgeschafft hat, etwa 5,4 Millionen €. In
solch einer Gemeinde wie Hofheim waren es 200.000 €.
Das ist schon etwas. Damit werden die Kommunen Sozial-
wohnungen bauen können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch darauf ist
schon eingegangen worden: Ein Argument, das auch im-
mer wieder genannt, aber nicht bewiesen wird, ist die be-
hauptete Entmischung der Quartiere. Das eine ist gesagt
worden: Frau Akdeniz, die Sozialdezernentin in Darm-
stadt, hat eine Erhebung durchgeführt. Es gibt eine Erhe-
bung aus der Stadt Wiesbaden, die schon etwas älter ist.
Für das Gebiet Schelmengraben ist das auch einmal unter-
sucht worden. Ich will es vorsichtig sagen: Kaum ein
Mensch verlässt ein Quartier, weil die Fehlbelegungsabga-
be erhoben wird. Das hat in der Regel andere Gründe: Man
sucht eine größere Wohnung, man will einmal woanders
hin, die biografischen Verhältnisse verändern sich. Das
sind die Gründe, warum Menschen die Wohnung wechseln
– nicht die Erhebung der Fehlbelegungsabgabe.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Abg.
Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ich möchte aber noch zwei Wermutstropfen anführen.
Punkt eins: Die SPD hätte es gerne gesehen, wenn die
Fehlbelegungsabgabe von der letztendlichen Entscheidung
der Kommunen abhängig gemacht worden wäre. Dazu ist
uns erklärt worden, das sei aus verfassungsrechtlichen
Gründen nicht möglich. Ich glaube, dass es in der Anhö-
rung durchaus Ansätze gab, das möglich zu machen.

Der zweite Punkt ist das Problem der Einkommensgrenze.
Darüber streiten wir uns nun schon seit der Novelle des
Hessischen Wohnraumfördergesetzes. Kollege Schaus, es
ist natürlich mitnichten richtig, dass man es, wenn man das
Schlechte heilen will, so wie Sie machen und es bei den
jetzigen Einkommensgrenzen belassen sollte. Das ist
falsch. Diese Einkommensgrenzen sind zu niedrig.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Da sind wir einer
Meinung!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind in Hes-
sen bei über 15.000 € für einen Ein-Personen-Haushalt, in
Hamburg bei 17.000 €. Das sind die Dimensionen. Deshalb
wäre es richtig gewesen, die Einkommensgrenzen im Sin-
ne eines Artikelgesetzes im Wohnraumfördergesetz auf
den Stand solcher Regionen anzuheben, die mit Frankfurt
etc. vergleichbar sind. Man hätte das auch gerne regional
staffeln können. Dazu gab es hinlänglich Vorschläge von
der SPD. Das ist nicht vollzogen worden. Es ist schade,
dass die Einkommensgrenzen nicht angehoben wurden.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Zuruf des
Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Die Fehlbelegungsabgabe ist – das muss man auch sagen –
ein Mosaikstein der Bekämpfung von Wohnungsnot und
der Schaffung von Wohnungen für niedrige und mittlere
Einkommen. Dazu gehören auch die Kappungsgrenze und
die Mietpreisbremse. Zum Thema Mietpreisbremse sollte
man noch einmal hinterlegen, dass die Mieten in Berlin
drei Monate nach Einführung der Mietpreisbremse um
3,5 % gesunken sind –

(Zuruf des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD))

entgegen der Aussage all derjenigen, die immer wieder er-
zählt haben, die Mietpreisbremse führe zu ganz schwieri-
gen Situationen. Sie wird dazu führen, dass die Mieten sin-
ken. Es ist richtig, dass die Mietpreisbremse eingeführt
wird, und es ist gut und richtig, dass die SPD in der Bun-
desregierung das gemeinsam mit der CDU gemacht oder –
wenn Sie so wollen – das gegenüber der CDU durchgesetzt
hat.

(Beifall bei der SPD)

Um das Ganze – es ist immerhin ein Setzpunkt – in einen
noch größeren Zusammenhang zu stellen: Vielen Dank an
Frau Staatsministerin Hinz: Sie ist die erste Wohnungsbau-
ministerin, die verlässlich zugesagt hat, dass die Kompen-
sationsmittel tatsächlich für Wohnungsbau verausgabt wer-
den. Das wird auch passieren – wir sind die Opposition
und schauen immer genau nach. Das war bei der Vorgän-
gerregierung nicht der Fall.

Es ist richtig, dass seitens der Bundesregierung mit diesem
Haushalt weitere 500 Millionen € für den Wohnungsbau
zur Verfügung gestellt werden. Damit kann die Landesre-
gierung in Form und Inhalt machen, was sie will. Ich kom-
me dazu, wie man es am besten macht

(Beifall des Abg. Torsten Warnecke (SPD))

– wie mein Vorschlag wäre, es am besten zu machen. Ich
bin ein bescheidener Mensch.

(Heiterkeit)

Wenn man diese 500 Millionen € vom Bund nimmt – das
macht für Hessen etwa 29 Millionen € aus – und diese um
ein Programm von 50 Millionen € aus den eigenen Mög-
lichkeiten sowie um Kreditmarktmittel der Nassauischen
Heimstätte – sie sind Aufsichtsratsvorsitzende – oder ande-
rer Wohnungsbaugesellschaften aufstockt, könnten wir ein
Wohnungsbauprogramm generieren, das nicht auf Darle-
hensmitteln, sondern auf direkten Zuschüssen beruht,
round about 40.000 € für eine Sozialwohnung oder
20.000 € für eine Wohnung aus dem mittleren Förderweg.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn man das so
macht, können wir mit einem solchen Programm 6.000
Wohnungen in Hessen bauen. Das wäre mal ein Wort, das
wäre mal ein Schlag, und das wäre eine Initiative, die tat-
sächlich die Probleme, die wir haben, ernsthaft und rele-
vant beseitigt. Deshalb unser Vorschlag: Folgen Sie dem,
was wir in unseren Haushaltsanträgen geschrieben haben,
dann werden wir das Problem gemeinsam lösen.

(Beifall bei der SPD)

Zwei letzte Bemerkungen in den mir verbleibenden 1:27
Minuten. Wir müssen mit Hochdruck an der Hessischen
Bauordnung arbeiten, unseren Vorstellungen nach unter

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 59. Sitzung · 26. November 2015 4137



dem Grundprinzip: Wie können die Erstellungskosten um
5 bis 10 % reduziert werden?

Ich halte es darüber hinaus für richtig, dass auf Bundesebe-
ne darüber diskutiert wird, eine neue Gemeinschaftsaufga-
be „Integration und Demografie“ zu entwickeln. Dann
könnten wir den Fehler, der bei der Übertragung der Woh-
nungspolitik auf die Länder gemacht worden ist, ein Stück
auflösen. Das ist eine große Chance, die wir dabei haben.

Das Dritte ist keine Grußadresse an die FDP, sondern eine
Grußadresse an die Realität. Wir werden das Problem ins-
gesamt nicht lösen, wenn wir es ausschließlich mit öffentli-
chen Mitteln wuppen wollen. Wir müssen auch privates
Kapital aktivieren, um das Problem zu lösen. Deshalb ist es
richtig, an einem Modell degressiver Abschreibung in sol-
chen Gebieten zu arbeiten, die mit Wohnungsnot belastet
sind. Das wäre in der Tat eine Initiative. Ich bin guter Din-
ge, dass ein solcher Vorschlag seitens der Bundesregierung
zumindest Anfang nächsten Jahres unterbreitet wird. Dann
werden wir über die Programme, die wir vorschlagen, auch
mit privatem Kapital, der Wohnungsnot in unserem Land
tatsächlich begegnen können. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Siebel. – Als Nächster hat der
Kollege Lenders für die Freien Demokraten das Wort. Bit-
te schön.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wenn die Frei-
en Demokraten in diesem Haus die letzten sind, die sich
gegen die Fehlbelegungsabgabe stellen und sagen, am En-
de brauchen wir andere Instrumente, um der Wohnungs-
knappheit zu begegnen, dann ist das ein Alleinstellungs-
merkmal. Das nehme ich zur Kenntnis. Früher hat die
CDU auch einmal etwas anders gedacht.

Es war schon eingehend die Rede von der Durchmischung.
Frau Feldmayer hat gesagt, das sei unser Hauptargument
gewesen. Das ist nicht richtig. Das war nur ein Argument,
als die Fehlbelegungsabgabe in Hessen existierte, das vor
allem Unternehmen oder Institute wie das IWU immer an-
geführt haben. Diese Aussage war nie qualifiziert, und am
Ende hat es uns in Regierungsverantwortung nicht dazu
bewegt. Das war nicht der Grund, warum wir gesagt ha-
ben, wir schaffen die Fehlbelegungsabgabe ab, sondern der
Grund war ganz klar, dass die Einnahmen aus der Fehlbe-
legungsabgabe mittlerweile die Verwaltungskosten über-
schritten hatten. Am Ende stand es nur noch für Frankfurt
und Wiesbaden an, diese Fehlbelegungsabgabe tatsächlich
zu erheben.

Meine Damen und Herren, genau dieser Situation sehen
wir uns auch jetzt wieder gegenüber. Sie haben in der letz-
ten Ausschusssitzung einen Änderungsantrag dazu einge-
bracht; der wird dieses Kosten-Nutzen-Verhältnis nicht
verbessern. Ich habe diesen Änderungsantrag zur Kenntnis
genommen, habe mich aber gefragt, was Sie mit der Fehl-
belegungsabgabe letztendlich erreichen wollen.

(Beifall bei der FDP)

Ich darf Ihnen einmal ein paar Zitate aus der Anhörung
mitgeben. Da sagt Herr Schaper vom Wohnraumbündnis
Hessen – die sind ganz unverdächtig, FDP-nah zu sein –:

Wir sehen, dass die Einkommensgrenzen dort noch
immer zu niedrig angesetzt sind. Eine Anhebung um
etwa 20 % halten wir für angemessen, damit die Ein-
führung der Fehlbelegungsabgabe nicht Menschen
mit besonders niedrigem Einkommen trifft.

Genau das ist immer unser Hauptargument gewesen, dass
es Menschen mit besonders niedrigem Einkommen trifft.
Eben ist es schon angesprochen worden, jetzt kann man
lange darüber philosophieren, Michael Siebel hat es auch
angesprochen: Wenn ich die Einkommensgrenzen anhebe,
dann kommt überhaupt kein Geld mehr in die Kassen, und
dann ist es ein noch deutlicherer Widerspruch zu dem Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis. Genau das ist das Argument,
warum die Landesregierung das auch nicht tut. Klar, damit
kann man argumentieren. Aber es bleibt dabei, es trifft
Menschen mit besonders niedrigem Einkommen.

(Beifall bei der FDP)

Was mich sehr bewegt hat, war die Aussage von Frau We-
gerich, Bauverein AG Darmstadt:

Ich muss aber sagen, die Diskussion, die hier im
Laufe des Nachmittags geführt wird, ist keine akade-
mische, sondern eine zynische. In den Ballungsge-
bieten wird keiner meiner Mieter die Möglichkeit
haben, auszuziehen, weil seine Miete steigt. Es ist
nämlich völlig richtig, was der Vertreter des Deut-
schen Mieterbunds gesagt hat: Die Miete, die der
Betreffende nach einem Umzug auf dem freien
Wohnungsmarkt zahlen müsste, ist um ein Vielfa-
ches höher als das, was er jetzt an Fehlbelegungsab-
gabe zahlen muss.

Meine Damen und Herren, wenn es tatsächlich stimmt,
dass die Fehlinvestitionsabgabe, wie es hier schon korri-
giert wurde, dazu führen soll, Wohnraum frei zu machen –
das ist die Indikation; Michael Siebel hat es gut erklärt: es
wohnt jemand drin, der jetzt ein erhöhtes Einkommen hat,
und der soll dazu bewegt werden, den Wohnraum zu wech-
seln – –

(Michael Siebel (SPD): Nein!)

– Doch, er wird dazu angehalten, den Wohnraum zu wech-
seln. – Wenn es nicht so ist, ist es eine Frage der Gerech-
tigkeit, dass er dann über die Fehlbelegungsabgabe Mittel
zur Verfügung stellt, damit an anderen Stellen wieder so-
zialer Wohnungsbau entstehen kann. Ist es so richtig, ja
oder nein?

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Michael Sie-
bel (SPD))

Meine Damen und Herren, wenn es aber so ist, dass auf
diesem freien Wohnungsmarkt überhaupt keine Wohnun-
gen für denjenigen zur Verfügung stehen, wird er quasi da-
zu gezwungen, die Fehlbelegungsabgabe zu zahlen. Er
kann dem überhaupt nicht ausweichen. Ich empfinde das
als ungerecht.

(Beifall bei der FDP)

Ich will auch gern dabei bleiben, was die Frage der Ge-
rechtigkeit anbelangt. Es sei eine Gerechtigkeitslücke, sagt
DIE LINKE. Es sei eine Frage der Gerechtigkeit, sagt auch
Michael Siebel, die SPD. – Meine Damen und Herren, als
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wir die Fehlbelegungsabgabe abgeschafft haben und uns
mit der Frage von Kosten und Nutzen beschäftigt haben,
wussten wir, dass wir in dem Moment weder Menschen zu
einer Abgabe heranziehen, die das finanziell vielleicht
können, noch dieser Idee der Fehlbelegung etwas entge-
gensetzen, sondern wir haben gesagt: Die Zahl der Men-
schen, die jetzt in Sozialwohnungen leben und dort eigent-
lich nicht ganz richtig untergebracht sind, ist so gering,
dass wir diese Fehlsubvention hinnehmen. – Es war für uns
eine Frage der Gerechtigkeit, diese Menschen eben nicht
dazu zu bewegen, aus ihren Wohnungen auszuziehen oder
ihren Solidarbeitrag, wie man das vielleicht auch überset-
zen kann, für den sozialen Wohnungsbau abzudrücken.

Von wem reden wir denn? Das ist doch auch in der Anhö-
rung klar herausgekommen. Der Student, der immer noch
in seiner Wohnung lebt, der jetzt Doktor wird und ein tol-
les Einkommen hat – das ist doch eine Mär, das ist doch ei-
ne theoretische Diskussion. Wir reden von Menschen, die,
gerade weil sie etwas mehr geleistet haben, vielleicht von
der Arbeitslosigkeit in eine feste Anstellung gekommen
sind, vielleicht in einem festen Anstellungsverhältnis jetzt
etwas mehr verdienen. Von diesen Menschen reden wir,
die so gerade etwas mehr verdienen. Denen wollen Sie
jetzt etwas wegnehmen, und das in Anbetracht der Tatsa-
che, dass Sie auf der anderen Seite 1 Milliarde € für den
sozialen Wohnungsbau zur Verfügung stellen. Jetzt sollen
diese Menschen mit ihrer Abgabe auch noch etwas beitra-
gen. Die Kassen sind rappelvoll, Sie lassen sich permanent
dafür loben. Warum Sie ausgerechnet diese Gerechtigkeits-
lücke entdeckt haben bei Menschen, die gerade etwas mehr
verdienen, das verstehe ich einfach nicht.

(Beifall bei der FDP)

Ich will Ihnen noch einen Fall zeigen; das sind Fälle, die
ich selbst erlebt habe. Menschen, die am Ende ihres Be-
rufslebens endlich etwas mehr verdienen – das hat etwas
mit der Dauer zu tun, in der man in seinem Job ist –, ver-
dienen jetzt so viel, dass sie Fehlbelegungsabgabe zahlen
müssen. Denen werden Sie jetzt sagen, das sei eine Frage
der Gerechtigkeit. Diese Menschen sollten dann möglichst
ihre Wohnung wechseln. Es sind aber Menschen, die am
Ende vielleicht in Rente gehen. Dann hätten sie wieder An-
spruch auf eine Sozialwohnung. Sie treffen also genau die
Falschen. Das haben Ihnen auch die Mieter und die Ver-
bände ins Buch geschrieben; das wollen Sie jetzt nicht wis-
sen.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, von daher kann ich nur sagen,
wenn Sie Ihren Änderungsantrag ernst nehmen, wenn Sie
es im Prinzip sogar weiter einschränken, was die Fehlbele-
gungsabgabe anbelangt – das ist die Folge Ihres Ände-
rungsantrags –, dann kommt am Ende so wenig in die Kas-
sen der öffentlichen Hand, dass damit sozialer Wohnungs-
bau in nennenswerter Größenordnung überhaupt nicht ent-
stehen kann. Wenn Sie wissen, was heute eine Wohnung
kostet, die Sie im Rhein-Main-Gebiet bauen, dann wissen
Sie auch, dass die Einnahme kaum weiterhelfen wird.

Das einzige Argument, das Ihnen bleibt, ist das Schließen
einer Gerechtigkeitslücke. Ich weiß nicht, vielleicht sind
die Freien Demokraten die Letzten, die noch einigermaßen
ein Gefühl für Gerechtigkeit in diesem Land haben. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oh!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Lenders. – Das Wort hat Herr
Kollege Caspar für die Fraktion der CDU. Bitte sehr.

(Florian Rentsch (FDP): Herr Kollege Caspar hat
auch ein Gefühl für Gerechtigkeit! – René Rock
(FDP): Sie haben die alte Rede noch?)

Ulrich Caspar (CDU):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! – Es ist immer
gut, wenn Sie meine Reden nachlesen, daraus können Sie
nur lernen. Es freut mich, wenn Sie sagen, Sie haben sie
noch.

Die Menschen in Hessen können sich darauf verlassen,
dass diese Koalition dafür steht, dass wir uns dafür einset-
zen, dass alle Menschen angemessenen Wohnraum finden.

Wir haben in Hessen sehr unterschiedliche Situationen.
Wenn Sie beim Statistischen Landesamt nachschauen, wer-
den Sie feststellen, in Hessen haben wir 6,7 % Leerstand
an Wohnungen. Das würde bedeuten, wir hätten etwa
200.000 Wohnungen in Hessen, die leer stehen. Jetzt gehe
ich davon aus, dass aufgrund der Bewegung in den letzten
Jahren und Monaten die Zahlen nach unten gegangen sind.
Aber wenn wir nur zur Kenntnis nehmen, dass insbesonde-
re im ländlichen Raum auch heute noch sicherlich über
100.000 Wohnungen leer stehen, dann ist es eine Verant-
wortung gegenüber den vorhanden Ressourcen, zu sagen:
Auch hier muss gelten, Erhalt geht vor Neubau. Wir müs-
sen überlegen, ob die vorhandenen Wohnungen nicht ge-
nutzt werden können. Woran liegt es? Es liegt oft daran,
dass die Infrastruktur im ländlichen Raum nicht ausrei-
chend ist. Deswegen müssen wir hier weiter investieren,

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

sowohl im Straßenbau als auch im öffentlichen Nahver-
kehr. Ich glaube, dass die Landesregierung hier eine sehr
gute Arbeit leistet, um die Infrastruktur weiter auszubauen,
um dadurch zu bewirken, dass sich Unternehmen dort an-
siedeln, dass Arbeitsplätze entstehen und dass sich die
Menschen dann auch dort ansiedeln, wo diese Arbeitsplät-
ze sind.

Wir müssen aber auch zur Kenntnis nehmen, dass es insbe-
sondere im Ballungsraum eine Nachfrage nach zusätzli-
chem Wohnraum gibt. Deswegen ist es richtig, dass die
Landesregierung auch hier handelt. Frau Ministerin, Sie
haben ein Programm auf den Weg gebracht, mittlerweile
1 Milliarde €. Ich kenne nichts Vergleichbares, auch nicht
in anderen Bundesländern. Deswegen muss ich sagen, das
ist eine hervorragende Antwort auf die aktuelle Situation,
die wir auf dem Wohnungsmarkt haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Frau Kollegin Feldmayer hat vorhin schon in hervorragen-
der Art und Weise dargelegt, wie das Gesetz gestaltet ist.
Wir wollen Fehlsubventionierung abbauen. Das ist auch
richtig; denn wir benötigen die Mittel für diejenigen, die
die Unterstützung brauchen, und nicht für diejenigen, die
die Unterstützung eben nicht mehr brauchen. Solange wir
objektgeförderte Wohnungen haben, haben wir mit jeder
neu errichteten objektgeförderten Wohnung auch eine po-
tenziell fehlbelegte Wohnung. Deswegen ist es richtig,
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wenn man dieses System hat, die Subventionierung dann
abzuschöpfen, wenn entsprechende Einkommensgrenzen
überschritten sind.

Ich finde, die Grenze nicht sehr hoch zu setzen, ist völlig
richtig. Wenn Sie die Grenze wie im Gesetzentwurf der
LINKEN zu hoch ansetzen, haben Sie nach wie vor noch
einen großen Teil an Fehlsubventionen, und genau die wol-
len wir abschaffen. Deswegen ist es eine richtige Entschei-
dung, das Gesetz so aufzustellen, wie es hier vorliegt.

Wir haben es auch vom zeitlichen Ablauf her angepasst,
wie Frau Kollegin Feldmayer richtig ausgeführt hat, auf-
grund der Wünsche der Kommunen, die dieses Gesetz um-
zusetzen haben. Auch das ist eine richtige Maßnahme, die
eigentlich die Zustimmung des ganzen Hauses finden soll-
te. Insoweit hoffe ich, dass Sie sich noch damit beschäfti-
gen und dann auch zu dieser Meinung kommen.

Insgesamt haben wir die Situation, dass die Märkte in Hes-
sen gut funktionieren. Dazu gehört, dass ausreichend Bü-
roraum zur Verfügung steht; dazu gehört, dass ausreichend
Einzelhandelsflächen zur Verfügung stehen; und dazu ge-
hört, dass es z. B. auch genügend Eigentumswohnungen
gibt. Zumindest haben mich aus diesen Bereichen noch
keine Klagen erreicht.

Jetzt hat der Bund die Wohnungspolitik auf die Länder
übertragen, hat aber das Mietrecht nicht auf die Länder
übertragen. Wie jeder nachvollziehen kann, besteht ein
großer Unterschied zwischen dem Büromarkt, wo wir
einen freien Markt und ausreichend Büroraum haben, wes-
halb die Mieter in einer starken Position sind, wenn sie Bü-
roraum suchen, und dem Mietwohnungsbereich aufgrund
der Regulierungen, die wir von der Bundesgesetzgebung
her haben. Dort haben wir die Situation, dass sich viele In-
vestoren zurückgezogen haben, dass die Mittel nicht be-
reitstehen.

Das ist ein Problem, weil der große Investor im Mietwoh-
nungsmarkt in Deutschland früher die Versicherungswirt-
schaft war. Wenn Sie heute mit Vertretern der Versiche-
rungswirtschaft sprechen, warum die ihre Mittel nicht im
Mietwohnungsbau investieren – die haben erheblichen An-
lagebedarf –, dann sagen die Ihnen, Grund sind die vielen
mietrechtlichen Regelungen, die wir dort haben. Selbst
Versicherungsgesellschaften, die es in Deutschland nicht
machen, machen es in anderen Ländern, z. B. in der
Schweiz, wo die Versicherungswirtschaft nach wie vor
sehr stark im Mietwohnungsmarkt engagiert ist.

Aber das sind Dinge, die wir als Land nicht ändern kön-
nen, sondern das ist Bundesgesetzgebung. Im Rahmen der
Situation, die wir nun einmal haben, ist es erforderlich,
dass wir alles tun, um gleichwohl die Versorgung der Men-
schen mit günstigem Wohnraum auch im Ballungsraum si-
cherzustellen. Das tun wir mit einer Vielzahl von Program-
men; ich habe eben das Gesamtvolumen genannt.

Einer dieser Bausteine ist eben, dass wir im Rahmen der
Subvention, die aufgrund der bundesgesetzlichen Lage not-
wendig ist, denjenigen, die subventioniert werden, obwohl
sie mittlerweile aus Einkommensgrenzen herausgewachsen
sind, die sie ursprünglich berechtigt hatten, die Wohnung
zu beziehen, sagen: Dann müsst ihr aber einen Teil dieses
Vorteils abgeben.

Es stimmt eben nicht, wie hier erwähnt worden ist, dass es
mit der Sozialmiete, die derjenige zu zahlen hat, der in ei-
ner öffentlich geförderten Wohnung wohnt, plus der Fehl-

belegungsabgabe dazu kommen kann, dass die ortsübliche
Vergleichsmiete überschritten wird. Denn dieser Gesetz-
entwurf sieht gerade vor, im Vergleich zur alten Regelung,
die wir einmal hatten, wo es pauschale Aufschläge gab,
dass wir eine Grenze einführen, um genau das zu vermei-
den. Das heißt, derjenige, der in einer Wohnung ist, wird
trotz der Fehlbelegungsabgabe immer noch unter der orts-
üblichen Vergleichsmiete liegen. Deshalb wird es auch
keinen finanziellen Grund geben, dass derjenige sagt: Jetzt
ziehe ich aus.

Natürlich kann es viele andere Gründe geben und eine sol-
che finanzielle Mehrbelastung dann zu einer solchen Ent-
scheidung führen. Das mag sein, ist aber nicht beabsichtigt.
Der positive Effekt eines solchen Verhaltens wäre aller-
dings, dass dann wieder eine öffentlich geförderte Woh-
nung frei wird und damit Menschen zur Verfügung steht,
die aufgrund ihrer Einkommensverhältnisse solche Woh-
nungen brauchen. Aber das ist nicht die Zielsetzung dieses
Gesetzes.

Alles in allem kann ich feststellen, dass dies ein wichtiger
Teil unserer Wohnungspolitik ist. Solange es den objektge-
förderten Wohnungsbau gibt, brauchen wir diese Aus-
gleichskomponente. Wir setzen sie jetzt ein, und ich glau-
be, wir setzen sie in einer Form ein, dass sie auch große
Zustimmung auf der kommunalen Seite findet.

Herr Schaus hat noch kritisiert, wir hätten das Gesetz zu
spät auf den Weg gebracht. Wenn wir einen Gesetzentwurf
in der Qualität gemacht hätten, wie Sie ihn vorgelegt ha-
ben, dann hätte die Zeit, die Sie gebraucht haben, auch ge-
reicht. Aber dieser Gesetzentwurf ist unpraktikabel, er ist
handwerklich schlecht gemacht, und er berücksichtigt
überhaupt nicht, dass wir eine völlig veränderte Rechtslage
gegenüber der Situation bis zum Jahr 2011 haben. Damals
hat die Fehlbelegungsabgabenverordnung auf einer Bun-
desgesetzgebung gefußt, zwischenzeitlich haben wir ein ei-
genes Gesetz. Insoweit war die Gesetzgebung in der Frage
eine Voraussetzung, um die Verordnung machen zu kön-
nen. Deswegen geht auch diese Kritik von Herrn Schaus
völlig ins Leere.

Meine Damen und Herren, es ist ein gutes Gesetz. Wir ha-
ben einen Änderungsantrag gestellt, um noch die Punkte
aufzunehmen, die uns in der Anhörung mitgeteilt wurden.
Wenn Sie alle dem zustimmen, dann geht es auch in der
Wohnungspolitik wieder einen Schritt weiter, um sicherzu-
stellen, dass alle Menschen in Hessen angemessenen
Wohnraum haben werden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Caspar. – Jetzt spricht Frau
Staatsministerin Hinz für die Landesregierung. Bitte sehr,
Sie haben das Wort.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich freue mich
sehr, dass das Gesetz heute verabschiedet wird; denn die
Fehlbelegungsabgabe ist ein weiteres wichtiges Instrument
unserer Wohnungspolitik.
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Ich halte sehr viel davon, dass Menschen vom Staat unter-
stützt werden, wenn sie selbst nicht genügend Einkommen
haben, um sich eine frei finanzierte Wohnung zu leisten.
Wir wissen, dass das gerade im Ballungsraum der Fall ist;
da haben wir besondere Herausforderungen. Aber es ist
richtig, dass dies eine Subventionierung mit öffentlichen
Mitteln ist. Deswegen halte ich es auch für folgerichtig,
dass Menschen, die Gott sei Dank über eine gewisse Ein-
kommensgrenze hinaus mehr verdienen, einen Teil dieser
Subventionierung nicht mehr in Anspruch nehmen. Auch
dies ist im Sinne sozialer Gerechtigkeit richtig.

Das bedeutet aber nicht, dass die Leute aus dieser Woh-
nung ausziehen müssen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU und der SPD)

Es soll nicht um Verdrängung gehen, sondern gerade dar-
um, dass das öffentliche Geld vor allem denen zugute-
kommt, die dieser Mittel bedürfen.

Wir gehen bei der Fehlbelegungsabgabe zurückhaltend
vor. In vier Stufen wird die Miete angehoben: Erst ab einer
Höhe von 20 % über der Einkommensgrenze beginnt die
Fehlbelegungsabgabe, und dann nur in Höhe von 30 % der
Differenz zur örtlichen Vergleichsmiete, und dann geht das
in weiteren Stufen hoch. Das heißt, nach und nach kann er-
höht werden, je nachdem, wie sich das Einkommen erhöht.
Ich halte das für sozial gerecht.

Wir haben extra ein Gutachten in Auftrag gegeben, um
dies zu fundieren, und haben nicht einfach ein altes Gesetz
abgeschrieben wie die LINKEN. Herr Kollege Schaus, da
hätte ich es mir auch einfach machen können.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE
LINKE))

Aber Ihr Gesetz würde überhaupt nicht funktionieren, weil
es einfach abgeschrieben ist.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Es hat vorher auch
funktioniert!)

Mit den 50 % über der Einkommensgrenze würden die
Städte überhaupt nichts einnehmen, um wieder in den so-
zialen Wohnungsbau zu investieren; und die Verwaltungs-
kostenpauschale haben Sie zu hoch angesetzt. Da würden
die Städte doppelt draufzahlen, dann lässt man so ein Ge-
setz besser.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben die Städte und Gemeinden bei der Erstellung
des Gesetzentwurfs frühzeitig eingebunden. Der Städtetag
ist voll einverstanden, die Städte, die bei der Anhörung
vertreten waren, ebenfalls. Der Landkreistag hat auch kein
Problem mit diesem Gesetz. Der Städte- und Gemeinde-
bund hätte die Gesetzesausführung lieber den Landkreisen
übertragen – das ist der Punkt, über den wir auch diskutie-
ren –, die Landkreise wollten das aber nicht.

Deswegen haben wir entschieden, und so steht es im Ge-
setz, dass die Kommunen sich zusammenschließen kön-
nen, um gemeinsam eine Kommune für die Verwaltung der
Fehlbelegungsabgabe verantwortlich zu machen; und diese
bekommt einen erhöhten Verwaltungsaufwand vergütet. In
dem Sinne ist das auch interkommunale Zusammenarbeit.
Aber wir können es den Kommunen nicht freistellen, zu

sagen, die einen nehmen Fehlbelegungsabgabe, die ande-
ren nicht. Das ist verfassungsrechtlich nicht möglich. Ent-
weder man subventioniert, dann muss man nach gleichen
Kriterien subventionieren; oder man nimmt sie zurück, und
das geht auch nur nach gleichen Kriterien. Aber Städte
können sich nicht aussuchen, ob sie Subventionierung an
die örtliche Bevölkerung weitergeben oder nicht.

Ich glaube, dass wir hier einen fundierten Gesetzentwurf
vorgelegt haben, der den Realitäten standhalten wird.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Fehlbelegungsabgabe trägt nicht dazu bei, dass es eine
soziale Entmischung geben wird; auch das hat die Anhö-
rung gezeigt. Herr Siebel hat schon darauf hingewiesen. Es
gibt eine Untersuchung, damals über die Nassauische
Heimstätte, aus der hervorging, da ist nichts passiert. Auch
die Städte, die bis vor drei Jahren die Fehlbelegungsabgabe
erhoben haben, können dies nicht bestätigen.

Umso wichtiger war uns, in diesen Stufen vorzugehen. Das
heißt, kein Mensch muss ausziehen, weil Fehlbelegungsab-
gabe erhoben wird. Aber die Kommunen erhalten zusätzli-
ches Geld aus der Fehlbelegungsabgabe, um zusätzlichen
sozialen Wohnraum zu schaffen. Das ist doch das eigentli-
che Thema, um das es geht. Wir benötigen mehr Wohn-
raum für die Menschen, die Unterstützung brauchen.

Natürlich sind diese 1 Milliarde € wunderbar, die ich als
Ministerin für soziale Wohnraumförderung verausgaben
kann. Aber es ist auch sinnvoll, die Kommunen da zu un-
terstützen, wo sie für sich noch mehr tun können, und das
ist über dieses Gesetz jetzt möglich.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben sozusagen mehrere Bausteine übereinanderge-
stapelt, um Wohnungspolitik aus einem Guss zu machen.
Wir haben das Wohnraumfördergesetz so geändert, dass
auch Familien und Singles mit mittlerem Einkommen die
soziale Wohnraumförderung in Anspruch nehmen können.
Das ist im Ballungsraum besonders wichtig. Die Stadt
Frankfurt kann z. B. ihr Mittelstandsprogramm mit dem
des Landes kombinieren und damit zusätzlichen Wohn-
raum noch über das hinaus schaffen, was wir der Stadt
Frankfurt an Unterstützung geben. Wir haben die Kap-
pungsgrenze eingeführt. Die Mietpreisbremse wird jetzt in
Kraft gesetzt. Die Kündigungssperrfristverordnung wurde
aktualisiert und ihre Geltungsdauer um weitere fünf Jahre
verlängert.

(Michael Siebel (SPD): Es fehlt nur noch eine Mi-
lieuschutzsatzung!)

All das sind wesentliche Komponenten, um die Woh-
nungspolitik und die soziale Wohnungspolitik in Hessen
voranzubringen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich bin froh, dass sich der Bund jetzt beim Thema Woh-
nungsbauförderung wieder beteiligt mit den Kompensati-
onsmitteln oder dem 500-Millionen-€-Programm, das die
Bundesregierung in Aussicht gestellt hat. Diese 29 Millio-
nen €, die wir dadurch in Hessen generieren, werden wir
natürlich für die Wohnungspolitik einsetzen. Wir werden
daraus wieder Tilgungszuschüsse leisten können. Dies ist
unsere Planung. Herr Kollege Siebel, wenn Sie uns darin
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unterstützen, bin ich Ihnen sehr dankbar. Ich fände es auch
klasse, wenn Sie jetzt auch den Gesetzentwurf unterstützen
würden; denn ich nehme an, ich habe Ihre Irritationen be-
züglich der Kommunen vollständig ausgeräumt, sodass Sie
sich nicht enthalten müssen, sondern dem Gesetzentwurf
frohen Mutes zustimmen können.

Ich halte es darüber hinaus auch für notwendig, dass die
steuerlichen Anreize, die die Bundesregierung in Aussicht
gestellt hat, um auch private Investoren am Wohnungsbau
zu beteiligen, demnächst ebenfalls auf den Weg gebracht
werden; denn es ist richtig, dass wir nicht nur auf die öf-
fentlichen Wohnungsbaugesellschaften und -genossen-
schaften zurückgreifen können. Wir brauchen auch die pri-
vaten Investoren, die zusätzlich investieren. Wir brauchen
Wohnungsbaupolitik auf breiter Front.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ein allerletzter Punkt, bevor meine zehn Minuten rum sind.
Die Allianz für Wohnen und die Arbeitsgruppe Wohnen
aus dem Asylkonvent beraten ja auch, wie wir die Woh-
nungspolitik in Hessen noch weiter verbessern können.
Das 230-Millionen-€-Programm für die Kommunen wurde
dort auch schon besprochen im Hinblick auf die Förder-
richtlinien. Ich bin daher ganz optimistisch, dass wir dar-
über hinaus auch die Fragen der Bauordnung sowie der
Mobilisierung von weiteren Grundstücken ebenfalls erfolg-
reich beraten werden. Dann können wir im nächsten Jahr
weitere Meilensteine auf den Weg bringen im Hinblick auf
eine erfolgreiche Wohnungspolitik in Hessen. – Herzlichen
Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Ministerin. – Das Wort hat für die Frak-
tion der SPD Frau Kollegin Barth. Bitte sehr.

Elke Barth (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Lenders,
ich möchte noch einmal auf Sie eingehen. Habe ich Sie
richtig verstanden, die FDP will Menschen subventionie-
ren, die es gar nicht mehr nötig haben? – Da habe ich Ihre
Partei bisher anders verstanden.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das war bei der FDP schon immer so!)

Wir sind schon dieser Meinung: Wer das Glück hat, seine
Lebenssituation zu verbessern, aber in einer subventionier-
ten Wohnung wohnen bleiben möchte oder muss, weil an-
derer Wohnraum nicht vorhanden ist, kann eine Mieterhö-
hung verkraften.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie haben gesagt, dabei würde kaum etwas rumkommen. –
Bis zum Jahr 2011 haben wir die Fehlbelegungsabgabe er-
hoben, auch in meiner Heimatstadt Bad Homburg, und wir
haben dort zwischen 80.000 und 110.000 € pro Jahr einge-
nommen, wobei die Verwaltungskosten, die zur Erhebung
der Fehlbelegungsabgabe abzuziehen sind, schon einbezo-
gen sind. Also für uns sind das keine Peanuts. Wenn ich
das jetzt einmal auf eine gut zehn- bis zwölfmal größere

Stadt wie Frankfurt hochrechne, dann dürften das durchaus
rund 800.000 € sein. Auch das ist ein wichtiger Beitrag.

Wir freuen uns darauf, die Fehlbelegungsabgabe wieder
einführen zu dürfen. Wir von der SPD sind bereit, alle
Maßnahmen zu ergreifen, um die Situation auf dem Woh-
nungsmarkt zu verbessern. Dazu ist auch die Fehlbele-
gungsabgabe ein wichtiger Beitrag.

In diesem Zusammenhang möchte ich noch eine Bemer-
kung zu dem machen, was Sie gestern in den Haushaltsbe-
ratungen gesagt haben: Wir würden mit unseren regulie-
renden Instrumenten – Sie haben unter anderem die Miet-
preisbremse genannt – den Wohnungsbau einschränken
oder abwürgen. Ich glaube, so haben Sie sich ausgedrückt.
Nach unserer Beobachtung ist es doch so, dass ein Teil des
Wohnungsmarkts boomt, nämlich der hochpreisige. Lofts
und Wohntürme in Frankfurt, die Flucht ins Betongold ha-
ben wir im kompletten Rhein-Main-Gebiet. Dort brauchen
Sie keine Anreize zu schaffen, und dort würgen Sie auch
sicherlich nichts ab.

Aber ein Segment des Wohnungsmarkts, das dringend der
Unterstützung bedarf, weil hier einfach nicht genügend
Angebote vorhanden sind, ist eben der Wohnraum für
Menschen, die dafür nicht so viel bezahlen können. Des-
halb werden wir uns auch weiterhin für Instrumente wie
die Mietpreisbremse und die Fehlbelegungsabgabe einset-
zen. Wir hätten uns auch Mehrausgaben für den geförder-
ten Wohnungsbau im Rahmen des Haushalts gewünscht.
Auch wünschen wir uns noch eine Milieuschutzsatzung.
Dafür, dass hierzu noch ein Gesetzentwurf kommen wird,
werden wir uns weiterhin einsetzen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Kollegin Barth. – Dann hat Herr Kolle-
ge Lenders für die Freien Demokraten das Wort. Bitte sehr.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sie gestatten, dass man, da es keine
dritte Lesung geben wird, noch einmal ausführlich über
diesen Gesetzentwurf diskutiert. Frau Kollegin, Ihre Aus-
sage zeugt eigentlich nur davon, dass Sie mit einem Kli-
schee im Kopf auf Freie Demokraten reagieren, das Sie
einfach einmal überprüfen sollten.

(Torsten Warnecke (SPD): Nein!)

Wenn dies Vertreter von Mieterverbänden oder Mieter im
sozialen Wohnungsbau gehört hätten, die jetzt die Fehlbe-
legungsabgabe bezahlen müssen, wären diese wahrschein-
lich vom Donner gerührt gewesen, da hier gerade eine So-
zialdemokratin solch einen Spruch macht. Welches Bild
zeichnen Sie eigentlich von diesen Menschen, die keine
Subventionen mehr brauchen? Sie zeichnen das Bild, als
würde der Staat ihnen Tausende Euro hinterherwerfen; als
seien es quasi böse Kapitalisten, die nur darauf warteten,
Subventionen abzugreifen. Mein Gott, welches Bild zeich-
nen Sie eigentlich von diesen Menschen? Aber belassen
wir es einmal dabei.

Ich frage mich nur, auch nach den Aussagen der Staatsmi-
nisterin: Heißt das übersetzt, dass gar keiner ausziehen
soll, dass es gar nicht gewollt ist? Das heißt übersetzt
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nichts anderes: Menschen mit kleinen Einkommen, die et-
was über diese Grenzen hinauswachsen – über diese Men-
schen reden wir hier –, sollen jetzt dazu herangezogen wer-
den, ihren Beitrag zu leisten, damit auch ihre Nachbarn
dort, wo ansonsten kein günstiger Wohnraum zur Verfü-
gung steht, günstig wohnen können.

Meine Damen und Herren, Frau Barth hat es eben gesagt:
800.000 € für die Stadt Frankfurt. – Wissen Sie eigentlich,
was Sie mit 800.000 € in einer Stadt wie Frankfurt errei-
chen können? Damit können Sie nichts erreichen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Na ja!)

Das heißt: Sie packen einen obligatorischen Symbolwert
mit obendrauf, weil Sie eine Gerechtigkeitslücke schließen
wollen.

Ich frage mich in Richtung der Fraktion der GRÜNEN –
die Frau Staatsministerin hat es gemacht, die Vorredner ha-
ben es gemacht –, da Sie hier immer das breite Instrument
der Wohnungsbaupolitik diskutiert haben: Warum haben
Sie dann unseren Antrag nicht mit aufrufen wollen, wenn
es doch ohnehin Gegenstand permanenter Diskussionen
ist? Ich finde, das war dann relativ kleines Karo.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie haben einfach den falschen Antrag einge-
reicht!)

Aber davon einmal abgesehen, müssen wir uns alle fragen,
auch dann, wenn das alles richtig ist: Warum gibt es selbst
in Thüringen, wo DIE LINKE jetzt den Ministerpräsiden-
ten stellt, oder in Baden-Württemberg keine Fehlbele-
gungsabgabe mehr? 2008 hat Baden-Württemberg die
Fehlbelegungsabgabe abgeschafft. Hessen war mit uns das
letzte Bundesland, das die Fehlbelegungsabgabe überhaupt
erhoben hat. Wir haben sie abgeschafft; Sie führen sie wie-
der ein. Diskutieren Sie das mit den Mieterinnen und Mie-
tern. Ich bin auf der Seite der Bezieher von kleinen Ein-
kommen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Mathias Wagner (Taunus)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ganz was Neues!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Lenders. – Das Wort hat nun
noch einmal Herr Kollege Caspar für die CDU-Fraktion.
Bitte schön.

(Ministerin Priska Hinz: Die FDP, die Sozialstaats-
partei!)

Ulrich Caspar (CDU):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich habe mich
noch einmal gemeldet, weil die Kollegin Barth gefordert
hat, der Gesetzgeber müsse jetzt noch Milieuschutzsatzun-
gen einführen.

(Demonstrativer Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

Ich darf Sie darüber informieren, dass Milieuschutzsatzun-
gen eine kommunale Angelegenheit sind, und der Gesetz-
geber diesbezüglich nichts machen kann. Milieuschutzsat-
zungen können derzeit schon von Kommunen gemacht
werden. Die Stadt Frankfurt macht das z. B. Ob alle Rege-
lungen in den Milieuschutzsatzungen sinnvoll sind, muss
die einzelne Kommune, insbesondere unter dem Gesichts-

punkt der – erwünschten – Investitionen, entscheiden. Hier
sehe ich aber nicht den Gesetzgeber am Zug.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Caspar. – Damit liegen mir kei-
ne Wortmeldungen mehr vor. Wir kommen zu den Abstim-
mungen.

Wir stimmen zuerst über den älteren Gesetzentwurf, den
Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE für ein Gesetz
zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen,
ab. Wer diesem Gesetzentwurf in zweiter Lesung zu-
stimmt, den darf ich um das Handzeichen bitten. – Das ist
die Fraktion DIE LINKE. Wer stimmt dagegen? – Das ist
der Rest des Hauses. Damit ist dieser Gesetzentwurf abge-
lehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf der Landesregierung. Wer der Beschlussempfehlung
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind
die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion der
Freien Demokraten. Wer enthält sich? – Das sind die Frak-
tionen von SPD und DIE LINKE. Damit ist der Gesetzent-
wurf mit der genannten Mehrheit der Koalition aus CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beschlossen und somit
zum Gesetz erhoben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, noch eingegangen ist ein Dring-
licher Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Solidarität mit
Flüchtlingen – Maßnahmen umsetzen, Drucks. 19/2703.
Wird die Dringlichkeit bejaht? – Das ist der Fall. Dann
wird dieser Dringliche Entschließungsantrag Tagesord-
nungspunkt 85 und kann, wenn dem nicht widersprochen
wird, mit den Tagesordnungspunkten 80, 49 und 82 zu die-
sem Thema aufgerufen werden. – Auch da gibt es keinen
Widerspruch.

Weiterhin eingegangen ist ein Dringlicher Entschließungs-
antrag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend sorgfältige Einzelfallprüfung auch
für Flüchtlinge aus Afghanistan, Drucks. 19/2704. Wird
die Dringlichkeit bejaht? – Das ist der Fall. Dann wird die-
ser Dringliche Entschließungsantrag Tagesordnungspunkt
86 und kann, wenn dem nicht widersprochen wird, mit den
Tagesordnungspunkten 80, 49 und 82 zu diesem Thema
aufgerufen werden. Es gibt keinen Widerspruch? – Dann
wird so verfahren.

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 62:

Entschließungsantrag der Fraktion DIE LINKE betref-
fend rechtsfehlerhaftes Atom-Moratorium – sich wider-
sprechende Aussagen von Ministerpräsident Bouffier
und Bundeskanzlerin Merkel – Drucks. 19/2650 –

Außerdem rufe ich Tagesordnungspunkt 83 auf:

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Re-
spekt vor der Arbeit eines laufenden Untersuchungs-
ausschusses – Drucks. 19/2692 –
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Eine Wortmeldung liegt mir zunächst von Frau Abg. Wiss-
ler, Fraktion DIE LINKE, vor. Bitte sehr, Sie haben das
Wort.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Seit dem letzten
Jahr beschäftigen wir uns in einem Untersuchungsaus-
schuss des Landtags mit den Umständen des sogenannten
Atom-Moratoriums und seiner Umsetzung in Hessen.
RWE klagt gegen das Land und will sich die Stilllegung
des AKW Biblis auf Kosten der Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler versilbern lassen.

Gerade angesichts der Tatsache, dass die Atomkonzerne
jahrzehntelang Milliardengewinne eingefahren haben,
staatlich subventioniert wurden und sich jetzt vor den Fol-
gekosten drücken, halte ich es für eine absolute Frechheit,
dass RWE für die Abschaltung seines Schrottreaktors auch
noch eine Viertelmilliarde Euro haben will.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD sowie der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Leider haben die schwarz-gelben Regierungen in Bund und
Land diesen Klagen durch das rechtswidrige Moratorium
Tür und Tor geöffnet. Es war geradezu eine Einladung an
die Betreiber, zu klagen. Warum dieser Weg trotz der vie-
len Warnungen auch aus den Ministerien so umgesetzt
wurde, das versucht dieser Untersuchungsausschuss zu klä-
ren, ebenso die Frage, welche Absprache es zwischen
Bund und Ländern gab.

Wir als LINKE hatten schon im letzten Jahr vorgeschla-
gen, dass wir die Bundeskanzlerin zu diesem Thema befra-
gen, dass sie als Zeugin im Untersuchungsausschuss aus-
sagt. Wir freuen uns sehr, dass die anderen Fraktionen die-
sem Vorschlag gefolgt sind. Frau Merkel war natürlich ei-
ne der Hauptakteurinnen. Zudem gibt es eklatante Wider-
sprüche zwischen dem damaligen Bundesumweltminister
Röttgen auf der einen Seite und Ministerpräsident Bouffier
und der damaligen hessischen Umweltministerin Puttrich
auf der anderen Seite. Diese Widersprüche haben sich bei
der Frage, was zwischen Land und Bund tatsächlich ver-
einbart wurde, aufgetan. Aus diesem Grund hielten wir es
für dringend geboten, dazu auch die Kanzlerin zu befragen,
um diese Widersprüche zu klären.

Was wir erlebt haben – das zieht sich durch die letzten Jah-
re –, ist, wie sich die CDU in Bund und Land die Schuld
gegenseitig zuschiebt. Das ist ein ziemlich unwürdiges
Schauspiel, gerade angesichts der Tatsache, dass es hier
um sehr viel Geld geht.

Zur Erinnerung: Was geschah vor fünf Jahren? – Im Ok-
tober 2010 kassierte die Koalition aus CDU/CSU und FDP
den Atomausstieg und beschloss die sogenannten Laufzeit-
verlängerungen. Es sind damals Hunderttausende Men-
schen gegen die Laufzeitverlängerungen auf die Straße ge-
gangen. Das hat Schwarz-Gelb nicht weiter erschüttert, in-
teressanterweise auch die Menschen nicht, die heute gegen
Windräder kämpfen und ständig von gesellschaftlicher Ak-
zeptanz reden.

Schwarz-Gelb hat die Wünsche der Atomlobby erfüllt.
Dann kam alles anders. Am 11. März 2011 ereigneten sich
das schwere Erdbeben in Japan und der darauf folgende
Tsunami. Neben einer großen humanitären Katastrophe

kam es auch zu Unfällen in japanischen Atomkraftwerken,
insbesondere am Standort Fukushima.

Die öffentliche Stimmung kippte damals bis ins bürgerli-
che Lager hinein. Es standen auch Landtagswahlen an, un-
ter anderem in Baden-Württemberg. Aufgrund dieses
Drucks hat die Bundeskanzlerin am 14. März erklärt, dass
die Laufzeitverlängerungen für die deutschen Atomkraft-
werke ausgesetzt werden sollen. Man hat also davor zu-
rückgeschreckt, eine Grundsatzentscheidung zu treffen und
die Laufzeitverlängerung wirklich anzufassen. Das soge-
nannte Atom-Moratorium war geboren.

Es war von Anfang an klar, dass das nicht der rechtssichere
Weg ist, sondern Tür und Tor für Klagen öffnet. Davor ha-
ben wir von Anfang an gewarnt, davor hat die gesamte da-
malige Opposition von Anfang an gewarnt, ebenso viele
Experten. Trotzdem ist man diesen Weg gegangen. Es wä-
re natürlich in der damaligen Situation möglich gewesen,
einen rechtssicheren Weg zu gehen und ein Abschaltgesetz
auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Relativ kurz davor gab es die Bankenrettung, bei der es
möglich war, innerhalb von drei Tagen ein Gesetz durch
den Bundestag zu bringen. Damals hätte es natürlich auch
die gesellschaftliche Stimmung und Bereitschaft gegeben,
ein solches Gesetz auf den Weg zu bringen.

Namhafte Juristen wie der ehemalige Präsident des Bun-
desverfassungsgerichts Papier, aber auch der Bundestags-
präsident Lammert haben vor diesem Vorgehen gewarnt,
dass das kein rechtssicherer Weg sei und er Klagen nach
sich ziehen könne.

Keiner der Beteiligten hörte darauf. Die Kanzlerin erklärte
im Untersuchungsausschuss allen Ernstes, sie habe all die-
se Stimmen nicht vernommen, und sie könne sich auch an
die Medienberichte nicht erinnern, die es in diesen Tagen
zahlreich gab und in denen das problematisiert worden ist.

Eine Kanzlerin, die in einer solchen Woche weder auf Ex-
perten hört noch Medienberichte liest, zeichnet aus meiner
Sicht ein sehr trauriges Bild von ihrem Verantwortungsbe-
wusstsein.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Die Kanzlerin hat die Ministerpräsidenten der Länder mit
Atomkraftwerken nach Berlin eingeladen. Damals sollte
die Umsetzung des Moratoriums besprochen werden. Da-
bei hat man sich darauf geeinigt, dass das in Form eines
atomrechtlichen Verwaltungsverfahrens geschehen soll.

Dass niemandem damals dieser Weg rechtlich geheuer
war, zeigt sich an dem Schwarzer-Peter-Spiel, das kurz da-
nach schon begonnen hat. Der Bund hat nämlich versucht,
die Verantwortung auf die Länder abzuschieben. Die Län-
der haben versucht, das auf den Bund abzuschieben, ange-
sichts möglicher Schadenersatzforderungen der Konzerne.

Die Frage ist natürlich: Wurde in Berlin über die rechtssi-
chere Ausgestaltung des Moratoriums gesprochen und,
wenn ja, was? Welche Vereinbarungen wurden getroffen?
Der Ministerpräsident hat vor dem Untersuchungsaus-
schuss gesagt, der Bund sei verantwortlich, und die Kanz-
lerin habe den Ländern eine Haftungsfreistellung zugesagt.
Das heißt, dass eventuelle Schadenersatzforderungen nicht
von den Ländern zu begleichen wären.
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Wir wollten wissen, was die Kanzlerin zu dieser Aussage
des CDU-Ministerpräsidenten und des stellvertretenden
CDU-Vorsitzenden, also ihres Stellvertreters, sagt. Des-
halb waren wir im Kanzleramt, um uns die Version von
Bundeskanzlerin Merkel anzuhören.

Wir haben sie natürlich auch nach der rechtlichen Grundla-
ge gefragt. Nun ist es so, dass Frau Merkel auf der Presse-
konferenz, nachdem das Moratorium vereinbart wurde, wo
schon Journalisten nachgefragt haben, ob die Themen
„Schadenersatzforderungen“ und „Rechtsgrundlage“ eine
Rolle gespielt hätten, den sehr denkwürdigen Satz sagte –
Zitat –:

Wir gehen davon aus, dass die rechtliche Grundlage
eine rechtliche Grundlage ist.

(Heiterkeit des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel
(SPD))

Von uns als Untersuchungsausschuss danach gefragt, ob
sie sich denn überhaupt keine Gedanken über die Frage
von Schadenersatzforderungen gemacht habe, meinte sie
sinngemäß, sie könne sich daran nicht erinnern, ob ihr be-
kannt gewesen sei, dass mit rechtlichen Schritten gedroht
worden wäre. Das stand damals in allen Zeitungen. Sie
fügte hinzu, aber die Atomkonzerne hätten ja eh dauernd
mit rechtlichen Schritten gedroht. – Ich finde, das ist ein
Grund mehr, eine rechtssichere Lösung hinzubekommen
und nicht gegen den Rat aller Experten genau das Gegen-
teil zu tun.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Überhaupt muss man sagen, dass die Erinnerung der Kanz-
lerin erstaunlich schlecht war. Auf viele Fragen hatte Frau
Merkel leider keine Antwort, sondern massive Erinne-
rungslücken.

(René Rock (FDP): Sie können sich gut erinnern!)

Ich finde es schon bedenklich, dass es von einem solchen
Treffen, bei dem so weitreichende Entscheidungen mit
vielleicht sehr hohen Folgekosten getroffen werden, kein
Protokoll und keine Vereinbarung gibt. Es gibt gar nichts.
Es gibt nur irgendwelche Erinnerungen, die auch noch in
unterschiedliche Richtungen gehen.

(Norbert Schmitt (SPD): Sonst hätten wir es ge-
schwärzt bekommen! – Heiterkeit)

Recht klar geäußert trotz aller Gedächtnisschwäche hat sie
sich aber zu der Frage, ob der Hessische Ministerpräsident
mit seiner Darstellung recht hat, dass Merkel den Ländern
zugesichert habe, man würde die Länder nicht im Regen
stehen lassen, und dass sie auch Haftungsfreistellung zuge-
sagt habe.

Da hat Merkel ihren Parteifreund Volker Bouffier aber
doch, um im Bild zu bleiben, eher im Regen stehen lassen
und sehr deutlich gesagt, dass mögliche Schadenersatzfor-
derungen kein Gegenstand der Gespräche gewesen seien
und dass es gar keine Zusagen vom Bund in dieser Hin-
sicht gegeben habe.

(Timon Gremmels (SPD): So war es!)

Nun haben wir die Situation: Der Ministerpräsident sagt
das eine, die Kanzlerin das andere. Nur einer kann die
Wahrheit sagen. Ich finde: Bei so eklatanten Widersprü-
chen zwischen Kanzlerin und Ministerpräsident ist es
schon notwendig, dass sich der Landtag mit dieser Frage
beschäftigt.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Da ist sehr interessant, wie Herr Bellino versucht hat, das
vor der Presse zu retten. Er sagte, die Kanzlerin habe Bouf-
fier nicht widersprochen, sondern sich nur nicht an die Zu-
sage erinnern können.

(Heiterkeit bei der LINKEN und der SPD – Timon
Gremmels (SPD): Dialektik! – Weitere Zurufe)

So haben Sie es in die „Tagesschau“ geschafft, die übri-
gens Ihren O-Ton wertete und einleitete als sehr eigenwil-
lige Interpretation der hessischen CDU.

(Holger Bellino (CDU): Eigenwillig? Ja!)

– Eigenwillig sind Sie; das spricht Ihnen keiner ab.

Das Ärgerliche daran ist, dass es dem Steuerzahler relativ
egal sein kann, wer am Ende schuld ist. Ihm kann egal
sein, ob es Land oder Bund ist; denn am Ende werden im-
mer die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler für den Scha-
den aufkommen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Dass bei einem Treffen, an dem mit Ausnahme von Herrn
Brüderle eigentlich nur CDU-Politiker teilnahmen, weil
nur CDU-Ministerpräsidenten damals in den AKW-Län-
dern waren, teilnahmen, laut Aussage der Kanzlerin die
Themen „bevorstehende Landtagswahl“, „Wahlkampf“,
„Stimmung“ überhaupt keine Rolle gespielt haben sollen,
ist nur semi-glaubwürdig, würde ich sagen – ebenso die
Aussage, dass dies das Regierungshandeln überhaupt nicht
beeinflusst haben sollte.

(Heiterkeit bei der SPD)

Ich finde, das ganze Bild, das alle Beteiligten in diesen ein-
einhalb Jahren abgeben, in denen der Untersuchungsaus-
schuss arbeitet, ist wirklich verheerend. Man hat das Ge-
fühl, das ist die organisierte Verantwortungslosigkeit, die
sich hier vor einem ausbreitet.

(Norbert Schmitt (SPD): Die unorganisierte Verant-
wortungslosigkeit!)

Da wurden die warnenden Stimmen von Mitarbeitern aus
Ministerien einfach ignoriert. Da wurden Beamten von ih-
ren Aufgaben und von ihrer Verantwortung entbunden,
wenn sie sich kritisch geäußert haben. Die Atomaufsicht
wurde faktisch ausgeschaltet. Das sind Zustände, bei denen
man sagt: Das ist der Gipfel eines jahrzehntelangen – –

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist deutlich abgelaufen. Ich
darf Sie bitten, zum Ende zu kommen.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Ich komme zum Schluss. – Deshalb haben wir das in den
Landtag eingebracht. Ich finde es schade, dass es Schwarz-
Grün nicht gefällt; das haben Sie in Ihrem Antrag geschrie-
ben. Das Thema AKW war ja mal ein Herzensthema der
GRÜNEN.

Ich finde es bedauerlich, dass der Ministerpräsident nicht
hier ist, weil wir das natürlich auch gemacht haben, um
dem Ministerpräsidenten noch einmal die Möglichkeit zu
geben, Stellung zu diesen eklatanten Widersprüchen zu be-
ziehen.
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Ich befürchte, Frau Hinz ist am Ende diejenige, die den
ganzen Atommüll ihrer Vorgängerregierungen wegräumen
muss.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD – Timon
Gremmels (SPD): Selbst gewähltes Schicksal! Kein
Mitleid!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank. – Herr Abg. Kaufmann hat für die Fraktion
der GRÜNEN das Wort.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Verehrte Kollegin Wissler, als Erstes sage ich ganz klar
vorweg: Wir haben ein intensives Interesse an der Aufklä-
rung, und zwar alle im Ausschuss.

(Widerspruch bei der LINKEN)

Wir haben bisher massiv gemeinsam Aufklärung betrieben.
Ein Beweis dafür ist, dass wir alle Verfahrensbeschlüsse in
den letzten fast eineinhalb Jahren einvernehmlich gefasst
haben.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Habe ich ja gesagt!)

Wir haben auch den Besuch in Berlin zur Vernehmung der
Bundeskanzlerin am Ende aufgrund eines Antrags der SPD
gemeinsam vereinbart, an dem wir noch zusammen gear-
beitet haben. Insoweit ist das Ziel der gemeinsamen Auf-
klärung eindeutig.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
CDU und der FDP – Zuruf der Abg. Janine Wissler
(DIE LINKE))

Das Zweite, was eingangs festzuhalten ist, verehrte Kolle-
gin Wissler, ist Folgendes: Ich verstehe, dass Sie einen
schönen Bericht von einer Reise nach Berlin hier abgege-
ben haben. Man hört gerne zu. Alle, die dabei waren, erin-
nern sich an die eine oder andere Detailfrage.

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Aber das ist aus unserer Sicht noch keine sinnvolle Bewer-
tung der Sachzusammenhänge. Denn wir stecken nach wie
vor mitten in der Beweisaufnahme.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Deswegen soll der
Ministerpräsident etwas sagen!)

Wir haben die Beweisaufnahme noch nicht abgeschlossen.
Demzufolge finde ich es ein bisschen früh, jetzt schon Er-
gebnisse daraus zu ziehen. Das kann man natürlich ma-
chen. Aber dann könnte es sein, dass andere Gründe im
Vordergrund stehen, warum man das tut. Das könnte dazu
führen, dass die Sachaufklärung nicht an erster Stelle steht.

Es ist nicht das erste Mal, dass wir im Plenum während der
Beweisaufnahme schon darüber reden. Im Februar spra-
chen wir über einen Antrag der SPD, in dem auch bereits
Ihrerseits bestimmte Schlussfolgerungen gezogen werden
sollten.

(Timon Gremmels (SPD): Zwischenfazit!)

Die will ich im Augenblick, weil die Beweisaufnahme und
insbesondere die Würdigung der einzelnen Zeugenaussa-
gen noch gar nicht abgeschlossen sein können, überhaupt
nicht bewerten. Aber wir sollten sie am Ende gemeinsam

in einem Abschlussbericht treffen. Gegebenenfalls wird es
dann bei der Bewertung dessen, was wir gemeinsam erlebt
haben, Unterschiede geben.

Sie haben in Ihren Antrag auch – das wurde von Ihnen
eben wiederholt – durchaus eine Spekulation hineinge-
schrieben, nämlich: Eine rechtssichere Regelung wäre mit
einem Bundesgesetz möglich gewesen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja!)

Das haben Sie gerade gesagt. Das ist eine schöne Prognose
dessen, was das Bundesverfassungsgericht in absehbarer
Zeit möglicherweise entscheiden wird. Denn genau die
Frage, ob der rechtssichere Ausstieg gegeben ist – Stich-
wort: 13. Novelle zum Atomgesetz –, ist leider – „leider“
aus unserer inhaltlich-politischen Sicht – auch strittig. Da-
her sollte man mit Schlussfolgerungen und apodiktischen
Sätzen in einem solchen Zusammenhang aus unserer Sicht
eher ein bisschen vorsichtig sein.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vor allem will ich kurz auf die Ereignisse zurückschauen,
in die berühmte Woche im März des Jahres 2011, begin-
nend an dem Freitag, als die Katastrophe in Japan geschah.
Dies und die Folgetage haben wir als Hauptgegenstand un-
serer Untersuchungen.

Am Freitag der Folgewoche, am 18. März, hat eine Sitzung
des Umweltausschusses stattgefunden. Frau Kollegin
Wissler, Sie sollten sich daran erinnern, dass Sie eine der-
jenigen waren, die quasi inquisitorisch die Ministerin be-
fragt haben, warum das alles so lange dauere und warum
die Verfügung noch nicht längst draußen war. Es war eine
öffentliche Sitzung, daher darf ich aus dem Protokoll zitie-
ren. Frau Wissler fragt:

Warum hat sich das Ministerium erst heute in der
Lage gesehen, eine solche Verfügung zu erlassen?
Das ist in anderen Bundesländern zum Teil schon
am Dienstag passiert. Da sind erste AKWs in Baden-
Württemberg bereits vom Netz gegangen. Warum
hat die Regierung bis heute gewartet?

Heute erklären Sie uns mit Ihrem Antrag auch,

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

dass das der völlig falsche Weg gewesen sei, den Sie aber
am 18. März 2011 sozusagen noch beschleunigen wollten.
– Ich stelle das nur in den Raum, weil ich damit deutlich
machen will, dass man vielleicht etwas sorgfältiger bei der
Bewertung sein sollte. Wenn Sie jetzt Widersprüche in
Aussagen feststellen,

(Zurufe der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE) und
Timon Gremmels (SPD))

Widersprüche z. B. zwischen der Bundeskanzlerin und
dem Ministerpräsidenten, dann frage ich Sie: Sehen Sie
nicht auch bei Ihren Aussagen zwischen damals und heute
erhebliche Widersprüche? Insoweit würde ich dazu raten –
immer im Sinne des Aufklärens, und zwar des vollständi-
gen Aufklärens –, dass wir erst dann, wenn wir die Arbeit
sorgfältig beendet haben, unsere abschließenden Bewer-
tungen treffen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)
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Meine Damen und Herren, ich möchte die Gelegenheit,
dass das heute wieder auf der Tagesordnung steht,
durchaus dazu benutzen, die Dinge, die uns GRÜNEN
wichtig sind, noch einmal deutlich zu unterstreichen. Das
Erste ist: Es ist gut und richtig, dass wir in Hessen jetzt be-
reits und in Deutschland absehbar bis zum Jahr 2022 unse-
ren Strom nicht mehr mit Atomkraft erzeugen,

(Beifall der Abg. Timon Gremmels und Stephan
Grüger (SPD))

dass also die unverantwortliche, die unbeherrschbare und
die heute lebende und viele nachfolgende Generationen
noch weiterhin belastende Technologie endlich ein Ende
hat.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich erinnere daran: Das war schon immer eines der wich-
tigsten politischen Ziele der GRÜNEN. Deswegen sind wir
froh, dass wir es jetzt erreicht haben, auch wenn ich deut-
lich unterstreiche – das habe ich auch gegenüber der Bun-
deskanzlerin in Berlin gesagt –: Wir hätten Fukushima
nicht gebraucht. Wir wussten es vorher schon und haben es
auch immer und immer wieder gesagt, dass es unverant-
wortlich ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Uns wurde dort gesagt, und das ist, was die gesamtpoliti-
sche Szene in Deutschland angeht, nicht zu bestreiten, dass
natürlich die Ereignisse aus Fukushima zu einer anderen
Beurteilung oder einem anderen Blickwinkel bei vielen
beigetragen haben. Ich sage aus unserer Sicht: Gott sei
Dank; denn endlich konnte der Atomausstieg jetzt im Kon-
sens oder zumindest in einer sehr breiten Übereinstimmung
durchgesetzt werden und wird hoffentlich – nein, ich bin
ziemlich sicher – nicht noch einmal zurückgenommen.

Der zweite Punkt ist in der Tat, und das sprachen Sie schon
an, dass das Gesetz vom 22. April 2002, das berühmte Ge-
setz zur geordneten Beendigung der Kernenergienutzung
zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität, also der
Atomausstieg der rot-grünen Bundesregierung und damali-
gen Bundestagsmehrheit, eindeutig und unstreitigerweise
ein rechtssicherer Atomausstieg war,

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

weil er mit der Atomindustrie vorher – dazu gab es viel
Kritik – so verabredet und vereinbart war. Dieser Atom-
ausstieg ist nun leider wieder zurückgenommen worden.

Deswegen habe ich Ihnen, um Ihnen drei Sätze vorzulesen,
den Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU/CSU und FDP
für ein Elftes Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes vom
28. September 2010 mitgebracht. Das ist die berühmte
Rücknahme des Ausstiegs. Da wurde argumentiert:

Die Laufzeit der 17 Kernkraftwerke in Deutschland
wird aus den genannten Gründen

– weil die Kernenergie eine Brückenfunktion haben soll
und die Brücke verlängert werden sollte –

um durchschnittlich zwölf Jahre verlängert. Bei den
Kernkraftwerken mit Beginn des Leistungsbetriebs
bis einschließlich 1980

– dazu gehört Biblis –

wird die Laufzeit um acht Jahre verlängert, bei den
jüngeren beträgt der Zeitraum der Verlängerung 14
Jahre.

Das ist sozusagen die wahre Quelle der Problematik.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Denn wenn das nicht von der schwarz-gelben Mehrheit auf
der Ebene des Bundes angekündigt gewesen wäre, wäre
auch Biblis zu dem Zeitpunkt, der Fukushima betroffen
und uns alle ereilt hat, längst nicht mehr am Netz gewesen,
und eine Verlängerungsperspektive hätte es nicht gegeben.
Das muss man bei der Gesamtwürdigung feststellen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Dann kam der 11. März, das Moratorium. Ganz spannend
ist es mit Geschichten aus Berlin, wo wir neu dazugelernt
haben. Der Begriff Moratorium wurde von Herrn Wester-
welle erfunden und hatte erst den Inhalt: Es geht nur dar-
um, diejenigen, die von der Laufzeitverlängerung schon
profitieren, stillzulegen. Das war nur eines. Dann hat man
den Begriff bei Beibehaltung des Namens Moratorium auf
die ältesten Atomkraftwerke ausgedehnt, sodass Biblis mit
eingeschlossen war.

Man hat dann – das ist sozusagen das Ende der Geschichte,
wo Sie sagen, das war der rechtssichere Weg – die 13. No-
velle des Atomgesetzes in Gang gesetzt, nachdem während
der Zeit des Moratoriums sowohl die Reaktorsicherheits-
kommission als auch eine neu für diesen Zweck errichtete
Ethikkommission ihre Ergebnisse produziert haben. Es ist
eigentlich eine Debatte für sich wert, das zu betrachten.
Auf jeden Fall wurde dann wiederum von derselben Mehr-
heit im Bundestag ein Gesetzentwurf zur Änderung des
Atomgesetzes eingebracht, dass die Nutzung der Kernener-
gie zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu beenden sei. So
steht es im Vorblatt.

Das heißt, der Irrweg aus 2010 wurde 2011 wieder zurück-
genommen, und das ist der Stand, von dem wir ausgehen,
dass es politisch das Ziel ist, die Atomenergienutzung zu
sogenannten friedlichen Zwecken für die Energiegewin-
nung ein für alle Mal in Deutschland loszuwerden – in
Hessen haben wir es schon –, und die Folgeschäden müs-
sen noch bewältigt werden.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Den allerletzten Satz, bitte.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Dann können wir alle ein Stück aufatmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Abg. Kaufmann. – Das Wort hat Herr
Kollege Schmitt für die SPD-Fraktion.
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Norbert Schmitt (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Nach der Ver-
nehmung von Frau Merkel im hessischen Untersuchungs-
ausschuss kann man eigentlich nur ein Zwischenfazit zie-
hen, und das Zwischenfazit lautet: Leichtfertigkeit, gebün-
delt mit Dilettantismus und parteipolitischer Taktik haben
rechtsstaatliches Handeln ausgesetzt.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Ein solches Verhalten hat damit staatliche Haftungsrisiken
in dreistelliger Millionenhöhe ausgelöst, und die Verant-
wortung dafür beginnt bei der Kanzlerin, setzt sich fort
über den Hessischen Ministerpräsidenten bis zur damals
zuständigen Ministerin Puttrich. Das ist das nüchterne
Zwischenfazit, das man ziehen kann.

Meine Damen und Herren, die Vernehmung der Kanzlerin
in Berlin hat ganz erhebliche Widersprüche zwischen Hes-
sen und dem Bund offenbart.

(Holger Bellino (CDU): Das ist nicht neu!)

Bis zum heutigen Tag hat die Landesregierung aber dazu
nicht Stellung genommen. Wir hätten erwartet, dass der
sonst nicht gerade pressescheue Ministerpräsident – er ist
auch nicht scheu, Regierungserklärungen abzugeben – die
hessischen Interessen wahrnimmt und die Kanzlerin auf-
fordert, zu dem zurückzukehren, was Herr Bouffier nach
seiner Aussage im Untersuchungsausschuss behauptet hat,
nämlich dass es eine Verantwortung des Bundes gibt und
dass es eine Haftungszusage gegeben hat.

Meine Damen und Herren, wir nehmen nicht hin, dass
Aussage gegen Aussage gestellt wird und am Ende das
Land die Kosten tragen soll. Das nehmen wir nicht hin.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen erwarten wir von einem Hessischen Minister-
präsidenten – deswegen ist das der angemessene Ort für ei-
ne Debatte, auch zum jetzigen Zeitpunkt –, dass er der
Kanzlerin genau dies klar mitteilt und eine Mithaftung ein-
fordert. Ja, er soll sie endlich anschreiben und ihr sagen:
So war das damals, Sie haben doch eine Mithaftung oder
sogar die Haftung erklärt, und die möchten wir jetzt einfor-
dern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, bis heute von der Landesregie-
rung unwidersprochen hat die Kanzlerin den Ministerpräsi-
denten der falschen Wahrnehmung von Gesprächen auf
höchster Ebene bezichtigt.

(René Rock (FDP): „Falsche Wahrnehmung“ – sehr
gut ausgedrückt!)

Damit wurde die zuständige Ministerin bezichtigt, gemein-
same Verabredungen fehlerhaft ausgeführt zu haben. Da
kann man doch eigentlich von einer Landesregierung Ge-
genwehr erwarten.

(Stephan Grüger (SPD): Muss man!)

– Muss man erwarten, genau. Denn sonst muss man den
Eindruck gewinnen, dass der Ministerpräsident in entschei-
denden Situationen die Dinge nicht richtig versteht und an-
schließend auch noch seine Minister – Dr. Schäfer war be-
troffen und die Ministerin Puttrich – mit falschen Hinwei-
sen in die Irre führt.

Zu dieser Frage – ob der Ministerpräsident richtig wahr-
nimmt oder die Bundeskanzlerin – bedarf es in der Tat der
Aufklärung. Da hätten wir vom Herrn Ministerpräsidenten
etwas erwartet.

(Beifall bei der SPD)

Es ist schon erschütternd, wie leichtfertig die Bundeskanz-
lerin und ihre damaligen Minister – auch Herr Röttgen –,
aber auch die CDU-Ministerpräsidenten mit dem Schaden-
ersatzrisiko bei der vorläufigen Stilllegung der ältesten
deutschen Kernkraftwerke umgegangen sind. Auch die
SPD wollte den Ausstieg. Zu allem, was Herr Kaufmann
an dieser Stelle gesagt hat: volle Unterstützung. Wir hätten
dazu Fukushima nicht gebraucht. Wir, Rot und Grün, ha-
ben uns immer gemeinsam angestrengt, Regelungen zu fin-
den, die rechtsstaatlich sind, die aber vor allem nicht dazu
führen, dass wir am Ende die Energieversorger, die Atom-
firmen, reich machen.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Janine Wissler
(DIE LINKE))

Übrigens war das nicht immer einfach. Aber den Weg sind
wir gegangen.

Grundlage für die übereilte, rechtlich unkorrekte Abschal-
tung war nach Aussagen der Kanzlerin i h r e subjektiv
veränderte Sicherheitseinschätzung der Atomkraftwerke.
Genau dieses Vorgehen, diese Handlung hat der Hessische
Verwaltungsgerichtshof mit seinem Urteil vom Februar
2013 zurückgewiesen. Denn – Kollege Kaufmann hat es
zitiert – bei der Laufzeitverlängerung für Atomkraftwerke,
kurz vor den schlimmen Ereignissen in Japan, hatte die
schwarz-gelbe Bundesregierung den deutschen Kernkraft-
werken noch höchste Sicherheitsstandards im internationa-
len Maßstab attestiert. Wer aber erst die Laufzeiten verlän-
gert und dies mit dem hohen Sicherheitsstandard der deut-
schen AKWs begründet, wie das Frau Merkel und übrigens
auch Herr Bouffier hier in Debatten getan haben, der
braucht sich nicht darüber zu wundern, dass Betreiber –
und Gerichte, die Rechtsprechung – genau diese Argumen-
tation gegen die Stilllegungsverfügung aufgreifen. Meine
Damen und Herren, und genau so sah dieses Urteil aus.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Eines ist doch bezeichnend und macht alles deutlich: Auf
die Frage an die Kanzlerin, ob sie – oder andere in der
Bundesregierung oder auch ein Ministerpräsident – vor ih-
rer Entscheidung die Reaktorsicherheitskommission, das
Fachgremium, eingeschaltet und befragt hat, wie sie die Si-
cherheitslage nach Japan einschätzen, kam die Antwort:
Nein, das haben wir nicht getan.

Meine Damen und Herren, damit ist es doch klar: Das war
eine politische Entscheidung – aber die rechtlichen und die
finanziellen Konsequenzen haben in der Tat auch wir in
Hessen zu tragen.

Darüber muss man diskutieren. Deswegen muss man auch
feststellen: Die Kanzlerin handelte sicher vorschnell und
war von aktuellen Ereignissen getrieben. Und wenn sie tat-
sächlich behauptet – Kollegin Wissler hat das angespro-
chen –, sie hätte sich mit Schadenersatzansprüchen nicht
auseinandergesetzt,

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das ist so absurd!)

dann kann man nur sagen: Entweder ist das unwahr oder
grob fahrlässig.
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(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja!)

Beide Alternativen aber sind unentschuldbar. Beides ist
Dilettantismus auf höchstem Niveau.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Alle Tageszeitungen haben über das Schadenersatzrisiko
berichtet.

Bei ihrer Vernehmung hat Frau Merkel dann sämtliche
Fragen nach einer juristischen Verantwortung des Bundes
weggeschoben – politische Verantwortung freilich, aber
mit der juristischen hat der Bund nichts zu tun, das haben
die Länder ausgeführt. Jetzt gibt es natürlich den Streit
zwischen Bund und Ländern, wer für eventuelle Schaden-
ersatzansprüche haften muss.

Der Hessische Ministerpräsident hat in seiner Zeugenver-
nehmung – es wurde gerade wieder zitiert – davon gespro-
chen, es hätte eine Haftungsfreistellung durch die Kanzle-
rin gegeben. Sie hätte das mit den Worten umschrieben,
man „lasse die Länder nicht im Regen stehen“.

Alldem hat aber die Kanzlerin – das muss man jetzt wirk-
lich sagen – klipp und klar widersprochen. Daran gibt es
überhaupt nichts zu deuten. Das hat sie klar gesagt: „Wir
haben eine gemeinsame Entscheidung getroffen.“ Von
Haftungsfreistellung war dabei gar nicht die Rede. Ich
glaube, das ist klar.

(Beifall bei der SPD)

Damit hat die Kanzlerin Herrn Ministerpräsidenten Bouf-
fier beim Ausbaden der Konsequenzen ziemlich im Regen
stehen lassen. Deswegen steht Herr Bouffier heute da wie
ein begossener Pudel. Und wissen Sie, was das Schlimme
ist? Er lässt sich das noch gefallen. Er lässt sich das gefal-
len und wehrt sich nicht dagegen.

(Günter Rudolph (SPD): Feigling!)

Warum wehrt er sich nicht dagegen? Das ist doch die ent-
scheidende Frage. Das ist die Frage, die mich umtreibt.
Warum nutzt er nicht die Chance, etwas dazu zu sagen –
der wenig pressescheue Ministerpräsident? An der Stelle
wird man nachdenklich. Daraus muss man dann Schluss-
folgerungen ziehen. Die aber werden wir in der Tat erst
dann ziehen, wenn wir den Abschlussbericht vorlegen.

Übrigens dürfen wir nicht vergessen, dass in Hessen schon
ein erster Schaden eingetreten ist. 3 Millionen €

(Timon Gremmels (SPD): So ist es!)

sind schon an Anwalts- und Gerichtskosten fällig gewor-
den. Die müssen wir in Hessen zahlen. Deswegen wollen
wir heute von der Landesregierung wissen – ich weiß
nicht, ob das Ihre Zuständigkeit ist oder die Zuständigkeit
von Dr. Schäfer oder des Ministerpräsidenten –, ob sie Mi-
nisterin Puttrich, die damals zuständige Ministerin,

(Timon Gremmels (SPD): Herr Schäfer ist Finanz-
minister!)

und/oder den Bund für diese 3 Millionen € in Regress ge-
nommen hat. Meine Damen und Herren, das ist eine ganz
entscheidende Frage.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Janine Wissler
(DIE LINKE))

Bis heute wurde der Bund anscheinend nicht verpflichtet.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Alle Rhetorik, der Bund haftet mit Zusage usw.: Meine
Damen und Herren, warum wurde dann bis zum heutigen
Tage der Bund nicht für diese 3 Millionen € in Haftung ge-
nommen? Warum denn nicht – wenn es angeblich so war,
wie es Herr Bouffier immer vorgetragen hat?

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Es gibt da nichts Schriftliches. – Ich muss auch sagen: so
leichtfertig, wie sich da Frau Puttrich verhalten hat, die ge-
gen jeden Sachverstand, gegen die Fachabteilung,

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Kollege Wein-
meister hat unterschrieben!)

alles entschieden hat, auch die Frage, ob auf die Anhörung
verzichtet werden soll. Herr Finke dazu wörtlich: „Das war
ihre Entscheidung“ – die Entscheidung der Ministerin.

Das ist leichtfertiges Verhalten. Meine Damen und Herren,
das ist ein Fall von Regress. Die Verjährungsfrist beträgt
drei Jahre. Wir erwarten von der Landesregierung, dass sie
ein solches Verfahren gegen Frau Puttrich einleitet.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Dass das alles nicht getan wird, ist symptomatisch: Ku-
schen und vertuschen ist anscheinend die Devise dieser
Landesregierung, wo Klarheit angesagt wäre. Die aber gibt
es nicht. Das zieht sich durch das ganze Verfahren hin-
durch: Man will keine Klarheit herstellen. Probleme und
Risiken werden nie offen behandelt. Frau Wissler, das ist
nicht „organisierte Verantwortungslosigkeit“, das ist unor-
ganisierte Verantwortungslosigkeit.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende.

Norbert Schmitt (SPD):

Genau dieses Verhalten ist politisch, juristisch und auch
ökonomisch wirklich schlimm und untragbar. Die richtigen
Wertungen werden wir anlässlich des Berichts des Unter-
suchungsausschusses hier nochmals vorstellen, aber das
Fazit ist wirklich dramatisch und lautet: Die können es
nicht.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Kollege Schmitt.

Ich sage das jetzt nicht zu Herrn Schmitt, sondern zu den
drei Vorrednern, die ihre Redezeit sehr großzügig ausge-
nutzt haben: Ich wäre froh, wenn wir uns darauf verständi-
gen könnten, wieder etwas enger an den Vorgaben zu blei-
ben. Ansonsten müsste ich das anderweitig durchsetzen.

(Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Herr Kollege Bellino, Sie haben als Nächster das Wort und
führen uns jetzt sicher vor, dass man da mit zehn Minuten
auskommen kann.
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Holger Bellino (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der Ministerpräsident wurde mehrfach angesprochen. Es
wurde zunächst einmal kritisch hinterfragt, warum er nicht
da ist. Ich darf darauf hinweisen, dass er entschuldigt ist.
Frau Kollegin Wissler, der vietnamesische Staatspräsident
ist im Hause, und deshalb hat auch der Ministerpräsident
dort seine Aufgaben wahrzunehmen.

(Günter Rudolph (SPD): Dann hätte man auch die
Fraktionen einladen können! Das gehört zum Stil
dieses Hauses! – Zuruf der Abg. Janine Wissler
(DIE LINKE))

Wenn wir im Ablauf der Tagesordnung schneller gewesen
wären, hätten wir auch mit Sicherheit mit ihm hier rechnen
können.

Aber was bedeutsamer ist: Er habe sich nicht geäußert. –
Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Ministerpräsi-
dent äußert sich oft, und er äußert sich immer richtig und
klug. Dort, wo es hingehört, nämlich im Untersuchungs-
ausschuss, hat er auch Rede und Antwort gestanden

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Brauchen Sie ein
Taschentuch?)

und in der Tat dargelegt, wie er das in Erinnerung hatte
und was an diesen ereignisreichen Tagen, mit denen keiner
rechnen konnte, abgelaufen ist.

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren,
wir erleben jetzt den zweiten Setzpunkt, der sich mit einem
laufenden Untersuchungsausschuss auseinandersetzt. Das
ist ein zumindest ungewöhnliches Verfahren – ein Verfah-
ren, das meines Erachtens nicht gerade von Respekt zeugt.
Dieses Verfahren zeigt aber, dass der Opposition – trotz
der Haushaltsberatungen – anscheinend die Themen ausge-
gangen sind. Denn wir haben überhaupt nichts Neues ge-
hört.

(Timon Gremmels (SPD): Millionen versenken, und
es interessiert die Öffentlichkeit nicht?)

Nur so ist es doch zu erklären, dass dieser Setzpunkt jetzt
kommt, wo doch der Untersuchungsausschuss quasi im
Landeanflug ist und wir bald die Schlussdebatte an dieser
Stelle führen werden. Herr Kollege Schmitt hat darauf hin-
gewiesen, dass wir uns dann natürlich auch inhaltlich mit
den Ergebnissen, die jeder daraus zieht, auseinandersetzen
werden.

Andererseits ist die Beweisaufnahme noch nicht abge-
schlossen. Ein respektvoller Umgang mit den im Aus-
schuss vernommenen Zeugen, die bisher noch nicht aus
dem Zeugenstand entlassen worden sind, verbietet es ei-
gentlich, bereits heute inhaltliche Schlussfolgerungen zu
ziehen.

(Timon Gremmels (SPD): Mit Respekt im Parlament
kennen Sie sich ja aus!)

Wenn ich nun doch einige inhaltliche Anmerkungen ma-
che, dann auch deswegen, weil die bisherigen Ausführun-
gen der Opposition einen quasi zwingen, einiges klarzu-
stellen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Aber es verbietet sich
doch!)

Wir erinnern uns: Im März 2011 kam es in Japan zu einem
Erdbeben und einem Tsunami bisher unbekannten Ausma-

ßes. Wegen des Ausfalls der Kühlsysteme in einem japani-
schen Kernkraftwerk kam es zu einem bisher in einem
Hochtechnologieland nicht für möglich gehaltenen Versa-
gen der Sicherungssysteme und in der Folge zu einer Kern-
schmelze.

(Timon Gremmels (SPD): Wir haben das für mög-
lich gehalten! Das ist der Unterschied!)

– Herr Gremmels, melden Sie sich doch zu Wort. Dann
kann man Sie auch besser verstehen – zumindest akustisch,
inhaltlich wahrscheinlich sowieso nicht.

(Timon Gremmels (SPD): Das liegt aber eher an Ih-
nen und nicht an mir!)

Nach diesen Ereignissen wollten alle in Deutschland sofort
aus der Kernenergie aussteigen, und manche, die über
Nacht und besonders schnell aussteigen wollten, wissen
heute noch nicht, wo sie dafür einsteigen wollen.

(Timon Gremmels (SPD): In die erneuerbaren Ener-
gien! Sie müssen mir öfter zuhören!)

Die Energiewende, also der Ausstieg aus der Kernenergie,
sollte beschleunigt werden. Manchen ging es damals nicht
schnell genug.

Im ersten Schritt beschloss die Bundesregierung, dass vor
dem Hintergrund dieser bisher nicht für möglich gehalte-
nen Vorkommnisse alle Kernkraftwerke zu überprüfen
sind und die sieben ältesten Kernkraftwerke sogar – zu-
nächst vorübergehend – abgeschaltet werden sollten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieses Verfahren,
fand breite Zustimmung in der Bevölkerung, in den Lan-
desparlamenten und im Deutschen Bundestag, und es ging
nicht, wie es hier dargestellt wurde, um irgendeine Land-
tagswahl. In Hessen gab es zu diesem Zeitpunkt keine
Landtagswahl.

(Timon Gremmels und Günter Rudolph (SPD): Aber
Kommunalwahlen!)

Es ging um die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in
diesem Lande.

Heute versuchen Einzelne den Eindruck zu erwecken, das
Ganze sei zu schnell, zu unüberlegt vollzogen worden.
Manche versteigen sich sogar zu der These, es sei gemau-
schelt worden, man habe bewusst Fehler im Verfahren ge-
macht, um den Unternehmen Schadenersatzansprüche zu
ermöglichen. Das ist unverschämt, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU)

Als diese Vorwürfe von allen Seiten ausgeräumt werden
konnten, gab es noch nicht einmal eine Entschuldigung.
Das war blamabel.

(Timon Gremmels (SPD): Oh Gott!)

– Blamabel von der SPD und auch von Ihnen, Herr Grem-
mels.

Wieder andere verweisen auf die meines Erachtens überzo-
gene und unbegründete Klage der Energieversorger und
tun so – auch Frau Wissler –, als ob Schadenersatzansprü-
che bereits gerichtlich feststünden und dass es sich hierbei
um ein rein hessisches Problem handele. – Weit gefehlt.
Beides ist falsch.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))
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Herr Präsident, können Sie ein bisschen – – Wenn ich die
Zeit einhalten soll – – Das wäre schön.

(Timon Gremmels (SPD): Jetzt beschwert er sich
auch noch beim Präsidenten!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Der Redner fühlt sich in hohem Maße gestört. Ich bitte dar-
um, etwas ruhiger zu sein.

Holger Bellino (CDU):

Weit gefehlt, meine Damen und Herren. Beides ist falsch.
Die Fakten sagen etwas ganz anderes:

Erstens. Hessen hat keinen Alleingang unternommen, son-
dern hat im Verbund mit den anderen Bundesländern und
im Auftrag des Bundes entsprechende Maßnahmen ergrif-
fen.

(Timon Gremmels (SPD): Falsch!)

Keines der betroffenen Bundesländer hat bezüglich der
Stilllegungsverfügung eine Anhörung durchgeführt. Auf
diese Anhörung wurde auch nicht leichtfertig verzichtet,
sondern der Verzicht war das Ergebnis einer Abwägung,
an der Fachleute aus den Ministerien und externe Gutach-
ter beteiligt waren.

(Günter Rudolph (SPD): Wie bitte? Das ist Verwal-
tungsrecht in Deutschland! Erste Stunde Ausbil-
dung! – Weitere Zurufe von der SPD – Glockenzei-
chen des Präsidenten)

Zweitens. Jenen, denen heute plötzlich alles zu schnell ge-
gangen ist und die auf ein Bundesgesetz verweisen, mit
dem alles angeblich rechtssicher gewesen wäre, ging es
doch damals nicht schnell genug. Auch die nachgelagerte
bundesgesetzliche Regelung, die logischerweise einige
Monate in Anspruch nahm, wird zurzeit beklagt. Ich frage
Sie: Was hätten Sie hier im Hessischen Landtag veranstal-
tet, wenn wir damals weiter abgewartet hätten?

Drittens. Mehrere Zeugen haben in den vergangenen Mo-
naten bestätigt, dass die Länder im Auftrag des Bundes ge-
handelt haben.

(Zurufe von der CDU: Ja!)

– Jawohl. – Wir wissen doch aus den Sitzungen, aber auch
aus den Medienberichten von damals, dass die Entschei-
dung in Berlin beschlossen und auch verkündet wurde, be-
vor sich die Ministerpräsidenten am 15. März in Berlin mit
der Bundesregierung zusammenfanden.

(Timon Gremmels (SPD): Falsch! – Gegenruf des
Abg. Michael Boddenberg (CDU): Dummes Zeug!
Das ist richtig!)

Wir haben es doch mehrfach gehört und in den Vermerken
und im Schriftverkehr nachlesen können: Der Bund gab
die Rechtsgrundlage vor. Er benannte die stillzulegenden
Kernkraftwerke. Er formulierte die Begründung für die
Stilllegungsverfügungen und pochte auf einen einheitli-
chen Vollzug.

(Beifall bei der CDU – Timon Gremmels (SPD):
Und wer hat im Bund regiert? Es war doch Ihre
Kanzlerin, Frau Merkel! – Gegenrufe von der CDU)

Der Bund gab das Wer, Was, Wann und Wie vor: Stillle-
gung der ältesten Kernkraftwerke, Moratorium der Lauf-
zeitverlängerung, einheitliche Begründung, einheitliches
Verfahren, und dies sofort.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist auch lo-
gisch. Es geht doch schließlich nicht um die Frage, ob eine
Umgehungsstraße mit Bundes- oder Landesmitteln finan-
ziert wird oder ob ein Bundesprogramm für die eine oder
andere kommunale Maßnahme verwendet werden kann.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege, einen kleinen Moment, bitte. – Ich muss sa-
gen, es wird jetzt langsam wirklich quer durchs Haus in ei-
ner Art und Weise unruhig, dass keiner mehr der Debatte
vernünftig folgen kann. Ich bitte um etwas mehr Konzen-
tration.

Holger Bellino (CDU):

Es ging und geht um einen grundlegenden Wandel der
Energiepolitik in der Bundesrepublik Deutschland. Das
kann kein Bundesland im Alleingang entscheiden. Es ging
und geht um die Energiewende in Deutschland. Das kann
kein Bundesland alleine stemmen.

Viertens ist es doch fraglich, ob überhaupt Schadenersatz-
ansprüche festzustellen sind.

(Dr. Walter Arnold (CDU): Richtig!)

Die Stilllegungsverfügung kam nicht überraschend. Es
wurde doch damals in den Medien über fast nichts anderes
berichtet als über das große Unglück in Japan und über die
Konsequenzen. RWE hat vor der Stilllegungsverfügung
klar gesagt, dass man alles machen werde, was die Politik
wünscht.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Was? Die Quelle hät-
te ich gern einmal genannt!)

Man äußerte sich schon frühzeitig medienwirksam, signali-
sierte volle Kooperationsbereitschaft und bereitete die not-
wendigen Schritte für eine Stilllegung vor. Zu keinem Zeit-
punkt wurden rechtliche Bedenken geäußert.

Meine Damen und Herren, die EVU wurden doch nicht
lahmgelegt. Sie haben in der Folgezeit anderen Strom ver-
kauft und damit Erlöse erzielt; der Strompreis ist sogar ge-
stiegen. In Hessen hat RWE selbst entschieden, die Strom-
produktion in Biblis nicht wieder aufzunehmen, und teil-
weise hätte man es auch gar nicht gekonnt. Aus eigenem
Verschulden hätte Biblis B damals nach der Revision erst
wieder Anfang 2012 ans Netz gehen können,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

und die technisch bedingten Nachrüstungskosten beider
Blöcke wären höher gewesen als die jetzt in Rede stehen-
den 235 Millionen €. Diese Nachrüstung, von der ich eben
sprach, hatte nichts mit Fukushima zu tun. Diese Aufgaben
standen vorher schon an.

Meine Damen und Herren, jeder kennt es doch aus dem ei-
genen Haushalt:

(Timon Gremmels (SPD): Ich habe kein Kernkraft-
werk bei mir zu Hause!)
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Wenn ein Schadenereignis eintritt, greift sofort die Scha-
densminderungspflicht. Man hat alles zu tun, um den Scha-
den zu begrenzen. Nichts, aber auch gar nichts haben die
EVU damals in dieser Hinsicht unternommen, vielleicht
aus Angst vor der eigenen Courage, vielleicht aber auch
aus Furcht vor dem Zorn der Verbraucher, die der Kern-
energie den Rücken kehren wollten.

Zusammenfassend kann festgehalten werden: Die Bundes-
regierung hatte das Moratorium am 12. März ohne Beteili-
gung der Länder bereits beschlossen. Der Bund hat die
Sachkompetenz übernommen und einen einheitlichen Voll-
zug bestimmt.

(Beifall bei der CDU – Janine Wissler (DIE LIN-
KE): Solche Bewertungen verbieten sich doch, so-
lange der Untersuchungsausschuss noch nicht fertig
ist!)

Die Länder haben es im Auftrag des Bundes alle in glei-
cher Weise umgesetzt, und die EVU haben dies akzeptiert.

In dieser Frage sollten wir in Hessen an einem Strang zie-
hen, auch um unsere Rechtsposition gegenüber den EVU
nicht zu schmälern.

(Norbert Schmitt (SPD): Gegenüber dem Bund!)

Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Bellino. Ich stelle fest: Trotz
der Unterbrechung war das sehr diszipliniert und innerhalb
der Redezeit. – Nächste Wortmeldung, Herr Kollege Rock
für die Freien Demokraten.

René Rock (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Als ich
den Setzpunkt der LINKEN gesehen habe, wusste ich zu-
nächst gar nicht, was ich zehn Minuten lang zu dem Antrag
sagen soll. Denn die Auswertung kommt erst noch; wir
sind noch nicht fertig. Vielleicht kommen weitere Zeugen
hinzu. Ich war also darüber irritiert, was denn die Zielrich-
tung des Antrages sein soll. In der Debatte ist mir langsam
klar geworden, in welche Richtung es sich hier entwickelt:
Es geht darum, was Ministerpräsident Bouffier zu den Äu-
ßerungen von Frau Merkel sagt. Der für seine einfühlsame
Rhetorik bekannte Kollege Schmitt

(Lachen des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

hat ja beschrieben, dass es einen Dissens zwischen den
Aussagen von Frau Merkel, Herrn Röttgen und – jetzt fällt
mir der Name des Mitarbeiters, der dabei war, nicht mehr
ein

(Zurufe: Hennenhöfer!)

– Hennenhöfer im Untersuchungsausschuss und dem, was
der Ministerpräsident bei uns zu Protokoll gegeben hat,
gibt.

Da gibt es einen klaren Dissens. Ich vermute, die Zielrich-
tung des Antrags ist, das aufzuklären. Das wäre legitim,
und das wäre für uns alle sehr interessant, auch bei der Fra-
ge der Auswahl weiterer Zeugen. Wenn der Ministerpräsi-
dent sagen würde: „Frau Merkel hat das richtig in Erinne-

rung, dass das Thema Schadenersatz überhaupt keine Rolle
gespielt hat, ich habe das aus irgendeinem Grund falsch in
Erinnerung“, wäre der Dissens schnell aufgelöst.

Wenn der Herr Ministerpräsident aber nicht als Märchener-
zähler dastehen will, jedenfalls nicht als jemand, der ir-
gendetwas völlig aus der Luft Gegriffenes erzählt und im
Untersuchungsausschuss auch zu Protokoll gegeben hat,
dann ist natürlich die Frage: Muss man die anderen Teil-
nehmer dieser Sitzung noch vorladen und sich einen Über-
blick verschaffen, ob alle, die dabei waren, die gleiche Er-
innerung haben wie die – zumindest im Interesse verbun-
denen – Kollegen von der Bundesebene? Das wäre schon
interessant bei der Frage, wie man mit dem Ausschuss wei-
ter umgeht. Vielleicht erfahren wir ja im Nachgang zu dem
Setzpunkt irgendetwas aus den Medien. Das könnte für uns
ganz interessant sein.

Alles andere, was wir bis jetzt im Untersuchungsausschuss
herausgefunden haben, war schon nach den ersten Sitzun-
gen keine völlige Überraschung mehr. Frau Puttrich hat er-
klärt, sie habe das alles entschieden – auch wenn sie sich in
den wichtigen Stunden ins Flugzeug gesetzt und irgendwo-
hin geflogen ist. Aber sie hat zumindest die Verantwortung
für die Entscheidung übernommen. Der Ministerpräsident
habe damit nichts zu tun, hat Frau Puttrich gesagt. Nach
mehrmaligem Nachfragen ist von Herrn Bellino zu Recht
ausgeführt worden: Richtig spannend wird es, wenn es
über die bis jetzt entstandenen Kosten hinaus noch zu
großen Nachzahlungen kommt. – Für den Steuerzahler ist
es übrigens irrelevant – wenngleich natürlich ärgerlich –,
ob das aus Steuermitteln von Berlin oder von Wiesbaden
aus bezahlt wird. Aber für uns im Hessischen Landtag ist
das natürlich nicht irrelevant. Von daher gesehen, ist es
nicht unerheblich.

Der Untersuchungsausschuss hat aber herausgearbeitet,
dass zwischen den Verwaltungsebenen in Berlin und in
Wiesbaden ein schon nicht mehr nachvollziehbares Anein-
ander-Vorbeireden, -schreiben und -telefonieren stattge-
funden hat. Wir haben von den Rechtskundigen den Hin-
weis bekommen, dass es, wenn beide Seiten sagen, es habe
keine Abwägung stattgefunden, für den, der gegen die Ver-
waltungsentscheidung klagt, vor Gericht natürlich relativ
einfach wird. Wenn niemand abgewogen hat, hat man
schlechte Chancen, gegen den Kläger zu bestehen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Wenn man sich auf der Verwaltungsebene so seltsam ver-
hält, ist es natürlich zwingend, dass am Ende RWE ge-
winnt.

Der Untersuchungsausschuss hat aber noch mehr zutage
gefördert. Es war zumindest für mich, der als Abgeordne-
ter dem Hause noch nicht so lange angehört, schon interes-
sant, dass man, statt die Genehmigungsbehörde anzu-
schreiben und zu erklären, dass man sein Kraftwerk wieder
anlaufen lassen möchte, einen Brief an die Staatskanzlei
richtet. Das hat mit klassischem Verwaltungshandeln
nichts zu tun. Eine interessante Erkenntnis war auch, zu er-
fahren, dass sich der Staatsminister im Bundeskanzleramt
in Privathäusern von Vorstandsvorsitzenden eingefunden
hat, um über die Auswirkungen der Abschaltung der
Atomkraftwerke und über die Netzstabilität zu diskutieren.
Frau Merkel hat uns gesagt, sie habe davon nichts gewusst.
Von daher ist es natürlich schwer, an der Stelle einen neu-
en Strang aufzumachen und das genau zu erkunden.
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Dass es sich bei alldem aber um klassisches Verwaltungs-
handeln gehandelt hat, kann man wohl ausschließen, wobei
man immer wieder sagen muss – da hat Herr Bellino
recht –, dass wir in einer besonderen Situation waren, wo
man kein klassisches Verwaltungshandeln erwarten konn-
te. Warum es aber im Nachgang nicht zu einem klassi-
schen Verwaltungshandeln gekommen ist, warum man die
Anhörung nicht nachgeholt hat, warum man im Nachgang
die Verantwortlichkeiten nicht geklärt hat, bevor es zu ei-
nem Rechtsstreit kommt, den man gegebenenfalls verliert,
die Fragen stellen sich schon.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD und der LINKEN)

Für uns ist es sehr bedauerlich, dass womöglich noch
große Kosten auf uns alle zukommen. Ich glaube aber, man
darf das Ergebnis des Untersuchungsausschusses nicht vor-
wegnehmen. Es wäre interessant gewesen, zu erfahren, wie
Volker Bouffier zu den Ausführungen von Angela Merkel
steht, die immerhin an dem Tag und in dieser Phase dieje-
nige im Raum war, die die größte Sachkenntnis bezüglich
dieses Vorgang hatte. Angela Merkel war nämlich fünf
Jahre lang Fachministerin im Bund.

(Timon Gremmels (SPD): Und sie ist Physikerin!)

– Das auch. – Sie hatte jedenfalls jede Menge Verfahrens-
kenntnisse, weil sie ja mit Bundesländern zu tun hatte, die
der Atomenergie nicht sehr positiv gegenüberstanden, und
sehr wohl wusste, was Weisungen sind und wie man mit
den Bundesländern umgeht. Sie war wahrscheinlich deut-
lich intensiver mit dem Thema befasst als der erst seit zwei
Jahren im Amt befindliche Norbert Röttgen, der damals
vorgetragen hat. Dass das alles dazu beigetragen hat, an
dem Tag nicht über einen Schadenersatz zu sprechen, kann
man intellektuell schon hinterfragen. Es wäre aber erst ein-
mal an dem Herrn Ministerpräsidenten, zu erklären, ob er
bei seiner Aussage bleibt, oder nicht. Wenn er nämlich da-
bei bleibt, dann müssten wir im Interesse des Landes Hes-
sen womöglich nachfassen, ob andere Teilnehmer an der
Sitzung andere oder die gleichen Erinnerungen haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rock. – Weitere Wortmeldun-
gen habe ich nicht. Spricht jemand für die Regierung? –
Das ist offensichtlich nicht der Fall.

(Timon Gremmels (SPD): Die Regierung ist sprach-
los! Auch das sagt etwas aus!)

Damit sind wir am Ende der Aussprache zu diesen Tages-
ordnungspunkten.

Wir stimmen zunächst über den Entschließungsantrag der
Fraktion DIE LINKE betreffend rechtsfehlerhaftes Atom-
Moratorium – sich widersprechende Aussagen von Minis-
terpräsident Bouffier und Bundeskanzlerin Merkel,
Drucks. 19/2650, ab. Wer diesem Entschließungsantrag
seine Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen.
– Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist der Antrag
mit der Mehrheit von CDU, GRÜNEN und Freien Demo-
kraten gegen die Stimmen von SPD und LINKEN abge-
lehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschließungsan-
trag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend Respekt vor der Arbeit eines laufen-
den Untersuchungsausschusses, Drucks. 19/2692. Wer die-
sem Entschließungsantrag zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit
ist dieser Antrag mit den Stimmen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der restlichen
Fraktionen angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 80, Tagesordnungspunkt
49, Tagesordnungspunkt 82, Tagesordnungspunkt 85
und Tagesordnungspunkt 86 auf:

Antrag der Fraktion der FDP betreffend richtigen
Schutzstatus für Bürgerkriegsflüchtlinge eröffnen – Fa-
miliennachzug vernünftig regeln – qualifizierte Zuwan-
derung ermöglichen – Drucks. 19/2678 –

Antrag der Fraktion der FDP betreffend Sprachinitia-
tive für Flüchtlinge – Drucks. 19/2513 –

Dringlicher Antrag der Fraktion DIE LINKE betref-
fend keine Abschiebungen nach Afghanistan – Drucks.
19/2681 –

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Soli-
darität mit Flüchtlingen – Maßnahmen umsetzen
– Drucks. 19/2703 –

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend
sorgfältige Einzelfallprüfung auch für Flüchtlinge aus
Afghanistan – Drucks. 19/2704 –

Das ist der Setzpunkt der Fraktion der FDP. Redezeit: zehn
Minuten je Fraktion. Das Wort hat zunächst Herr Kollege
Rentsch für die Fraktion der Freien Demokraten.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Flüchtlingskrise, die Zuwanderungskrise, über die wir
zurzeit in Deutschland diskutieren, ist mit Sicherheit eine
der größten Herausforderungen, die sich diesem Land in
den letzten Jahrzehnten gestellt hat. Insofern glaube ich,
wir alle haben ein Interesse daran, dass schnell gehandelt
wird, um die Situation zu verbessern.

(Vizepräsidentin Ursula Hammann übernimmt den
Vorsitz.)

Klar ist, dass mit 1 Million Flüchtlingen, die in diesem
Jahr nach Schätzungen des heutigen Tages nach Deutsch-
land kommen werden, die Belastungsgrenzen der öffentli-
chen Hand – derjenigen, die dieses politisch organisierte
Staatsversagen an vielen Stellen kompensieren; auch die
vielen Ehrenamtlichen – erreicht werden, dass diese Situa-
tion also eine Belastungsprobe ist, die den Staat an die
Grenzen seiner Handlungsfähigkeit bringt.

Ich glaube, nach den umfassenden Artikeln und Interviews
des Hessischen Ministerpräsidenten ist es notwendig, dass
der Hessische Landtag über die Frage diskutiert: „Was pas-
siert in den nächsten Monaten ganz konkret?“, statt dass er
immer nur wohlfeile Interviews wahrzunehmen hat, in de-
nen der Ministerpräsident feststellt, dass alle anderen außer
ihm kein Recht haben, dass sie nichts gemacht haben und
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dass seine eigenen Handlungen alternativlos sind. Meine
Damen und Herren, das ist nicht der richtige Weg, wie wir
uns aus dieser Krisensituation befreien können.

(Beifall bei der FDP)

Das ist meine Wahrnehmung der Interviews von Minister-
präsident Bouffier: In einem Interview in der „FAZ“ vom
letzten Samstag hat er sich mit der Freien Demokratischen
Partei auseinandergesetzt und uns vorgeworfen, wir hätten
keine Anträge gestellt. Ich habe dem Herrn Ministerpräsi-
denten aus diesem Grund unsere Anträge zu diesem Thema
mitgebracht.

(Der Redner hält einen Stapel Anträge hoch.)

Der erste Antrag zu diesem Thema datiert vom 25. März
2014. Wir haben insgesamt 14 Anträge zu diesem Thema
gestellt. Ich glaube, die Kollegen von der Sozialdemokratie
würden nicht verkennen, dass wir die Ersten waren, die das
Thema hier auf die Tagesordnung gesetzt haben. Bei die-
sem Thema ging es zuerst um etwas, was außerhalb
Deutschlands passiert ist. Mittlerweile wird die Bundesre-
publik Deutschland dadurch aber auf die härteste Belas-
tungsprobe gestellt, die wir je erlebt haben. Dieses Thema
hat also inzwischen eine Veränderung erfahren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben in einem der
ersten Anträge gefordert, in Europa eine Verteilungsquote
einzuführen, nachdem die osteuropäischen Länder und vor
allem auch die Kollegen in Italien massiv damit beschäftigt
waren, dieser Flüchtlingskrise Herr zu werden. Ich habe
noch einmal die Rede von Frau Kollegin Wallmann – die
ich persönlich sehr schätze – nachgelesen, in der sie gesagt
hat, wir benötigten eine solche Verteilungsquote in Europa
nicht, sie sei völlig überflüssig. Einen Königsteiner Schlüs-
sel auf europäischer Ebene bräuchte man nicht.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir wären heute froh,
wenn wir ihn hätten. Er hatte nämlich schon damals etwas
mit der europäischen Solidarität zu tun, und wir benötigten
ihn heute, weil völlig klar ist, dass wir allein mit der Be-
wältigung dieser Situation völlig überfordert sind.

(Beifall bei der FDP)

Herr Kollege Klee – jetzt komme ich zur Regierungsfrakti-
on, sowohl in Berlin als auch hier –, ich habe mit Interesse
gelesen, worüber dort diskutiert wird:

Lawinen kann man auslösen, wenn irgendein etwas
unvorsichtiger Skifahrer

– oder Skifahrerin, das interpretiere ich hinein –

an den Hang geht und ein bisschen Schnee bewegt.
Ob wir schon in dem Stadium sind, wo die Lawine
im Tal unten angekommen ist, oder ob wir in dem
Stadium im oberen Ende des Hanges sind, weiß ich
nicht.

So der deutsche Finanzminister Wolfgang Schäuble, wahr-
scheinlich das wichtigste Mitglied in Angela Merkels Ka-
binett.

Der zweite – wie ich finde – nicht unprominente Redner
sagt:

Obgleich Zigtausende Menschen jeden Tag haupt-
und ehrenamtlich fast Übermenschliches leisten, um
der Lage Herr zu werden, erleben wir doch in vielen
Bereichen eine Art Staatsversagen.

Er spricht von „Skandal“ und „Disruption“. Folgender Satz
ist sicherlich einer der Sätze mit der härtesten Kritik an der
Bundeskanzlerin:

Der naive Luxus, geltendes Recht nicht umzusetzen,
fordert nun einen hohen Tribut.

Das sagt der Kollege Spahn, immerhin Parlamentarischer
Staatssekretär von Wolfgang Schäuble. Er macht klar, dass
das, was die Bundeskanzlerin in diesem Land verursacht
hat – man kann es nur als Rechtsbruch bezeichnen –, mitt-
lerweile auch von Kabinettsmitgliedern, die der CDU an-
gehören, kritisiert wird. Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, ich glaube, es wird Zeit, dass wir in dieser Frage zu
einem realistischen Blick zurückkehren.

(Beifall bei der FDP)

Was erleben wir in Hessen? Die „FAZ“ titelt: „Die CDU
Hessen steht treu an der Seite von Angela Merkel“. Ich
kann mich an Zeiten erinnern, in denen der hessische
CDU-Landesverband, geführt von Roland Koch, immer
wieder hessische Interessen, teilweise auch im Widerstand
gegen die Bundes-CDU, durchgesetzt hat.

Um es Ihnen und den Menschen, die heute hierhergekom-
men sind, konkret zu sagen: Hessen macht viel mehr als
andere Länder. Wir können von Glück reden, dass sowohl
die öffentliche Hand das bewerkstelligt – Herr Kollege
Wintermeyer, ich will das ausdrücklich loben – als auch
die vielen Ehrenamtlichen an vielen Stellen das kompen-
sieren, was die öffentliche Hand nicht mehr leisten kann,
weil sie an ihre Grenzen geraten ist. Aber wir sind uns dar-
in einig, dass das, was zurzeit passiert, nicht so bleiben
kann und dass wir aufgrund der Massen an Menschen, die
zu uns kommen, die Grenzen unserer Belastbarkeit erreicht
haben.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb freue ich mich, wenn der Ministerpräsident in In-
terviews – gerade heute wieder in der „HNA“ – darüber re-
det, dass die Zahlen deutlich sinken müssen. Herr Minis-
terpräsident, ich frage Sie aber: Was soll denn dazu führen,
dass sie sinken? Gibt es konkrete, abgestimmte Vorschlä-
ge? Gibt es in der Koalition in Berlin abgestimmte Vor-
schläge? Oder sind das wieder nur wohlfeile Reden? Sind
das Reden nach dem Motto „Wir müssen schneller ab-
schieben“, obwohl in Hessen die Verwaltungsrichter oder
die Amtsrichter fehlen, die letztendlich in diesem Bereich
notwendig sind? Darüber, dass im Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge Mitarbeiter fehlen, reden wir seit Mo-
naten.

Einen Punkt will ich hier abräumen, den der Herr Minister-
präsident am Dienstag erwähnt hat: Ich kann es nicht mehr
hören, wenn behauptet wird, wir hätten nichts gewusst.
Anfang dieses Jahres lagen im Bundesinnenministerium
Schätzungen vor, die von 800.000 Menschen ausgingen.
Meine Damen und Herren, was hat denn das Bundesinnen-
ministerium an dieser Stelle gemacht?

(Clemens Reif (CDU): Sie Schlaumeier!)

– Herr Kollege Reif, ich freue mich, dass Sie mir da zu-
stimmen. – Es ist ein Skandal, was man da gemacht hat. Es
ist lächerlich, wie sich der Staat auf diese Krise vorbereitet
hat.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD)
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– Sie haben recht: Die Bundeskanzlerin hat mit ihren Äu-
ßerungen die Krise deutlich verschärft. Das war sicherlich
nicht sinnvoll.

Meine Damen und Herren, deshalb will ich Ihnen prophe-
zeien, was demnächst passieren wird: Sie werden, da das
Thema jetzt so ist, wie es ist, in der CDU darüber streiten –
spätestens am 13. Dezember; es gibt, wie man lesen kann,
schon Anträge für Ihren Bundesparteitag –, ob die deut-
schen Grenzen geschlossen werden sollen.

Wissen Sie, was das Traurige und das eigentlich Skandalö-
se an der Situation ist? Das führt dazu, dass wir die euro-
päische Idee mittlerweile gar nicht mehr richtig unterstüt-
zen können. Sie ist ad absurdum geführt worden. Europa
bedeutet keine Grenzen nach innen und die Sicherung der
Außengrenzen. Europa bedeutet aber nicht einen Bruch der
rechtlichen Vereinbarungen – wie Dublin III –, die wir ha-
ben, und es bedeutet auch nicht, das deutsche Aufenthalts-
recht einfach ad absurdum zu führen.

Deshalb müssen Sie solche Entscheidungen mittlerweile
wahrscheinlich mit dem Rücken an der Wand stehend tref-
fen. Die große Problematik ist, dass Sie Europa mit dieser
Politik ad absurdum geführt haben.

(Beifall bei der FDP)

Wir glauben – der Herr Ministerpräsident hat das gefor-
dert; deswegen haben wir den Antrag heute hier vorge-
legt –, dass wir über die Frage diskutieren müssen, was
jetzt zu tun ist. Als Freie Demokraten haben wir hier den
Vorschlag gemacht – der auch von Thomas de Maizière
unterstützt wird –, endlich die Flüchtlinge, die aus Kriegs-
gebieten kommen, die sogenannten Bürgerkriegsflüchtlin-
ge, aus dem Asylverfahren herauszunehmen und für sie
einen subsidiären Schutz zu etablieren.

Außerdem ist es richtig und notwendig, dass wir endlich
zwischen denen, die in Deutschland Asyl beantragen wol-
len, denen, die als Bürgerkriegsflüchtlinge um Leib und
Leben fürchten müssen, und den vielen Hunderttausenden
differenzieren, die in Deutschland als Zuwanderer ihre
wirtschaftliche Situation verbessern wollen.

(Beifall bei der FDP)

Das ist auch nicht illegitim. Es gibt, wie gesagt, seitens ei-
niger Unionskollegen Unterstützung dafür, dass wir für die
Zuwanderer – die Hunderttausenden, die jetzt kommen –
Kriterien festlegen: wen wir in Deutschland integrieren
können, wen wir brauchen und wen wir nicht brauchen. Es
ist doch nur legitim, dass wir in diesem Bereich eine
grundlegende Politik betreiben, die das Ziel hat, diesen
Menschen eine Perspektive zu bieten; denn viele von de-
nen, die jetzt kommen, werden wir niemals in den Arbeits-
markt integrieren können, wenn die Zahlen so bleiben.
Deshalb brauchen wir hier endlich eine Umkehr. Liebe
Kollegen von der Union, wacht an der Stelle bitte auf. So
kann es nicht bleiben.

(Beifall bei der FDP)

Subsidiärer Schutz für Bürgerkriegsflüchtlinge würde be-
deuten, dass wir diese aus den Asylverfahren herausneh-
men und somit die Asylverfahren, was die Zahlen betrifft,
endlich entlasten, damit sich die Institutionen, die sich da-
mit beschäftigen, um die Fälle kümmern, bei denen es um
Asylprüfungen geht. Es ist notwendig, dass der Staat wie-
der handlungsfähig wird. Er ist es an vielen Stellen nicht
mehr, und wir können doch nicht zusehen, wie das Gebil-

de, das wir als Gesellschaft stützen und das wir für die Si-
cherung der Grenzen des Rechtsstaats – also für die innere
Sicherheit – brauchen, nicht mehr handlungsfähig ist.

Wir müssen als Parlamentarier alles dafür tun, dass bei den
Menschen, die jetzt zu uns kommen, differenziert wird und
dass in Deutschland das gemacht wird, was wir Freie De-
mokraten im Jahr 2002 zum ersten Mal und dann immer
wieder beantragt haben: dass wir hier endlich ein Zuwan-
derungsgesetz verabschieden.

(Beifall bei der FDP)

Wir brauchen ein Zuwanderungsgesetz, in dem für diejeni-
gen, die hier einwandern wollen, Kriterien festgelegt wer-
den – wer kommen kann und wer nicht –; denn Integration
kann nur funktionieren, wenn diese Menschen irgendwann
einmal von ihrer eigenen Hände Arbeit leben. Sie müssen
in Deutschland eine Perspektive bekommen, damit sie ihre
berufliche Entwicklung selbst planen können und nicht
zum Schluss von staatlichen Transferleistungen leben müs-
sen.

Deshalb brauchen wir ein Zuwanderungsgesetz. Der Herr
Ministerpräsident hat in seinem Interview neben der Be-
schimpfung der FDP, weil wir angeblich keine Anträge
stellen würden, auch gesagt, wir würden das wie eine
Monstranz vor uns hertragen. Richtig ist, dass es die CDU
in Deutschland ist, die ungefähr seit 14 Jahren verhindert,
dass wir ein Zuwanderungsgesetz bekommen. Die Diskus-
sion, die dort geführt wird, kommt viel zu spät – wir soll-
ten das 2017 bekommen.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege, ich muss Sie an die Redezeit erinnern.

Florian Rentsch (FDP):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Wir sind jetzt in dieser
Situation, weil an der Stelle staatlich falsch gehandelt wor-
den ist.

Letzter Satz: Ich wünsche mir, dass wir endlich eine realis-
tische Diskussion über das Thema Zuwanderung und
Flüchtlinge führen und dass die hessische CDU ihren Ku-
schelkurs gegenüber der Kanzlerin aufgibt. Es hilft nichts,
die „Augen zu und durch“-Politik weiter zu betreiben, nur
weil man glaubt, man würde ansonsten die Bundeskanzle-
rin beschädigen. Was richtig ist, muss auch richtig bleiben.
Da könnte die hessische CDU mit ihrer Verantwortung
einen großen Beitrag leisten. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Rentsch. – Als nächste Redne-
rin spricht nun Frau Cárdenas von der Fraktion DIE LIN-
KE. Bitte schön, Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Seit Wochen
erleben wir in atemberaubender Geschwindigkeit eine Ero-
sion menschenrechtlicher Standards auf dem Gebiet des
Flüchtlingsrechts. Eine Asylrechtsverschärfung folgt der
anderen, und es ist selbst für Fachleute auf dem Gebiet des
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Flüchtlingsrechts nicht immer einfach zu durchschauen,
welche der in der Öffentlichkeit diskutierten Maßnahmen
noch Referentenentwurf und welche bereits Gesetz sind.

(Zuruf des Abg. Gerhard Merz (SPD))

Getrieben von einer ruhelosen CSU zertrümmern CDU und
SPD die Reste des Asylgrundrechts mit einer solchen Be-
denkenlosigkeit, dass selbst der sogenannte Asylkompro-
miss von 1993, als CDU/CSU, FDP und SPD das Asyl-
grundrecht erstmals drastisch einschränkten, in seiner ge-
schichtlichen Bedeutung verblasst.

Der Verfassungsänderung von 1993 ging – so habe ich das
jedenfalls in Erinnerung – im Gegensatz zu den Änderun-
gen heute eine lange öffentliche Diskussion voraus, und
die SPD von damals wehrte sich zumindest recht lange, bis
sie doch einknickte – während ein Sigmar Gabriel heute
seine größten Kämpfe mit Nachrichtenagenturen und
Nachrichtensprecherinnen ausficht und ansonsten wohl
nicht mehr weiß, was er gestern gesagt hat.

(Alexander Bauer (CDU): Ja! – Thorsten Schäfer-
Gümbel (SPD): Frechheit! – Weitere Zurufe von der
SPD)

Es gibt noch einen Unterschied zwischen 1993 und heute:
Die GRÜNEN, die sich damals entschieden gegen die Än-
derung des damaligen Art. 16 des Grundgesetzes wehrten,
sind heute die Partei

(Zuruf des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD))

– hören Sie einmal zu –, die im Bundesrat die gegenwärti-
gen Beschneidungen der Flüchtlingsrechte überhaupt erst
ermöglicht.

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

– Das ist mir klar. – Ich bedauere das sehr, und ich meine
das in vollem Ernst; wir LINKE haben damit einen wichti-
gen Bündnispartner auf dem Gebiet des Flüchtlingsschut-
zes verloren.

(Zuruf des Abg. Alexander Bauer (CDU))

Meine Damen und Herren, die jüngsten Verschärfungen
der Asylgesetze dienen allein dem Zweck, Menschen
durch eine Verschlechterung der Aufnahmebedingungen
davon abzuhalten, in Deutschland Asyl zu suchen. Die
Mittel sind Schikane, Diskriminierung und Entwürdigung.
Doch weder die Verpflichtung, in den Massenlagern der
Erstaufnahmeeinrichtungen teilweise bis zum Abschluss
des Asylverfahrens wohnen zu müssen, noch die Tatsache,
dass es eine Versorgung unter dem verfassungsrechtlich
gebotenen Existenzminimum geben soll, wird Menschen
von der Flucht abhalten.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. Alexan-
der Bauer (CDU))

Anders, als es sich manche Kolleginnen und Kollegen von
der Union vorstellen, lässt keiner alles hinter sich und be-
gibt sich auf eine lebensgefährliche Odyssee in Richtung
Deutschland, nur weil er davon gehört hat, dass es im deut-
schen Gesundheitssystem die Gesundheitskarte gibt. Meine
Damen und Herren, umgekehrt wird keiner, der in Syrien
tagtäglich in der Angst lebt, dass ihm eine Fassbombe auf
den Kopf fallen könnte, allein deswegen von einer Flucht
absehen, weil man Zahnpaste und Seife nur noch als Sach-
leistung erhält.

Der aktuelle Referentenentwurf der Großen Koalition sieht
vor, subsidiär Schutzberechtigten den Familiennachzug
dauerhaft zu erschweren. Für einen Zeitraum von zwei Jah-
ren soll der Familiennachzug für diese Gruppe von Schutz-
berechtigten komplett ausgesetzt werden. Bundesinnenmi-
nister de Maizière hat das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge bereits angewiesen, syrischen Flüchtlingen
nicht mehr automatisch den Schutzstatuts der Genfer
Flüchtlingskonvention zu erteilen. Möglichst viele der Bür-
gerkriegsflüchtlinge sollen den schwächeren Status der
subsidiär Schutzberechtigten erhalten.

Ich finde dieses Ansinnen perfide. Es ist nicht nur eine
sinnlose Schikane für die Betroffenen, es wird auch viele
Menschenleben kosten, weil die Verweigerung der Mög-
lichkeit, legal und sicher nach Deutschland zu reisen, die
Angehörigen zwingen wird, lebensgefährliche Fluchtwege
übers Mittelmeer zu wählen.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Ulrich Wilken (DIE
LINKE): Und es verletzt die Menschenrechte!)

Meine Damen und Herren, wer wissen möchte, wie kon-
zeptlos diese Bundesregierung in der Asylpolitik agiert,
muss sich die Entwicklung im Bereich der Familienzusam-
menführung von syrischen Flüchtlingen anschauen. Noch
im vergangenen Jahr hatten Bund und Länder – auch Hes-
sen – Aufnahmeprogramme aufgelegt, um den Famili-
ennachzug zu syrischen Bürgerkriegsflüchtlingen in
Deutschland zu fördern. Noch im Mai dieses Jahres hatten
sich das Bundesinnenministerium und das Auswärtige Amt
mit einem Schreiben an die Bundesländer gewandt, damit
diese im Wege der Globalzustimmung die Einreise von Sy-
rerinnen und Syrern zu Angehörigen in Deutschland er-
leichtern können. Darin heißt es:

Die enorme Hilfs- und Aufnahmebereitschaft, die
Syrer in Deutschland kennenlernen, sollte sich aber
auch beim Familiennachzug zeigen. Grundsätzlich
sollte kein Familienangehöriger aus Syrien länger
auf die Erfüllung seines Anspruches auf Famili-
ennachzug warten als unbedingt notwendig.

Erst am 1. August 2015 – so lange ist das wirklich noch
nicht her – war im Aufenthaltsgesetz die Gleichstellung
beim Familiennachzug von subsidiär Geschützten zu aner-
kannten Flüchtlingen eingeführt worden. Falls es ein Ziel
der aktuellen Gesetzesinitiative sein sollte, so etwas wie
Handlungsfähigkeit der Bundesregierung zu demonstrie-
ren, habe ich ernsthafte Zweifel, ob dieses abstruse Manö-
ver bei der Familienzusammenführung hilft, das Vertrauen
der Bevölkerung in die Steuerungsfähigkeit des Staates
herzustellen.

Auch die Hessische Landesregierung würde ich um ein
paar erläuternde Hinweise dazu bitten, warum das hessi-
sche Aufnahmeprogramm für Familienangehörige von sy-
rischen Bürgerkriegsflüchtlingen, das schon am 5. Juli aus-
gelaufen ist, nicht verlängert wird. Liebe Kolleginnen und
Kollegen von GRÜNEN und CDU, noch am 22. Septem-
ber haben Sie in Ihrem gemeinsamen Antrag mit dem Titel
„menschliche und solidarische Aufnahme von Flüchtlingen
in Hessen“ Folgendes geschrieben:

Zudem unterstützt der Landtag die Landesregierung
darin, im Zusammenhang mit der Aufnahme von sy-
rischen Flüchtlingen das humanitäre Aufnahmepro-
gramm – wie geplant – fortzusetzen. So kann vielen
Menschen die oft lebensgefährliche Flucht nach
Europa erspart bleiben.
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Jetzt erfahren wir aus dem Innenministerium, dass das Pro-
gramm eingestellt wird. Zu diesem Programm, das sich hu-
manitär nennt, muss man auch sagen, dass es das Land kei-
nen Cent kostet, weil die in Deutschland lebenden Angehö-
rigen für alle finanziellen Folgen des Familiennachzugs
bürgen müssen. Ich frage mich – bitte erläutern Sie mir
das –: Was hat sich in den vergangenen zwei Monaten er-
eignet, das Sie bewegt hat, dieses Programm, das Sie
nichts kostet, aber Menschen eine lebensgefährliche Flucht
ersparen würde, nicht zu verlängern?

Zum Antrag der FDP. Es ist mehr als durchsichtig, was die
FDP sich davon erhofft. Offensichtlich wittern die Libera-
len aufgrund des Umfragehochs der AfD eine neue Exis-
tenzberechtigung als rechtsliberale Partei. Nicht anders las-
sen sich die jüngsten Forderungen nach verstärkten Ab-
schiebungen oder nach Herausnahme der Bürgerkriegs-
flüchtlinge aus dem laufenden Asylverfahren, um den Fa-
miliennachzug zu verhindern, deuten.

(Zurufe von der FDP – Gegenruf des Abg. Willi van
Ooyen (DIE LINKE))

Die FDP macht daraus gar keinen Hehl. So schreiben die
Freien Demokraten in Gernsheim auf ihrer Homepage:

Die politische Lücke ist ziemlich groß, die zwischen
der orientierungslosen CDU und der mit dem
Rechtsextremismus flirtenden AfD klafft. Dass die
FDP in Zeiten der Flüchtlingskrise dort einrücken
will,

– schreibt die FDP –

hat zuerst der Bundesvorsitzende Christian Lindner
mit seiner Forderung deutlich gemacht, den Flücht-
lingen kein Asyl, sondern nur subsidiären Schutz bis
zum Ende der Bedrohung in der Heimat zu gewäh-
ren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, ich verste-
he, dass es aufgrund der politischen Beliebigkeit der GRÜ-
NEN auf dem ursprünglichen Terrain eng geworden ist.
Aber aus taktischen Gründen jetzt im Fahrwasser von AfD
und PEGIDA zu fischen, ist „unterste Schublade“. Diese
Rechnung wird nicht aufgehen, und dieser Ansatz ist ge-
fährlich: Wer die Parolen der Rechten streut, wird davon
selbst kaum profitieren. Er wird AfD und PEGIDA nur zu
noch mehr Auftrieb verhelfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Schielen Sie nicht nach rechts – orientieren Sie sich lieber
an Persönlichkeiten wie Burkhard Hirsch oder Gerhart
Baum aus Ihrer Partei, die Ihnen erklären könnten, wie gu-
te Menschenrechtspolitik gestaltet werden kann.

Noch ein Wort zu unserem Dringlichen Antrag. Millionen
von Afghaninnen und Afghanen sind auf der Flucht, das
Land versinkt im Chaos. Auch nach Einschätzung des Aus-
wärtigen Amtes ist das Einflussgebiet der Taliban heute
größer als zu Beginn der NATO-Intervention im Jahr 2001.
Deutschland weitet aktuell seinen Kriegseinsatz aus und
schickt wieder neue Soldatinnen und Soldaten nach Afgha-
nistan. Sichere innerstaatliche Fluchtalternativen, die teil-
weise angepriesen werden, existieren nur in der Fantasie.

Der Einfluss der Regierung reicht kaum über den Regie-
rungsbezirk hinaus. Wie dramatisch die Lage ist, wurde bei
dem jüngsten Besuch des deutschen Außenministers in Ka-
bul deutlich, der aus Sicherheitsgründen den kurzen Weg
vom Flughafen in die Innenstadt mit Hubschrauber, Helm

und kugelsicherer Weste zurückgelegt hat. Unter diesen
Umständen Geflüchtete nach Afghanistan abzuschieben,
heißt nichts anderes, als den Tod von Menschen billigend
in Kauf zu nehmen.

(Beifall bei der LINKEN – Alexander Bauer (CDU):
Also bitte, welches Bundesland hat denn einen Ab-
schiebestopp? Fangen Sie bei sich selbst an!)

Ich bitte Sie daher darum, dass das ganze Haus unseren hu-
manitären Antrag unterstützt. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Cárdenas. – Als nächster Red-
ner spricht nun Herr Kollege Bauer von der CDU-Fraktion.
Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Alexander Bauer (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Lieber Herr Rentsch, wer Zwietracht sät, wird bei der CDU
Hessen und bei der Koalition von CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN Eintracht ernten.

(Norbert Schmitt (SPD): So wie Herr Irmer!)

Die Union hat sich in der Flüchtlingspolitik eindeutig posi-
tioniert und hat erst am vergangenen Wochenende auf dem
Parteitag in Hanau einen Leitantrag beschlossen. Dieser
trägt den Titel: „Zuzug begrenzen, Herausforderungen ge-
meinsam anpacken – Hessen handelt.“ Es gehört zu unse-
rer christdemokratischen Überzeugung, Menschen in Not
zu helfen. Wer verfolgt wird, dem bieten wir den Schutz,
den unser Grundgesetz garantiert. Dieser Schutz ist ein
Schutz auf Zeit – daran sei erinnert. Angesichts der enor-
men Flüchtlingszahlen leisten wir auch in Hessen und un-
ser Land insgesamt einen herausragenden Beitrag. Unser
Land darf aber nicht überfordert werden. Deutschland und
Europa können das Leid der Welt nicht allein schultern.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, was ist zu tun? Die Bekämp-
fung der Fluchtursachen liegt in unser aller Interesse. Zum
einen müssen die politischen Umstände in den Herkunfts-
ländern, in Syrien, im Irak, in Afghanistan, stabilisiert wer-
den. Eine dauerhafte Befriedung eines Landes kann auch
nur gelingen, wenn die dort lebenden Völker selbst ihre in-
neren und äußeren Konflikte beilegen und Friedensprozes-
se initiieren.

Zum anderen müssen auch die unzumutbaren Zustände in
den grenznahen Flüchtlingslagern, in der Türkei, in Jorda-
nien, im Libanon, deutlich verbessert werden. Dazu gehört
auch, dass die wirtschaftsstarken Länder ihrer Verantwor-
tung gerecht werden und zu einer auskömmlichen Finan-
zierung des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen
beitragen. Die chronische Unterfinanzierung muss schnell
beendet werden.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die CDU ist die Partei Europas.
Wir stehen für die europäische Einigung und für die Frei-
zügigkeit in Europa. Die Abschaffung der Grenzkontrollen
innerhalb des Schengen-Raums ist eine große Errungen-
schaft, die unseren Bürgerinnen und Bürgern viele Vorteile
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gebracht hat. Diese Freiheiten wollen wir schützen, und
gerade deshalb müssen wir die Außengrenzen der EU kon-
sequent schützen.

Innerhalb Europas muss es zu einer gerechten Verteilung
der Flüchtlinge kommen.

Auch müssen wir demjenigen deutlich sagen, der nicht vor
politischer Verfolgung flieht, sondern den, sosehr dies
menschlich nachvollziehbar ist, nur die Hoffnung auf ein
besseres Leben in einem Land der sozialen Marktwirt-
schaft bewegt, dass dies keinen Anspruch auf Asyl bedeu-
tet und dass diese Menschen nicht dauerhaft in Deutsch-
land bleiben dürfen.

Mit der Zustimmung Hessens haben Bund und Länder da-
her in dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz weitere
sichere Herkunftsländer definiert. Zu ihnen gehören nun
auch die Balkanländer Albanien, Montenegro und das Ko-
sovo. Diese Verschärfung hat bereits Wirkung gezeigt, und
die anfangs sehr hohe Zahl von Flüchtlingen aus diesen
Ländern ist inzwischen deutlich zurückgegangen.

Meine Damen und Herren, in der Sitzung des Bundesrats
vom 16. Oktober hat Hessen auch dafür gestimmt, Ab-
schiebungen abgelehnter Asylbewerber durch unangekün-
digte Abschiebetermine zu erleichtern und somit auch das
Untertauchen zu erschweren. Auch können Abschiebungen
nunmehr nur noch für maximal drei Monate und damit
halb so lange wie bisher ausgesetzt werden. Wer seiner
Ausreisepflicht nicht nachkommt, wird durch spürbare
Leistungskürzungen sanktioniert. Wer aus sicheren Her-
kunftsländern kommt, verbleibt bis zum Abschluss des
Verfahrens in der Erstaufnahmeeinrichtung. Das Prinzip
der Sach- und Geldleistungen wird gestärkt. Daran arbeiten
wir.

All das dient dem Zweck, die auch in unserem starken und
wohlhabenden Land begrenzten Ressourcen gezielt den
wirklich Bedürftigen zukommen zu lassen und keine
falschen Fluchtanreize zu setzen. Derzeit wird im Bund
über weitere Maßnahmen beraten, die wiederum dem Ziel
dienen, die Zahl der Flüchtlinge zu verringern, damit wir
unser Land nicht überfordern. Wir müssen weiterhin sehr
sachlich und ernsthaft darüber streiten, wie weitgehend Fa-
miliennachzug sein kann. Wir müssen auch darüber spre-
chen, welche gesetzgeberischen Maßnahmen noch nötig
sind, um diejenigen zurückzuführen, die in Deutschland
kein Bleiberecht haben. Die Rückführung von Menschen,
die nicht in Deutschland bleiben dürfen, ist das notwendige
Gegenstück zur Solidarität mit Verfolgten und die Voraus-
setzung für den weiteren Zusammenhalt in unserem Land.

Eine gewissenhafte Prüfung eines jeden Asylantrags steht
dabei außer Frage und bleibt für uns selbstverständlich.
Weil das so ist, gibt es mit uns auch keine pauschalierten
Abschiebestopps nach Afghanistan, auch wegen des Win-
ters. Ich frage Sie ernsthaft: Wie ist das denn in Thüringen,
wo Sie bedauerlicherweise den Regierungschef stellen?
Machen das denn die Thüringer? Haben die Thüringer
einen generellen Abschiebestopp? – Das haben sie nicht.
Von daher müssen Sie einmal klären, was Sie wollen;
wenn Sie die Regierungsverantwortung tragen, machen Sie
selbst nicht, was Sie hier einfordern.

(Florian Rentsch (FDP): Ja, unterstützt von den
GRÜNEN! Das stimmt!)

Meine Damen und Herren, wir sind uns doch alle einig:
Die Asylverfahren müssen beschleunigt werden. Daher be-

grüßen wir es ausdrücklich, dass sich der Bund verpflichtet
hat, die Dauer der Asylverfahren auf durchschnittlich drei
Monate zu verkürzen. Das ist im Interesse aller Beteiligten.
Inzwischen ist es auch gelungen, die Zahl der Asylent-
scheidungen im Vergleich zum September um 60 % zu er-
höhen. Menschen, deren Asylantrag bewilligt wurde, und
jenen, die eine Duldung erlangt haben, sollte möglichst
schnell mit entsprechenden Maßnahmen und Leistungen
die Integration in unsere Gesellschaft ermöglicht werden.
Denn nur eine gelungene Integration kann auch die not-
wendige Akzeptanz in der Bevölkerung bewirken.

Integration ist jedoch auch mit Werten verbunden. Unsere
Werteordnung verpflichtet uns auf der einen Seite, Men-
schen in Not zu helfen. Sie verpflichtet aber auch diejeni-
gen, die bei uns Schutz suchen, diese Werteordnung zu ak-
zeptieren. Integration kann bekanntlich nur auf der Basis
unserer Rechtsordnung, unserer Werte sowie der gewach-
senen Kultur und Traditionen unseres Landes stattfinden.
Dazu zählen: Meinungs- und Religionsfreiheit, die Tren-
nung von Staat und Kirche, die Gleichberechtigung,
Rechtsstaatlichkeit und das Gewaltmonopol des Staates.
All das ist nicht verhandelbar, und Integration kann nur in
diesem Rahmen stattfinden.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Integrationsangebote, die wir machen, müssen verbes-
sert werden. Die Landesregierung hat hierfür einen Akti-
onsplan aufgelegt. Sie müssen aber nicht nur verbessert
werden, sie müssen auch angenommen werden, und falls
nicht, müssen entsprechende Sanktionen erfolgen.
Deutschland ist ein erfolgreiches Integrationsland. Mehr
als 16 Millionen Menschen haben eine Zuwanderungsge-
schichte und leben in unserem Land. Schon heute hat jeder
fünfte Deutsche einen Migrationshintergrund.

Wahr ist aber auch, die Bürgerinnen und Bürger sorgen
sich, wie die vielen Flüchtlinge in Hessen und in Deutsch-
land integriert werden können. Diese Debatte hat auch un-
sere Haushaltsberatungen stark geprägt. Ich denke, der Ak-
tionsplan der Hessischen Landesregierung gibt die richti-
gen Antworten auf die aktuellen Herausforderungen. Hes-
sen handelt und geht diese historische Aufgabe mit der Be-
reitstellung von zusätzlich mehr als 500 Millionen € an.

Was ist zu tun? – Zuerst müssen wir die Männer, Frauen
und Kinder, die zu uns kommen, menschenwürdig unter-
bringen. Das ist schon aufgrund der extrem hohen Zahl ei-
ne riesige Herausforderung. In nur drei Monaten haben wir
22.000 neue Unterkünfte geschaffen. Aktuell liegt die Un-
terkunftskapazität unseres Landes bei über 33.000 Plätzen.
In Hessen gibt es keine Obdachlosigkeit. Das ist eine riesi-
ge Kraftanstrengung und ein großartiger Erfolg dieser Lan-
desregierung und aller, die daran mitwirken.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Anschließend müssen wir diejenigen, die eine gute Bleibe-
perspektive haben, mit Sprach- und Integrationskursen in
unsere Gesellschaft integrieren. Die Flüchtlinge mit guter
Bleibeperspektive sollen bereits in der Erstaufnahme einen
ersten Deutschunterricht erhalten. Danach gilt es, sie mit
Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten in die Berufswelt
zu integrieren. Hier ist auch die Wirtschaft gefragt. Es ist
auch erfreulich, dass die Bereitschaft, zu helfen, groß ist.
Viele Flüchtlinge sind sehr arbeitswillig und wollen mög-
lichst schnell auf eigenen Beinen stehen und unserem Land
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etwas zurückgeben. Diese Chance müssen wir nutzen und
den Zugang zum Arbeitsmarkt entsprechend erleichtern.
All diese Lösungsansätze zeigen, dass die Politik hier han-
delt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir wissen, dass diese Maßnahmen nicht von heute auf
morgen wirken. Aber sie werden Wirkung zeigen. Wir
wissen auch, dass das, was die Bundesregierung unter Füh-
rung von Angela Merkel im überparteilichen Konsens
durchgesetzt hat, noch nicht ausreicht. Weitere Maßnah-
men müssen beschlossen werden. Wir stehen für eine an
unseren nationalen Interessen ausgerichtete Außen-, Si-
cherheits-, Wirtschafts- und Entwicklungshilfepolitik,
ebenso für verstärkte Anstrengungen beim Grenzschutz.

Die Rückführung von abgelehnten Asylbewerbern muss
intensiviert werden, auch die Bekämpfung der Schlepper-
kriminalität und schließlich auch die Bekämpfung von ra-
dikalem Islamismus in Europa und in unserem Land.

Meine Damen und Herren, uns ist es wichtig, dass wir in
dieser Situation eine sachliche und am Menschen orientier-
te Debatte führen. Wir sprechen uns deshalb entschieden
gegen alle Versuche aus, sich auf Kosten Schutzsuchender
zu profilieren und keinen sachlichen Beitrag in die Debatte
einzuführen. – Besten Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Bauer.

Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, möchte ich ganz
herzlich auf der Besuchertribüne den Staatspräsidenten der
Sozialistischen Republik Vietnam, seine Exzellenz Truong
Tan Sang, und hochrangige Vertreter der Regierung begrü-
ßen. Wir heißen Sie herzlich willkommen im Hessischen
Landtag.

(Allgemeiner Beifall)

Als nächster Redner hat sich Kollege Merz von der SPD-
Fraktion gemeldet. Lieber Kollege, Sie haben das Wort.

Gerhard Merz (SPD):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr Kollege
Rentsch, es war wirklich ein Ruf wie Donnerhall, den Sie
in die Gegend gesendet haben. Nach mehrmaliger Lektüre
Ihres Antrags habe ich nicht geglaubt, dass Sie da noch
einen obendrauf setzen würden. Das ist Ihnen aber uner-
freulicherweise gelungen.

Das, was Sie gesagt haben, legt den Verdacht nahe, dass
Sie versuchen, zwischen der CSU und der AfD eine Markt-
lücke zu finden. Das halte ich für ein ziemlich vergebliches
Unterfangen, denn dazwischen passt kein Blatt Papier.
Wenn Sie da Ihre Verortung suchen, wäre ich skeptisch, ob
das funktioniert. Ich würde das nicht machen.

(Beifall bei der SPD)

Vielleicht war es auch nur, das hat gestern ein Kollege ge-
mutmaßt, der nachträgliche Versuch, den Kollegen Paulus
wieder einzufangen. Auch das ist vergeblich, denn er ist

wirklich weg. Den sind Sie doch los, und den wollen Sie
doch wahrscheinlich gar nicht wieder haben.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Sie haben an einer Stelle recht: Wir haben lange versucht,
Seite an Seite, manchmal auch mit gemeinsamen Anträgen,
sachliche Beiträge zu leisten und nach Konzepten zur Lö-
sung der Probleme zu suchen, die sich mit dem verstärkten
Zuzug von Asylbewerbern und Flüchtlingen aller Art in
unserem Land stellen.

Das, was Sie mit dem Antrag zu einem Schutzstatus für
Bürgerkriegsflüchtlinge vorgelegt haben, ist kein Beitrag
zu einer solch vernünftigen und konstruktiven Debatte.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Ich habe schon lange nicht mehr einen solchen juristischen
Unsinn gelesen, wie er in diesem Antrag steht. Das ist um-
so mehr enttäuschend bei einer Partei, die für sich in An-
spruch nimmt, eine rechtsstaatliche Partei zu sein.

(Zurufe von der FDP)

Bei allem schuldigen Respekt. Ich werde das jetzt erläu-
tern.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP): Da sind wir aber
gespannt!)

– Ja, das sollten Sie auch sein. Wo steht geschrieben, dass
nicht auch studierte Pädagogen ein bisschen juristischen
Verstand haben, wenn sie sich mit Flüchtlingsfragen aus-
einandergesetzt haben? Ist das das Privileg von Juristen?

(Beifall der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Der Kollege Greilich redet auch über Schule, ohne dass ich
das beanstande. Also ganz vorsichtig.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Herr Justizminister a. D., Sie sind doch jetzt der finanzpo-
litische Sprecher. Ich könnte Sie jetzt auch fragen, was Ju-
risten von Zahlen verstehen. Also ganz vorsichtig, wenn
Sie mir so kommen. Nicht mit mir.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jetzt zur Sache zurück.

Erstens. Ein Ruf wie Donnerhall: „rechtswidriges Ausset-
zen der Dublin-Regeln“, Staatsversagen. – Herr Kollege
Rentsch, ich frage Sie allen Ernstes – und das ist jetzt kei-
ne juristische Argumentation –: Was war die humane Al-
ternative im Spätsommer, im Frühherbst dieses Jahres da-
zu, so zu handeln, wie die Bundesregierung gehandelt hat
und ihr nachfolgend auch die Länder, die Kommunen, die
Landkreise, die kreisfreien Städte und kreisangehörigen
Städte? Was war die Alternative?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU – Zu-
ruf des Abg. Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Natürlich ist es richtig, dass wir eine europäische Regelung
brauchen. Aber in einer Situation, in der sich der EU-Mit-
gliedstaat Ungarn so verhalten hat, wie er sich verhalten
hat, zu sagen: „Wir warten jetzt, bis wir eine europäische
Regelung haben“, das hätte doch nur zu einer noch größe-
ren Katastrophe führen können als der, die wir auf der Bal-
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kan-Route sowieso schon hatten. Wir hatten sie auch schon
in allen Teilen des Mittelmeerraums. Das muss ich Ihnen
wirklich sagen, das so hinzuschreiben, dafür fehlt mir jedes
Verständnis.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN sowie bei Abgeordneten der
CDU)

Hätten Sie gesagt, man hätte früher auf eine europäische
Regelung dringen müssen, aber nicht in Kombination mit
der Situation im Spätsommer, dann wäre daraus vielleicht
ein Schuh geworden. Aber in dieser konkreten Situation
gab es aus unserer Perspektive im Grunde keine Alternati-
ve, so wie es auch heute keine Alternative ist, innerhalb
Europas, innerhalb des Schengen-Raumes die Zäune oder
Mauern wieder hochzuziehen. Es ist wahrscheinlich auch
keine gangbare Alternative – das sage ich jetzt in Richtung
des Bundeskoalitionspartners –, zu versuchen, mit der Tür-
kei zu einer Regelung zu kommen, um den Außenraum der
EU abschirmen zu lassen. Ich glaube, alle diese Versuche
werden uns nicht weiterhelfen.

Es werden uns auch die Versuche nicht weiterhelfen, die
Sie insbesondere in den Punkten 2 und 3 Ihres Antrags an-
sprechen. Wir haben jetzt schon eine klare Unterscheidung
zwischen den Asylverfahren: die Asylberechtigten, die
Flüchtlinge, die den Schutz nach der Genfer Konvention
genießen, die Flüchtlinge, die den subsidiären Schutz ge-
nießen, und übrigens auch diejenigen, die Sie in Punkt 4
Ihres Antrags ansprechen. Diese Unterscheidung gibt es
schon.

Wir haben de facto eine Situation, dass die Flüchtlinge aus
Syrien, bestimmte Flüchtlingsgruppen aus dem Nordirak
und, wenn ich mich richtig erinnere, seit Juni dieses Jahres
auch Flüchtlinge aus Eritrea ein beschleunigtes Verfahren
bekommen. Das ist ein Verfahren nach dem Asylverfah-
rensgesetz. Es ist anders geregelt und hat einen Verfah-
rensschritt weniger. Es wird viel summarischer durchge-
führt. Dabei wird nicht der Schutz nach Art. 16 GG ge-
währt, sondern nach der Genfer Flüchtlingskonvention. In-
sofern gibt es die klare Unterscheidung zum gegenwärtigen
Zeitpunkt schon.

Die Genfer Flüchtlingskonvention wendet einen weiteren
Verfolgungsbegriff an als Art. 16 Abs. 2 GG. Übrigens zur
Geschichte der Genfer Flüchtlingskonvention: Die Genfer
Flüchtlingskonvention von 1951 mit den Zusatzprotokollen
von 1967 ist die Reaktion auf den fehlgeschlagenen Ver-
such von 1938, über Kontingente und Quoten die elende
Situation deutscher Juden zu regulieren. Das ist damals
kläglich gescheitert.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN sowie bei Abgeordneten der
CDU)

Ich will damit sagen, mit Kontingentpolitik – das gilt ganz
vielen – sollte man ganz vorsichtig sein, auch vor dem
Hintergrund der historischen Erfahrungen.

Herr Rentsch, dazu haben Sie kein Wort gesagt: Was soll
dieser neue Status eigentlich sein, von dem Sie in Punkt 3
Ihres Antrages reden? Was soll das sein?

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Da steht, es ist nicht der nach § 24 Aufenthaltsgesetz. Es
ist sozusagen noch einmal eine Abstufung zum subsidiären
Schutz. Der ist es also nicht. Es ist etwas Duldungsähnli-

ches. Eine Duldung ist ein juristisch definierter Begriff,
nämlich der Aufenthaltsstatus für Menschen, für die zwar
ein Aufenthaltsbeendigungstitel vorliegt, für die aber Ab-
schiebungshindernisse gelten.

(Zuruf von der SPD: So ist es!)

Das kann doch nicht im Ernst Ihre humanitäre Alternative
für einen sicheren Aufenthalt von Bürgerkriegsflüchtlingen
sein.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt einmal ganz im Ernst, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: Wenn das sozusagen der neue Weg ist, sind wirklich
endgültig alle humanitären juristischen Standards eingeeb-
net, die wir bisher festhalten.

Ich will auch deutlich sagen: Wir unterschreiben einige
Prämissen nicht, die Sie machen. Wir unterstützen den
Bundesinnenminister nicht bei dem Versuch, den Famili-
ennachzug umfassend einzuschränken,

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN sowie der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

weil wir der Auffassung sind, dass zu einem gesicherten
Status die Perspektive der Integration gehört. Zu der Per-
spektive der Integration gehört auch, dass man seine Ange-
hörigen rettet, die ebenfalls, wie Sie nicht zu Unrecht
schreiben, vor Todesgefahr fliehen. Die einen fliehen vor
Todesgefahr, aber die Angehörigen sollen Ihrer Logik nach
in Todesgefahr bleiben. Auch das hat mit einem humani-
tären Aufenthaltsrecht nichts, aber auch gar nichts zu tun.

Letzter Punkt: Sie schreiben nach wie vor – auch das ist är-
gerlich – von den angeblich so vielen Menschen, die im-
mer noch als Armuts- und Arbeitsmarktzuwanderer ins
Land kämen.

(Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): Genau!)

Sie wissen genau, dass die Zahlen aus dem Kosovo, aus
Albanien, aus Mazedonien mittlerweile auf einem Niveau
von 2 % der Zuwanderung liegen. Und Sie wissen, dass es
sich bei Syrien, Irak, Eritrea, Afghanistan, Pakistan, Nige-
ria um ein völlig anderes Spiel handelt.

(Zuruf von der FDP: Keine Bewertungen!)

Wer tatsächlich sagt: „Die einen, die durchkommen, neh-
men wir auf,“

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende.

Gerhard Merz (SPD):

– ich komme zum Schluss – „mit schwächerem Status als
alle, die wir jetzt schon haben“ – das ist ein noch schwä-
cherer, duldungsähnlicher Status; das ist das, was hier
steht –, wer das als humanitäre Alternative verkauft, den
kann ich, mit Verlaub, nicht mehr ernst nehmen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN sowie der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))
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Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Merz. – Herr Greilich hat sich
zu einer Kurzintervention gemeldet. Hierzu hat er zwei Mi-
nuten Redezeit. Bitte schön, Herr Greilich.

Wolfgang Greilich (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Lieber Herr Kollege Merz, ich sehe überhaupt keinen An-
lass, mit Ihnen hier irgendeine juristische Diskussion zu
führen. Denn wir diskutieren hier über politische Setzun-
gen, über politische Rahmenbedingungen und über die Fra-
ge, was gegebenenfalls im Gesetzgebungsverfahren ent-
sprechend umgesetzt werden muss.

Worüber wir hier zu reden haben, ist die Frage: Was sind
Lösungen für die Probleme, die wir haben und die in der
Tat überall in Deutschland wahrgenommen werden, nur
anscheinend von großen Teilen dieses Hauses nicht? Das
ist der entscheidende Punkt.

(Beifall bei der FDP)

Sie haben gefragt, was man denn im Sommer hätte tun sol-
len. Jedenfalls nicht das, was die Kanzlerin gemacht hat,
Herr Kollege Merz.

(Beifall bei der FDP – Michael Boddenberg (CDU):
Was denn? Geben Sie doch einfach mal eine Ant-
wort!)

– Herr Kollege Boddenberg, ich will Ihnen einfach etwas
sagen: Wir haben Ihnen vor Monaten schon einen Antrag
vorgelegt, in dem wir gefordert haben, die Asylverfahren
dadurch wieder in Gang zu bringen und zu beschleunigen,
indem wir pauschal die bis Ende August gestellten Asylan-
träge von Syrern positiv bescheiden, damit wir diesen Stau
ein Stück weit abbauen.

Damals lag die Anerkennungsquote für syrische Flüchtlin-
ge bei weit über 99 %. Nachdem Frau Merkel ihre Bot-
schaft gesandt ist, ist sie auf etwa 60 % gesunken. Da muss
es doch irgendeinen Grund geben, etwa dass es keine ent-
sprechenden Gründe gibt. Davor dürfen Sie nicht die Au-
gen verschließen. Frau Merkel hat in der Tat die rechtli-
chen Regeln außer Kraft gesetzt.

(Beifall bei der FDP)

Damit hat sie das verursacht, was heute hier stattfindet.

Deswegen sage ich sehr deutlich: Die Freien Demokraten
standen immer zum Asylrecht.

(Zuruf von der SPD: Na ja!)

Wir stehen auch zum Asylrecht. Daran wird sich überhaupt
nichts ändern. Das ist ein individuelles Recht, das unser
Grundgesetz verbrieft. Das trifft nach grober Einschätzung
etwa für die Hälfte der Menschen zu, die heute zu uns
kommen. Das ist eine sehr große und gewaltige Zahl. Das
wissen wir alle.

Aber es gibt darüber hinaus zahlreiche reine Bürgerkriegs-
flüchtlinge, denen wir auch Schutz gewähren wollen.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege, Sie müssen zum Ende kommen.

Wolfgang Greilich (FDP):

Aber mit der Botschaft: Dies ist ein vorübergehender
Schutz und keine Möglichkeit zum dauerhaften Aufenthalt.
– Was wir für dauerhafte Einwanderung brauchen, ist ein
Zuwanderungsgesetz.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Greilich. – Herr Kollege Merz, Sie ha-
ben zwei Minuten zum Antworten. Bitte schön.

Gerhard Merz (SPD):

Frau Präsidentin! Herr Kollege Greilich, Sie haben wieder
keine Antwort auf die Frage gegeben, was Sie im Septem-
ber dieses Jahres getan hätten.

(Ministerin Eva Kühne-Hörmann: Nichts! Gar
nichts! – Kopfschütteln des Abg. Wolfgang Greilich
(FDP))

Sie haben gesagt, was man hätte tun müssen, aber in Bezug
auf ein Problem, das im September dieses Jahres gar nicht
auf dem Tisch lag, jedenfalls nicht in dem Kontext, bei
dem es um die Öffnung der Grenze geht, um es einmal un-
technisch zu sagen.

Sie haben gesagt, man hätte damals schon die Bearbeitung
der Anträge beschleunigen müssen. Das ist richtig. Das ist
aber auch durch das beschleunigte, eher summarische Ver-
fahren durchaus geschehen. Dass das trotzdem nicht in
dem gewünschten Tempo abgearbeitet worden ist, bekla-
gen wir alle gemeinsam. Da sind wir ja nicht auseinander.

Aber auszuführen, was das mit der Frage zu tun hat, wie
man hätte verhindern können, dass die Grenze in Öster-
reich völlig überlastet ist, und welchen Beitrag das zu einer
Entlastung hätte leisten können, sind Sie eben wieder
schuldig geblieben. Das tut mir leid.

Sie haben nach wie vor nicht erklärt, worin jetzt das wirk-
lich Neue Ihres neuen Aufenthaltstitels im Verhältnis zu
dem besteht, was in § 24 Aufenthaltsgesetz jetzt schon
steht.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

– Nein, Sie berufen sich auf das, was da steht. Ich habe das
vorhin extra noch einmal nachgelesen. Auch da steht nichts
davon, dass man die Leute beliebig hin- und herschieben
kann. Da ist zu der Frage des Familiennachzugs nach mei-
ner Lesart auch nichts gesagt, jedenfalls nichts, was Sie
hier gern hätten.

Ich bleibe dabei: Dieser Antrag ist der Versuch, auf einer
populistischen – Entschuldigung, ich sage das nicht gern,
weil ich, wie Sie wissen, den eigentlich zuständigen Kolle-
gen sehr schätze – Welle mitzuschwimmen und eine neue
politische Positionierung in Ergänzung zu anderen hier
herbeizuführen. Ich warne Sie davor.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der LINKEN
und der Abg. Mürvet Öztürk (fraktionslos) – Ernst-
Ewald Roth (SPD): Das ist brandgefährlich!)
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Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Merz. – Als nächster Redner
spricht nun Kollege Bocklet von der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, Herr Kollege, Sie ha-
ben das Wort.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Danke schön, Frau Präsidentin. – Da soll noch einmal je-
mand sagen, ein FDP-Antrag sei zu nichts gut. Ich kann
das heute nicht bestätigen. Er hat das Haus von der CDU
bis zur Linkspartei vereint.

(Minister Stefan Grüttner: Na, na, na!)

Dieser Versuch, den Sie unternommen haben, eine Ant-
wort zu geben, war erbärmlich, meine lieben Kollegen von
der FDP.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich bin froh, dass wir im Hessischen Landtag versuchen,
uns den tatsächlichen Problemen der Flüchtlingszuwande-
rung und der Krise, die sie mit ausgelöst hat, tatsächlich zu
stellen.

Ich bin froh, dass im Aktionsplan, den die Hessische Lan-
desregierung vorgelegt hat, tatsächlich eine Haltung zum
Ausdruck kommt, die klar beschreibt, wo die Probleme
sind. Die Probleme liegen darin, dass wir Fluchtursachen
in Syrien, im Irak, in Afghanistan und in Eritrea haben.
Das sind die Hauptländer, aus denen Menschen zu uns
flüchten.

Wir alle wissen, dass eine tatsächliche Lösung und eine
Verringerung der Fluchtursachen und damit auch eine Ver-
ringerung der Flüchtlingszahlen nur dann zustande kom-
men, wenn es uns wirklich gelingt, diese Krisenherde zu
befrieden. Das ist die ehrliche Antwort.

Nur wenn es uns gelingt, in Syrien einen Friedensplan zu
bekommen, den Herr Steinmeier zu verhandeln begonnen
hat, der einen Waffenstillstand in sechs Monaten und Neu-
wahlen in 18 Monaten umfasst, dann haben wir aus meiner
Sicht eine große Chance, dass sich die Flüchtlingszahlen
aus Syrien verringern.

Nur wenn es uns gelingt, im Irak tatsächlich eine zivile Lö-
sung hinzubekommen, und wenn es uns gelingt, in Afgha-
nistan die Situation so zu stabilisieren, dass die Menschen
dort bleiben und nicht vor Taliban oder anderen Rädelsfüh-
rern flüchten müssen, verringern sich die Zahlen.

Aber sie gehen nicht durch solche Anträge zurück, die der
Bundesregierung Chaos vorwerfen. Ich finde Ihre Wort-
wahl wirklich übel; das muss ich sagen.

(Florian Rentsch (FDP): Seien Sie mal konkret! Die
Floskeln sind nicht konkret!)

– Der Bundesregierung und der Kanzlerin Chaos vorzu-
werfen, Herr Kollege Rentsch, als Tausende von Menschen
vor der ungarischen Grenzen standen und die Bundeskanz-
lerin Mut hatte und Rückgrat bewiesen hat, diesen Men-
schen zu helfen, finde ich erbärmlich, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Es war kein Chaos, das ausgelöst wurde, sondern es war
eine humanitäre Notlösung. Dagegen kann man nicht
ernsthaft sein. Dass daraus eine Folge von Problemen ent-
standen ist, ist doch unstreitig. Die Frage ist jetzt nur: Wie
gehen wir damit um? Ich finde, auch da hat die Bundesre-
gierung, die wahrlich nicht von uns gestellt wird, eine
Menge richtiger Ansätze geliefert. Sie hat gesagt: Natür-
lich brauchen wir jetzt eine EU-weite Verteilquote für die
Flüchtlinge, die ankommen. Es kann nicht sein, dass
Schweden, Deutschland und Österreich die drei Länder
sind, die die meisten Flüchtlinge aufnehmen, dass insge-
samt nur 10 von 27 EU-Ländern überhaupt bereit sind,
Flüchtlinge aufzunehmen. Das kann nicht der Weisheit
letzter Schluss sein. Das ist eine Lösung von Problemen:
Wir müssen sie gerechter verteilen.

Dann gibt es ein drittes Problem. Wir müssen uns um die
Menschen kümmern, die hier ankommen: die Flüchtlinge.
Damit haben wir eine große Hausaufgabe. Wir müssen
schauen: Wie werden sie erstversorgt? Wie werden sie
schnell registriert? Wie bekommen sie ein schnelles und
gerechtes Verfahren? Wie werden sie ärztlich, medizinisch
versorgt? Wie ist das mit Psychotraumatabehandlung? Wie
ist es später bei der Zuweisung? Wie bekommen sie die
frühkindliche Sprachförderung, die schulische Sprachför-
derung, im Übergang von Schule und Beruf ihre Sprach-
förderung? Wie bekommen die Erwachsenen ihre Sprach-
förderung? Wie gelingt es, diese Menschen in Lohn und
Brot zu bekommen?

Wie gelingt es, diese Menschen zu integrieren? Wie ge-
lingt es uns als Gesellschaft, diese Integrationsstruktur zu
schaffen, den Wohnungsbau anzukurbeln, die Fachkräfte
zu bekommen, die uns fehlen, Sozialarbeiter, Ärzte, Leh-
rer? Wie gelingt uns das?

Das sind Probleme, denen sich die Landesregierung in
Hessen stellt. Das finde ich eine richtige, sachgerechte und
adäquate Lösung – und nicht das Stolpern von einem
schlechten Vorschlag in den anderen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich will gar nicht weiter darauf eingehen. Ich habe schon
gesagt, dieser Vorschlag – Herr Merz hat es zu Recht wie-
dergegeben – löst kein einziges Problem wirklich. Der für
uns GRÜNE sehr schmerzliche Asylkompromiss hat tat-
sächlich dazu geführt, dass die Verfahren beschleunigt
werden. Dieser Kompromiss ist für alle Seiten, die daran
beteiligt sind, wahrlich kein freudiges Ereignis gewesen.

Aber wir müssen feststellen: Jeder Mensch, der hier an-
kommt, bekommt ein rechtsstaatliches Verfahren. Er wird
registriert und hat ein Recht darauf, sein Asylgesuch, sein
Schutzgesuch zu stellen. Danach bekommt er es entweder,
oder wenn er es nicht bekommt, hat er ein Klagerecht oder
ein Widerspruchsrecht. Wenn auch das negativ beschieden
worden ist, dann hat er die Möglichkeit, prüfen zu lassen,
ob es Abschiebehemmnisse gibt. – Dieses Verfahren
bleibt, und zwar für alle, die nach Deutschland kommen.
Ich sage: Das ist auch gut so. Es wird beschleunigt, aber
das ist der Kompromiss. Es ist gut, dass es dieses Verfah-
ren mit der Einzelfallprüfung so gibt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Deshalb komme ich zu dem Antrag der LINKEN. Sie ha-
ben einen eigenen Antrag eingebracht, der das noch einmal
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beschreibt. Zu allen Themen dieser Flüchtlinge, zu allen
Fluchtursachen und zu allen Ländern haben wir gesagt:
Wir wollen eine sorgfältige Einzelfallprüfung für alle
Flüchtlinge, und das gilt selbstverständlich auch für Afgha-
nistan. Das gilt auch für alle Lagen, ob Winter oder gar
Epidemien. Darüber haben wir auch schon diskutiert. Das
gilt auch für alle Länder.

Ich wiederhole es gerne noch einmal: Wir wollen, dass je-
der Einzelfall nach gesetzlichen Maßstäben sorgfältig und
sensibel dahin gehend geprüft wird,

ob der Abschiebung oder freiwilligen Ausreise tat-
sächliche oder rechtliche Hindernisse entgegenste-
hen, nach denen eine zeitliche Aussetzung der Ab-
schiebung entsprechend der Entwicklung der Sicher-
heitslage geboten erscheint.

Dazu gehört auch, dass wir die Erkenntnisse des Auswärti-
gen Amtes oder des Bundesministeriums der Verteidigung
zu den Sicherheitslagen in den betroffenen Ländern in der
Einzelfallprüfung beachten.

Ich komme zu dem letzten Absatz. Was sagt das Auswärti-
ge Amt? Man hat eine Studie des Auswärtigen Amtes, und
in dieser vertraulichen Analyse zur abschieberelevanten
Lage vom 6. November – das ist noch nicht so lange her –
wird gesagt, dass es in Afghanistan eine stark unterschied-
liche Situation gibt, die sehr volatil ist. Die größte Bedro-
hung für die Bürger Afghanistans geht von lokalen Macht-
habern und Kommandeuren aus. Die Zentralregierung hat
auf viele dieser Personen kaum Einfluss und kann sie nur
begrenzt kontrollieren oder diese Taten verurteilen. Beson-
ders negativ wird in der Analyse die Lage von Frauen und
Kindern beurteilt. Traditionell diskriminierende Praktiken,
Menschenrechtsverletzungen gegen Frauen existieren ins-
besondere in ländlichen, abgelegenen Regionen; Gewaltta-
ten gegen Frauen und Mädchen finden vor allem in Famili-
en statt, usw. usf.

An einer weiteren Stelle heißt es, Rückführungen von Af-
ghanen seien wegen der schwierigen Sicherheitslage des-
halb derzeit kaum möglich. Die Gefahr für Leib und Leben
sei in jedem zweiten afghanischen Distrikt hoch oder ex-
trem. Selbst in Landesteilen, die bisher als relativ sicher
gegolten hätten, wüchsen die Bedrohungen rasant. Die af-
ghanischen Sicherheitskräfte hätten inzwischen zwar lan-
desweit die Sicherheitsverantwortung übernommen, hätten
die Lage jedoch bisher nicht überall unter Kontrolle brin-
gen können.

Wenn Sie all das zur Frage von Abschiebehemmnissen in
Betracht ziehen, dann halte ich es für relativ unwahrschein-
lich, dass es noch möglich ist, dass Menschen in diese Si-
tuation abgeschoben werden.

(Zuruf der Abg. Mürvet Öztürk (fraktionslos))

Aber es bleibt bei einer Einzelfallprüfung, weil es dennoch
ein rechtsstaatliches Verfahren ist,

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Dann können Sie
ja zustimmen, Herr Bocklet!)

dass jeder Mensch, der hier ein Schutzgesuch stellt, dieses
Verfahren bekommt. Sowohl in die eine Richtung wie in
die andere Richtung wird sorgfältig geprüft. Ich finde, da
haben wir eine sehr gute Lösung in Hessen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

An die Adresse der Linkspartei sei der Vollständigkeit hal-
ber erwähnt, dass, wenn Sie in der Opposition solche An-
träge stellen, Sie sich auch die Frage gefallen lassen müs-
sen: Was macht die Linkspartei, wenn sie regiert? Auch da
möchte ich für alle hier im Saal zur Kenntnis geben, dass
wir in Thüringen, wo Sie den Ministerpräsidenten stellen,
nachgefragt haben. Mit Stand von heute gibt es keinen ge-
nerellen Abschiebestopp in Thüringen, aus gutem Grund.
Das gibt es bundesweit nirgendwo, in Hessen auch nicht.
Aber in Hessen werden wir besonders sorgfältig prüfen.
Diese Zusage geben wir allen hier im Lande.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich will es noch einmal sagen: Für uns ist es wichtig, gera-
de im Hessischen Landtag die Fragen zu behandeln, die
sich hier stellen – für die Flüchtlinge, für die Tausenden
Ehrenamtlichen, für die Bürgerinnen und Bürger, die Sorge
haben, wie wir mit der großen Anzahl von Menschen, von
neuen Mitbürgerinnen und Mitbürgern umgehen. Wir ha-
ben einen großen Berg von Hausaufgaben zu erledigen.
Wir haben einen Aktionsplan vorgelegt, strukturiert, ganz-
heitlich, wie wir gedenken, damit umzugehen, von der ge-
sundheitlichen Versorgung, von der sozialen Versorgung,
von der Wohnungsversorgung, von der beruflichen Quali-
fizierung. Wir haben einen hessischen Plan, und wir haben
Eckpunkte formuliert. Wir wollen uns um die Probleme
der Flüchtlinge kümmern, wir wollen uns vor allem um die
Lösung dieser Probleme kümmern. Wir wollen viele Men-
schen dabei einbeziehen. Wir haben Finanzmittel dafür be-
reitgestellt.

Wir in Hessen sind handlungsbereit. Ich kann nur sagen:
Wir sind auf einem richtigen Weg und sollten nicht jeden
Tag eine andere Sau durchs Dorf treiben, wie die FDP das
aus populistischen Gründen machen will. – Ich danke Ih-
nen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Bocklet. – Für die Landesregie-
rung spricht nun Herr Staatsminister Beuth. Bitte sehr,
Herr Minister, Sie haben das Wort.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Vielleicht lassen Sie mich zu Beginn der Debatte eine Be-
merkung machen, die mir einigermaßen wichtig ist. Ich
finde, zur Ehrlichkeit in der politischen Diskussion gehört,
dass wir die Flüchtlinge aus humanitärer Verantwortung in
unserem Land aufnehmen und nicht aufgrund irgendwel-
cher rechtlichen Regelungen. Der Sachzusammenhang ist
eher andersherum.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD und der
Abg. Mürvet Öztürk (fraktionslos))

Die Hessische Landesregierung leistet bei der Bewältigung
dieser enorm großen Herausforderung einen großen Bei-
trag im Zusammenspiel von Bund, Ländern und Kommu-
nen. Sie schafft die verwaltungstechnische Voraussetzung
dafür, dass die Asylsuchenden unabhängig davon, ob sie
eine Bleiberechtsperspektive in Deutschland haben, ange-
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messen unterkommen, versorgt und betreut werden. Dies
ist tagtäglich eine enorme Anstrengung angesichts der vie-
len Menschen aus unterschiedlichen Herkunftsländern,
Kulturkreisen sowie der völlig unterschiedlichen Bedürf-
nisse.

(Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken übernimmt den
Vorsitz.)

Wir haben innerhalb von wenigen Monaten eine immense
Anzahl neuer Unterkünfte geschaffen, damit vielen Flücht-
lingen eine Bleibe gegeben werden konnte. Es ist – das ist
schon angesprochen worden – ein täglicher Kampf gegen
Obdachlosigkeit, den wir führen. Gestern haben wir 755
neue Flüchtlinge in Hessen untergebracht. Das geschieht –
ich möchte die Kollegen der FDP bitten, genau zuzuhören
– nicht im Chaos. Es geschieht geordnet durch die Behör-
den des Landes mithilfe der Kommunalen, des Katastro-
phenschutzes, vieler haupt- und ehrenamtlicher Helfer. Es
ist kein Chaos, und ich finde, wir können auf diese Leis-
tung im Land stolz sein.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Lieber Kollege Rentsch, der Staat ist handlungsfähig, und
er beweist dies jeden Tag. Dieses Chaosgequatsche finde
ich, ehrlich gesagt, ziemlich unverantwortlich.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Bundesrepublik Deutschland wendet das Dublin-Ver-
fahren für alle Herkunftsländer und alle Mitgliedstaaten
der Europäischen Union außerhalb Griechenlands an. Das
galt und gilt auch für syrische Staatsangehörige. Deutsch-
land hat das Dublin-Verfahren zu keinem Zeitpunkt recht-
lich ausgesetzt. Das sehen die Regelungen der Dublin-Ver-
ordnung im Übrigen auch gar nicht vor. Die hohen Zu-
gangszahlen haben uns tatsächlich in vielen Fällen an der
Durchsetzung gehindert.

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung handelt.
Das haben wir in den letzten Wochen und Monaten in vie-
len Debatten gesehen. Die dürften auch der FDP nicht ver-
borgen geblieben sein. Wir haben zwei Asylpakete durch
den Deutschen Bundestag und den Bundesrat gebracht. Die
Regelungen zur Bewältigung der Herausforderungen im
Zusammenhang mit den Flüchtlingen wurden verbessert.
Die Verfahren wurden beschleunigt. Die Einzelheiten sind
gerade angesprochen worden.

Meine Damen und Herren, es wird allerdings innerhalb
Deutschlands kaum möglich sein, eine Drosselung oder
das Ende der hohen Zugangszahlen zu erreichen. Damit
komme ich zu der Frage: Wo wird überhaupt eine solche
Drosselung oder das Ende der hohen Zugangszahlen er-
reicht werden können? Das geht eingeschränkt nur in
Europa. Es gehört natürlich dazu, dass wir den europäi-
schen Rechtsrahmen einhalten und durchsetzen. Natürlich
gehört auch dazu, was wir im Schengen-Abkommen mit
unseren europäischen Partnern abgesprochen haben.

Auch die Verteilung innerhalb Europas spielt eine Rolle.
Ich will an dieser Stelle deutlich sagen: Wir kommen in
Deutschland unserer humanitären Verantwortung nach. Ei-
nes ist aber auch klar: Humanität ist ein europäischer Wert.
Daran müssen wir unsere Partner bei Gelegenheit einmal
erinnern.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Merz, ich teile Ihre Einschätzung nicht, dass wir nicht
auch außerhalb Europas eine Lösung erreichen können.
Wir sollten mit der Türkei versuchen, ein Abkommen über
die Drosselung des Zugangs bzw. die Kontingentzuwei-
sung zu erreichen, damit wir der Lösung des Problems zu-
mindest näher kommen. Es muss aber außerhalb Europas
etwas geschehen. Denn innerhalb Europas können wir nur
hohe Zugangszahlen verteilen, und das ist am Ende keine
Lösung. Das geht nur auf dem Verhandlungswege und nur,
wenn die Bundesregierung gemeinsam und kraftvoll ge-
genüber den Partnern auftritt. Wir wünschen dabei unserer
Bundeskanzlerin nicht nur bei unseren europäischen Part-
nern, sondern auch in der Türkei alles Gute und viel Er-
folg.

(Beifall bei der CDU)

Die Gewährung von Asyl erfolgt in Deutschland abgestuft.
Es gibt verschiedene Schutzarten, die in einer Prüfungsrei-
henfolge stehen. Erstens die Zuerkennung der Flüchtlings-
eigenschaft nach § 3 Abs. 1 des Asylgesetzes, wenn eine
Person Flüchtling nach der Genfer Flüchtlingskonvention
ist. Dann gibt es den zweiten Punkt, das ist die Anerken-
nung als Asylberechtigter gemäß Art. 16a Abs. 1 des
Grundgesetzes mit allen dazugehörigen Regelungen. Dann
kommt, drittens, die subsidiäre Schutzgewährung: Ein
Drittstaatsangehöriger oder Staatenloser kann nach dem
Asylgesetz Anspruch auf subsidiären Schutz haben, wenn
ihm weder durch die Zuerkennung der Flüchtlingseigen-
schaft noch durch das Asylrecht Schutz gewährt werden
kann. Wer stichhaltige Gründe für die Annahme vorge-
bracht hat, dass ihm in seinem Herkunftsland ein ernsthaf-
ter Schaden droht und er den Schutz seines Heimatlandes
nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen Bedrohung
nicht in Anspruch nehmen will, erhält diesen subsidiären
Schutz. Ein ernsthafter Schaden kann sowohl von staatli-
chen als auch von nicht staatlichen Akteuren ausgehen.

Liebe Kollegen von der FDP, insofern ist das, was Sie auf-
geschrieben haben, unpräzise, da die Gewährung subsidi-
ären Schutzes ebenfalls im Rahmen eines Asylverfahrens
geprüft und gegebenenfalls zuerkannt wird – auch im Vor-
trag von Florian Rentsch ist das angesprochen worden.

Nun noch einmal zum Sachverhalt des subsidiären Schut-
zes. Syrische und eritreische Staatsangehörige sowie Chris-
ten, Mandäer und Jesiden aus dem Irak erfüllen nach der
Entscheidungspraxis des Bundesamtes in der Regel die
Voraussetzung für die Zuerkennung der Flüchtlingseigen-
schaften.

(Gerhard Merz (SPD): So ist es!)

Das Bundesamt hatte daher im November letzten Jahres –
also vor gut einem Jahr – für Antragsteller aus Syrien und
für religiöse Minderheiten aus dem Irak bzw. ab Juni für
Eritrea ein beschleunigtes Asylverfahren eingeführt, um ei-
ne zeitnahe Anerkennung als Flüchtlinge zu ermöglichen.
Die Verfahrensbeschleunigung kam zustande, indem auf
ein persönliches Anhörungsgespräch – um diese Frage
wird jetzt gerungen – zwischen Asylbewerbern und Ent-
scheidern verzichtet wird. Diesem Personenkreis wurde die
Möglichkeit eingeräumt, Fluchtgründe schriftlich darzule-
gen. Das waren die Vereinbarungen von November und Ju-
ni.
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Jetzt – angesichts der massiv angestiegenen Zahl an
Flüchtlingen – hat sich das System jedoch als zu großma-
schig erwiesen. Das ist der Grund, warum man nunmehr
wieder zu Einzelfallentscheidungen zurückkehrt und sich
nicht nur auf die Angaben des Flüchtlings verlässt.

Ich will noch etwas zu dem Status sagen: Bei dem sekun-
dären Schutz handelt es sich um einen ordentlichen Schutz,
der diese Flüchtlinge weitgehend den Flüchtlingen nach
der Genfer Flüchtlingskonvention gleichgestellt. Vor allem
aber gilt: Dieser Schutz besteht, solange der Konflikt an-
hält und eine Rückkehr in den Herkunftsstaat nicht mög-
lich ist. Die Frage, ob die Aufenthaltserlaubnis zunächst
nur für ein Jahr erteilt wird, ist insoweit unerheblich. Die-
ser Personenkreis erhält die gleichen sozialen Leistungen
sowie Arbeits- und Integrationsmöglichkeiten. Auch das
will ich deutlich machen.

Zwei Punkte sind mir noch wichtig. Ich will darauf hinwei-
sen, dass beim Zuwanderungsgesetz die Arbeitsmigration
zunächst einmal nicht aus humanitären, sondern aus natio-
nalen und volkswirtschaftlichen Gründen erfolgt. So sollte
man es auch miteinander diskutieren, weil sich die Asylbe-
werberzahlen nicht durch beschäftigungspolitisch moti-
vierte Gesetze beeinflussen lassen. Ich glaube, insoweit
können wir Einigkeit erzielen.

Abschließend will ich darauf hinweisen – Kollege Bocklet
hat das schon gemacht –, dass wir weiterhin behutsam bei
der Frage von Abschiebungen nach Afghanistan vorgehen
werden. Die humanitären Hintergründe sind nicht nur un-
seren Behörden, sondern auch dem Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge sehr wohl bewusst. Es wird daher kei-
nen pauschalen Abschiebestopp geben; im Einzelfall wer-
den aber Prüfungen vorgenommen werden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Staatsminister. – Ich erteile dem Vorsitzenden
der FDP-Fraktion, Herrn Rentsch, das Wort.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Kollege Staatsminister Beuth, ich finde es wichtig, dass
wir hier noch einmal die Gelegenheit nutzen, gemeinsam
über die Frage zu diskutieren, ob wir uns richtig verstan-
den haben. Ich halte es nicht für hilfreich, über „Gequat-
sche“ zu reden, wenn das Thema Chaos aufkommt. Das ist
ein Begriff – ich habe die Zahlen dabei –, der zurzeit
hauptsächlich in der Union verwendet wird. Aber vielleicht
sollten Sie das parteiintern besprechen. Ich glaube, dass es
sinnvoll ist – neben der Dünnhäutigkeit, die ich bei der
CDU bei dem Thema erlebe, auch wenn sie legitim ist –,
darüber zu reden, was rechtlich möglich ist und wie wir die
Verwaltung entlasten können.

Herr Kollege Beuth, Sie müssen zwischen dem subsidiären
Schutz, den Sie gerade erwähnt haben, und einem vorüber-
gehenden humanitären Schutz, den wir beantragt haben,
differenzieren.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, der Unterschied ist, dass das In-
strument, das wir vorschlagen, zurzeit nur auf europäischer

Ebene funktioniert. Wir müssen das in nationales Recht
umwandeln, damit eine allgemeine Feststellung ohne Ein-
zelfallprüfung funktioniert. Wir wollen die Verwaltungen
entlasten, damit wir endlich wieder rechtsstaatliche Ver-
hältnisse bekommen.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb bitte nicht das eine mit dem anderen verwechseln.
Das ist eine schwierige Materie, aber wir müssen jetzt
wirklich schauen, wo wir gemeinsam Pluspunkte sammeln
können. Wir haben doch ein gemeinsames Interesse – näm-
lich die Verwaltung an dieser Stelle zurzeit zu entlasten.
Wenn es Personengruppen aus Ländern gibt, bei denen es
klar ist, dass die Anerkennung in dieser Situation möglich
ist, dann muss man sie entlasten.

Kollege Merz, einmal neben der Tatsache – ich empfehle
den „Tagesspiegel“ von heute und andere Medien, die Sie
sich anschauen sollten, weil dort die Sozialdemokraten
über Kontingente sprechen; das war gar nicht unsere De-
batte, das sollte in der SPD diskutiert werden – will ich Ih-
nen sagen: Das, was im Asylpaket II zurzeit zwischen Ihrer
Partei und dieser Partei diskutiert wird, ist eine deutliche
Verschärfung des subsidiären Schutzes, mit massiven Aus-
wirkungen auf den Familiennachzug. Vielleicht sollten Sie
diese Debatte in Berlin führen, dort, wo sie hingehört. Hier
aber sollten Sie mit uns gemeinsam über die Frage reden,
was wir gemeinsam tun können, um das staatliche Versa-
gen – das haben wir doch, weil die Verwaltung an vielen
Stellen nicht mehr arbeiten kann – wieder in den Griff zu
bekommen.

(Beifall bei der FDP)

Es ist doch nicht illegitim, dass wir diese Frage stellen.

Jetzt einmal zu den Zahlen, die Sie genannt haben. Sie ha-
ben gesagt, es kommen nur noch ca. 2 % aus den Balkan-
staaten. – Das stimmt, das ist korrekt. Ich möchte Sie aber
bitten, dann mit uns auch über die Zahlen des gesamten
Jahres zu diskutieren. Es kamen insgesamt aus Syrien ca.
30 %, aus Irak und Afghanistan ungefähr 6 %, aus Eritrea
knapp 3 % – und ca. 32 % in diesem Jahr aus dem Balkan.

(Zuruf des Abg. Ernst-Ewald Roth (SPD))

Dass man dort ein anderes rechtliches Instrumentarium
braucht, als wir es bei den Flüchtlingen aus den Kriegsge-
bieten haben – es ist doch nicht illegitim, darüber zu spre-
chen. Stellen Sie also diese Zahlen bitte dann auch richtig
dar.

(Beifall bei der FDP)

Der nächste Punkt ist: Ja, wir müssen auch bei den Län-
dern differenzieren. Wir müssen differenzieren zwischen
den Ländern wie Afghanistan und dem Nordirak, wo es na-
türlich auch sichere Zonen gibt. Ich halte es nur für recht
und billig, dass wir dann auch prüfen, wo die Menschen
bleiben können, wen wir aufnehmen: Wozu sind wir ver-
pflichtet? Kollege Beuth, da sind wir nicht auseinander,
keine Frage. Auf der anderen Seite aber erwarte ich auch
von Ihnen als Staatsminister, der für den Innenbereich zu-
ständig ist – wir haben hier alle eine gemeinsame Traditi-
on, auch im Petitionsausschuss –, dass wir die Reden, die
wir früher gehalten haben, auch weiter fortführen.

Ich sage Ihnen einmal ganz offen: Was wäre denn eigent-
lich, wenn diese Kanzlerin nicht Mitglied der CDU wäre?
Was wäre denn eigentlich, wenn Volker Bouffier nicht
stellvertretender CDU-Bundesvorsitzender wäre? Glauben
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Sie denn allen Ernstes, wir würden die Diskussion so füh-
ren, wie wir sie heute führen? Oder hat die Kanzlerin der
Bundesrepublik Deutschland, die mittlerweile Asyl bei den
GRÜNEN bekommen soll – –

(Widerspruch bei der CDU – Günter Rudolph
(SPD): Das hat sie auch nicht verdient!)

– Das habe doch nicht ich gesagt, das haben doch die
GRÜNEN auf ihrem Parteitag der Kanzlerin angeboten. Es
ist doch mittlerweile definitiv so, dass diese Kanzlerin par-
teipolitisch in ihrem eigenen Lager größte Probleme hat.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der CDU)

– Ja, das ist Ihre Sache, damit habe ich nichts zu tun. Aber
wenn es die Handlungsfähigkeit des Staates betrifft, die
Handlungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland,

(Zuruf des Abg. Clemens Reif (CDU))

dann macht es mir schon Sorge, wenn wir eine Kanzlerin
haben, die anscheinend bei ihrer eigenen Partei – –

(Zuruf des Abg. Clemens Reif (CDU) – Michael
Boddenberg (CDU): Wir haben Mitgefühl mit Ih-
nen! Wir wissen, wie Sie das meinen!)

– Herr Kollege Reif, wenn Sie den Landtag verlassen, sind
Sie sicher eher meiner Meinung als der Meinung der Kanz-
lerin. Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Frage,
ob dieses Land noch handlungsfähig ist, weil die Kanzlerin
mittlerweile keine Mehrheit mehr in ihrer eigenen Partei
hat, ist eine Frage, die definitiv auch hier in diesem Land-
tag zu diskutieren ist. Das sollte man auch hier tun.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Michael Bod-
denberg (CDU))

Jetzt einmal zu der Frage: Was hätten Sie denn eigentlich
getan? – Herr Kollege Merz, einmal neben der Tatsache,
dass die Kanzlerin mittlerweile an vielen Stellen die Soli-
darität Europas auf die Probe gestellt hat, müssen wir doch
gemeinsam feststellen, dass der Tenor, wie die Äußerun-
gen der Kanzlerin in Europa mittlerweile gewichtet wer-
den, nicht so ist, dass Europa das Gefühl hat, wir hätten ge-
meinsam an einem Strang gezogen – dabei einmal ausge-
klammert, dass wir uns mittlerweile auf die Türkei verlas-
sen müssen und hoffen, dass die für uns einen Zaun bauen,
weil wir das nicht tun wollen. Ich finde das abstrus, wie
augenblicklich die außenpolitische Situation der Bundesre-
publik Deutschland ist.

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Herr Rentsch, kommen Sie bitte zum Schluss.

Florian Rentsch (FDP):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Eines will ich aber noch sa-
gen: Mit dem, was die Kanzlerin auf dem letzten EU-Gip-
fel auf EU-Ebene getan hat – zu versuchen, eine Einigung,
einen Kompromiss auf EU-Ebene herzustellen –, damit ist
sie krachend gescheitert. Das hat etwas damit zu tun, dass
die europäischen Nachbarn es nicht mehr akzeptieren, dass
wir sie im letzten Jahr im Stich gelassen haben, jetzt aber
große Solidarität einfordern. Meine Damen und Herren,
wir erhalten die Quittung, diese Bundesregierung erhält die
Quittung für ihre Politik. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der Abg. Judith Lannert
(CDU))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Rentsch. – Für die SPD-Fraktion hat sich Herr
Merz zu Wort gemeldet.

Gerhard Merz (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich bin in der
Tat dankbar, dass es noch eine Gelegenheit gibt, den einen
oder anderen Punkt zu erläutern. Ich bin auch dem Innen-
minister dafür dankbar, dass er noch einmal dargelegt hat,
wie die unterschiedlichen Schutzstatus – langes u – sind.

(Minister Peter Beuth: Stati!)

– Nein, u-Deklination.

(Heiterkeit und Beifall – Ernst-Ewald Roth (SPD):
Herr Kollege, das ist so!)

– Was wollen Sie sein? Latinum? Wer hat Sie denn dazu
gemacht?

(Heiterkeit)

Ich wollte auf Folgendes hinweisen. Herr Kollege Rentsch,
Sie haben immer noch nichts zu der Frage gesagt, was Sie
anders gemacht hätten. Sie haben gesagt, die Bundeskanz-
lerin hat sich in verschiedenen Situationen so verhalten,
dass man nicht unbedingt erwarten kann, dass sich die
europäischen Staaten ihrerseits kooperativ verhalten.

Allerdings gehört es ohne Zweifel auch zur Wahrheit, dass
ein Mann wie Viktor Orbán, mit oder ohne gutes Zureden
durch die Bundeskanzlerin, vielleicht nicht von vornherein
bereit gewesen wäre, in diesem Spiel mitzuspielen, und
dass die jetzige polnische Regierung mit die Ersten waren,
die die schändlichen Attentate von Paris zum Vorwand ge-
nommen haben, um zu sagen: Jetzt nehmen wir die paar
Flüchtlinge, zu deren Aufnahme wir uns bereit erklärt ha-
ben, nicht mehr auf. – Das ist jetzt nicht unbedingt der
Bundeskanzlerin oder dem Verhalten der Bundesrepublik
Deutschland zuzurechnen. Ich will das mit einer gewissen
Zurückhaltung sagen, weil man über andere Länder nicht
herziehen soll. Aber bei allem Respekt auch vor dem Land
Polen fand ich das abgeschmackt.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der CDU
sowie der Abg. Karin Müller (Kassel) (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Ich fand das inakzeptabel – wie im Übrigen auch so man-
che anderen Reaktionen nach den Attentaten von Paris,
auch im eigenen Land.

(Günter Rudolph (SPD): Söder!)

Sie haben angesprochen, dass es auch in der SPD eine in-
tensive Debatte darüber gibt, wie mit dem Zuzug von
Flüchtlingen umzugehen ist. Das ist richtig, und die gibt es
in allen demokratischen Parteien. Das ist auch in Ordnung.
Da geht es manchmal auch begrifflich durcheinander:
Nicht jeder kann ein Kontingent von anderen zuzugsbe-
grenzenden Maßnahmen auseinanderhalten. Das ist bedau-
erlicherweise so, aber auch daran arbeiten wir.

Wir führen diese Diskussion innerhalb der SPD, aber – das
habe ich schon bei vielen Gelegenheiten gesagt – wir dis-
kutieren hier im Hessischen Landtag, und Sie diskutieren
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mit der SPD-Landtagsfraktion. Dabei hat es wenig Sinn,
dauernd zu sagen: Aber woanders sind sie auch blöd.

(Norbert Schmitt (SPD): Was heißt da „auch“?)

Ich diskutiere hier mit Ihnen und nicht mit Ihrem Bundes-
vorsitzenden. Das führt uns hier sonst überhaupt nicht wei-
ter.

Ja, im Jahr 2015 hat es mehr Flüchtlinge aus Albanien, aus
dem Kosovo, aus Serbien und aus Mazedonien gegeben als
die 2 %, die der aktuelle Stand sind. Aber das zeigt doch,
dass die Maßnahmen, die in den letzten Asylkompromis-
sen unter großen Schmerzen – und nicht mit meiner vollin-
haltlichen Billigung, das will ich jetzt auch einmal sagen,
und zwar zurückhaltend sagen – ergriffen worden sind, tat-
sächlich gewirkt haben: Die Zahlen sind deutlich zurück-
gegangen.

Was das Thema angeht, dass man genau für diesen Typus
der Zuwanderung, der aus Albanien, Kosovo, Serbien usw.
kommt, eine Zuwanderungsmöglichkeit schaffen muss –
auf diesen Zusammenhang habe ich von diesem Pult aus
schon oft hingewiesen. Wir haben einmal darüber disku-
tiert, was das Zuwanderungsgesetz mit dem Thema Flücht-
linge zu tun hat; dabei habe ich genau diesen Zusammen-
hang hergestellt. Insofern haben Sie da vollkommen recht.

Aber im Kontext Ihres Antrags ergibt das einen anderen
Sinn. Die Melodie, die Sie hier spielen, ist, mit Verlaub,
schon eine andere. Sie ist unerfreulich. Dabei bleibe ich.

Lassen Sie mich noch einen Satz sagen. Herr Kollege Bau-
er, das habe ich vorhin vergessen: Einen Satz kann ich
wirklich nicht mehr hören, nämlich den Satz, in welcher
Variante auch immer: „Deutschland kann nicht das Leid
der Welt alleine schultern.“ – Ja, richtig, aber wer hätte das
auch je behauptet? Und wann wären wir auch nur je in der
Nähe der Erfüllung dieses Satzes gewesen?

(Beifall bei der SPD)

Das geht jetzt an viele. Sie haben ihn heute gesagt, es ha-
ben ihn schon viele andere gesagt.

(Zuruf des Abg. Alexander Bauer (CDU) – Gegen-
ruf des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD))

Durch ständiges Wiederkäuen wird er kein Deut richtiger.
– Herr Bauer, nehmen Sie das nicht persönlich. Ich sage es
nur jetzt, weil ich diesen Satz wirklich nicht mehr hören
kann. – Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Janine Wissler
(DIE LINKE) und Mürvet Öztürk (fraktionslos))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Merz. – Wir sind am Ende dieser Debatte an-
gelangt. Jetzt schauen wir einmal, was wir mit all diesen
Anträgen machen.

Die FDP-Anträge gehen in die Ausschüsse, Innenaus-
schuss und Sozial- und Integrationspolitischer Ausschuss?
– Gut. Der LINKEN-Antrag? Ich habe hier eine Notiz ste-
hen, dass namentliche Abstimmung beantragt ist. Ich habe
es noch nicht gehört.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Ja!)

– Die namentliche Abstimmung ist beantragt. Dann kläre
ich trotzdem zuerst die anderen Anträge. Die Dringlichen

Entschließungsanträge von CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, was machen wir damit?

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Bei-
de abstimmen!)

– Beide abstimmen, okay.

Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE betreffend keine
Abschiebungen nach Afghanistan, Drucks. 19/2681, wurde
namentliche Abstimmung beantragt. Diese beginnt jetzt.

(Namensaufruf – Abstimmungsliste siehe Anlage 1)

Ich unterbreche die Sitzung zum Auszählen der Stimmen.

Meine Damen und Herren, ich eröffne die unterbrochene
Sitzung wieder und gebe Ihnen das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung bekannt: Der Antrag wurde bei 42 Ja-
stimmen und 61 Neinstimmen abgelehnt.

Ich lasse nun über den Dringlichen Entschließungsantrag
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend
Solidarität mit Flüchtlingen – Maßnahmen umsetzen,
Drucks. 19/2703, abstimmen. Wer dem Antrag zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die SPD. Die Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – FDP und DIE LINKE. Damit
ist der Antrag angenommen.

Ich lasse nun über den Dringlichen Entschließungsantrag
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend
sorgfältige Einzelfallprüfung auch für Flüchtlinge aus Af-
ghanistan, Drucks. 19/2704, abstimmen. Wer dem Antrag
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das sind CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die
FDP. Die Gegenprobe. – SDP und DIE LINKE. Damit ist
auch dieser Dringliche Entschließungsantrag angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 6:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz (HA-
KrWG) – Drucks. 19/2514 –

Wer bringt den Gesetzentwurf ein? – Frau Staatsministerin
Hinz, Sie haben das Wort.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es geht um
zwei Änderungen, die erforderlich sind, um das Landes-
recht an geändertes Bundesrecht anzupassen.

Erstens. Derzeit wird eine zentrale Zuständigkeit des Re-
gierungspräsidiums Darmstadt für die Überwachung von
Stoffverboten bei Elektrogeräten nach dem Elektrogesetz
geregelt. Diese Stoffverbote sind auf Bundesebene jedoch
inzwischen in die Elektrostoffverordnung überführt wor-
den, sodass eine Anpassung erforderlich ist.

Da die Elektrostoffverordnung gleichzeitig die Vollzugs-
aufgaben erweitert hat, kann das nicht mehr von einem Re-
gierungspräsidium alleine geleistet werden. Deshalb wer-
den künftig die drei Regierungspräsidien für den Vollzug
der Stoffverbote zuständig sein. Auch für die Bußgeldver-
fahren werden künftig alle drei Regierungspräsidien zu-
ständig sein.
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Auch wenn es hierbei nur um Zuständigkeiten geht, ist es
mir doch wichtig, noch einmal auf den Gesamtzusammen-
hang hinzuweisen. Die Begrenzung von Schadstoffen in
Elektrogeräten und deren Überwachung stellen zwar einen
wichtigen Baustein dar, es darf aber auch nicht vergessen
werden, dass insgesamt eine umweltgerechte Gestaltung
von Elektro- und Elektronikgeräten anzustreben ist. Dies-
bezüglich sollten künftig Vorgaben entwickelt werden, die
zu einer Verlängerung der Nutzungsdauer von Geräten bei-
tragen, und es sollten möglichst auch Ersatzteile wie z. B.
Batterien und Akkus problemlos entnehmbar und aus-
tauschbar sein, sodass Geräte nicht entsorgt werden müs-
sen, nur weil ein Teil defekt ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch bei der Entsorgung der gebrauchten Geräte muss im
Hinblick auf den Ressourcenschutz auf eine möglichst um-
fassende Rückgewinnung der darin enthaltenen Bestandtei-
le geachtet werden. Insofern werden wir die Entwicklung
der vom Bund beabsichtigten Behandlungsverordnung für
Elektrogeräte kritisch begleiten.

Meine Damen und Herren, eine zweite hessische Regelung
muss an das Bundesabfallrecht angepasst werden. Hierbei
geht es um die Anerkennung von Fachkundelehrgängen.
Das Regierungspräsidium Darmstadt prüft zentral für ganz
Hessen, ob bei den Lehrgängen die notwendige Fachkunde
vermittelt wird, welche zur Ausübung von bestimmten ab-
fallwirtschaftlichen Tätigkeiten notwendig ist. Unser Lan-
desabfallgesetz nimmt noch Bezug auf die Beförderungser-
laubnisverordnung des Bundes. Diese Bundesverordnung
gibt es nicht mehr. Sie wurde durch die neue Anzeige- und
Erlaubnisverordnung ersetzt. Dieser Änderung tragen wir
mit der vorliegenden Novelle ebenfalls Rechnung. Alle an-
deren hessischen Regelungen bestehen fort.

Ich bin gespannt auf die Debatte und die Ausschussbera-
tung. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Vielen Dank, Frau Ministerin, für die Einbringung.

Ich eröffne die Debatte. Vereinbarte Redezeit: fünf Minu-
ten je Fraktion. Als Erster hat sich Herr Gremmels für die
SPD-Fraktion zu Wort gemeldet.

Timon Gremmels (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Landesregierung bleibt leider mit ihrem Ausfüh-
rungsgesetz weit hinter den Möglichkeiten für eine
moderne und ökologische Abfallpolitik zurück. …
im Ausführungsgesetz sind keine … Lichtblicke
vorhanden.

(Beifall bei der SPD)

Ich verstehe nicht, warum die Kolleginnen und Kollegen
von den GRÜNEN jetzt nicht klatschen; denn ich habe das
zitiert, was Kollegin Dorn in der 18. Wahlperiode am 25.
September 2012 gesagt hat, als Schwarz-Gelb eine Ge-
setzesnovelle eingebracht hat.

Frau Dorn hatte damals recht. Ich frage mich nur: Damals
haben Sie große Ankündigungen gemacht. Jetzt regieren
Sie. Aber wir kennen das ja schon: Das, was Sie zu Oppo-
sitionszeiten versprochen haben, setzen Sie jetzt nicht um.
Wenn Sie jetzt ein Gesetz in die Hand nehmen – –

(Dirk Landau (CDU): Sie suchen sich immer die
Anlässe heraus!)

– Herr Kollege Landau, die Anlässe bietet die Landesregie-
rung. Sie legen einen Gesetzentwurf vor, mit dem wir uns
als Landtag beschäftigen sollen. Ich nehme meine Aufgabe
ernst, zu schauen, was zum Regelungskreis gehört, was ge-
regelt wird und was nicht geregelt wird. Dabei nehme ich
zur Kenntnis, dass die GRÜNEN vor der Wahl die Backen
aufgeblasen haben, aber jetzt, wo sie regieren, nicht in der
Lage sind, ordentlich zu pfeifen. Ich finde, das kann man
an dieser Stelle ziemlich deutlich machen.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Selbstverständlich ist das so, Frau Dorn. Sie brauchen
doch nur einmal in Ihre Rede von damals zu schauen, was
Sie da alles gefordert haben. Sie haben damals kritisiert,
dass die Andienungspflicht abgeschafft worden ist. Wo
bleibt Ihr Antrag, die Andienungspflicht wieder einzufüh-
ren? Wenn man ein Gesetz schon in die Hand nimmt, dann
muss man es ordentlich novellieren und darf nicht nur das
ändern, was der Bund – Frau Hinz, Sie haben Frau Hend-
ricks gerade gelobt, völlig zu Recht, wie ich finde – vorge-
geben hat. Sie müssen auch vor Ort schauen, wo Ihre
Handlungsspielräume sind.

Es hätte einige Handlungsspielräume gegeben. Wenn ich
mit unseren Kommunalpolitikern vor Ort rede, sagen die
mir beispielsweise, dass die Trennung, dass die Einsamm-
lungspflicht bei den Städten und Gemeinden und die Ent-
sorgungspflicht bei den Landkreisen liegt, aus der Sicht der
Praktiker keine sinnvolle und zeitgemäße Lösung ist. In ei-
nem Ausführungsgesetz könnte man da seitens des Landes
natürlich eine Anpassung vornehmen. Das fehlt in Ihrem
Gesetzentwurf, Frau Hinz. Das wäre eine gute Gelegenheit
gewesen, an dieser Stelle etwas nachzubessern.

Wenn Sie sagen, dass künftig nicht mehr nur ein Regie-
rungspräsidium zuständig ist, sondern alle drei Regierungs-
präsidien zuständig sind, dann begrüßen wir das, weil das
durchaus sinnvoll ist. Aber wir werden genau hinschauen,
ob zwei der drei Regierungspräsidien für diese zusätzliche
Arbeit ordentlich mit Mitteln und auch mit Personal ausge-
stattet werden, damit sie diese zusätzliche Aufgabe erfüllen
können. – Frau Hinz, Sie brauchen da gar nicht die Augen
zu rollen. Ich weiß aus Kassel, dass das Regierungspräsidi-
um in Nordhessen zurzeit viele Aufgaben zu erledigen hat.
Wenn Sie zusätzliche Aufgaben dorthin verlagern, müssen
Sie die Regierungspräsidien auch mit entsprechenden Per-
sonal- und Sachmitteln ausstatten.

Wir werden uns die Unterlagen ganz genau anschauen, die
die Regierung bei ihrer Anhörung erhalten hat. Ich denke,
auf eine eigene Anhörung können wir verzichten. Aber
noch einmal mein Appell an Sie: Wenn Sie Gesetze in die
Hand nehmen, dann sollten Sie nicht nur Nuancen ändern,
sondern Sie sollten sie richtig novellieren – so, wie Sie es
zu Oppositionszeiten versprochen haben. Wir werden uns
vorbehalten, Sie auch nach der Wahl an Ihren Aussagen
vor der Wahl zu messen. – In diesem Sinne: Glück auf.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Gremmels. – Für die FDP-Fraktion erteile ich
Herrn Lenders das Wort.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich finde es ge-
radezu unglaublich, was man in einen Gesetzentwurf hin-
eininterpretieren kann, was in diesem Entwurf gar nicht
steht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Gremmels hat es schon angekündigt: Auch ich wäre
dafür, dass wir uns die Unterlagen der Regierungsanhö-
rung geben lassen – wenn die Regierung damit einverstan-
den ist – und sie genau anschauen. Dann kann man im
Ausschuss auch einmal über die Elektronikschrottverord-
nung fachsimpeln; das ist bestimmt eine gute Gelegenheit.
Da bin ich sehr nahe bei den Ausführungen der Frau
Staatsministerin, dass man auch einmal über solche Dinge
diskutieren kann.

Man braucht aber nicht über die übrigen Inhalte des Ge-
setzentwurfs zu diskutieren. Da wird es wenig Platz dafür
geben, irgendwelche Unterschiede in den Auffassungen
zwischen den Fraktionen aufzubauen. Ich denke, wir kön-
nen dieses Gesetzgebungsverfahren hier im Parlament sehr
schnell hinter uns bringen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Lenders. – Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
hat sich Frau Dorn zu Wort gemeldet.

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, sehr geehrten Damen und Herren! Herr
Kollege Gremmels, Sie haben mir eine Steilvorlage gebo-
ten. Sie haben gerade davon gesprochen, dass man, wenn
man die Backen aufbläst, auch pfeifen muss. Sie von der
SPD engagieren sich insbesondere für die Kommunen.
Herr Kollege Gremmels, auch ich bin mit den Kommunen
sehr oft zu diesem Thema in Gesprächen – aber nicht we-
gen der kleinen Gesetzesänderung, die unsere Ministerin
gerade vorgelegt hat, sondern wegen des Entwurfs für ein
Wertstoffgesetz, der derzeit von der Bundesumweltminis-
terin ins Verfahren gegeben wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Unsere Kommunen hätten ein Riesenproblem, wenn dieses
Gesetz käme, weil sie aus dem Markt für Wertstoffe hin-
ausgedrängt würden. Wer soll die Verantwortung für die
Verwertung übertragen bekommen? Die Betreiber der dua-
len Systeme. Wir wissen, dass sich gerade diese bei der
Frage der Verwertung am wenigsten hervorgetan haben.
Insofern sollten wir auf der Bundesebene lieber dafür
kämpfen, dass das Wertstoffgesetz nicht so in die Realität
umgesetzt wird, wie es derzeit geplant ist. Das tut unsere
Ministerin Gott sei Dank. Für diesen Kampf müssen wir
unsere ganze Kraft aufwenden. Genau das tun wir. In den
Bereichen Abfall und Verwertung sind wir gerade auf der

Bundesebene sehr aktiv. Da müssen wir unsere ganze Kraft
hineinlegen. Ich hoffe, dass wir Sie dabei auf unserer Seite
haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Timon Gremmels
(SPD): Sie wissen schon, dass wir hier im Hessi-
schen Landtag sind?)

– Herr Kollege Gremmels, Gott sei Dank ist das ein The-
ma, bei dem wir auf der Ebene des Bundesrats eine Menge
erreichen können. Wir denken darüber nicht nur in unse-
rem Landtag nach. Wir denken darüber nach, wo wir über-
all Rahmenbedingungen setzen können, damit wir ein
wirklich ordentliches Verfahren bei der Verwertung hinbe-
kommen. Das ist gerade mit Blick auf das geplante Wert-
stoffgesetz ganz wesentlich.

Bei dem von der Ministerin vorgelegten Gesetzentwurf
geht es nur um ganz kleine Anpassungen. Es geht darum,
dass man das Bundesabfallrecht geändert hat und wir nun
entsprechende Anpassungen im Landesgesetz vornehmen
müssen. Es geht allein darum, dass künftig alle drei Regie-
rungspräsidien verantwortlich sein sollen, nicht mehr nur
das Darmstädter Regierungspräsidium. Daran kann ich erst
einmal nichts Negatives finden. Das kommt mir durchaus
sinnvoll vor.

Auch ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuss
über diese wichtige Gesetzesänderung. Sicherlich werden
wir auch ein paar Anhörungsunterlagen zu sichten haben.
Ich freue mich auf die weiteren Beratungen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Dorn. – Für die CDU-Fraktion hat sich Frau
Ravensburg zu Wort gemeldet.

Claudia Ravensburg (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Herr Gremmels, Ihre – wie ich finde, fast ge-
spielte – Empörung ging in diesem Fall völlig ins Leere.
Vor allen Dingen haben Sie damit an der völlig falschen
Stelle angesetzt; denn es ist doch Ihre Ministerin in Berlin,
Frau Hendricks, die das Kreislaufwirtschaftsgesetz auf den
Weg bringen muss. Frau Kollegin Dorn hat es eben sehr
zutreffend gesagt: Wir warten darauf, dass wir von dort
einen Entwurf bekommen, der auch in unserem Sinne ist,
und dann können wir weiterreden. Dann können wir hier
gern munter diskutieren.

Das aber, worum es heute geht, ist, wie die Frau Ministerin
vorhin bei der Einbringung gesagt hat, lediglich ein Aus-
führungsgesetz: Wir setzen lediglich das um, was die EU
vorgegeben und was der Bund in ein Gesetz umgewandelt
hat. Wir müssen jetzt Wege finden, um es verwaltungs-
technisch umzusetzen. Dieses Ausführungsgesetz werden
wir heute beschließen.

(Jürgen Lenders (FDP): Das werden wir heute be-
schließen?)

Wir haben keinesfalls vor, zu warten, bis das Kreislauf-
wirtschaftsgesetz irgendwann kommt, sondern wir sind der
Meinung, dass dieses Gesetz sehr sinnvoll und sehr not-
wendig ist. Es geht hier um die Rücknahme von Elektro-
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und Elektronikschrott. Wir wollen die Recyclingraten un-
bedingt erhöhen, wir wollen den Handel einbeziehen, wir
wollen für die Verbraucher sehr einfach strukturierte Wege
finden, und wir wollen auch Schäden vermeiden, die durch
falsche Entsorgungswege entstehen können.

Deshalb ist es richtig und sinnvoll, dieses Gesetz heute zu
verabschieden. Das muss dringend abgeschlossen werden.
Wir stimmen allen Regelungen zu. Wir finden, es ist ein
pragmatisches und rechtlich notwendiges Gesetz, und des-
halb werden wir ihm zustimmen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Ravensburg.

Wir sind am Ende der ersten Lesung des Gesetzentwurfs
der Landesregierung für ein Gesetz zur Änderung des Hes-
sischen Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsge-
setz angelangt und überweisen ihn zur Vorbereitung der
zweiten Lesung an den Ausschuss für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Gesetz zur Änderung des Gesetzes zum Vollzug
von Aufgaben in den Bereichen der Landwirtschaft,
der Landschaftspflege, der Dorf- und Regionalentwick-
lung und des ländlichen Tourismus – Drucks. 19/2635 –

Ich erteile Frau Staatsministerin Hinz zur Einbringung das
Wort.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Mit diesem Ge-
setzentwurf wird der Schutz der Honigbienenbelegstellen
verbessert.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Minister Boris Rhein: Das wird höchste
Zeit!)

Warum ist das wichtig? Belegstellen sind Aufstellungsorte
für Bienenvölker zur gezielten Zucht von Honigbienen,
Herr Kollege Klee.

(Horst Klee (CDU): Ich höre sehr aufmerksam zu! –
Heiterkeit)

– Das ist wirklich eine ernste Angelegenheit. – In einem
Schutzradius von 5 bis 7 km dürfen keine fremden Bienen-
völker stehen, damit es nicht zu unerwünschten Begattun-
gen kommt. Die Regelung zur Ahndung von Verstößen
dient hierzu. Gerade die unkontrollierte Kreuzung mit ein-
geführten Bienenvölkern – das ist nämlich inzwischen er-
leichtert worden – kann die Gesundheit einheimischer Bie-
nenvölker gefährden und damit zu einer Verhaltensände-
rung der einheimischen Bienen beitragen. Zum Beispiel
könnte dadurch die Aggressivität gefördert werden.

Früher richtete sich die Ahndung von Verstößen nach den
Regelungen für Ordnungswidrigkeiten im Naturschutzge-
setz. Mit der Neufassung des hessischen Naturschutzrechts
und der Angleichung an das Bundesnaturschutzgesetz ist
das entfallen. Durch die Änderung des Aufgabenvollzugs-
gesetzes wird die umfassende Rechtsgrundlage für einen

bußgeldbewehrten Schutz von Belegstellen vollauf wieder-
hergestellt.

Ich glaube, Sie alle haben ein Herz für unsere Honigbie-
nen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir brauchen die Honigbienen zur Bestäubung; sonst kann
nämlich nichts wachsen.

Ich bin gespannt darauf, in welch umfassenden Zusam-
menhang mit der Bienenhaltung national und international
Herr Gremmels diesen Gesetzentwurf jetzt stellen wird. –
Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Ti-
mon Gremmels (SPD))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Frau Staatsministerin, danke für die Einbringung und auch
dafür, dass man dem Gesetz einen viel kürzeren Namen
geben kann.

Ich eröffne die Debatte. Es ist eine Redezeit von fünf Mi-
nuten je Fraktion vorgesehen. Als Erster hat Herr Lenders
von der FDP-Fraktion das Wort.

(Ministerin Priska Hinz: Das ist aber bedauerlich!)

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Thema Ho-
nig lädt ein bisschen zum Schmunzeln ein. Wenn man es
zum ersten Mal liest, erscheint das alles so harmlos. Aber
für die Landwirtschaft ist das gar kein so harmloses The-
ma. Die Bienenvölker leisten einen entscheidenden Beitrag
dazu, dass wir bei der Obsternte und bei der Bestäubung
vernünftige Ergebnisse haben. Das kennen wir aus anderen
Ländern, in denen es praktisch keine Bienenvölker mehr
gibt. Den Menschen dort ist nicht mehr zum Lachen zumu-
te. Das hat nichts mit dem Honig zu tun, den man morgens
auf dem Frühstückstisch vorfindet. Das ist schon ein
bisschen ernster.

Nachdem ich den Gesetzentwurf richtig gelesen habe,
muss ich sagen, ich habe überhaupt keine Bedenken, dass
wir im Anhörungsverfahren relativ schnell zu einem ein-
heitlichen Ergebnis kommen. Die Fragen, die wir Freie
Demokraten jedoch stellen werden, betreffen die Chrono-
logie: Wie konnte es dazu kommen? Warum ist eigentlich
im Moment keine Rechtsgrundlage gegeben? Das ist eine
Frage, die uns interessieren wird. Ich glaube aber, das kön-
nen wir im Ausschuss besprechen, und auch bei der Ge-
setzgebung können wir ein schnelles Verfahren vereinba-
ren. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Lenders. – Für die SPD-Fraktion erteile ich
Frau Löber das Wort.
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Angelika Löber (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Lassen Sie mich ebenfalls ein paar Worte zu dem vor-
liegenden Gesetzentwurf sagen. Es geht, wie die Frau
Staatsministerin schon gesagt hat, um Belegstellen für Ho-
nigbienen. Frau Ministerin, vielleicht sind Sie jetzt ent-
täuscht, dass nicht Herr Gremmels hier vorne steht, son-
dern dass ich etwas zu den Honigbienen sage.

(Ministerin Priska Hinz: Ich habe nichts dagegen!)

– Es freut mich, dass Sie das so sehen. – Belegstellen für
Honigbienen sind im Grunde eine Art Zuchtstation. Beleg-
stellen und deren Flugradien sind für die Bienenzucht
wichtige und schützenswerte Areale. Ihre Funktion beruht
darauf, dass dort nur Völker einer bestimmten Art – der für
die Belegstelle vorgesehenen Zuchtrichtung, z. B. Carnica
– gehalten werden. Entsprechend müssen die Aufstellung
und die Einwanderung von Bienenvölkern anderer Her-
kunft verhindert werden.

Belegstellen waren über viele Jahrzehnte die einzige Mög-
lichkeit einer gezielten Paarung in der Bienenzucht, was
mit dem besonderen und sehr interessanten Paarungsver-
halten der Honigbienen zusammenhängt. Auch heute noch
wird der Großteil aller gezüchteten Bienenköniginnen zur
Begattung vorwiegend zu Insel- oder Hochgebirgsbeleg-
stellen ohne eigenes Bienenvorkommen gebracht.

Es gibt allerdings auch Landbelegstellen – sogar in Hessen,
z. B. in Katzenbach in meinem Wahlkreis. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, falls Sie sich das einmal ansehen möch-
ten, sind Sie herzlich eingeladen.

An einer Belegstelle werden kleine Begattungsvölker mit
jeweils einer jungen, unbegatteten Bienenkönigin aufge-
stellt. Sie soll von hier aus ihren Hochzeitsflug unterneh-
men, um begattet zu werden. An der Belegstelle werden
weiterhin sogenannte Vatervölker aufgestellt, die mit ihren
vielen Drohnen für die väterlichen Erbanlagen sorgen sol-
len. Landbelegstellen ermöglichen Imkern, die nicht über
aufwendige Besamungsinstrumente verfügen, eine züchte-
risch bessere Anpaarung.

Gleichwohl sind Landbelegstellen in Bezug auf die Her-
kunft der Drohnen unsicherer als Inselbelegstellen oder
Besamungen im Labor. Damit die Begattung nicht durch
unerwünschte Drohnen erfolgt, muss sich eine Belegstelle
in einem von anderen Bienenarten isolierten Gebiet befin-
den. Dieser Schutzgürtel – auch die Frau Staatsministerin
hat es eben ausgeführt – sollte zur Sicherung des Zucht-
ziels einen Mindestradius von 5 km – besser 10 km – auf-
weisen.

Die Regeln für die Belegstellen sind in der Verordnung
über Belegstellen für Honigbienen aufgeschrieben. Es be-
steht durch diese Verordnung die Möglichkeit, Schutzzo-
nen um Belegstellen herum einzurichten. Eine solche
Schutzzone gibt es in Hessen: Im Umkreis von 10 km um
die Belegstelle in Herborn-Schönbach dürfen nur noch
Völker der Art Carnica gehalten werden, keine anderen.
Dies dient dem Artenschutz und Zuchterfolg. Wenn solche
Schutzzonen bestehen, gelten strengere Regeln. Wer diese
dann missachtet, begeht eine Ordnungswidrigkeit.

Der uns vorliegende Gesetzentwurf zur Änderung des Ge-
setzes – ich erspare mir jetzt einmal den langen, kompli-
zierten Namen – stellt die Ermächtigungsgrundlage der Be-
legstellenverordnung und damit der Schutzzonen dar. § 1a
behandelt Honigbienen und Belegstellen. Die Belegstellen

wurden 2010 im Zuge einer Neuregelung des Naturschutz-
rechts in dieses Gesetz übernommen. Hierbei wurde ver-
gessen, ebenfalls die Regelung zu Ordnungswidrigkeiten
zu übernehmen. In § 1a kommt nun eine Regelung zu Ord-
nungswidrigkeiten hinzu, die bisher fehlte.

Durch die nun angestrebte Änderung wird der in der frühe-
ren Regelung verbriefte bußgeldbewehrte Schutz der Be-
legstellen in das Gesetz aufgenommen. Es handelt sich also
schlichtweg um die Korrektur eines Formfehlers, die durch
eine Gesetzesänderung nun nach fünf Jahren endlich nach-
geholt wird. Erst nach der Gesetzesänderung kann es um
inhaltliche Fragen und eine dringend erforderliche Novel-
lierung der Verordnung über Belegstellen für Honigbienen
gehen. Ich hoffe, dass diese Novellierung zeitnah erfolgt –
zum Schutz der Belegstellen und damit der Honigbienen. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Löber. – Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
hat sich Frau Feldmayer gemeldet.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! So schön, wie
Frau Löber das gerade ausgeführt hat, kann ich es leider
nicht. Aber ich glaube, wir alle haben verstanden, dass es
hier um das, wenn ich das so sagen darf, Liebesleben der
Bienen und den Schutz der Belegstelle geht, wo das Ganze
stattfindet.

(Heiterkeit und Beifall der Abg. Angela Dorn
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) – Thorsten Schäfer-
Gümbel (SPD): Vorsicht, jetzt werden gleich alle
Schülerinnen und Schüler rot!)

– Das kann ich von hier aus nicht sehen. Wenn das so ist,
tut es mir leid. Das war nicht beabsichtigt. Ich wollte in
meinen einfacheren Worten nur noch einmal verdeutlichen,
worum es geht.

Ich denke, der Gesetzentwurf regelt etwas Sinnvolles. Das
muss nachgeholt werden. Um noch einmal ein bisschen
ernster zu werden: Es ist tatsächlich so, dass das Leben
ganzer Bienenvölker durch Milben, die Varroamilbe, be-
droht ist. Davon haben wir wahrscheinlich alle schon ein-
mal gehört.

Das Zuchtziel vieler Imker, vieler Bienenzüchter, ist es,
milbenresistente Völker zu züchten. Um dieses Zuchtziel
zu erreichen, ist es notwendig, im Umkreis dieser Beleg-
stelle, wo das Liebesleben der Bienen stattfindet, keine an-
deren Völker einfliegen zu lassen, die das Zuchtziel stören.

Wenn das passieren sollte, muss man diese Ordnungswid-
rigkeit ahnden können. Dazu dient die Novelle dieser Ver-
ordnung. Ich glaube, das ist ein Ziel – so habe ich es hier
im Plenum gehört –, hinter dem wir uns hoffentlich alle
versammeln können. Liebe Kolleginnen und Kollegen und
Frau Ministerin, ich freue mich auf die Beratung im Aus-
schuss. Das ist eine gute Sache. Ich glaube, wir kriegen das
zusammen hin. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 59. Sitzung · 26. November 2015 4171



Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Feldmayer. – Ich erteile Herrn Dietz von der
CDU-Fraktion das Wort.

Klaus Dietz (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Naturwissenschaftlich ist schon fast alles gesagt;
ich beschränke mich auf das Allernotwendigste.

Mit der Nutzung von Belegstellen werden Zuchtfortschritte
bei den Honigbienen in einem naturnahen Verfahren er-
zielt. Drohnen und Königinnen verhalten sich völlig natür-
lich. In der Fachsprache entspricht das dem „Natursprung“
– hier wohl besser: Natur-Luft-Sprung, weil das Gesche-
hen in luftiger Höhe, mit Blick auf die im Tiefflug und am
Boden hart arbeitenden Arbeiterinnen stattfindet. Arbeits-
teilung ist manchmal ungerecht. Aber so ist das im Leben.

Ein anderes Verfahren ist die künstliche Besamung im La-
bor – sehr aufwendig, völlig naturfern. Drohnen und Köni-
ginnen fixiert und narkotisiert, wird mit feinsten Pipetten
hier entleert und dort gefüllt. Niemand weiß hinterher, wie
ihm geschah. Gönnen wir den Zuchttieren alle natürlichen
Freuden. Leisten wir unseren Beitrag zur Sicherung des
Belegstellenverfahrens. – Summ, summ.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Dietz.

Wir sind am Ende der ersten Lesung des – ich kürze ab –
Bienengesetzentwurfs angelangt und überweisen den Ge-
setzentwurf zur Vorbereitung der zweiten Lesung an den
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz.

(Zuruf des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD))

– Danke, Herr Schäfer-Gümbel.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Berufsqua-
lifikationsfeststellungsgesetzes sowie weiterer Vor-
schriften des Berufsrechts – Drucks. 19/2643 –

und erteile Herrn Staatsminister Rhein das Wort zur Ein-
bringung.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich will mich als begeisterter Honigesser ausdrücklich bei
Kollegin Hinz für die Einbringung dieses wichtigen Ge-
setzes bedanken, und werde mich schon morgens mit Freu-
de an die Urheberin erinnern, bei jedem Brötchen mit gu-
tem Honig.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf der Mi-
nisterin Priska Hinz)

Was ich hier einzubringen habe, ist ein bisschen anders,
ein bisschen trockener. Es ist der Entwurf des Gesetzes zur

Änderung des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes
und weiterer berufsrechtlicher Vorschriften.

(Michael Boddenberg (CDU): Auch für Imker!)

– In der Tat: auch für Imker nützlich. – Es ist ein Gesetz-
entwurf, der der Umsetzung einer EU-Richtlinie in natio-
nales Recht dient, für die eine Frist bis spätestens 18. Janu-
ar 2016 festgelegt ist.

Damit – ich meine diese Umsetzungsfrist – bin ich schon
bei einem verhältnismäßig ärgerlichen Vorgang im Zusam-
menhang mit diesem Gesetz. Man kann sagen: Die Spiel-
räume sind eng, bis fast nicht vorhanden. Es geht um die
Umsetzung von Bundes- und EU-Recht. Ärgerlich ist aber
der Zeitrahmen, den wir dafür haben; denn dieser Rechts-
akt in Form einer EU-Durchführungsverordnung ist erst
nach Verstreichen von annähernd drei Vierteln der Umset-
zungsfrist – muss man schon sagen – veröffentlicht wor-
den: Das war der 25.06.

Das heißt: Wir – das Land, die Landesregierung, das Mi-
nisterium – konnten erst ab diesem Zeitpunkt richtig tätig
werden, was bei zwei Kabinettsdurchläufen und einer Re-
gierungsanhörung schon etwas bedeutet. Das muss ich Ih-
nen hier nicht näher erörtern, glaube ich.

Zu den Inhalten der Richtlinie ein paar Bemerkungen. Ers-
tens wird der Europäische Berufsausweis eingeführt. Man
darf sich diesen Europäischen Berufsausweis nicht wie ein
körperliches Dokument wie einen Führerschein vorstellen.
Es ist vielmehr ein elektronisches Dokument, das im Infor-
mationssystem der Mitgliedstaaten hinterlegt wird und den
Angehörigen derjenigen Berufe, für die dieser Berufsaus-
weis bereits eingeführt ist, den Zugang zu ihrem Beruf in
einem anderen Mitgliedstaat erleichtert.

Zweitens regelt die Richtlinie, dass eine elektronische An-
tragstellung zu ermöglichen ist und das elektronische An-
tragsverfahren über einen einheitlichen Ansprechpartner
geführt werden können muss.

(Präsident Norbert Kartmann übernimmt den Vor-
sitz.)

Drittens trifft die Richtlinie Regelungen zum sogenannten
partiellen Berufszugang. Ich will Ihnen Einzelheiten dazu
in diesem Moment ersparen und – Herr Kollege Grüttner
hat mich ausdrücklich darum gebeten – etwas ausführlicher
auf den vierten Regelungsbereich eingehen, der der
schwierigste Regelungsbereich ist; es geht um den soge-
nannten Vorwarnmechanismus. Die EU-Richtlinie legt
fest, dass sich die Mitgliedstaaten über das Informations-
system „IMI“ gegenseitig innerhalb von drei Kalenderta-
gen zu unterrichten haben, wenn Angehörigen von Berufen
im Gesundheitswesen sowie von erzieherischen Berufen,
die dann im Einzelnen aufgeführt werden, die Ausübung
des Berufs ganz oder teilweise untersagt oder beschränkt
worden ist.

Sie können sich vorstellen, um was es geht. Das ist schon
ein sehr ernster Hintergrund. Insoweit ist der Gehalt der
Richtlinie in ihrer Bedeutung – das will ich ausdrücklich
hervorheben – nicht zu unterschätzen. Dieser Vorwarnme-
chanismus hat natürlich einen ganz anderen Charakter.
Von den Punkten, die ich eben genannt habe, unterscheidet
er sich sehr wesentlich, weil es eben nicht um Erleichte-
rungen oder Mobilitätserhöhungen von Berufsangehörigen
geht, sondern es geht um sehr deutliche Restriktionen, und
da obliegt einem Gesetzgeber natürlich eine besondere
Sorgfalt.
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Ich glaube, auch das muss man nicht gesondert erwähnen:
Es ist wichtig, dass es eine einheitliche Umsetzung im
Bund und in den Ländern geben muss. In einem solchen
Zeitrahmen ist das bei 16 Bundesländern schon ein ambi-
tioniertes Verfahren. Die Landesregierung hat sich im Dia-
log mit den anderen Bundesländern intensiv darum be-
müht, zu einheitlichen Lösungen zu kommen. Wir sind im
Übrigen, und das erleichtert mich ein bisschen, noch
schneller als der Großteil der anderen Bundesländer, die
bei der Umsetzung ein bisschen hinterherhinken.

Das will ich vorweg sagen: Es kann auch durchaus sein,
dass wir dann, wenn wir einmal alles vorliegen haben, an
der einen oder anderen Stelle werden nacharbeiten müssen.
Insoweit werbe ich für ein gestrafftes Verfahren. Ich bin
Ihnen – das will ich ausdrücklich sagen – sehr dankbar da-
für, dass Sie sich bereits zu einem gestrafften Verfahren
bereit erklärt haben. Insoweit ist veranlasst worden, dass
Ihnen die Stellungnahmen der Regierungsanhörung zur
Verfügung gestellt worden sind. Alles Weitere können wir
dann in den zuständigen Gremien erörtern. – Herzlichen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Dr. Sommer für die Fraktion der
SPD.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz
gibt Fachkräften aus dem Ausland das Recht, dass ihr Be-
rufsabschluss auf Gleichwertigkeit mit dem deutschen Re-
ferenzberuf überprüft wird, sowohl auf Bundes- als auch
Landesebene. Das Gesetz gilt für reglementierte, aber auch
für nicht reglementierte Berufe. In der Zuständigkeit des
Bundes sind das etwa 600 Berufsgruppen.

Aber auch in Hessen gibt es Berufe, die landesrechtlich ge-
regelt sind. Damit auch diese Qualifikationen anerkannt
werden können, müssen die Länder hierfür eigene gesetzli-
che Regelungen schaffen. Wir haben es jetzt – Herr Minis-
ter Rhein hat es schon gesagt – mit einem Änderungsgesetz
zu tun. Es setzt die EU-Richtlinie um, um einfach eine
Vereinheitlichung auf Bundesebene zu schaffen. Diese
wurde immer wieder gefordert, und dieser Forderung
kommt man nunmehr nach. Dies macht dann auch eine ge-
steigerte Aussagekraft der für 2019 geplanten Evaluation
der Berufsqualifikationsfeststellung möglich.

Unter den landesrechtlichen Berufen – Sie haben relativ
verkürzt berichtet – sind beispielsweise Berufe wie Lehrer,
Erzieher, Ingenieure, technische Assistenten sowie Ge-
sundheitsberufe subsumiert. Ohne die Bestätigung der
Gleichwertigkeit ihrer im Ausland erworbenen Qualifika-
tionen können sie hier nun mal nicht arbeiten. So müssen
wir das in Hessen regeln, und das Gesetz gewährt daher
natürlichen Personen einen Rechtsanspruch auf Prüfung ih-
rer im Ausland erworbenen Qualifikation. Es gewährleistet
aber auch die zeitnahe Mitteilung darüber, ob der betref-
fende Abschluss dann auch anerkannt wird.

Meine Damen und Herren, das Ziel, das damit verbunden
ist, ist zum einen die Verbesserung der auf den Arbeits-

markt bezogenen Integration von Zuwanderern, damit zu-
sammenhängend aber auch eine Verringerung des Fach-
kräftemangels. Viele Unternehmen, Handwerksbetriebe,
Krankenhäuser, aber auch Gesundheits- und Pflegeeinrich-
tungen sind auf ausländische Fachkräfte angewiesen. Das
Gesetz, das Entscheidungen zur Gleichwertigkeit der Be-
rufsqualifikationen treffen soll, wird so zu einem Instru-
ment der Fachkräftesicherung sowie zu einer Starthilfe für
die Integration. Aus Sicht von Ökonomen profitiert
Deutschland und damit Hessen schon heute von seinen
Einwanderern. In den nächsten Jahren wird der Arbeits-
markt verstärkt auf sie angewiesen sein, urteilt unter ande-
rem das Institut der deutschen Wirtschaft.

Was ist neu? Zum einen ist es § 13a – Herr Staatsminister
Rhein hat es schon erwähnt –, der Europäische Berufsaus-
weis, in dem nun einschlägige Befähigungsnachweise Be-
rücksichtigung finden.

Zum anderen ist der Vorwarnmechanismus – Sie haben ihn
genannt – neu. Dieser ist, finde ich, ganz wichtig, wenn die
Berufsausübung untersagt wurde; das ist gerade bei Be-
rufsgruppen, die mit Patienten, Kindern, Schülern, also mit
allen Schutzbedürftigen, zu tun haben, ein ganz wichtiger
Paragraf.

So auch § 13c – Herr Rhein, Sie haben ihn auch schon ge-
nannt –, der partielle Zugang. Sie wollten es nicht weiter
skizzieren, aber ich möchte dies ganz kurz tun. Dieser er-
öffnet die Möglichkeit, Eignungsprüfungen oder Anpas-
sungslehrgänge nachzuholen, sodass fehlende Bestandteile
zur Anerkennung vorliegen. Diese neue Ausgestaltung soll
der Harmonisierung der Regelungen dienen und vermeidet
im Bezug zum Fachrecht Doppelregelungen.

Meine Damen und Herren, das Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetz – ich finde dieses Wort ganz furchtbar, An-
erkennungsgesetz würde es auch tun – ermöglicht eine
Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im Aus-
land erworbener Berufsqualifikationen und geht in die
richtige Richtung. Ich freue mich bereits jetzt auf die Bera-
tungen im Ausschuss, basierend auf fundierter Sachlich-
keit, die ich heute in mancher Debatte leider sehr, gar
schmerzlich, vermisst habe. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie der
Abg. Mürvet Öztürk (fraktionslos) – Minister Stefan
Grüttner: Na, na!)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Schwarz für die Fraktion der
CDU.

Armin Schwarz (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen,
sehr geehrte Kollegen! Vor gut drei Jahren trat das Bun-
desgesetz in Kraft, das erstmalig einen Rechtsanspruch auf
Überprüfung der Gleichwertigkeit eines ausländischen Be-
rufsabschlusses mit einem deutschen Referenzberuf her-
gibt. Mitte des Jahres zog die Bundesregierung eine erste
positive Zwischenbilanz. Mit Ihrem Einverständnis, Herr
Präsident, zitiere ich die Bewertung, die Stellungnahme der
Bundesregierung vom 10.06.2015. Dort heißt es:

Die Zahl der aus dem Ausland Zugezogenen, die
über einen beruflichen Abschluss verfügen, ist in
den letzten Jahren stark gestiegen. Wenn unser
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Wohlstand dauerhaft gesichert werden soll, ist
Deutschland auf diese gut qualifizierten Menschen
angewiesen. Ihr Potenzial müssen wir bestmöglich
nutzen. Das Anerkennungsgesetz ist ein wichtiges
Instrument zur Integration in den Arbeitsmarkt.

Das ist eine klare Aussage. Wenn man einmal genauer auf
die Zwischenbilanz schaut, stellt man fest: In den ersten
beiden Jahren, zu welchen jetzt auch eine amtliche Statistik
vorliegt, sind 26.500 Anträge gestellt worden. Nahezu
96 % dieser Anträge sind positiv beschieden worden, mit
der Feststellung: „vollständig“ bzw. „teilweise gleichwer-
tig“.

Die Anerkennung der im Ausland erworbenen Berufsquali-
fikationen ist in zweierlei Hinsicht eine wichtige Fragestel-
lung: Einerseits ist diese ein Instrument zur Integration, an-
dererseits aufgrund der demografischen Entwicklung eine
wichtige Stellschraube, um den Fachkräftebedarf im Land
zu decken. Insofern profitieren wir als Gesellschaft insge-
samt, aber natürlich auch die betroffenen Personen davon.

Nach einer nicht repräsentativen Umfrage des Bundesam-
tes für Migration und Flüchtlinge haben 21 % der zwischen
2013 und August 2014 nach Deutschland gekommenen Sy-
rer in ihrem Heimatland einen Hochschulabschluss erwor-
ben. Aber eine im Oktober dieses Jahres erschienene Stu-
die des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
stellt fest, dass die Flüchtlinge mittlerweile sogar niedrige-
re Qualifikationen haben als die bereits hier lebenden Aus-
länder.

Die vorhandenen Qualifikationen müssen wir aus verschie-
denen Gründen so schnell wie möglich für uns nutzbar ma-
chen. Das kann nur sinnvoll sein. Das ist eine wichtige
Maßnahme, die durch dieses Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetz gewährleistet wird.

Es ist ein ganzes Bündel von Maßnahmen, die bereits von
Staatsminister Boris Rhein beschrieben worden sind. Als
Instrumente haben wir einmal die elektronische Antragsab-
gabe, das ist wichtig in Zeiten wie diesen. Außerdem gibt
es das Instrument einer partiellen Berufszugangsberechti-
gung. Zudem gibt es das eben schon beschriebene Vor-
warnsystem. Das sind alles Dinge, die von ganz großer Be-
deutung sind, damit das Ganze dann tatsächlich auch bes-
ser funktioniert.

Tatsache ist, dass wir ein zügiges Verfahren brauchen. Wir
haben einen gewissen Zeitdruck. Ich bin deswegen dank-
bar dafür, dass es unter den Obleuten eine Abstimmung
darüber gegeben hat, dass man wohl auf eine Anhörung
verzichten kann. Somit können wir in der Ausschusssit-
zung direkt die zweite Lesung vorbereiten. Darüber bin ich
froh.

Ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuss. Ich wür-
de mich freuen, wenn das Ganze im Bundesrat auch weiter
befördert würde. Ich danke dem Haus dafür, dass wir uns
darin einig sind, dass wir an der Sache orientiert schnell
die Resultate herbeiführen. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. Alles Gute.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Das Wort hat Herr Da-
niel May für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Mit dem Gesetzentwurf zur
Änderung des Hessischen Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes sowie weiterer Vorschriften des Berufsrechts
vollzieht die Landesregierung – bzw. wir als Landtag – im
Wesentlichen Gemeinschaftsrecht.

Die Beweggründe des EU-Gesetzgebers sind im Wesentli-
chen schon erläutert worden. Ich sehe in der Umsetzung,
die uns die Landesregierung jetzt vorschlägt, keine unan-
gemessene Ausdeutung des EU-Rechts.

Ich begrüße, dass sich die Obleute darin einig geworden
sind, dass wir jetzt die Regierungsanhörung auswerten und
damit das Verfahren beschleunigen können.

Wir als GRÜNEN-Fraktion stehen dem Gesetzgebungsver-
fahren grundsätzlich positiv gegenüber. Damit möchte ich
meine Ausführungen beenden. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für Ihre beispielgebende
Rede. – Frau Kollegin Wissler für die Fraktion DIE LIN-
KE, Sie haben das Wort.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es wurde ge-
sagt, es geht um die Anpassung des hessischen Rechts an
europäisches Recht, nämlich an die neuen Europäischen
Berufsausweise.

Diese elektronischen Ausweise sollen die Freizügigkeit
vereinfachen, indem sie Berufsqualifikation und Abschluss
vergleichbar machen. Damit soll die Anerkennung von im
EU-Ausland erworbenen berufsqualifizierenden Abschlüs-
sen erleichtert werden. Das ist im Grundsatz sicher sinn-
voll und ein richtiger Schritt. Es nutzt den Unternehmen,
die ihren verfügbaren Personalpool vergrößern. Es nutzt
aber natürlich auch den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern, wenn die Arbeitnehmerfreizügigkeit, wohlgemerkt
die freiwillige, erleichtert wird.

Es kann auch der Gesellschaft nutzen, weil wir in einigen
Berufen einen Mangel haben. Der Europäische Berufsaus-
weis kann durch eine freiwillige Freizügigkeit mit verein-
fachtem Verfahren unterstützen und gleichzeitig gesicherte
Qualitätsstandards einziehen. Von daher war für die Lan-
desregierung nicht so viel Bewegungsspielraum.

Was wir zum einen ein bisschen kritisch sehen, ist der Vor-
warnmechanismus. Das können wir im Ausschuss länger
diskutieren. Kritisch sehen wir auch die Frage von Gebüh-
ren, die anfallen können. Wir müssen darauf achten, dass
sie keine Hürden darstellen.

Natürlich muss die Qualität von Ausbildung und Beruf ge-
sichert werden. Die Standards müssen nach oben und nicht
nach unten angeglichen werden. Insgesamt ist das sinnvoll.

Natürlich muss man auch sehen, dass es für viele Men-
schen, die jetzt nach Deutschland kommen, also die vielen
Flüchtlinge, nichts hilft, weil es sich um die im EU-Aus-
land erworbenen Qualifikationen handelt. Da könnte man
sicherlich über den Rahmen dieses Gesetzes hinaus noch
etwas machen.
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Größtenteils handelt es sich also um die Umsetzung euro-
päischen Rechts in hessische Gesetze. Wir sollten das im
Ausschuss entsprechend beraten. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Beer für die Fraktion der FDP.

Nicola Beer (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Die Umsetzung der Richtlinie über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen ist ein wichtiger Baustein – darüber
scheinen wir uns einig zu sein –, es ist ein wichtiger Bau-
stein bezüglich der Freizügigkeit in Europa, und zwar der
Freizügigkeit nicht nur zu Urlaubszwecken, sondern auch
zur beruflichen Tätigkeit. Es ist aber genauso ein wichtiger
Baustein für den Wettbewerb um Fachkräfte.

Es ist also eine Richtlinie und auch eine Umsetzung, die
zum Vorteil sowohl von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern als auch von Unternehmern, also Arbeitgebern,
ist. Insofern unterstützen wir Freien Demokraten, dass es
ein relativ unbürokratisches, nämlich elektronisches Aner-
kennungsverfahren gibt, an dessen Ende der schon erwähn-
te Europäische Berufsausweis steht.

Es ist gut, dass dieses elektronische Verfahren eine Reihe
von Verfahrenserleichterungen bei der Einreichung der
entsprechend nachzuweisenden Dokumente vorsieht. So-
mit kann das Verfahren insgesamt beschleunigt werden. Es
gibt auch eine Reihe von Regelungen, im lebenslangen
Lernen nonformal erworbene Kompetenzen und Fähigkei-
ten über eine Gleichwertigkeitsprüfung anerkannt zu be-
kommen. Außerdem wird der partielle Zugang zu be-
stimmten Berufen entsprechend abgedeckt.

Richtig ist auch, dass, wenn eine zusätzliche Eignungsprü-
fung von der Anerkennungsstelle vorgeschrieben wird, si-
chergestellt wird, dass diese auch binnen kürzester Zeit ab-
gelegt werden kann. Zusätzlich zu dem Verfahren als sol-
chem, lebt die Freizügigkeit, lebt die Möglichkeit, in jedem
Land der Europäischen Union einen Arbeitsplatz anneh-
men zu können, davon, dass diese Verfahren zügig durch-
geführt werden.

Die Frage des Vorwarnmechanismus ist von den Kollegin-
nen und Kollegen schon erwähnt worden. Es ist also nicht
möglich, trotz verhängten Berufsverbots oder einer Berufs-
einschränkung seine Tätigkeit einfach in ein anderes EU-
Land zu verlegen. Das ist im Gesundheitswesen oder im
Bereich der Erziehung eine sinnvolle Vorschrift.

Wir als Freie Demokraten finden es gut, dass es heute im
Laufe des Vormittags gelungen ist, schnell und unbürokra-
tisch die Anhörungsunterlagen aus der Regierungsanhö-
rung zu diesem Gesetzentwurf zur Verfügung gestellt zu
bekommen. Wir sind gerne dabei, eine konstruktive und
zügige Beratung zu unterstützen, wenn ich mir auch den
leisen Hinweis erlaube, dass derartige Eilverfahren bitte
zukünftig nicht die Regel werden sollten.

Die Richtlinie ist nun schon seit knapp zwei Jahren be-
schlossen. Ich weiß, dass es ein kompliziertes Abstim-
mungsverfahren war, Herr Minister. Aber ich glaube, wir
sollten die Zugänglichkeit dieses Parlaments durch die
ständige Abkürzung von Beratungsverfahren nicht über-

strapazieren, reichen in diesem speziellen Fall aber gern
die Hand. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Armin Schwarz
(CDU))

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren, es liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. Damit ist die erste Lesung durchgeführt
worden. Wir überweisen den Gesetzentwurf zur Vorberei-
tung der zweiten Lesung an den Ausschuss für Wissen-
schaft und Kunst. – Kein Widerspruch. Somit ist das be-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Gesetz zur Änderung hessischer Vollzugs-
gesetze – Drucks. 19/2578 zu Drucks. 19/2058 –

Die Berichterstattung hat der Kollege Klein übernommen.
Er hat das Wort.

Hugo Klein (Freigericht), Berichterstatter:

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Ich darf Ihnen zunächst aus dem Rechtspolitischen Aus-
schuss berichten und Ihnen die Beschlussempfehlung zum
vorliegenden Gesetzentwurf mitteilen. Der Rechtspoliti-
sche Ausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen
die Stimmen der SPD und der LINKEN, den Gesetzent-
wurf in zweiter Lesung unverändert anzunehmen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Dann eröffne ich die
Aussprache. Das Wort hat bei einer vereinbarten Redezeit
von siebeneinhalb Minuten der Herr Abg. Klein für die
CDU-Fraktion. Bitte schön.

Hugo Klein (Freigericht) (CDU):

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe meinen Redebeitrag bei der Einbringung des Ge-
setzentwurfs der Landesregierung für ein Gesetz zur Ände-
rung hessischer Vollzugsgesetze am 24. Juni mit dem Satz
beendet:

… ich freue mich auf die [stattfindende schriftliche
und mündliche] Anhörung und … die zweite Lesung
… [hier im Plenum].

Heute bestätigt sich, dass die damalige Aussage mehr als
zu Recht getroffen wurde. Denn sowohl bei der schriftli-
chen als auch bei der mündlichen Anhörung erhielt der Ge-
setzentwurf sehr viel Lob und Zustimmung durch die An-
zuhörenden.

Es gibt so gut wie keine inhaltliche Kritik am Gesetzent-
wurf. Wenn überhaupt, stand lediglich die Frage im Raum,
ob die beabsichtigten Veränderungen mit den vorhandenen
personellen und finanziellen Ressourcen umgesetzt werden
können.
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Sehr geehrte Frau Staatsministerin Kühne-Hörmann, es
war eine kluge und von Weisheit geprägte Entscheidung,

(Armin Schwarz (CDU): Hört, hört!)

dass Sie bereits bei der Erarbeitung des vorgelegten Ge-
setzentwurfs die Fachleute, die tagtäglich in der Praxis mit
dem Vollzug beschäftigt sind, eng eingebunden haben. Das
waren die Justizvollzugsanstalten, die Gerichte und Staats-
anwaltschaften, der Hessische Datenschutzbeauftragte, das
Europäische Komitee zur Verhütung von Folter und die
hessische NSU-Expertenkommission.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe bereits
erwähnt, dass der vorliegende Gesetzentwurf eine breite
Zustimmung der Anzuhörenden erfahren hat. Diese breite
Zustimmung der Anzuhörenden könnte ich jetzt durch
zahlreiche Zitate aus dem Anhörungsprotokoll eindrucks-
voll untermauern. Damit würde ich aber den Rahmen der
mir zur Verfügung stehenden Redezeit deutlich überschrei-
ten, was ich mit Blick auf die fortgeschrittene Uhrzeit nicht
beabsichtige.

(Zuruf von der SPD: Gute Idee!)

Ich möchte lediglich – die Zeit muss sein – Herrn Dr. Herr-
fahrdt von der Bundesvereinigung der Anstaltsleiterinnen
und Anstaltsleiter im Justizvollzug zitieren, der in der
mündlichen Anhörung sagte:

Ich habe nun sicherlich 15 oder 16 Strafvollzugsge-
setze kommentiert. Ich muss sagen, dass der hessi-
sche Entwurf bzw. das schon vorhandene Gesetz
doch sehr gut formuliert ist.

Und der Präsident des OLG Frankfurt, Herr Dr. Poseck,
führte aus:

Zusammenfassend bleibt für mich also eine positive
Bewertung des Gesetzentwurfs. Er wahrt Kontinui-
tät, wo sich Regelungen bewährt haben, und nimmt
Anpassungen vor, wo sich aus der Rechtsprechung
oder der Entwicklung der letzten Jahre ein Bedarf an
Änderungen ergeben hat.

Das sind zwei Aussagen von mehreren, die breite Zustim-
mung der Anzuhörenden zum vorliegenden Gesetzentwurf
der Landesregierung deutlich widerspiegeln.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auf die einzelnen
Änderungen des Artikelgesetzes bin ich bereits in der ers-
ten Lesung ausführlich eingegangen. Das will ich heute
nicht alles wiederholen.

Ich möchte an dieser Stelle nur noch einmal darauf hinwei-
sen, dass das Vollzugsziel der Resozialisierung wieder ex-
plizit in das Strafvollzugsgesetz aufgenommen wird. Damit
setzen wir eine weitere Vorgabe aus dem Koalitionsvertrag
zwischen CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN um, die
auch bei den Experten in der Anhörung auf breite Zustim-
mung gestoßen ist.

Herr Präsident, ich darf noch einmal Herrn Dr. Poseck, zi-
tieren:

Auch das bisherige Recht hat der Resozialisierung
hohe Bedeutung beigemessen. Durch die explizite
Nennung am Anfang des Gesetzes wird der Resozia-
lisierung aber ein noch höherer Stellenwert zuer-
kannt.

Auch ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich feststellen,
dass der hessische Strafvollzug bereits in der Vergangen-

heit auf eine wirkungsvolle, der Resozialisierung dienen-
den Behandlung der Strafgefangenen ausgerichtet war. Mit
dem Begriff „Eingliederungsauftrag“ war auch bisher im
Strafvollzugsgesetz die klare Verpflichtung enthalten, be-
reits während des Vollzugs einer Freiheitsstrafe alles Ver-
tretbare zu unternehmen, um die Inhaftierten zu befähigen,
künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Strafta-
ten zu führen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, die inhaltliche Gestaltung ist rundum gelun-
gen. Unser Gesetzentwurf findet ein ausgesprochen hohes
Maß an Lob und Zustimmung unter den am Strafvollzug
beteiligten Menschen und den Anzuhörenden. Er ist weg-
weisend für einen modernen, an den neuen Herausforde-
rungen ausgerichteten, zukunftsweisenden Strafvollzug in
Hessen.

Es wird Sie daher nicht überraschen, dass wir vonseiten
der CDU-Fraktion dem Gesetzentwurf in unveränderter
Form zustimmen werden. Ich kann Ihnen nur empfehlen,
sich unserem Votum anzuschließen.

Ich will an dieser Stelle noch einmal verdeutlichen, verehr-
te Kollegin Hofmann, Herr Dr. Wissler: Sie haben gestern
selbst bei der Lesung des – –

(Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): „Dr. Wilken“ bit-
te! – Heiterkeit)

– Sorry, Dr. Wilken. Herr Dr. Wilken, wenn man nach
links schaut, hat man erst mal die Kollegin im Auge.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Dr. Wissler!)

Aus dem Grunde ist man leicht irritiert und abgelenkt.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Nichtsdestotrotz haben Sie gestern im Rahmen der Haus-
haltslesung zum Einzelplan der Justiz zum Strafvollzugs-
gesetz gesagt, es gebe inhaltlich eigentlich keine Kritik,
wenn ich das sinngemäß wiedergeben darf. Aber Sie be-
fürchten halt, dass mit dem, was im Haushalt eingestellt
ist, personell oder finanziell das Ganze nicht zu lösen wäre.
Ähnlich hat sich Frau Hofmann seinerzeit auch geäußert.

Aber wir haben hier keine hypothetischen Aussagen zu
hinterfragen, ob etwas mit dem, was im Haushalt zur Ver-
fügung steht, umzusetzen ist und ob die personellen und fi-
nanziellen Ressourcen ausreichend sind, sondern unser
Ausschuss ist für die Klärung zuständig, was inhaltlich ge-
ändert wird. Da bin ich sehr optimistisch, dass wir in der
Tat heute Abend ein hervorragendes Vollzugsgesetz für die
nächsten Jahre beschließen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat für die Fraktion DIE LINKE Herr Dr. Wil-
ken.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Dr. Wilken! Ach nee!)

Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr Klein hat mich gerade schon aus der
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Haushaltsberatung zitiert, und ich möchte mit dem Gedan-
ken anfangen. Denn mit Blick auf die Dinge, die Sie in
dem Gesetzentwurf gut regeln, fehlt mir bis heute auch
noch die entsprechende Unterlegung z. B. mit Stellen im
Justizvollzug, die eine gute Umsetzung dieses Gesetzent-
wurfs garantieren würden.

Darüber hinaus – das kann ich Ihnen leider nicht ersparen
– gibt es selbstverständlich auch Dinge in diesem Gesetz-
entwurf, die Sie nicht gut regeln und die in der Anhörung
deutlich geworden sind. Ich will in aller Kürze und stich-
wortartig auf ein paar Dinge hinweisen.

Das erste Problem, auf das ich Sie aufmerksam machen
möchte, ist das Problem der Fixierung in einer Anstalt. Die
Fixierung eines Menschen finde ich prinzipiell unerträglich
und lehne sie ab. Aber Sie haben in Ihrem Gesetzentwurf
nicht vorgesehen, dass ein Mensch, der fixiert ist, ständig
und in unmittelbarem Sichtkontakt beobachtet werden
muss. Wenn es zu gesundheitlichen Problemen kommt, ist
das überlebensnotwendig. Das haben Sie leider nicht gere-
gelt.

Ein zweiter Hinweis, und auch das ist eine für mich eigent-
lich unverständliche und unerträgliche Problematik: die
Durchsuchung bei der Aufnahme, vor und nach Kontakten
mit Besuchspersonen sowie vor und nach jeder Abwesen-
heit von der Anstalt, die seitens des Anstaltsleiters ange-
ordnet werden kann und mit einer vollständigen Entklei-
dung verbunden ist.

Sie haben in Ihrem Gesetzentwurf noch nicht einmal die
Begrenzung bei Gefahr im Verzug eingefügt. Auch das ist
ein Kritikpunkt, den ich Ihnen nicht ersparen kann. Eine
solche Regelung muss bei einer so hohen Bedeutung des
betroffenen Grundrechts dringend in so ein Gesetz hinein.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, dass jetzt explizit
das Vollzugsziel Resozialisierung wieder aufgenommen
worden ist. Ich habe bei der ersten Lesung gesagt, Hessen
kehrt in den Kreis der zivilisierten Länder zurück. Es sollte
eigentlich selbstverständlich sein, dass Resozialisierung
das Vollzugsziel ist. Allerdings haben wir auch da in der
Konkretisierung dieses Gesetzes ein paar Probleme, näm-
lich mit den vollzugsöffnenden Maßnahmen.

Denn Sie ändern in diesem Gesetz nicht die Bedingungen,
unter denen ein offener Vollzug notwendig ist. Sie wissen
aber alle, dass der prozentuale Anteil der Gefangenen im
offenen Vollzug in Hessen äußerst gering ist. Zum
31.03.2015 lag der Anteil der Gefangenen im offenen
Vollzug in Hessen bei etwas über 9 % – gegenüber 19 %
im Bundesdurchschnitt.

Das liegt daran – das ändern Sie eben nicht in diesem Ge-
setz –, dass Sie den offenen Vollzug an viel zu enge Vor-
aussetzungen knüpfen. Ich glaube, wir sind uns alle einig,
dass für eine gelingende Resozialisierung von zentraler Be-
deutung ist, das Leben in Freiheit zu erproben und die Vor-
aussetzungen für eine neue Existenz ohne Straftaten zu
schaffen. Da springen Sie zu kurz.

(Beifall bei der LINKEN)

Eine allerletzte Bemerkung. Das Problem, dass sich Men-
schen während ihrer Zeit im Gefängnis mit HIV infizieren,
weil Sie die Drogenproblematik nicht angehen, sondern ei-
ne restriktive, eine von dem Problem wegschauende Dro-
genpolitik weiter verfolgen. In anderen Bundesländern gibt

es sehr viel bessere Beispiele, wie man mit dem Problem
umgehen kann. Auch so etwas wünschen wir uns zukünf-
tig, dass es in Hessen Realität wird, damit Menschen, wenn
sie aus dem Gefängnis kommen, nicht mit einer schweren,
lebensbedrohenden Krankheit weiterleben müssen. – Ich
bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Die nächste Rednerin ist Frau Kollegin Hofmann für die
SPD-Fraktion.

Heike Hofmann (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich werde Ihnen
zu Beginn meiner Ausführungen das Abstimmungsvotum
der SPD-Fraktion zu diesem Gesetzentwurf mitteilen. Wir
werden diesem Gesetzentwurf nicht zustimmen können.
Ich begründe das auch gleich.

Ich darf an das anknüpfen, was Herr Dr. Wilken gesagt
hat: dass das Ziel des Gesetzes ganz klar ist – das ist der
Gesetzesbegründung zu entnehmen, es ist auch ganz klar
formuliert –, die Resozialisierung zu stärken und die Reso-
zialisierung als ausdrückliches Vollzugsziel im Gesetz zu
verankern. So weit, so gut. Dagegen hat, glaube ich, nie-
mand in diesem Hause etwas.

Es kann aber nicht sein, dass man auf das Ganze nur ein
Namensschild draufklebt und es nicht mit Leben füllt. So
einfach können Sie es sich nicht machen.

(Beifall bei der SPD)

Ich werde das auch gleich begründen. Ich kann Ihnen sogar
ganz klar sagen, und das haben wir in der ersten Lesung
schon deutlich gemacht: Ja, Sie haben bei der Gesetzesbe-
ratung die Praktiker einbezogen, viele Anregungen aus der
Praxis in das Gesetz einfließen lassen. Das ist gut so. Viel-
leicht hätten wir unter diesen Rahmenbedingungen dem
Gesetz sogar zustimmen können, aber nicht, wenn Sie von
sich aus sagen, der Schwerpunkt des Gesetzes sei die Stär-
kung der Resozialisierung, aber das Gesetz – Herr Klein,
davon können Sie die Personalfrage mitnichten trennen –
nicht mit Leben ausfüllen. Das ist der falsche Weg.

(Beifall bei der SPD)

Was bedeutet gelungene Resozialisierung? Das wissen alle
Fachleute in diesem Hause: Gelungene Resozialisierung
bedeutet, dass man sich mit den Gefangenen intensiv, und
zwar personell intensiv auseinandersetzt – durch den allge-
meinen Vollzugsdienst, aber auch durch die besonderen
Fachdienste wie die Sozialpädagogen, die Psychologen,
Psychiater und sonstige Fachdienste. Dazu gehört übrigens
ausdrücklich auch die Seelsorge.

Meine Damen und Herren, die Resozialisierung ist nicht
zum Nulltarif zu haben. Es ist anachronistisch, wenn Sie
solch ein Gesetz auf den Weg bringen und im gleichen
Atemzug im Haushalt 2016 allein im allgemeinen Voll-
zugsdienst 89 Stellen streichen. So geht das nicht.

(Beifall bei der SPD)

Von den Fachdiensten habe ich noch gar nicht gesprochen.
– Nein, gelungene Resozialisierung bedeutet, dass man mit
einer ausreichenden Personaldecke in den Gefängnissen
die Gefangenen dazu bringt, dass sie sich intensiv mit der
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Straftat, die sie begangen haben, mit ihrem eigenen Leben,
mit ihren eigenen Verhaltensweisen, mit ihrer Persönlich-
keit, mit ihrer Perspektive, die sie vielleicht noch haben,
die sie hoffentlich haben, auseinandersetzen. Dafür brau-
chen sie professionelle Begleitung durch den allgemeinen
Vollzugsdienst und die Fachdienste, und das braucht er-
hebliche Anstrengungen. Das ist ein weiter Weg, und dafür
braucht man vor allem erheblich Fachpersonal.

Meine Damen und Herren, in der Einleitung Ihres Gesetz-
entwurfs heißt es sogar, dass durch das Gesetz keine finan-
ziellen Mehraufwendungen entstehen. Mit dieser Erklä-
rung entlarven Sie sich selbst. Ich kann Ihnen nur sagen:
Ein Schelm, wer Böses dabei denkt. Insofern ist dieses Ge-
setz für uns eine große Enttäuschung und führt in die Irre.

Weitere Aspekte. Wenn man jetzt schon den Ansatz macht
– die Vollzugsgesetze laufen aus; sie sind befristet –, Voll-
zugsgesetze zu novellieren, dann müsste man Anstrengun-
gen unternehmen, fachliche Impulse zu setzen, die für
einen gelingenden Strafvollzug notwendig sind. Ein An-
satz, den Sie im Vollzugsgesetz selbst benannt haben, ist
der Wohngruppenvollzug, den Sie weiter ausbauen wollen.
Das ist eine gute Sache, aber man braucht auch hier wieder
das entsprechende Personal.

Wir brauchen auf jeden Fall neue Ansätze. Ich habe es
schon bei der Einzelplanlesung gesagt und werde es immer
wieder sagen, soweit es erforderlich ist: Notwendig sind
neue Behandlungskonzepte für die immer auffälliger wer-
denden Gefangenen, gerade in psychischer Hinsicht. Wir
wissen, dass die Anzahl der psychisch auffälligen Gefan-
genen, der dissozialen Gefangenen zunimmt. Das braucht
neue Antworten, neue Konzepte. Es gibt solche bereits im
Vollzug, etwa in einer entsprechenden Behandlungsstation
in der JVA Weiterstadt oder auch in der Sozialtherapeuti-
schen Anstalt in Kassel, aber nicht für den gesamten Voll-
zug.

Unsere Rückmeldung aus der Praxis ist, dass sich viele Be-
dienstete mit dieser Situation völlig überfordert fühlen, al-
leingelassen fühlen und dringendst darauf warten, dass für
diese große Gruppe der psychisch auffälligen Gefangenen
nicht nur in einzelnen Bereichen, in einzelnen Behand-
lungsstationen Angebote gemacht werden, sondern dass es
ein durchgreifendes Konzept gibt.

Frau Justizministerin Kühne-Hörmann, mit diesem Pro-
blem lassen Sie das Personal in den Anstalten allein.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Marjana Schott
(DIE LINKE))

Ich will einen letzten Aspekt benennen, der bei einer ge-
lungenen Resozialisierung von zentraler Bedeutung ist:
dass die baulichen Rahmenbedingungen in den Anstalten
stimmen müssen. Wenn man in völlig sanierungsbedürfti-
gen Anstalten untergebracht ist, wo vielleicht sogar das
Wasser hineintropft oder große bauliche Mängel vorhan-
den sind, wo das Personal gar nicht mehr vernünftig arbei-
ten kann, Bedienstete nicht nur aufgrund der Stimmung in
der Anstalt bedrückt sind, sondern auch wegen der baulich
beklemmenden Situation, und man sieht, was alles ansteht,
ist ganz klar zu fragen: Was tun Sie da?

Wir fordern seit Jahren ein Sanierungskonzept für die
längst sanierungsüberfälligen Anstalten in Hessen. Die
meisten sind sanierungsbedürftig. Keine der Anstalten ist
in baulich einwandfreiem Zustand. Auf mehrfaches Drän-
gen von uns hat der Staatssekretär jetzt endlich ein paar In-

formationen herausgegeben, aber eher scheibchenweise
und lückenhaft. Wir brauchen ein wirkliches Sanierungs-
konzept für die Anstalten, das finanziell hinterlegt ist und
das auch umgesetzt wird.

Das brauchen wir nicht nur für die Bediensteten in unseren
Anstalten, sondern auch für die Gefangenen. Es ist ein
wichtiger Bestandteil einer gelungenen Resozialisierung,
dass die Gefangenen vernünftig untergebracht sind und
keine Hospitalisierungsschäden oder sonstige Schäden er-
leiden und dass sie unter vernünftigen Rahmenbedingun-
gen fachlich gut behandelt und betreut werden. Auch die-
ses Thema verschläft diese Landesregierung.

Mithin kann ich leider nur sagen: Obwohl es gute fachliche
Ansätze in der Praxis gibt, die in dem Gesetz aufgenom-
men worden sind – das will ich anerkennen –, muss ich Ih-
nen klar sagen, dass dieser Gesetzentwurf unter dem Titel
Resozialisierung leider fehlgeht.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Kollegin Müller (Kassel), Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Karin Müller (Kassel) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir beraten
heute die Änderung der hessischen Vollzugsgesetze in der
zweiten Lesung. Offensichtlich haben viele Abgeordnete
Freigang, denn es ist nicht mehr so ganz voll in den Rei-
hen.

(Heiterkeit – Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich werde mich bemühen, dass auch Ihr Freigang näher
rückt, ich nutze nicht die ganze Redezeit aus.

Herr Kollege Klein hat schon erwähnt, dass vieles aus der
Evaluierung bereits Eingang in den ersten Entwurf gefun-
den habe. Es wurden Anregungen aus der Praxis aufge-
nommen. Die NSU-Expertenkommission hat Hinweise ge-
geben.

Zum Thema Hospitalisierung: Das Europäische Komitee
zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung oder Strafe hat den Hinweis gegeben,
dass das Höchstmaß des disziplinarischen Arrests abge-
senkt werden sollte. Frau Hofmann, das ist auch aufge-
nommen worden. Alle Hinweise sind aufgenommen wor-
den. Es ist klar, dass wir mit einem Gesetz nicht gleich die
ganze Vollzugswelt ändern können. Aber wir können Ein-
fluss auf den inhaltlichen Rahmen nehmen. Der ist gesetzt,
und ich denke, das ist uns und der Landesregierung ziem-
lich gut gelungen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir haben das Vollzugsziel Resozialisierung extra mit auf-
genommen, weil es sich direkt aus der Verfassung ableitet.
Die Würde des Menschen ist unantastbar – und damit sind
Resozialisierung, Eingliederung und Sicherheit auf dersel-
ben Seite der Medaille. Alles gehört zusammen. Das ist ei-
ne Klarstellung gewesen, und das war immer unsere Forde-
rung. Wir haben nicht behauptet, bisher habe keine Reso-
zialisierung in den Justizvollzugsanstalten stattgefunden.
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Ganz im Gegenteil: Es gab auch richterliche Urteile, die
schon zu weiteren Resozialisierungsmaßnahmen geführt
haben.

Sie haben eine Große Anfrage gestellt. In der Antwort
wurden Arbeitsbedingungen, Resozialisierungsmaßnah-
men, die Ausführung, und was noch alles im Vollzug statt-
findet, detailliert dargestellt. Da ist eine Menge passiert,
und es wird noch viel passieren. In dem Gesetzentwurf ha-
ben wir noch einmal eine Klarstellung vorgenommen.

Sie behaupten immer wieder, es werde im Vollzug nicht
besser, da 86 Stellen eingespart worden sind

(Heike Hofmann (SPD): 89!)

– oder 89 Stellen. Das ist aber nicht so. Nach dem Plan
werden 39 Stellen eingespart. 46 Stellen werden im Be-
reich des Einzelplans 05 verschoben. Davon fließen zehn
Stellen für die Deradikalisierung im Vollzug wieder zu-
rück.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie schon kritisieren, dann bitte richtig. Ganz so
schlimm, wie Sie die Welt einschätzen, ist sie nicht.

(Heike Hofmann (SPD): Es geht immer nur um Zah-
len! Und es bleibt unter dem Strich ein Minus!)

– Unter dem Strich bleibt ein Minus. Wir haben hier ein
Stellenabbauprogramm verabredet. Wir haben die Schul-
denbremse zusammen verabschiedet.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Nein!)

Die Schuldenbremse wurde in die Verfassung aufgenom-
men. Die Mehrheit der Bevölkerung hat der Schulden-
bremse zugestimmt. Wir setzen das um.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Das Jugendstrafvollzugsgesetz, das wir auch auf der Ta-
gesordnung haben, wurde überhaupt noch nicht erwähnt.
Da gibt es keine Änderungen. Es gibt dazu eine Studie, die
jegliche Vorurteile widerlegt. Bisher wurde immer behaup-
tet, der Jugendstrafvollzug führe nicht zu einer Verbesse-
rung der Erwerbsbiografie bzw. einer Biografie, die frei
von Straftaten ist, sondern zu einer Verschlechterung.

Nach dieser Studie ist das Gegenteil der Fall. Es wird darin
festgestellt, dass die Jugendlichen, die in den Vollzug
kommen, vorher schon viele Jugendhilfemaßnahmen
durchlaufen haben – leider erfolglos. Für viele ist dann der
Vollzug noch einmal ein Stoppschild. Da der Erziehungs-
gedanke aber auch dort im Vordergrund steht, wird den Ju-
gendlichen dort noch einmal Aufmerksamkeit zuteil, die
sie sonst vielleicht nicht bekommen hätten. Wenn es ge-
lingt, dass viele Jugendliche dann nicht mehr straffällig
werden, ist das ein großer Erfolg, den man einmal erwäh-
nen sollte.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Ein Autor der Studie formuliert – wie ich meine, sehr
schön –: „Viele glauben, der Vollzug macht alles schlech-
ter und ist die Schule des Verbrechens.“ Dieses Vorurteil
ist mit der Studie widerlegt worden – es ist ganz spannend.

Wir legen heute moderne Vollzugsgesetze vor, die sich der
aktuellen Rechtsprechung anpassen und Erfahrungen aus
der Praxis berücksichtigen. In der Anhörung kam auch

zum Ausdruck, dass gute Arbeit geleistet worden ist. Des-
halb werden wir den Gesetzentwürfen in zweiter Lesung
zustimmen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Holger Bellino (CDU): Wir auch!)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Kollege Rentsch. Er hat keinen Punkt
angegeben, vielleicht wollte er den ganzen Tag reden. Herr
Kollege, bitte nur einen Punkt.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, vielen Dank für diese sympathische Einlei-
tung meiner Rede. Ich hätte es auch akzeptiert, wenn Sie
jemand anders aus der FDP-Fraktion aufgerufen hätten.

Meine Damen und Herren, der Strafvollzug ist ein wichti-
ges Thema. Kollege Bellino hat gerade mit mir gefachsim-
pelt, ob die Maßnahme des Hessischen Landtags eine Re-
sozialisierungsmaßnahme für Herrn Kollegen Bellino ist.
Ich weiß nicht, ob er sich dafür eignet. Auf jeden Fall hat
Frau Kollegin Müller recht: Es gibt bei diesem Thema mit
Sicherheit wichtige Ansätze für den Landesgesetzgeber.
Die Verantwortung, die wir für die Organisation eines or-
dentlichen Strafvollzugs tragen, ist sehr hoch.

Bei diesem Thema geht es darum, dass für Menschen, die
mit dem Gesetz in Konflikt geraten sind und die im Rah-
men einer Freiheitsstrafe wieder auf den rechten Weg ge-
bracht werden sollen, alle notwendigen Maßnahmen zur
Verfügung stehen müssen, um das möglich zu machen.

Ich will nicht verhehlen, dass die Debatte im Hessischen
Landtag in den letzten Jahren immer wieder von sehr un-
terschiedlichen Auffassungen geprägt war.

Beim Strafvollzug ist die Resozialisierung eines der zentra-
len Themen. Ich glaube, dass das, was die Landesregierung
mit dem Gesetzentwurf vorgelegt hat, und auch das
Gleichgewicht, das sie zwischen Resozialisierung und Si-
cherheit anstrebt, richtig ist. Diese „dynamische Balance“
– so formuliert es die Regierung selbst – ist richtig, und es
ist richtig, wie sie in diesem Gesetzentwurf ausgestaltet ist.
Ich glaube, dass Kollege Poseck als OLG-Präsident recht
hat, wenn er sagt, dass das zwei Seiten einer Medaille sind
und dass wir eine in den letzten Jahren sehr ideologisch ge-
führte Debatte ein bisschen zur Seite legen sollten. Die
Praxis zeigt, dass wir deutlich weitergekommen sind.

(Beifall bei der FDP)

Kollege Wilken, ich will meine Verwunderung nicht ver-
hehlen, dass das Thema Zuverlässigkeitsprüfung anstalts-
fremder Personen für Sie ein solches Problem darstellt.
Wir wissen aus der Erfahrung der letzten Jahre, dass beim
Zugang anstaltsfremder Personen immer wieder Dinge in
die Gefängnisse hineingeschmuggelt werden, die dort
nichts verloren haben – egal, ob das Drogen, Waffen oder
andere Dinge sind. Es ist doch unstreitig, dass wir an die-
ser Stelle Handlungsbedarf hatten und dass wir hier etwas
machen mussten.

Man kann immer darüber diskutieren, ob das, was dort ge-
regelt wird, richtig ist. Das jetzt aber ins Gesetz zu schrei-
ben und nicht mehr auf dem Erlasswege zu regeln, ist der
deutlich mutigere Schritt. – Das hätten wir uns übrigens
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auch bei der Umweltministerin für die Jagdverordnung ge-
wünscht.

Es ist also ein richtiger Schritt, das ins Gesetz zu schrei-
ben. Trotzdem sage ich: Auch der Hessische Datenschutz-
beauftragte hält diese Regelung für möglich und richtig.
Insofern sind wir hier auf einem guten Weg. Ich will aus-
drücklich sagen, dass wir das unterstützen, wie das hier
neu geregelt wird.

(Beifall bei der FDP)

Wir glauben auch, dass das Ministerium mit diesem Ge-
setzentwurf bei der Bekämpfung extremistischer Bestre-
bungen den richtigen Weg einschlägt. Wir können immer
darüber streiten: Ist das genug? Ist das nicht genug? – Das
werden wir auch tun, denn das Gesetz ist kein statisches
Instrument, sondern es muss weiterentwickelt werden. Das
tun wir auch. Wir werden es uns anschauen. Die Gespräche
des Unterausschusses Justizvollzug werden gerade bei die-
sem Thema weitergeführt werden, auch mit den Anstalts-
beiräten. Wir sind also hier auf einem richtigen Weg.

Sowohl die Erleichterung von Kontaktverboten wie auch
die besonderen Sicherungsmaßnahmen sind richtige Schrit-
te, um hier zu Verbesserungen zu kommen. Wir halten die-
se Änderungen für notwendig – nicht nur wegen der sala-
fistischen Bestrebungen, auf die auch im Vollzug Einfluss
zu nehmen ist, sondern es geht natürlich auch um Vereine
wie „Sturm 18“, die im rechtsextremen Bereich aktiv sind
und Netzwerke gründen. Da müssen wir dringend einen
Riegel vorschieben, im wahrsten Sinne des Wortes. Ich
glaube, die Expertenkommission NSU begrüßt diese Maß-
nahme nicht umsonst, und wir halten auch das für richtig,
was der Gesetzentwurf hierzu regelt.

In der Anhörung gab es natürlich auch Kritik, da hat Frau
Hofmann recht. Aber die grundsätzliche Zustimmung, die
bei vielen Anzuhörenden vorhanden war, sollte dazu füh-
ren, dass der Hessische Landtag diesen Gesetzentwurf un-
terstützt. Wie gesagt, werden wir das Gesetz nicht als stati-
sches Instrument begreifen, sondern es gemeinsam weiter-
entwickeln müssen. Aus diesen Gründen wird die FDP-
Fraktion, wie schon im Ausschuss angekündigt, diesem
Gesetzentwurf zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat für die Landesregierung Frau Ministerin
Kühne-Hörmann.

Eva Kühne-Hörmann, Ministerin der Justiz:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Die zweite Lesung der Vollzugsgesetze – jetzt
ist es endlich so weit, nach einer sehr langen Vorbereitung.
Deswegen will ich mich zunächst ganz herzlich bei den
Kollegen Abgeordneten bedanken, die diesen konstrukti-
ven langen Weg mitgegangen sind: Hugo Klein, Karin
Müller und auch Herr Rentsch. Sie haben im Ausschuss
bei der Anhörung auch Vorschläge eingebracht.

Selten habe ich bei Gesetzentwürfen ein solches Verfahren
gesehen, das in dieser Weise aufgelegt wurde. Warum ist
das so? Die Vollzugsgesetze betreffen Gefangene und vor
allem Bedienstete, Menschen denen die Freiheit entzogen
ist. Deswegen ist es sinnvoll, eine ganz große Beteiligung

zu ermöglichen. Wir haben uns viel Zeit gelassen und
schon im Vorfeld die Praxis beteiligt. Deshalb will ich an
dieser Stelle auch ganz herzlich den Praktikern aus allen
Vereinigungen, auch aus dem Vollzug, aus anderen Bun-
desländern danken, die bei der Anhörung anwesend waren.
Sie haben dazu beigetragen, dass am Ende dieser Gesetz-
entwurf so auf den Weg gebracht werden konnte. Das ist
ein Gesetzentwurf, der nicht am grünen Tisch, in der Theo-
rie entwickelt worden ist, sondern in der Praxis. Meine
sehr geehrten Damen und Herren, deshalb gibt es anschei-
nend auch eine so breite Zustimmung bei denen, die ange-
hört worden sind.

Frau Kollegin Hofmann, viele Anzuhörende, die Sie ge-
nannt haben, haben nichts an diesem Gesetzentwurf auszu-
setzen gehabt. Ich glaube, das spricht für sich.

(Zuruf der Abg. Heike Hofmann (SPD))

Die Resozialisierung haben wir ganz bewusst mit aufge-
nommen. Im Behandlungsvollzug sind viele Maßnahmen
möglich. Frau Kollegin Hofmann, wir fangen mit den Be-
handlungsmaßnahmen nicht erst an, wenn dieser Gesetz-
entwurf jetzt beschlossen wird,

(Heike Hofmann (SPD): Das hat auch keiner be-
hauptet!)

sondern das gibt es schon sehr viel länger, und das wissen
Sie auch ganz genau von den Praktikern. Das heißt, alles,
was ins Gesetz eingeflossen ist, machen wir schon. Hinzu
kommen all die Deradikalisierungsprogramme, die wir
jetzt auflegen – auch um religiös, extremistisch motivierte
Straftäter im Vollzug davon abzubringen.

Ich würde mich freuen, wenn es eine breite Zustimmung
zu diesem Gesetzentwurf gibt, mit dem dann im Vollzug
auch wirklich qualitätsvoll weitergearbeitet werden kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Frau Ministerin. – Meine Damen und Herren,
es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf der
Landesregierung für ein Gesetz zur Änderung hessischer
Vollzugsgesetze, Drucks. 19/2578 zu Drucks. 19/2058.
Wer diesem Gesetzentwurf in zweiter Lesung zustimmen
kann, den bitte ich um das Handzeichen. – CDU, GRÜNE
und FDP. Wer ist dagegen? – SPD und DIE LINKE. Damit
stelle ich fest, dass dieser Gesetzentwurf mit den Stimmen
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen
die Stimmen von SPD und DIE LINKE angenommen und
damit zum Gesetz erhoben worden ist.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Sechstes Gesetz zur Änderung des Ge-
setzes über die Bezüge der Mitglieder der Landesregie-
rung – Drucks. 19/2579 zu Drucks. 19/2195 –

Dazu gibt es einen

Änderungsantrag der Fraktion der FDP – Drucks.
19/2680 –
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Der Kollege Frömmrich ist Berichterstatter. Er hat das
Wort.

Jürgen Frömmrich, Berichterstatter:

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stim-
men von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen
die Stimmen von SPD, DIE LINKE und FDP, den Gesetz-
entwurf in zweiter Lesung unverändert anzunehmen.

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Frömmrich. – Für die Fraktion der
GRÜNEN haben Sie das Wort.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich will ein paar kurze Anmerkungen dazu machen. Uns
liegt ein guter Gesetzentwurf vor. Er befasst sich im Prin-
zip mit zwei Regelungsbereichen. Der eine ist die Frage:
Was passiert mit Mitgliedern der Landesregierung, die in
die Privatwirtschaft wechseln? Wie kann man ausschlie-
ßen, dass es dabei Interessenkonflikte gibt? Es geht um die
Anzeigepflicht beim Wechsel in die Privatwirtschaft. Wir
haben dort eine gute Abwägung getroffen zwischen den In-
teressen der ausscheidenden Mitglieder und der freien Be-
rufswahl. Wir wollen damit erreichen, dass Interessenkon-
flikte verhindert werden.

Wir haben hier eine gute Regelung gefunden. Wir sind das
erste Flächenland in Deutschland, das überhaupt eine sol-
che Regelung schafft.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz dient der Trans-
parenz und dazu, Interessenkonflikte zu verhindern. Wir
haben die Regelung ausdrücklich zeitlich begrenzt: Wir ha-
ben es an das Übergangsgeld gekoppelt und auf 18 Monate
begrenzt. Das halte ich für eine gute Regelung.

Als Zweites haben wir die Nebentätigkeit von Mitgliedern
der Landesregierung zum Thema gemacht. Es gab immer
wieder das Begehr, dass die Mitglieder der Landesregie-
rung ihre Nebentätigkeiten öffentlich machen. Ich halte das
für ein Anliegen, dem man durchaus nachkommen sollte.
Die Bürgerinnen und Bürger haben ein Interesse daran –
und dieses Interesse soll auch befriedigt werden –, zu wis-
sen: Was machen eigentlich Mitglieder der Landesregie-
rung neben ihrer Tätigkeit im Hauptamt?

Da geht es nicht einmal darum, dass man Misstrauen hegt,
sondern es geht einfach um Transparenz. Viele Mitglieder
der Landesregierung nehmen Nebentätigkeiten wahr, die
sie qua ihres Amtes übernommen haben. Doch die Trans-
parenz soll hergestellt werden. Auch das ist in diesem Ge-
setzentwurf gut geregelt.

Wir haben dazu eine umfangreiche Anhörung gehabt. In
solchen Anhörungen gibt es natürlich immer einige, die sa-
gen, man müsste das eigentlich noch schärfer regeln, man
müsste eigentlich noch größere Zeiträume vorsehen. Aber
wir sind, wie gesagt, das erste Flächenland, das überhaupt
eine solche Regelung schafft. Schauen wir erst einmal, wie
dieses Gesetz wirkt. Irgendwann kann man dann darüber
reden, ob man da noch etwas verbessern muss. Ich glaube,
wir sind hier auf einem guten Weg.

Ein Punkt wurde angemerkt, insbesondere von der VhU,
also von der Vereinigung hessischer Unternehmerverbän-
de. Das ist die Frage: Warum regelt ihr das eigentlich nur
für die Privatwirtschaft? Warum regelt ihr das nicht für die
öffentlichen Betriebe?

Das hat uns durchaus zu denken gegeben. Das wurde in der
Anhörung auch sehr dezidiert vorgetragen. Die Kollegin-
nen und Kollegen von der FDP haben dazu jetzt einen Än-
derungsantrag vorgelegt. Wir werden diesem Änderungs-
antrag zustimmen, weil wir glauben, dass man solche Din-
ge nicht nur für die Privatwirtschaft regeln muss, sondern
auch dann, wenn es darum geht, dass Mitglieder der Lan-
desregierung in Gesellschaften wechseln, die zum großen
Teil in öffentlichem Eigentum sind.

Mit dieser Änderung werden wir diesen Gesetzentwurf
noch ein bisschen besser machen. Daher hoffe ich auf Ihre
Zustimmung. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat der Abg. Rock für die FDP-Fraktion.

René Rock (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Jetzt muss
ich meine Rede umschreiben. Das hat mich jetzt doch et-
was überrascht, positiv überrascht.

(Beifall bei der FDP – Günter Rudolph (SPD): Aber
du bist flexibel, dir trauen sie das zu!)

Es ist richtig, was Kollege Frömmrich hier vorgetragen
hat. In den grundsätzlichen Ausführungen hat er recht. Es
ist ganz wichtig, dass wir hier – in einer Zeit, in der es
nicht zu neuen Wahlen und möglichen Veränderungen im
Kabinett kommt – solche Regelungen treffen und die in al-
ler Ruhe diskutieren können. Wir versuchen, objektiv und
mit breiter Mehrheit ein solches Gesetz auf den Weg zu
bringen.

Unser Vorschlag lautete, die Regelungen, die vorgesehen
waren, zu konkretisieren und deutlich zu machen, dass alle
Unternehmen, nicht nur die privatwirtschaftlichen Unter-
nehmen, sondern auch die Unternehmen im öffentlichen
Besitz, eingebunden sind.

Wenn die Koalition unseren Vorschlag aufnimmt, so wie
er auch aus den Reihen der VhU vorgetragen worden ist,
können wir diesem Gesetzentwurf natürlich auch zustim-
men; und dann, so glaube ich, bringen wir mit breiter
Mehrheit etwas auf den Weg, mit dem wir alle gut leben
können und mit dem Regeln zur politische Hygiene und
zur Transparenz geschaffen werden, aufgrund derer jeder
weiß, wie er sich zu verhalten hat, sodass unangenehme
Diskussionen, die jede Fraktion betreffen können und viel-
leicht – bundesweit gesehen – auch schon jede Fraktion be-
troffen haben, vermieden werden. Das werden wir also
gerne mittragen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 59. Sitzung · 26. November 2015 4181



Präsident Norbert Kartmann:

Für die Fraktion DIE LINKE hat Herr Dr. Wilken das
Wort.

Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Bei diesem Gesetzentwurf geht es unter anderem darum,
Vertrauen in der Bevölkerung wiederzugewinnen, das die
Politik durch spektakuläre Wechsel auf Bundesebene, die
zeitnah aus einem Ministeramt in die Privatwirtschaft er-
folgt sind, verloren hat. „Zeitnah“ war in der letzten Zeit
immer ein Zeitraum, der rund zwölf Monate betrug. Die
Fraktion DIE LINKE stört es nach wie vor, dass Sie in Ih-
rem Gesetzentwurf vorsehen, dass die Regelung, also der
Verzicht auf ein in aller Regel gut dotiertes Amt in der Pri-
vatwirtschaft oder, wie wir jetzt gerade gehört haben, in ei-
nem privatisierten ehemals öffentlichen Unternehmen, ma-
ximal zwölf Monate gelten soll.

Sie haben uns in den Diskussionen immer darauf hinge-
wiesen, dass alleine diese Einschränkung der Berufsfreiheit
grundgesetzlich garantiert ist und dass deswegen an dem
Zeitraum von maximal zwölf Monaten nicht zu rütteln sei.
Andere Bundesländer sind insoweit aber viel mutiger. Zu-
gegebenermaßen sind es die Stadtstaaten in unserer Repu-
blik, aber wir sind wohl alle der Meinung, dass auch in den
Stadtstaaten das Grundgesetz gilt.

Wir sind der Auffassung, dass wir, wenn wir ein solches
Gesetz auf den Weg bringen, was wir prinzipiell befürwor-
ten, etwas strengere Regeln brauchen, als Sie sie heute ver-
abschieden werden. Deswegen werden wir gegen das Ge-
setz stimmen. – Ich bedanke mich.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat der Abg. Kasseckert, CDU-Fraktion.

Heiko Kasseckert (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich kann nahtlos an das anknüpfen, was die Kollegen
Frömmrich und Rock hier vorgetragen haben. Wir haben
zur Beratung dieses Gesetzentwurfs eine schriftliche An-
hörung durchgeführt, die ergab, dass man es in weiten Tei-
len begrüßt, dass die Hessische Landesregierung einen sol-
chen Vorschlag unterbreitet.

Ich betone noch einmal, Herr Wilken: Hessen ist das erste
Flächenland, das in der Bundesrepublik ein solches Gesetz
auf den Weg gebracht hat. An dieser Stelle sind wir einmal
mehr Vorreiter für die Bundesländer der Bundesrepublik
Deutschland.

Wir haben eigentlich in dem gesamten Kontext Zustim-
mung erfahren. Der einzige Punkt war in der Tat die Frage,
ob dieses Gesetz auch für die öffentlichen Unternehmen
gelten soll. Wir haben uns darüber beraten und können
dem Vorschlag der FDP beitreten, damit gar nicht erst der
Eindruck aufkommt, dass hier irgendetwas gemauschelt
werden sollte. Ganz im Gegenteil wollen wir Transparenz.
Wir wollen aber auch, dass die Persönlichkeitsrechte der
einzelnen Mitglieder der Landesregierung gewahrt werden.
Deshalb glauben wir, Herr Wilken, dass wir mit der Ka-

renzzeit von 18 Monaten, mit der Begrenzung auf die
zwölf Monate der Bezüge des Übergangsgeldes, ausrei-
chend Vertrauen schaffen können. Das hat auch die Anhö-
rung ergeben.

Insofern werden wir dem Gesetzesvorschlag mit der von
der FDP beantragten Änderung zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie des Abg. Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn
(FDP))

Präsident Norbert Kartmann:

Für die SPD hat Herr Kollege Rudolph das Wort.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir regeln nun in Hessen, was wir als SPD-Fraktion schon
in den letzten Jahren gefordert haben. Der Wechsel von
Regierungsmitgliedern in die Privatwirtschaft muss eine
Übergangsphase, also eine Karenzzeit, beinhalten, so wie
es im Bund auch der Fall ist. Die diesbezüglichen Anträge
haben Sie in den letzten Jahren abgelehnt. Jetzt könnte
man sagen, es sei ja nicht verboten, schlauer zu werden.
Das ist an der Stelle zugestanden. Ob Sie es freiwillig und
gern gemacht haben, spielt auch keine Rolle. Die Begrün-
dung wird ja bei einem Gesetzentwurf nicht mit beschlos-
sen. Diese Regelung ist notwendig, richtig und konsequent.

Wir haben – auch wenn es kurzfristig beantragt wurde –
ebenfalls kein Problem damit, zu sagen, dass das auch für
öffentliche Unternehmen gilt, obwohl wir nicht die Diktion
der FDP teilen, dass eine besondere Gefährdung besteht,
wenn jemand in ein öffentliches Unternehmen wechselt.

Im Kern geht es darum, dass jemand, wenn er Wissen aus
einem Amt erworben hat, dieses in seine neue berufliche
Tätigkeit mitnimmt und daraus Vorteile zieht. Deswegen
finden wir, wenn eine angemessene Karenzzeit – in der
Anhörung hat jemand von einer Abkühlphase gesprochen –
zu verzeichnen ist, dann ist das der richtige Ansatz, damit
erst gar nicht der Eindruck der Vetternwirtschaft entstehen
kann.

Wir sehen dadurch auch nicht, wie es einige behaupten, die
Berufsfreiheit unterhöhlt. Wenn ich aus einem öffentlichen
Amt Wissen mitnehme, habe ich dadurch einen Vorsprung.
Das geht nicht unendlich, aber für 18 Monate bzw. be-
grenzt auf zwölf Monate. So lautet auch die Regelung im
Bund. Hamburg geht etwas weiter.

Der Minister – Staatsminister Wintermeyer; so viel Zeit
muss sein – hat mich unfreundlich gefragt, ob ich nicht le-
sen könne. – Selbst das hat er mir nicht unterstellt. Aber
ich habe es unterschwellig so empfunden. Ich bin sensibel,
wie Sie auch.

(Heiterkeit – Michael Boddenberg (CDU): Da muss
der Kollege Rudolph selbst kurz lachen!)

– Wenn man sensibel ist, dann ist das nichts Negatives. –
Ich will aber kein Taschentuch vom Kollegen Bellino. Dar-
auf lege ich ausdrücklich keinen Wert.

(Holger Bellino (CDU): Ich gebe dir eines! Ich habe
dir vorhin schon eines angeboten!)

Er hat flapsig gefragt – das war damit gemeint –: Was pas-
siert, wenn ein Regierungsmitglied der Anzeigepflicht
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nicht nachkommt? Welche Sanktionsmöglichkeiten gibt
es? Dann greift natürlich der Tatbestand. Aber mir ging es
um etwas anderes. Man könnte ja auch den Tatbestand der
Ordnungswidrigkeit einfügen; denn wenn jemand Regie-
rungsmitglied ist, weiß er schon, welche Vorschriften er zu
beachten hat. Das fehlt uns in dem Gesetzentwurf. Wir hät-
ten uns auch durchaus noch eine Regelung vorstellen kön-
nen, die etwas über diese 18 Monate hinausgeht.

Es ist immer abzuwägen, und es ist immer klug zu schau-
en, dass gar nicht erst der öffentliche Eindruck des Interes-
senkonflikts entsteht. Wahrscheinlich gibt es fast in jeder
Partei Fälle, bei denen wir sagen, das hätte so nicht sein
müssen. Insofern gibt es einen Fortschritt. Wir regeln einen
Tatbestand, bei dem wir in Hessen jahrelang nichts ge-
macht haben. Das ist das Positive. Wir hätten uns eine wei-
ter gehende Regelung vorstellen können. Wir vermissen
insbesondere Sanktionsmöglichkeiten. Das ist für uns auch
der Grund, warum wir dem Gesetzentwurf nicht zustim-
men werden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Staatsminister Wintermeyer.

Axel Wintermeyer, Minister und Chef der Staatskanz-
lei:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wenn ein Ge-
setzentwurf eine lebhafte Debatte, Herr Rudolph, teilweise
auch sensible Debattenbeiträgen, hervorruft, ist das immer
ein gutes Zeichen. Dann ist nämlich nicht nur zu vermuten,
dass das Thema wichtig ist, sondern dies zeigt auch die be-
sondere Stärke unserer parlamentarischen Demokratie;
denn in Rede und Gegenrede, auch in Anhörungen, werden
Argumente ausgetauscht, überprüfen wir den eigenen
Standpunkt und wollen wir miteinander eine möglichst gu-
te Lösung herbeiführen. Gestatten Sie mir den Hinweis:
Daran teilhaben zu dürfen, ist ein Privileg. Gerade da wir
momentan diese Zeiten durchmachen, kann man dieses
Privileg nicht hoch genug einschätzen.

Meine Damen und Herren, im vergangenen Sommer hatte
ich bereits die Gelegenheit, Ihnen die Grundzüge der ge-
planten Karenzregelung zu erläutern. Ich darf Ihnen noch
einmal kurz die beiden Überlegungen in Erinnerung rufen,
die ihr zugrunde liegen.

Erstens. Politik darf keine geschlossene Veranstaltung
sein, aber Politik darf auch keine Einbahnstraße sein. Im
Anschluss an ein Regierungsamt muss man daher wieder
in den alten Beruf zurückkehren oder eine neue Beschäfti-
gung aufnehmen können.

Zweitens. Bei einem solchen Wechsel darf nicht einmal
der Anschein einer Interessenkollision entstehen.

Die öffentliche Anhörung zu dem Gesetzentwurf hat uns
allen gezeigt, dass die Landesregierung mit dieser Ein-
schätzung richtig liegt. Das Vorhaben der Landesregie-
rung, den Wechsel zwischen beiden „Welten“ – wenn ich
das einmal so formulieren darf – gesetzlich zu regeln, hat
breite Zustimmung gefunden. In Deutschland gibt es bisher
erst zwei solcher Karenzzeitgesetze: auf der Bundesebene
und im Stadtstaat Hamburg. Hessen wäre also das dritte
Land und das erste Flächenland in der Bundesrepublik, das

eine solche Karenzzeitregelung einführt. Ich bedanke mich
für das zwar nicht ganz ausgesprochene, aber gemeinte
Lob von der Opposition.

Meine Damen und Herren, es ist klar, dass es unter diesen
Bedingungen noch keine Best Practice geben kann, an der
wir uns orientieren könnten. Das sage ich all denen, die
sich entweder beklagen, wir gingen weiter als Hamburg
oder der Bund, oder uns vorhalten, Herr Rudolph, wir blie-
ben hinter den existierenden Regelungen zurück. In der Tat
haben wir nicht abgeschrieben, sondern eigene Regelungen
getroffen. So erklärt sich etwa, um Ihnen ein Beispiel zu
nennen, warum wir der Landesregierung im Falle einer
Anzeige eine Frist von 30 Tagen einräumen wollen, um
über eine Anschlusstätigkeit zu befinden. Zum Vergleich:
Hamburg hat hierfür eine Frist von 14 Tagen vorgesehen,
der Bund im Übrigen gar keine Frist. Wir meinen, dass
zwischen den Interessen des ehemaligen Regierungsmit-
glieds an einer raschen Entscheidung und dem Interesse
der Allgemeinheit und auch der Landesregierung, diese
Entscheidung auf einer hinlänglich gesicherten Tatsachen-
grundlage zu treffen, abzuwägen ist. Eine Frist von 30 Ta-
gen halten wir für einen vertretbaren Ausgleich zwischen
beiden Positionen.

In ähnlicher Weise könnte ich Ihnen noch etliche andere
Regelungen des Gesetzentwurfs erläutern. Ich will es aber
bei dem Aspekt bewenden lassen, den die FDP mit ihrem
Änderungsantrag aufgegriffen hat: die Anzeigepflicht bei
der Übernahme einer Tätigkeit bei einem öffentlichen Un-
ternehmen durch ein ehemaliges Regierungsmitglied. Bei
dieser Regelung im Gesetzentwurf haben wir uns Folgen-
des überlegt. Eine Karenzvorschrift greift in die Berufsfrei-
heit ein, die das Grundgesetz ausdrücklich schützt. Ein sol-
cher Eingriff ist nur dort gerechtfertigt, wo er wirklich nö-
tig ist. Dabei muss man den Zweck der Karenzzeit im Au-
ge behalten. Sie soll bereits dem Anschein entgegenwir-
ken, das frühere Regierungsmitglied habe sein Amt nicht
im Sinne des Gemeinwohls, sondern mit Blick auf die ei-
genen künftigen Karrierechancen ausgeübt. Diese Gefahr
dürfte umso größer sein, je mehr die Anschlusstätigkeit der
Verwirklichung von Privatinteressen dient und Gemein-
wohlbelange in den Hintergrund treten. Deshalb macht es
einen Unterschied, ob ehemalige Regierungsmitglieder in
die Privatwirtschaft wechseln oder zu einem Unternehmen,
dessen öffentliche Anteilseigner auf die Wahrung des Ge-
meinwohls hinwirken können.

Ich möchte betonen: Das ist für uns aber keineswegs eine
Grundsatzfrage. In der Debatte wurde deutlich, dass sich
der Landtag für die Annahme des Änderungsantrags der
FDP aussprechen wird. Die Landesregierung kann, das
möchte ich Ihnen hiermit sagen, sehr gut damit leben.

Meine Damen und Herren, unser Staat lebt vom Vertrauen
seiner Bürger. Uns allen muss daher daran liegen, dieses
Vertrauen zu erhalten, gerade in heiklen Situationen, zu
denen der Wechsel aus einem Regierungsamt in eine priva-
te Tätigkeit gehören kann. Das gelingt nur mit Klarheit und
Verlässlichkeit. Wir sind sicher, dass die Karenzzeitrege-
lung, die wir in Hessen einführen wollen, dazu einen wich-
tigen Beitrag leistet.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. – Es liegen keine weiteren Wortmeldungen
vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Zunächst stimmen wir über
den Änderungsantrag der Fraktion der FDP ab. Wer dem
Änderungsantrag zustimmen kann, den bitte ich um ein
Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich der
Stimme? – Bei Enthaltung der LINKEN und Zustimmung
der anderen Fraktionen ist der Änderungsantrag angenom-
men.

Ich lasse nun über den Gesetzentwurf in geänderter Fas-
sung in zweiter Lesung abstimmen. Wer dem Gesetzent-
wurf in dieser Fassung zustimmen kann, den bitte ich um
das Handzeichen. – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen?
– Ich stelle fest, der Gesetzentwurf ist mit den Stimmen
von CDU, FDP und GRÜNEN bei Gegenstimmen der SPD
und der LINKEN angenommen und wird zum Gesetz erho-
ben.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 und Tagesordnungs-
punkt 12 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Gesetz zu dem Siebzehnten Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag – Drucks. 19/2580 zu Drucks.
19/2410 –

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Gesetz zu dem Achtzehnten Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag – Drucks. 19/2581 zu Drucks.
19/2411 –

Herr Kollege Landau übernimmt für Herrn Wiegel die Be-
richterstattung. Sie haben das Wort.

Dirk Landau, Berichterstatter:

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Be-
schlussempfehlungen zum 17. und zum 18. Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag sind identisch und lauten: Der Haupt-
ausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen von
CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LIN-
KE gegen die Stimme der FDP, den Gesetzentwurf in
zweiter Lesung unverändert anzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort hat Frau Abg Wolff für die Fraktion der
CDU.

Karin Wolff (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der Prozess der Meinungsbildung im Ausschuss war nicht
so spektakulär, als dass man die Redezeit ausschöpfen
müsste.

Es werden zwei Sachverhalte geregelt. Zum einen wird die
Zusammensetzung des ZDF-Fernsehrats nach den Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts neu geregelt. Zweitens
benennt Hessen für alle Länder einen Vertreter der Mi-
grantenverbände. Das finde ich nach wie vor erwähnens-
wert. Ich will erneut sagen: Hessen benennt als einziges

Land jemanden, der einem Bundesverband angehört, und
nicht einen Vertreter eines Landesverbandes. Das finde ich
prima. Hessen ernennt einen Vertreter einer Migrantenor-
ganisation, die viele Migrantenverbände, auch in anderen
Ländern, umfasst.

Der zweite Staatsvertrag beschäftigt sich mit der regiona-
len Werbung. Wir sprechen uns namens der CDU-Fraktion
erneut dafür aus, gegen die Kannibalisierung der regionali-
sierten Zeitungs- und Rundfunkmärkte vorzugehen. Dazu
haben uns die Gerichte die Möglichkeit gegeben, indem sie
gesagt haben, es muss – und kann – gesetzlich geregelt
werden. Das nimmt der Rundfunkänderungsstaatsvertrag
auf und bestätigt und stärkt insofern auch das Hessische
Privatrundfunkgesetz.

Dem wollen wir auch im Rundfunkstaatsvertrag eine ent-
sprechende Grundlage geben. Insofern bleiben wir dabei:
Es sind zwei sinnvolle und gute Staatsverträge, und wir
stimmen diesen auch zu.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Rentsch.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Frau Kollegin Wolff, ich glaube, dass die beiden Staatsver-
träge nicht ganz so unproblematisch sind – das haben Sie
ja schon in der Diskussion im Ausschuss gemerkt –, wie
Sie glauben.

Ich will Ihnen einmal ein Zitat vorlesen, das unsere An-
sicht zum 17. Rundfunkänderungsstaatsvertrag bestätigt:

Nahe gelegen hätte hier, die unmittelbaren Vertreter
des Staates … aus den Gremien zu entfernen und die
entsprechenden Sitze plural nur den staatsnahen –
und damit auch in der Gesellschaft wurzelnden –
Parteien und Abgeordneten zuzuordnen. Der Ent-
wurf tut das Gegenteil. Anstatt den Einfluss der Re-
gierungsvertreter zurückzudrängen, wurde auf Kos-
ten der Parteienvertreter und Abgeordneten der Ein-
fluss der Regierungsvertreter zementiert. … Dass
aber nun die Regierungsvertreter einen Entwurf vor-
legen, in dem sie die Vorhaben zur Reduzierung des
Staatseinflusses dadurch zu erfüllen suchen, dass sie
den staatsnahen Bereich aus Parteien und gewählten
Volksvertretern und Vertreterinnen gänzlich unbe-
rücksichtigt lassen … [schießt deutlich über das ge-
plante Ziel hinaus].

Kollegin Tabea Rößner, Sprecherin der GRÜNEN im Bun-
destag, teilt unsere Position vollständig, dass bei der Frage
der neuen Zusammensetzung des ZDF-Fernsehrates die
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts nicht korrekt er-
füllt werden.

Sie werden deshalb nicht richtig erfüllt, weil Regierungs-
vertreter unangetastet bleiben, während Parteivertreter, die
als Parlamentsmitglieder die Abgeordneten sind, die das
Volk direkt vertreten, quasi aus dem ZDF-Fernsehrat ent-
fernt werden. Das ist mit Sicherheit der falsche Weg, um
den 17. Rundfunkänderungsstaatsvertrag auch im Sinne
des Bundesverfassungsgerichts wasserdicht zu machen.
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(Beifall bei der FDP)

Wir bedauern das. Ich erspare Ihnen weitere Stellungnah-
men, da Sie sie selbst lesen können. Das ZDF erklärt in
seiner Stellungnahme selbst, dass die Pluralität auf der
Staatsbank durch die Nichtberücksichtigung der Parteien
nicht erhöht werde, usw. Insofern glauben wir, dass der
Weg, den Sie hier eingeschlagen haben, nicht der richtige
ist.

Beim 18. Rundfunkänderungsstaatsvertrag ist die regiona-
lisierte Werbung das Thema. Auch hier haben wir es mit
einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu tun. Das
Bundesverfassungsgericht hat den Ländern auferlegt, diese
Frage zu klären.

Kollegin Wolff, da bin ich völlig bei Ihnen. Ich habe schon
einmal gesagt: Wenn die Regelungen auf der Landesebene
jetzt rechtlich dazu führen, dass jedes Land in eigener
Kompetenz regionale Werbung unmöglich macht, versto-
ßen wir gegen die Grundlagen dieses Verfassungsgerichts-
urteils. Dann werden wir auch hier den Vorgaben des Ver-
fassungsgerichts nicht gerecht.

Wir halten das für einen Fehler. Wenn das Vorhaben, das
jetzt umgesetzt wird, faktisch zu einem Verbot regionaler
Werbung führt, werden wir uns demnächst vor dem Bun-
desverfassungsgericht wiedersehen. Es ergibt wenig Sinn,
diese Probleme hier quasi sehenden Auges zu umgehen.

Ich glaube auch, dass sich das Thema regionale Werbung
aufgrund der Digitalisierung vollständig verändern wird.
Ich will nicht verhehlen, dass ich glaube, es wird dort
große Veränderungen geben.

Aber auch hier ist der Schutz der Verleger, den Sie vorha-
ben, kein wirklicher; denn auf der einen Seite ist die Rege-
lung rechtlich fragwürdig, und auf der anderen Seite wird
sie keinen Schutz darstellen. Insofern müssen wir leider
beide Rundfunkänderungsstaatsverträge ablehnen.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächster Redner ist Kollege Siebel für die Fraktion der
SPD.

Michael Siebel (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Es geht um die zwei Rundfunkänderungsstaatsverträge. Ich
behandele sie nacheinander.

Der eine Rundfunkänderungsstaatsvertrag befasst sich mit
der Änderung in der Zusammensetzung der Gremien beim
ZDF. Diese war – ich hatte es bereits in der ersten Lesung
gesagt – wegen einer Normenkontrollklage notwendig ge-
worden, die die SPD-Bundestagsfraktion vor dem Hinter-
grund angestrengt hatte, dass in der Vergangenheit die Zu-
sammensetzung der Gremien in der Tat nicht hinreichend
staatsfern organisiert worden war.

Aufgrund der Abwägungen, die vorgenommen wurden, ist
das jetzt der Fall. Hinzu kommt, dass die Gremien verklei-
nert worden sind, was ich ebenfalls nicht für falsch halte.
Vor dem Hintergrund dessen, was uns das Bundesverfas-
sungsgericht aufgegeben hat, ist das, was jetzt dabei her-
ausgekommen ist, eine ausgewogene, tragfähige und auch
dem Urteil gerecht werdende Lösung.

Bei dem zweiten Rundfunkänderungsstaatsvertrag geht es
um die regionale Werbung. Kollege Rentsch, Sie haben na-
türlich recht, wenn Sie sagen, dass es Veränderungen ge-
ben wird, wenn weitere digitale Medien die Landschaft be-
reichern – oder zumindest hinzukommen. In der besonde-
ren Situation der Verantwortung für das Land Hessen soll-
ten wir die regionale Werbung aber so gestalten, wie wir
das in diesem Rundfunkänderungsstaatsvertrag machen.
Deshalb gibt es auch in diesem Punkt die Zustimmung der
SPD-Fraktion. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat der Abg. Frömmrich für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Kollege Siebel
und Kollegin Wolff haben es völlig richtig dargestellt: Wir
haben es hier mit zwei Regelungsbereichen zu tun: Bei
dem einen Regelungsbereich geht es um die Zusammenset-
zung der Gremien beim ZDF.

Herr Kollege Rentsch, es ist schon erstaunlich, dass Sie
hier die Kollegin Tabea Rößner zitieren.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

– Nein. – Aber das Problem dabei ist – das kann ich auch
nachvollziehen –, dass sich, wenn man solche Urteile an-
strebt, diese dann ergehen und die Gremien auf einmal ver-
kleinert werden, diejenigen darüber beschweren, die auf-
grund der Verkleinerung dort herausfallen. Das ist leider
so. Ich bedauere es ausdrücklich, dass es ausgerechnet eine
Kollegin von den GRÜNEN getroffen hat. Aber das ist nun
einmal so.

Ich will sagen: Es war ein Urteil des Bundesverfassungsge-
richts, das uns diese Regelung aufgegeben hat. Ich glaube
aber auch, dass die Regelungen, die hier getroffen worden
sind, tragen. Der Kollege Siebel und die Kollegin Wolff
haben das eben noch einmal deutlich gemacht.

Bei dem zweiten Punkt geht es um die regionalisierte Wer-
bung. Ich will daran erinnern, dass wir im Hauptausschuss
erst vor Kurzem eine sehr umfangreiche Anhörung zum
Zustand und zur Zukunft der Printmedien und der Verlage
in Hessen durchgeführt haben. Uns alle muss bedrücken,
wie eng es auf dem Zeitungsmarkt ist und unter welch
enormem Druck auch unsere hessischen Verlegerinnen und
Verleger stehen.

Deswegen ist es richtig, dass wir die regionalisierte Wer-
bung einschränken bzw. verbieten, um den Schutz unserer
hessischen Verlage zu gewährleisten. Ich glaube, für uns in
Hessen ist das eine wichtige Entscheidung. Es ist eine
wichtige Regelung, die in diesem Staatsvertrag getroffen
wird. Deswegen wird meine Fraktion beiden Regelungen
zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Wintermeyer, Sie haben das Wort.
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Axel Wintermeyer, Minister und Chef der Staatskanz-
lei:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Mit Blick auf die sich abzeichnende fraktionsübergreifende
Zustimmung in diesem Hause möchte ich mich auf einige
wenige Aspekte beschränken, die in der Diskussion eine
Rolle gespielt haben. Beginnen möchte ich mit dem 17.
Rundfunkänderungsstaatsvertrag.

In der ersten Lesung und in den Ausschussberatungen ist
deutlich geworden, dass dieser Staatsvertrag von einer
breiten Mehrheit des Landtags getragen wird. Ich begrüße
dies ausdrücklich; denn der vorliegende Staatsvertrag hat
den Anspruch, in den Gremien des ZDF mehr Staatsferne
und mehr Vielfalt zu gewährleisten, so, wie es das Bundes-
verfassungsgericht vorgesehen hat.

Lieber Kollege Rentsch, es ist sicherlich bedauerlich, dass
dort weniger Bundesvertreter sitzen; aber das liegt einfach
daran, dass man den Fernsehrat erheblich hätte erweitern
müssen, um dafür zu sorgen, dass die Zahl der staatsnahen
Vertreter durch die Drittelregelung nicht reduziert wird.
Wir haben uns in den Ländern für eine Verkleinerung ent-
schieden, damit das Gremium arbeitsfähig ist.

Herr Kollege Rentsch, es gehört zur Wahrheit dazu, zu sa-
gen: Das ZDF ist eine Anstalt der Länder und keine An-
stalt des Bundes. Die Bundesländer legen Wert darauf –
auch wir Hessen –, dass sie mindestens einmal vertreten
sind. Die Vertreter der 16 Bundesländer machen ein Drittel
des Fernsehrats aus. Nehmen Sie die Zahl mal drei, und
dann wissen Sie, wie groß ein Fernsehrat wird. Von daher
ist der Anteil der Bundesvertreter reduziert worden. Es gibt
dort auch noch für die kommunalen Vertreter einen Sitz.
Daher musste bei den Vertretern des Bundes einfach etwas
abgezogen werden.

Meine Damen und Herren, wie geht es mit den Staatsver-
trägen nun weiter? Die Länder werden als Nächstes auch
den Deutschlandradio-Staatsvertrag an die Karlsruher Vor-
gaben anpassen. Auf politischer Ebene werden wir uns
hiermit im nächsten Frühjahr ausführlich zu befassen ha-
ben.

Gern möchte ich in diesem Rahmen auch einige Anmer-
kungen zu dem Gesetz über den Hessischen Rundfunk ma-
chen. Hier gilt es zunächst festzuhalten, dass der Rund-
funkrat des Hessischen Rundfunks, wie man feststellt,
wenn man ihn mit den Rundfunkräten anderer Landesrund-
funkanstalten oder auch dem noch bestehenden des ZDF
vergleicht, schon heute besonders staatsfern ausgerichtet
ist. Aus Sicht der Landesregierung besteht hier kein gravie-
render Änderungsbedarf.

Anpassungsbedarf wird es aber in einer Reihe ganz anderer
Bereiche geben. Ich nenne sie stichwortartig: Transparenz,
Inkompatibilität, Karenzregelungen, die Quotenregelung
oder die Dynamisierung der Gremienzusammensetzung,
insbesondere des Verwaltungsrats.

Die Amtszeit des derzeitigen Rundfunkrats des Hessischen
Rundfunks endet zum Jahresende 2016. Eine Novellierung
des hr-Gesetzes sollte aus Sicht der Landesregierung recht-
zeitig erfolgen, sodass die neue Amtsperiode des Rund-
funkrats – sie beginnt im Januar 2017 – nach neuem Recht
stattfinden kann. Die Landesregierung wird diesem Hohen
Haus in der ersten Jahreshälfte 2016 einen entsprechenden
Gesetzentwurf hierzu vorlegen.

Ich komme zum 18. Rundfunkänderungsstaatsvertrag.
Auch dazu will ich nur eine kurze Anmerkung machen. Ich
begrüße es, dass sich die Mehrzahl der Fraktionen in der
ersten Lesung klar zum Ziel des 18. Rundfunkänderungs-
staatsvertrags bekannt hat.

Dass wir in Zeiten digitaler Medien, neuer Nutzungsge-
wohnheiten und neuer Werbeformen mit dem 18. Rund-
funkänderungsstaatsvertrag keine Regelung mit Ewigkeits-
garantie schaffen, ist uns allen sicherlich bewusst. Den-
noch ist es in der derzeitigen Situation ein gutes und richti-
ges Signal, dass sich die meisten Fraktionen des Hessi-
schen Landtags weiterhin für den Erhalt und die Absiche-
rung der wirtschaftlichen Grundlagen unserer regionalen
Zeitungen und für die Hörfunk- und Fernsehanstalten des
Landes einsetzen. Insofern freue ich mich auf die breite
Zustimmung dieses Hauses für beide Rundfunkänderungs-
staatsverträge.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Ich habe keine weite-
ren Wortmeldungen.

Ich lasse zunächst über den 17. Rundfunkänderungsstaats-
vertrag abstimmen. Wer dem zustimmen kann, den bitte
ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Die FDP ist
dagegen. Stimmenthaltungen? – Damit ist das mehrheitlich
beschlossen, und der Gesetzentwurf wird zum Gesetz erho-
ben. Vielen Dank.

Jetzt kommen wir zum 18. Rundfunkänderungsstaatsver-
trag. Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um das
Handzeichen. Wer ist dagegen? – Die FDP. Enthaltungen?
– Keine. Damit ist dieser Gesetzentwurf mit großer Mehr-
heit beschlossen und wird zum Gesetz erhoben.

Meine Damen und Herren, ich rufe nun Tagesordnungs-
punkt 20 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Gesetz zur Änderung hochschulrechtlicher
Vorschriften – Drucks. 19/2670 neu zu Drucks.
19/1980 –

Herr Kollege May ist Berichterstatter. Er hat das Wort.

Daniel May, Berichterstatter:

Sehr geehrter Herr Präsident! Ich habe die Ehre, die Be-
schlussempfehlung und den Bericht des Ausschusses für
Wissenschaft und Kunst vorzutragen. Die Beschlussemp-
fehlung lautet: Der Ausschuss für Wissenschaft und Kunst
empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen der CDU und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der
SPD, der LINKEN und der FDP, den Gesetzentwurf unter
Berücksichtigung der Änderungsanträge, Drucks. 19/2432
und Drucks. 19/2652, in zweiter Lesung anzunehmen.

(Beifall)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Berichterstatter. – Ich erteile Ihnen das
Wort.
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Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ich habe auch die Ehre, den Gesetzentwurf heute zu
besprechen. Wir haben die Novelle des Hochschulgesetzes
Anfang des Jahres in Form des Regierungsentwurfs be-
sprochen. Der Regierungsentwurf war schon sehr gut, denn
er hat bereits zentrale Anliegen der schwarz-grünen Koali-
tion beinhaltet. Einer der wichtigsten Bestandteile dieses
Gesetzentwurfs ist unzweifelhaft die Einführung des Pro-
motionsrechts für forschungsstarke Bereiche der Fach-
hochschulen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich darf daher auch die Gelegenheit nutzen, die Präsiden-
ten der Fachhochschulen aus Wiesbaden, Fulda, Frankfurt
und der Technischen Hochschule Mittelhessen, die in Gie-
ßen und Friedberg sowie an vielen anderen Orten verortet
ist, heute in unserer Mitte begrüßen. Es zeigt, welch wich-
tigen Schritt wir heute gehen werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Die Maßnahme war im Anhörungsverfahren nicht ganz un-
umstritten. Die Universitäten haben leise Skepsis geäußert,
aber die große Mehrheit der Anzuhörenden hat sich doch
sehr positiv geäußert. Ich darf das renommierte CHE her-
vorheben, welches damals sagte:

Das CHE begrüßt daher grundsätzlich die Überle-
gung, an Fachhochschulen eigenständige Promotio-
nen zu ermöglichen.

Die VhU sagte, dies entspreche der tatsächlichen Entwick-
lung der Fachhochschulen. Es sei nur konsequent. Auch
die Gewerkschaft ver.di äußerte sich sehr positiv.

Für uns als GRÜNE ist schon seit Langem klar, dass die
Fachhochschulen, die mit der Neuregelung des Gesetzes
Hochschulen für angewandte Wissenschaften heißen wer-
den, diesen weiteren Entwicklungsschritt gehen können, da
sie sich in den letzten Jahren hervorragend entwickelt ha-
ben, was die Forschungs- und Innovationskraft angeht.
Von daher erhoffen wir uns von diesem Schritt, dass die
Innovationskraft, die dort entwickelt wurde, und der Wis-
senstransfer vor allen Dingen mit kleinen und mittleren
Unternehmen einen weiteren Schub erhält. Wir glauben,
dass dies unserem Land sehr guttun wird.

Ich möchte mich an dieser Stelle auch gegen die im Aus-
schuss vorgebrachten Änderungswünsche von FDP und
SPD stellen, die quasi gesagt haben, man müsste noch ein-
mal eine Runde drehen und schauen, ob man es nicht auf
andere Art und Weise hinbekommen würde. Dazu muss
ich sagen: Diese Forderung kommt ein paar Jahre zu spät.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

In der letzten Wahlperiode war es sozusagen der vordring-
liche Weg, dass man auf die Universitäten zugegangen ist
und gesagt hat: Macht es kooperativ. – Der kooperative
Weg wird auch in Zukunft möglich sein. Wir ermöglichen
dort sogar noch mehr. Aber aufgrund der Erfahrungen, die
wir dort gemacht haben, bin ich mir sicher, dass wir jetzt
den nächsten Schritt gehen müssen. Was die Qualitätsstan-
dards angeht – denn es wird gefragt, ob dort die entspre-
chende Qualität vorhanden sein wird –, sage ich: Auch da
beugen wir vor, indem wir das so machen, dass wir mit der
Verordnung zunächst die Forschungsstärke feststellen.

Gleichzeitig sagen wir: Das Promotionsrecht ist auf Zeit
verliehen, weil wir danach eine ernsthafte Evaluation ma-
chen wollen. – Ich habe aber überhaupt keine Sorgen, dass
es an der Qualität mangeln wird. Ich vertraue darauf, dass
die Hochschulen für angewandte Wissenschaften hervorra-
gende Arbeiten abliefern werden, dass wir diesen Schritt
nicht bereuen, sondern dass viele andere Bundesländer die-
sen Schritt nachvollziehen werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie der Abg. Janine Wissler (DIE LIN-
KE))

Ich habe gesagt, dass der Regierungsentwurf schon bei der
Einbringung sehr gut war. Wegen der Kürze der Redezeit
kann ich die vielen wichtigen Maßnahmen jetzt nur stich-
punktartig darstellen: Umsetzung der Lissabon-Konventi-
on, für die Studierenden und deren Mobilität sehr wichtig;
das Teilzeitstudium und der Master werden möglich ge-
macht; der Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte
wird erleichtert; die Drittmitteltransparenz wird eingeführt;
das 3-R-Tierschutzprinzip für Forschungen mit umfangrei-
chen Dokumentations- und Berichtspflichten wird einge-
führt;

(Beifall der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

und wir führen den Tenure Track ein und damit bessere
Karrierewege für Nachwuchswissenschaftler. Auch ver-
stärken wir die gemeinsame Verantwortung der Hoch-
schulstatusgruppen. All das sind wichtige Anliegen des
Koalitionsvertrags. Von daher war der Gesetzentwurf
schon bei der Einbringung sehr gut.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Aber nichts ist so gut, dass es nicht noch besser werden
könnte. Von daher haben wir den Anzuhörenden bei der
Anhörung sehr aufmerksam gelauscht und viele Anregun-
gen der Anzuhörenden aufgenommen. Deswegen haben
wir beantragt, dass wir im Bereich der sogenannten akade-
mischen Hilfskräfte eine Änderung herbeiführen, nämlich
den Begriff „akademische Hilfskräfte“ zu streichen, und
stattdessen haben wir den Begriff „studentische Hilfskräf-
te“ konkretisiert. Damit haben wir die Bedenken vonseiten
der Hochschulen, der Gewerkschaften und der Studenten-
organisationen aufgenommen.

Wir haben den Adressatenkreis geöffnet und eine Mindest-
befristungsdauer eingeführt. Wir haben gesagt, dass die
Befristungen, die eingefügt worden sind, ganz klar von den
Befristungen des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes ge-
trennt gesehen werden müssen; das ist § 75 Abs. 2. Damit
nehmen wir viele Bedenken, die dort geäußert wurden, auf
und kommen zu einer sehr vernünftigen Regelung, wie ich
finde.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Ein weiterer Punkt, den wir aufgenommen haben, war das
Begehr, das vor allen Dingen vonseiten der Studentenorga-
nisationen vorgebracht wurde, die Beteiligungsmöglichkei-
ten der Studierenden zu stärken. Wir haben jetzt so große
Beteiligungsmöglichkeiten geschaffen, wie sie sonst kein
anderes Landeshochschulgesetz vorsieht. Damit schaffen
wir es, dass die Gremien der Studenten in Bezug auf Be-
lange, die sie angehen, wie die Studienorganisation, so-
wohl auf Fachbereichsebene als auch auf der gesamten
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Hochschulebene ein Initiativrecht haben und dass sie bei
allen Fragen, die ihnen wichtig sind, angehört werden müs-
sen. Das war uns als Koalition wichtig, weil es uns darum
geht, das Miteinander der Statusgruppen in gemeinsamer
Verantwortung für die Hochschulen zu stärken. Von daher
ist das, glaube ich, ein sehr richtiger Weg, den wir hier ge-
hen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir haben aus der Anhörung die Anregung betreffend
Tenure Track mitgenommen, die Qualifikationsprofessu-
ren. Wir stellen klar, dass wir die Entwicklungszusage als
Regelfall für die Qualifikationsprofessur sehen. Wir haben
klargemacht, dass wir ein verringertes Lehrdeputat veran-
kert haben wollen. Wir sind auf die Anregung eingegan-
gen, dort weniger Mindestvoraussetzungen vorzusehen,
was die Vorqualifikationen angeht. Auch hiermit gehen
wir denjenigen, die wir angehört haben, große Schritte ent-
gegen, um die Maßnahme praktikabler zu machen.

Wir ermöglichen mit dem Zusatz zu § 55 Abs. 2 etwas,
was uns in dieser Woche schon sehr häufig beschäftigt hat:
dass die Hochschulen kostenlose Gasthörerschaften für
Geflüchtete einrichten können. Das gibt es teilweise schon;
wir legalisieren das damit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der Abg. Judith Lannert (CDU))

Ich glaube, dass es eine ganz wichtige Sache ist, dass man
in Zukunft auf diese Gasthörerbeiträge verzichten kann.

Insgesamt verabschieden wir heute ein sehr innovatives
Gesetz, das aber die Adressaten, die Hochschulen, nicht
überfordert. Der Grundsatz der Autonomie bleibt unange-
tastet. Wir schaffen neue Entwicklungsmöglichkeiten und
erweitern die demokratische Teilhabe. Wir schaffen damit
die notwendige Modernisierung des Hochschulrechts, die
neben einer einzigartigen Hochschulfinanzierung, die wir
in Hessen haben, unsere Hochschulen weiter nach vorne
bringen wird. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat für die Fraktion der SPD Herr Kollege
Grumbach.

Gernot Grumbach (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich kann dem
Kollegen May durchaus zustimmen, insbesondere im Die-
ter-Thomas-Heck-Teil, also dem schnell gesprochenen
Teil. Allerdings finde ich, dass die Sprachgeschwindigkeit
und die Innovationen in keinem Verhältnis zueinander ste-
hen. Es gibt kleine Veränderungen, die relativ konsenshaft
sind. Ich glaube auch, dass es dafür keiner besonderen Be-
gründung bedarf.

Ich will mich mit den Punkten beschäftigen, bei denen die
Meinungen auseinandergehen. Eigentlich gehen die Mei-
nungen auseinander, weil es so etwas wie schlechte Ange-
wohnheiten gibt.

Die erste schlechte Angewohnheit in Deutschland ist die
Eigenwilligkeit jeder eigenen Region. Wir haben das im

Bologna-Prozess erlebt. Das Prinzip „Jeder Professor hat
seinen Studiengang“ hat dazu geführt, dass die Bologna
Ziele, z. B. Mobilität, erschwert worden sind. Der deutsche
Föderalismus hat jetzt eine neue Variante dafür gefunden,
nämlich „jeder seine eigenen Juniorprofessur“. Mit einer
gewissen kleinen Unterschiedlichkeit nach dem Motto:
Wir brauchen doch ein landeseigenes Modell.

Die zweite schlechte Angewohnheit haben Sie von der Un-
ternehmenswelt übernommen. Das, was nicht gut funktio-
niert, nämlich die Juniorprofessur in Hessen, wird ein
bisschen korrigiert und bekommt dann einen neuen Namen
und wird als neu verkauft. Wir glauben, dass es keine Ver-
besserung im großen Sinne ist, sondern es sich nur um gra-
duelle Veränderungen, nämlich eine Anpassung an die Er-
fahrungen anderer Bundesländer, in denen es funktioniert
hat, handelt. Der neue Name ist auch eine der schlechten
Angewohnheiten dieser Gesellschaft.

Der zweite große Punkt ist das Promotionsrecht. Dieses
Problem ist genau nach den Manieren der Landesregierung
gelöst worden. Der Unterschied ist relativ einfach: Ja, wir
ärgern uns alle darüber, dass die Universitäten in einem
längeren Prozess verhindert haben, dass die Kooperation,
die wir wollten, so möglich war. Die Frage ist aber, wie
Sie das lösen. Die Landesregierung und die sie tragenden
Fraktionen haben eine Lösung: Es wird von oben entschie-
den. – Darauf komme ich gleich nachher noch einmal zu-
rück.

Unser Vorschlag war: Lasst uns gemeinsam den Druck zur
Kooperation erhöhen, weil wir eigentlich alle der Meinung
sind, dass das das bessere Modell ist. – Druck zur Koope-
ration heißt, den Unis zu sagen: Ihr habt noch eine Chance,
und wenn ihr sie nicht nutzt, habt ihr relativ schnell das
Gesetz im Kreuz. – Wir glauben, dass man in einem sol-
chen Prozess auch das Ende bedenken muss. Zum Ende
gehört, dass wir in Deutschland zwei unterschiedliche
Klassen von Promotionen nicht haben wollen.

Wir glauben, dass die Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften durchaus in der Lage sind, gleiche Qualität zu
liefern wie die traditionellen Universitäten. Wir wollen das
aber nicht von oben lösen, sondern glauben, dass man das
durch ein bisschen Druck auf Kooperation lösen muss.

(Beifall bei der SPD)

Ähnlich ist das bei der Frage Konflikt und Budget. Es ist
nicht der Punkt, dass an die Hochschule zurückgespielt
wird, ihre Probleme selbst zu lösen, so wie es von den Au-
tonomiebefürwortern immer gesagt wird. Aber wenn sich
die Hochschulgremien nicht einigen können, entscheidet
das Ministerium. Das ist genau das Gegenteil von dem,
was alle Sonntagsredner verkündet haben. Es wird nicht
versucht, in dem universitären Umfeld Einigung zu erzie-
len, sondern es wird eher versucht, von oben zu entschei-
den.

Gut finde ich die Regelung zu den Tierversuchen, gut finde
ich die bessere Beteiligung der Studierenden. Im Übrigen,
Sie wissen es vielleicht nicht: Ich habe einmal einen Ge-
setzentwurf formuliert, in dem genau das alles schon stand,
aber eine wütende CDU hat es wieder gestrichen.

Um zu einer historischen Formulierung zu kommen, meine
ich, dass die Entscheidungsposition von Hochschulräten
die Autonomie von Hochschulen einschränkt, ohne dass
dafür eine demokratische Legitimation vorhanden ist. Des-
wegen lehnen wir das Gesetz ab.
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(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Beer für die FDP-Fraktion.

Nicola Beer (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben eine Novelle vorliegen, die als riesengroße Ver-
änderung angekündigt war und nachher als kleine Novelle
daherkommt. Für uns Freie Demokraten ist das akzeptabel,
scheinen doch offenbar die GRÜNEN endlich mit unseren
Hochschulgesetzen in Hessen Frieden gemacht zu haben,
die eine starke liberale Handschrift führen.

Das Gesetz kann nicht kurz genug sein, dass wir nicht doch
Fehler und verpasste Chancen finden. Das finde ich scha-
de. Die zwei Fehler, die ich sehe, werde ich explizit an-
sprechen. Es handelt sich zum einen um die Art und Wei-
se, wie jetzt das Promotionsrecht für Fachhochschulen ge-
regelt werden soll. Zum anderen handelt es sich um den
jetzt aufgenommenen Modellversuch für die Zulassung
von Realschülern mit Kaufmannsgehilfenbrief oder Gesel-
lenbrief zum Hochschulstudium.

Bei den Promotionen habe ich für meine Fraktion schon
dargestellt, dass sich die Lage durchaus verändert hat. Für
uns ist ein Promotionsrecht für Fachhochschulen auch
nicht völlig undenkbar. Die Art und Weise aber, wie das
jetzt gemacht werden soll, ist nicht durchdacht. Herr Kolle-
ge May, da haben wir eine völlig unterschiedliche Wahr-
nehmung der Anhörung. Im Nachgang zur Anhörung ist
noch eine Reihe von Briefen und Vorschlägen eingegan-
gen. Ich glaube, dass in der Anhörung deutlich geworden
ist, dass das Verfahren zur Qualitätssicherung noch nicht
einmal skizziert ist. Sie lassen erstaunlicherweise in die-
sem Blackbox-Verfahren trotz mehrfacher Nachfrage den
Wissenschaftsrat offensichtlich außen vor. Das halte ich
deswegen auch für undenkbar, da es, wie Herr Grumbach
völlig zu Recht beschrieben hat, jetzt zu einem Zweiklas-
senrecht im Promotionsrecht kommen kann.

Wenn man das wenigstens im Ansatz verhindern will, dann
kommt man nicht umhin, den Wissenschaftsrat mit in das
Verfahren einzubeziehen, um eine gebührende Anerken-
nung zu erhalten und auch die Qualitätsstandards zu erhal-
ten. Auch die Fachhochschulen müssten ein Interesse ha-
ben, dass die Qualitätsstandards eingehalten werden.

(Beifall bei der FDP)

Völlig unbestritten ist die Frage, wie wir zu der Diskussion
um das Promotionsrecht an Fachhochschulen gekommen
sind. Unbestritten ist, dass die kooperativen Verfahren bis-
her nicht gut genug funktioniert haben. Unbestritten ist
aber auch, dass dieses Verfahren funktionieren kann.

Der Präsident der Technischen Hochschule Mittelhessen
hat geschildert, wie das z. B. in Zusammenarbeit mit der
Universität in Gießen ausgesprochen gut funktioniert. Aus
diesem Grund brauche er keine zusätzlichen Regelungen.
Es wäre also der richtige Weg gewesen, die Kooperation
noch einmal zu präzisieren, so wie Sie das im Gesetz auch
machen. Dann müsste man aber auch die entsprechende
Zeit geben, dass dieses Verfahren Fuß fassen kann.

Jetzt setzen Sie ein Parallelverfahren ein. Wir hatten ver-
sucht, über einen Kompromissvorschlag eine Regelung zu

finden, die diese neue Form der Kooperation erst einmal in
Anwendung bringt, eine Evaluation des Wissenschaftsrats
vorsieht und dann, je nach Ergebnis, eine Regelung zulässt,
die unseren Hochschulen und der Qualität der Promotionen
gerecht wird. So wenig jetzt irgendetwas über Qualitätssi-
cherung im neuen Promotionsrecht erkennbar ist, so sehr
ist die weitere Inflationierung von Promotionen zu be-
fürchten. Die Promotion war einmal die Einstiegsqualifika-
tion in eine Wissenschaftskarriere. Davon sind wir lange
entfernt. Aber ich darf die Frage stellen, ob das wirklich
der richtige Weg ist.

(Beifall bei der FDP)

Ich komme zum zweiten Punkt, von dem ich glaube, dass
wir auf dem falschen Weg sind, das ist der Modellversuch
des Hochschulzugangs für Realschüler mit Gesellenbrief
bzw. Kaufmannsgehilfenbrief. Wenn Sie es genau ansehen
– wir haben jetzt dankenswerterweise den Verordnungsent-
wurf des Ministers vorliegen –, stellen Sie fest, das ist kein
Modellversuch, sondern ein Flächenversuch. Das lässt
noch mehr Fragen offen als beantwortet werden. Bislang
ist auch parallel zur dualen Ausbildung, über die berufliche
Bildung oder über die Abendgymnasien der Zugang zu un-
seren Hochschulen auf vielerlei Wegen möglich. Aber er
läuft immer parallel zur Berufsausbildung oder im An-
schluss über weiteren Zusatzunterricht, über weitere Quali-
fikationsvermittlung und entsprechende Zusatzprüfungen.

Mir ist aus dem gesamten Anhörungsverfahren und aus
dem, was die Regierungsfraktionen eingebracht haben,
nicht klar geworden, warum es dieser weiteren Qualifikati-
on, die wir in den letzten Jahren immer weiter vermittelt
haben, nicht mehr bedürfen soll oder an welcher Stelle die-
se Qualifikationen, wenn ich sie denn brauche, dann zu-
künftig vermittelt werden sollen. Bislang machen das unse-
re Berufsschulen oder unsere Abendgymnasien. Sollen das
jetzt die Hochschulen übernehmen? Werden die Hoch-
schulen hier mit zusätzlichen Geldern ausgestattet? Davon
ist in den augenblicklichen Vorlagen absolut nichts zu se-
hen.

Es wird bereits deutlich seitens der Hochschulen von flä-
chendeckenden Eingangsprüfungen gesprochen. Aber was
heißt das denn im Umkehrschluss? Dass es dann alle be-
trifft. Das heißt: Es ist egal, ob mit oder ohne Abitur – sie
haben eine Eingangsprüfung, und das ist nachher über die-
sen Umweg eine Entwertung des Zugangs über Abitur oder
Meisterbrief. Das ist wiederum ein Weg hin zu einer
falschen Gleichmacherei und zu einer Nivellierung nach
unten, die uns auch trotz der vorgelegten Verordnung nicht
überzeugt.

Deswegen kündige ich an – ich habe das auch schon in un-
serer Stellungnahme zur Verordnung getan –, dass wir als
Freie Demokraten eine Anhörung zu dieser Verordnung
beantragen werden, weil dieser Weg letztlich in die falsche
Richtung führt und wir schauen müssen, was an dieser
Stelle noch zu retten ist.

(Beifall bei der FDP)

Leider sind nicht nur Fehler, sondern auch verpasste Chan-
cen zu beklagen. Wir hätten uns ein Mehr an Autonomie
gewünscht, Herr Minister. Das ist leider nicht geschehen.

Wir hatten vorgeschlagen, eine neue Personalkategorie
über eine Experimentierklausel einzuführen, in der etwa im
Rahmen von W-1-Professuren Schwerpunkte für Personal
gesetzt werden können, z. B. mit entsprechenden Qualitä-
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ten im Wissens- und Technologietransfer oder bei der In-
frastrukturentwicklung. Wir hätten uns gefreut, wenn die
Hochschulen in eigener Autonomie auch den Begriff „Ju-
niorprofessor“ weiter hätten verwenden können, anstatt ih-
nen neue Begriffe vorzuschreiben.

Leider ist auch von der Bauherreneigenschaft, die ur-
sprünglich mal vorkommen sollte, im Entwurf nichts ent-
halten. Stattdessen gibt es weniger Autonomie. Herr Kolle-
ge Grumbach hat schon auf die seltsamen Eingriffsrechte
des Ministeriums bei der Budgetplanung hingewiesen.
Auch Eingriffsrechte des Ministeriums bei der Gehälterge-
staltung an der Stiftungsuniversität Frankfurt machen uns
nicht sehr glücklich. Sie machen in vielerlei Fällen die
Verfahren kompliziert.

Wer jetzt das Verfahren zur Abstimmung eines Budget-
plans nachverfolgt, sieht, dass es hochgradig kompliziert
ist, dass es sich sehr verlängert und dass das Ministerium
seine Finger im Spiel hat. Also: mehr Bürokratie statt mehr
Autonomie.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Bitte kommen Sie zum Ende.

Nicola Beer (FDP):

Ich komme zum Ende. – Mehr Bürokratie haben wir auch
beim Tierschutz. Da bin ich anderer Meinung als Herr Kol-
lege Grumbach. Die Regelungen zum Tierschutz gibt es
bereits. Jetzt kommen zusätzliche Berichtspflichten hinzu.

Daher: Wenn man einen Strich darunter zieht, handelt es
sich leider um eine Verschlechterung bei der Qualitätssi-
cherung, um weniger Hochschulautonomie, aber um mehr
Bürokratie. Das kann die Zustimmung der Freien Demo-
kraten nicht finden.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Kollegin Wissler für die Fraktion DIE
LINKE.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Erst einmal fin-
de ich es bedauerlich, dass wir ein so wichtiges Gesetz wie
das Hochschulgesetz zu so später Stunde diskutieren. Das
war bei der ersten Lesung, glaube ich, auch schon so ähn-
lich.

(Zurufe von der CDU)

– Ich sage nur, dass ich das bedauerlich finde. Das ist die
Macht der Tagesordnung. – Eigentlich hätte ein solcher
Gesetzentwurf eine breitere öffentliche Debatte verdient.

(Beifall der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Natürlich sind wir hier unter der kritischen Beobachtung
von vier Hochschulpräsidenten, aber ich hätte mir eigent-
lich gewünscht, dass die Diskussion eines so wichtigen Ge-
setzentwurfs eine breitere Öffentlichkeit findet.

Aber es passt ein Stück weit vielleicht auch zu dem Ge-
setzentwurf, den diese Landesregierung von Schwarz-Grün
vorgelegt hat, weil es in weiten Teilen eine Fortschreibung
des bisherigen schwarz-gelben Gesetzes ist.

Ich will ausdrücklich sagen, dass wir eine Neuerung aus-
drücklich begrüßen, nämlich das eingeschränkte Promoti-
onsrecht für die Fachhochschulen. Das halten wir für sinn-
voll und für richtig. Aus meiner Sicht wurde dafür eine
vernünftige Regelung gefunden.

Zur Frage nach der Kooperation mit den Universitäten:
Natürlich ist sie sinnvoll. Das ist in der Anhörung gar nicht
strittig gewesen. Aber man muss sehen, dass die kooperati-
ven Promotionen an objektive Grenzen stoßen. Die Uni-
versitäten haben gar nicht die Möglichkeiten, das von sich
aus zu verändern. Denn es gibt Fachbereiche an Fachhoch-
schulen, zu denen es an den Universitäten gar kein Pendant
gibt. Dadurch werden kooperative Promotionen enorm er-
schwert.

Daher finde ich es gut und richtig, dass eine solche Rege-
lung gefunden wurde. Man darf nicht darum herumreden.
Das war der kritischste Punkt in der Anhörung. Da gab es
sehr viel Kritik von den Präsidenten der Universitäten.
Nichtsdestotrotz finde ich, dass das ein richtiger Schritt ist.

Das Einzige, was man vielleicht ein bisschen sorgenvoll
ansprechen kann, ist, dass ausdrücklich gesagt wurde, dass
die Promotionen aus dem Budget selbst finanziert werden
müssen, dass es also keine zusätzlichen Mittel dafür gibt.
Da drücke ich die Hoffnung aus, dass diese Finanzierung
nicht zulasten anderer Bereiche, insbesondere der Lehre,
geht. Das wäre ein Punkt gewesen, den wir noch sinnvoll
gefunden hätten. Nichtsdestotrotz finden wir die Regelung
zum eingeschränkten Promotionsrecht so richtig und tra-
gen sie mit.

Ansonsten ist der schwarz-grüne Gesetzentwurf enttäu-
schend, insbesondere beim Thema Demokratisierung, bei
dem auch aus der Opposition heraus, Herr Kollege May,
andere Forderungen seitens der GRÜNEN gestellt wurden.
Der Hauptkritikpunkt ist für mich, dass die völlig undemo-
kratischen Hochschulräte weiterhin ihre starke Stellung be-
halten, die teilweise sogar noch ausgebaut wird. Bei die-
sem Problem hätten wir uns gewünscht, die Hochschulräte
auf eine beratende Funktion zu beschränken sowie den Se-
nat und die Rechte der Studierendenschaft zu stärken.

Deswegen habe ich zu dem Punkt der Autonomie, der hier
gerne angesprochen wird, des Öfteren gesagt, dass wir die-
sem Autonomieprozess, der in Hessen praktiziert wird, kri-
tisch gegenüberstehen, weil das in Teilen eine völlige
Scheinautonomie ist. Aber wo der Gewinn an Autonomie
ist, wenn man Kompetenzen vom Ministerium auf völlig
undemokratische Hochschulräte verlagert, erschließt sich
mir nicht. Mehr Autonomie für die Hochschulen muss eine
Übertragung an die demokratisch gewählten Gremien der
Hochschulen und nicht an Hochschulräte bedeuten.

Dann hat Herr May noch eine Neuerung des Gesetzent-
wurfs angesprochen, nämlich die Drittmitteltransparenz.
Ich will der Vollständigkeit halber sagen, dass es schon ei-
ne sehr eingeschränkte Drittmitteltransparenz ist, weil der
Zusatz dabei ist, dass die Drittmittel nur veröffentlicht wer-
den, wenn die Geldgeber dem auch zustimmen. Das halte
ich schon für eine Einschränkung von Transparenz. Ich
will noch einmal deutlich machen, dass wir dem wachsen-
den Einsatz von Drittmitteln ohnehin kritisch gegenüber-
stehen, vor allem da seit der Novelle von 2009 die Dritt-
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mittel nicht obendrauf kommen, sondern die Hochschulen
verpflichtet werden, Drittmittel einzuwerben. Deshalb sind
die Drittmittel oftmals eine Kompensation für das viel zu
knappe Grundbudget.

Das halten wir für ein Problem, und zwar nicht, weil das
Mittel aus der Wirtschaft sind. Es sind oftmals öffentliche
Mittel und zum Teil Landesmittel, etwa wenn man an
LOEWE denkt. Sie werden im Vergleich zu einer Rege-
lung durch den Landesgesetzgeber völlig intransparent ver-
teilt.

Zweitens werden diese Mittel befristet vergeben. Genau
über dieses Problem reden wir immer wieder, nämlich über
die befristete Beschäftigung an Hochschulen. Wenn man
befristete Projektfinanzierung macht, führt das natürlich
auch zu befristeten Verträgen. Gerade in Lehre und For-
schung sagen wir: Daueraufgaben brauchen dauerhafte
Stellen. Deswegen kritisieren wir im Grundsatz, dass die
Drittmittelfinanzierung einen immer größeren Anteil an
der Hochschulfinanzierung ausmacht. Da müsste das
Grundbudget gestärkt werden, anstatt die Forderung zu er-
heben, dass die Hochschulen immer stärker Drittmittel ein-
werben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ansonsten halte ich den Gesetzentwurf, wie gesagt, vor al-
lem für eine Fortschreibung des bisherigen schwarz-gelben
Hochschulgesetzes. Ich finde es schade, dass man nicht an
den von mir genannten Punkten, etwa bei der Demokrati-
sierung der Hochschulen, Neuerungen gemacht hat.

Die Regelungen zum Promotionsrecht unterstützen wir.
Aber ansonsten ist der Gesetzentwurf enttäuschend. Des-
wegen werden wir dem Gesetzentwurf nicht zustimmen. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Für die CDU-Fraktion hat Frau Abg. Wolff das Wort.

Karin Wolff (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der bisherige Verlauf dieser Debatte macht mich noch si-
cherer, dass wir mit diesem Entwurf des neuen Hochschul-
gesetzes genau richtig liegen.

(Beifall bei der CDU – Minister Boris Rhein: Genau
so ist es! – Gegenruf der Abg. Janine Wissler (DIE
LINKE))

Wir haben gemeinsam einen Gesetzentwurf geschrieben,
der die Anschlussfähigkeit, die Durchlässigkeit, die Per-
spektive für Leistung für junge Menschen auf der Ebene
der Studierenden wie auch der wissenschaftlichen Mitar-
beiter und der Professoren stärkt.

Wir wollten eine Perspektive für den wissenschaftlichen
Nachwuchs durch die Qualifikationsprofessur schaffen.
Wir wollen sie – das ist ein Ergebnis der Anhörung gewe-
sen – auch für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wissen-
schaftlicher Einrichtungen, die noch nicht in dem Maße die
Erfahrung in der Lehre haben wie die anderen. Wir wollen
dort eine Steigerung der Anschlussfähigkeit.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben zum
anderen die ursprüngliche Absicht, für Studierende den

zeitlichen Umfang der Stellen für wissenschaftliche Hilfs-
kräfte zu beschränken, wieder zurückgenommen und auf-
grund der Anhörung korrigiert. Ich denke, das war eine
richtige Entscheidung.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der dritte Bereich. Wir wollten und wir wollen befähigten
Absolventen der dualen Ausbildung einen Weg in die
Hochschulen eröffnen, einen zusätzlichen Weg, der aus-
drücklich nicht die Zahl der Studierenden erhöhen soll –
das ist nicht die Absicht –, sondern der grundsätzlich er-
möglichen soll, dass auf der Grundlage eines mittleren Ab-
schlusses und einer dualen Ausbildung keine Straßenbahn-
endstation gebildet wird, sondern dass es eine weitere
Möglichkeit gibt, bei entsprechender Leistung an die
Hochschulen zu kommen. Dafür wird es die Modellversu-
che geben.

Frau Kollegin Beer, selbstverständlich wird es eine Anhö-
rung zu dieser Verordnung, die uns zur Kenntnis gegeben
worden ist, auf der Ebene der Regierung geben. Dort wird
es die eine oder andere Kritik geben und die eine oder an-
dere Änderung. Dafür sind wir durchaus offen.

Meine Damen und Herren, es gibt in der Tat in diesem
Hochschulgesetz eine Stärkung der Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften, und die ist zusätzlich zu dem ge-
wollt, was bereits im Hochschulpakt und im Haushalt ver-
abredet worden ist. Dazu gehört eben – das war der kriti-
sche Punkt der Anhörung –, dass wir in der Mehrheit unse-
rer Koalition nicht eingeknickt sind vor dem Versuch, eine
mutige Entscheidung wieder rückgängig zu machen. Dies
werden wir nicht tun, auch nicht, indem wir den Anträgen
von SPD und FDP folgen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir wollen die Möglichkeit der Promotion an Fachhoch-
schulen, ich sage noch einmal: a n Fachhochschulen,
nicht der Fachhochschulen. Das ist ein kleiner, dezenter
Unterschied. Wir wollen keine allgemeine Promotion an
Fachhochschulen, sondern wir wollen sie an speziellen
Fachgebieten, an leistungsfähigen Fachgebieten. Auch dort
kommt der Gedanke der Kooperation wieder sehr schnell
zum Tragen, weil diese leistungsfähigen Fachgebiete auch
gerne hochschulübergreifend gebildet werden. Dessen bin
ich mir relativ sicher.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir nehmen sehr
wohl wahr, dass die Präsidien der Fachhochschulen ein
höchstes Interesse an Qualitätsansprüchen für diese Pro-
motionen haben werden und bereits jetzt haben. Denn eine
Lässigkeit an dieser Stelle am Anfang würde das gesamte
Projekt desavouieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen bin ich relativ sicher, dass nicht nur die Fach-
hochschulen mit dem Ministerium sehr genau justieren, wo
diese Fachrichtungen definiert und eingeführt werden. Ich
bin auch sehr sicher, dass eine externe Evaluation abgesi-
chert wird. Ich bin mir zusätzlich sicher, dass auch die bis-
herigen kooperativen Promotionen und die Kooptation von
Fachhochschulprofessoren an Universitäten weitergeführt
werden. Ich bin mir obendrein sehr sicher, dass die Diskus-
sion um die Qualität von Promotionen an Fachhochschulen
auch die Diskussion um die Qualität von Promotionen ins-

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 59. Sitzung · 26. November 2015 4191



gesamt, auch an Universitäten, eröffnet und befeuern wird.
Auch das ist gut so.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, das Hochschulgesetz 2016 ist
eine gute und eine ausgewogene Fortschreibung der bishe-
rigen Gesetze, die bereits die Eigenverantwortung von
Hochschulen gestärkt haben. Das ist erfreulicherweise aus
verschiedenen Perspektiven in dieser Debatte bestätigt
worden. Jawohl, wir wollen die Eigenverantwortung, die
Autonomie von Hochschulen. Sie hat sich vertieft, sie hat
sich schon in den letzten Jahren dadurch verfestigt, dass
die Instrumentarien, die ihnen das Gesetz gibt, intern ange-
wendet werden, dass die Instrumentarien der Eigenverant-
wortung angewendet und umgesetzt werden, indem intern
gemeinsame Leitbilder verabredet werden über alle Gremi-
en innerhalb der Hochschule hinweg, dass interne Schwer-
punktbildung festgelegt wird und darüber auch Verantwor-
tung übernommen wird; denn jede Schwerpunktbildung
bedeutet natürlich auch, dass man an einer anderen Stelle
etwas hintanstellt. Diese Schwerpunktbildung wird mittler-
weile von allen Hochschulen wahrgenommen.

Die Instrumentarien werden angewendet durch eine inter-
ne, effiziente Mittelverteilung und auch eine Verantwor-
tungsübernahme für diese Mittelverteilung.

Meine Damen und Herren, das Ministerium kann entgegen
manchen Annahmen, die in der Debatte geäußert worden
sind, natürlich nicht willkürlich eingreifen, sondern nur,
wenn die Hochschulen aus eigener Kraft nicht in der Lage
sind, zu einem Budget zu kommen – und die werden sich
hüten, zu einer solchen Situation zu kommen.

Die Hochschulen haben auch das Instrumentarium – bei
der TUD ganz deutlich, bei der Universität in Frankfurt
auch, aber auch die anderen in einem gewissen Umfang –,
ein kosten- und zeitgerechtes Bauen aus eigener Kraft her-
zustellen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die hessischen
Hochschulen haben sich bisher schon einen hohen Grad an
Eigenverantwortung, Selbstständigkeit und Autonomie er-
arbeitet, und sie werden das auf der Grundlage dieses Ge-
setzes erneut weiterentwickeln können. Insofern gilt für al-
le Hochschulen in Hessen, was dieser Tage eine Zeitungs-
überschrift über zehn Jahre TUD-Selbstständigkeit gesagt
hat: „gekonnte Autonomie“.

Meine Damen und Herren, das ist das Konzept dieses
Hochschulgesetzes bis jetzt und in dieser Novellierung, die
wir heute beschließen wollen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. – Herr Minister Rhein, Sie haben das Wort
für die Landesregierung.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Mir geht es wie Karin Wolff: Auch und gerade nach der
ersten Lesung, nach der Anhörung im Wissenschaftsaus-
schuss, nach der heutigen Diskussion bin ich mir bewusster

denn je, dass es die richtigen Entscheidungen sind, die wir
hier treffen.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

– Ja, das ist klar. – Es ist und bleibt eines der modernsten
Hochschulgesetze in Deutschland. Wenn man die wirklich
großen Änderungen, die wir hier vornehmen, als Kleinig-
keiten bezeichnet, dann weiß ich auch nicht, in welcher
Zeit man lebt.

Ich will Ihnen die Leitmotive dieses Gesetzes in Erinne-
rung rufen: Das ist erstens Durchlässigkeit, zweitens
Transparenz, drittens die Stärkung der gemeinsamen Ver-
antwortung der Organe der Hochschulen und natürlich der
Beteiligung der Studierendenschaft. Es ist viertens die ver-
lässliche Perspektive für den wissenschaftlichen Nach-
wuchs.

Ich will einen fünften Punkt hinzufügen: In Hessen wei-
chen wir keinen Millimeter – ich schließe an das an, was
Karin Wolff gesagt hat – vom erfolgreich eingeschlagenen
Weg der Autonomie ab. Vielmehr eröffnen wir mit diesem
Gesetzentwurf weitere autonome Entscheidungsbefugnis-
se, wo das sinnvoll ist. Wer es mir nicht glaubt, der glaubt
es vielleicht einem, der es wirklich beurteilen kann – ich
komme später noch darauf zurück, was Autonomie bedeu-
tet –, dem Präsidenten der Urform der hessischen autono-
men Universitäten, der TU Darmstadt. Ich will Prof. Prö-
mel aus der Anhörung zitieren. Er hat dort gesagt, „die
großen Linien der Autonomie“ werden beibehalten. In
Hessen gebe es „Entwicklungsmöglichkeiten … wie kaum
irgendwo“. – Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zur Durchlässigkeit. Im Hinblick auf beruflich Qualifizier-
te habe ich in der letzten Lesung eigentlich schon alles ge-
sagt, was zu sagen ist. Frau Beer, heute kann ich ergänzen:
Ein Entwurf liegt vor. Wir werden insoweit in der Tat
einen flächendeckenden Modellversuch an den Hoch-
schulen eröffnen. Der Startschuss wird bald gegeben wer-
den können.

Wenn Sie mich fragen – Sie haben den Wissenschaftsrat
angeführt –, warum wir das tun, kann ich nur empfehlen,
die jüngsten Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum
Verhältnis von beruflicher und akademischer Bildung zu
lesen. Da steht:

Der Wissenschaftsrat teilt die Auffassung, dass im
Rahmen einer beruflichen Ausbildung Studierfähig-
keit erworben werden kann.

Er schreibt weiter:

Unabhängig davon, wie viele beruflich Qualifizierte
… tatsächlich ein Studium aufnehmen, trägt bereits
die Kenntnis dieser Möglichkeit dazu bei, das At-
traktivitätsgefälle zwischen der beruflichen und der
akademischen Bildung zu verringern.

Genau das machen wir jetzt. Ich wäre schon ein bisschen
vorsichtiger, die Qualifikation dieser sehr bildungsinteres-
sierten und motivierten Klientel herunterzureden. Das wird
diesen Menschen nicht gerecht.

Jetzt komme ich zu dem Knackpunkt dieses großen Ge-
setzes, nämlich dem Abbau weiterer formaler Barrieren.
Das ist das Promotionsrecht für Absolventen der Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften. Wir erhalten die
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kooperativen Promotionen. Wir befördern das Zusammen-
wirken der Hochschulen in diesem Punkt. Aber wir wollen
es diesen Hochschulen auch ermöglichen, ihre forschungs-
starken Bereiche zu identifizieren und das Promotionsrecht
zu beantragen.

Es ist kein Wunder, dass das bei den Universitäten auf Kri-
tik gestoßen ist. Das kann einen nicht überraschen. Bei
manchem Zwischenton bemerkt man schon, dass es eher
ein pflichtgemäßer Protest ist. Es ist nicht besonders er-
staunlich, dass die Universitäten die kooperativen Promo-
tionen für den richtigen Weg halten. Ich will aber anmer-
ken: Es ist schon ein bisschen erstaunlich, dass sich die ko-
operativen Promotionen bei den Universitäten jetzt plötz-
lich einer so großen Beliebtheit erfreuen. Ich will zugeben:
Als wir am Anfang standen, war ich ein bisschen skep-
tisch, was das Promotionsrecht an Fachhochschulen be-
trifft.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja, eben!)

Aber mit jedem Tag mehr, an dem ich mit den Präsidenten
der Hochschulen für angewandte Wissenschaften zusam-
menarbeite, weiß ich, dass das exakt der richtige Weg ist.
Das ist ein wichtiger und richtiger Schritt, der längst über-
fällig gewesen ist.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie sind Spezialisten im Bereich der Anwendung und des
Transfers, aber auch der praxisnahen Forschung. Sie tragen
in Zukunft mehr Verantwortung für das Gesamtsystem bei
der Lehre. Sie leisten in Teilen der Forschung eine heraus-
ragende Arbeit.

Ich will das sehr deutlich sagen: Es geht mitnichten darum,
eine Einheitshochschule zu schaffen. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, diese Reform ist kein Dammbruch.
Wir führen für forschungsstarke Bereiche hessischer Fach-
hochschulen ein eigenständiges Promotionsrecht ein, weil
man anerkennen muss, dass sich die Hochschullandschaft
verändert hat. Die Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften sind heute andere, als sie es vielleicht vor 15 oder
20 Jahren gewesen sind. Es haben sich insbesondere die
Aufgaben geändert. Unsere Fachhochschulen erbringen ex-
zellente Leistungen – ich sage das auch, wenn die Präsi-
denten nicht anwesend sind. Sie erbringen auf gewissen
Gebieten und mit bestimmten Professoren Forschungsleis-
tungen auf Universitätsniveau. In einem solchen Fall halte
ich es für falsch, dass wir sie in die Rolle eines Bittstellers
drängen.

Diejenigen, die jetzt ganz überraschend Anhänger des Ko-
operationsmodells sind, muss ich dann schon fragen: Wie
kann es sein, dass eine hessische Hochschule dazu ge-
zwungen wird, nach Großbritannien zu gehen, obwohl die
Universität fußläufig von ihr entfernt ist?

Verehrte Frau Wolff, sehr geehrter Herr May, ich bin Ih-
nen dankbar, dass Sie als Mitglieder der Regierungsfrak-
tionen die Änderungsanträge der SPD und FDP ablehnen.
In diesen Anträgen kommt ein völlig anderes Verständnis
der Bedeutung des Promotionsrechts für Hochschulen für
angewandte Wissenschaften zum Ausdruck. Für sie ist das
eine Notlösung, eine Sanktionsmaßnahme – für uns ist es
das nicht. Sie sehen darin ein subsidiäres Recht. Wir sehen
darin genau das Gegenteil. Wir wollen die durch den Bolo-
gna-Prozess eingeleitete Weiterentwicklung dieses Hoch-
schultyps weiter stärken. Das halte ich für richtig.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mit Blick auf die Zeit – es ist alles gesagt worden – will
ich nur noch eines nachliefern. Frau Beer, weil Sie immer
danach fragen: Die Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften sind diejenigen, die die höchsten Qualitätsanfor-
derungen an sich selbst haben. Es müssen eine konkrete
Drittmittelstärke und Publikationen in einem bestimmten
Umfang vorhanden sein. Dies Mindeststärke von Professu-
ren einer Fachrichtung und das Lehrdeputat werden sehr
genau definiert. Sie müssen sich keine Sorgen machen,
dass wir das nicht richtig machen.

Dieser Gesetzentwurf legt eine weitere Grundlage dafür,
dass die Hochschulen die enormen Herausforderungen
schultern können. Es kommen neue Herausforderungen auf
uns zu. Dazu gehört die akademische Ausbildung für
Flüchtlinge, die Schutz suchend in unser Land gekommen
sind und die die entsprechenden Voraussetzungen mitbrin-
gen. Aus diesem Grund werde ich Ihnen in Kürze ein hes-
sisches Stipendienprogramm für Flüchtlinge vorstellen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Oh!)

Wie könnte man einen so wunderschönen Abend besser
beenden als mit einem Zitat von Ho Chi Minh, das ich Ih-
nen nicht vorenthalten möchte.

(Heiterkeit – Beifall bei der CDU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ho Chi Minh – Sie haben heute den Präsidenten der Repu-
blik Vietnam hier begrüßt – hat ein Rezept für ein optimis-
tisches Leben formuliert. Das haben auch unsere hessi-
schen Hochschulen, denen ich dafür sehr dankbar bin.

Jetzt möchte ich zu Ho Chi Minh kommen und ihn heute
Abend erneut zitieren. Er sagt: Für ein optimistisches Le-
ben sollte jeder erstens in der Politik gut Bescheid wissen –
das Gleiche gilt für Hochschulen –; zweitens zeichnen oder
malen können – ich denke an die Kunsthochschulen –; drit-
tens etwas von Musik verstehen

(Janine Wissler (DIE LINKE): Hat das auch Ho Chi
Minh gesagt?)

– nicht umsonst bauen wir den Kulturcampus in Frankfurt
und haben jetzt für die Hochschule für Musik und Darstel-
lende Kunst 100 Millionen € in die Hand genommen –; sie
sollten viertens irgendeinen Sport treiben – auch dafür sor-
gen unsere Hochschulen –; und sie sollten mindestens eine
fremde Sprache sprechen. Meine sehr geehrten Damen
Herren, ich stimme, wie so oft, Ho Chi Minh zu und wün-
sche Ihnen einen wunderschönen guten Abend.

(Heiterkeit – Beifall bei der CDU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN –Thorsten Schäfer-Gümbel
(SPD): Haben Sie das schon freigegeben? – Mathias
Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Bo-, Bo-, Boris Rhein!)

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister, ich habe das Gefühl, dass einige hier
im Haus sich Sorgen machen ob der Literatur, die Sie zu
Hause im Bücherschrank haben. Die Bibel hat er sowieso –
aber Ho Chi Minh daneben? Das passt nicht so richtig zu-
sammen.

(Beifall)

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 59. Sitzung · 26. November 2015 4193



Trotz allem, vielen Dank. – Ich habe auch keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen und damit keine Zitatgefahr.

Meine Damen und Herren, ich rufe zur Abstimmung auf.
Wer dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Ge-
setz zur Änderung hochschulrechtlicher Vorschriften zu-
stimmen kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
sind CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist da-
gegen? – Das sind die SPD, DIE LINKE und die FDP. Wer
enthält sich der Stimme? – Niemand. Damit ist der Gesetz-
entwurf mit den Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN bei Gegenstimmen aller anderen Fraktio-
nen angenommen und wird zum Gesetz erhoben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Abg. Holger Bellino (CDU) tritt an die
Regierungsbank.)

– Herr Kollege Bellino hat nur nach dem Buch gefragt.

(Heiterkeit)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz
zur Neuregelung des Hessischen Ingenieur- und Inge-
nieurkammerrechtes und des Hessischen Architekten-
rechtes – Drucks. 19/2633 zu Drucks. 19/1982 –

Berichterstatter ist Herr Kollege Eckert. Sie haben das
Wort.

Tobias Eckert, Berichterstatter:

Meine Damen und Herren! Die Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landes-
entwicklung lautet: Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Landesentwicklung empfiehlt dem Plenum
einstimmig bei Enthaltung der LINKEN, den Gesetzent-
wurf unter Berücksichtigung des Änderungsantrags der
Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Drucks. 19/2575, in zweiter Lesung anzunehmen.

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Berichterstatter. – Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort hat der Kollege Dr. Arnold für die Frak-
tion der CDU.

Dr. Walter Arnold (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Nach diesem launigen Zitat unseres Wissenschaftsmi-
nisters war ich kurzzeitig geneigt, ein Zitat eines der größ-
ten Philosophen des deutschsprachigen Raums zu bringen
– Sie kennen ihn alle, Lothar Matthäus heißt er.

(Heiterkeit bei der CDU)

Trotzdem beginne ich mit dem Gesetzentwurf. Wir be-
schäftigen uns jetzt mit dem Gesetzentwurf der Fraktionen
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz
zur Neuregelung des Hessischen Ingenieur- und Ingenieur-
kammerrechtes und des Hessischen Architektenrechtes.
Kollege Eckert hat vorgetragen, dass der Änderungsantrag
von den Fraktionen von CDU, SPD und den GRÜNEN
stammt. Daraus entnehme ich, dass wir das zu einem ge-

meinsamen Gesetzentwurf machen und das miteinander
tragen.

Am 10. September haben wir eine sehr engagierte, ver-
ständlicherweise zum Teil aber auch durchaus kontroverse
Anhörung zu diesem Gesetzentwurf gehabt. Daraus wur-
den für diesen Änderungsantrag zielführende Anregungen
aufgenommen. Zwei, drei davon möchte ich besonders er-
wähnen.

Zum einen ist in § 1 des Ersten Abschnitts dieses Gesetz-
entwurfs – unverändert zum bisherigen Ingenieurgesetz –
geregelt, wer die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ oder „In-
genieurin“ führen darf. Die Voraussetzungen dafür sind
mindestens sechs theoretische Studiensemester und min-
destens 180 Leistungspunkte. Das war auch bisher so gere-
gelt. Was wir geändert haben und was in der Anhörung zu
einem deutlich hörbaren Protest der Universitäten geführt
hat, war eine in § 1 Abs. 4 festgelegte Verordnungser-
mächtigung für eine Übergangsregelung, zur Regelung von
Übergangsfragen. Nach einer Diskussion auch mit dem
Ministerium wird das nun einvernehmlich ersatzlos gestri-
chen. Ich denke, damit konnten die Bedenken der Hoch-
schulseite – die unter Umständen einen Eingriff in die Au-
tonomie der Wissenschaft befürchtet haben – völlig ausge-
räumt werden. Jedenfalls sagen das die Reaktionen aus den
Hochschulen.

Eine zweite Neuerung, die erörtert wurde, ist in § 12 die
Einführung eines Qualitätssiegels der Ingenieurkammer
Hessen, und zwar für eine Ausbildung und Zusatzbezeich-
nung als „Fachingenieur/Ingenieurkammer Hessen“. Hier
haben einige der anderen Berufsverbände – VDI, VBI,
VhU – Bedenken geäußert. Sie hatten Sorge, dass das
möglicherweise auch für Maschinenbauingenieure oder für
Elektroingenieure oder Bauingenieure gelten soll. Nach in-
tensiven Diskussionen wurde festgelegt, dass diese Berufs-
bezeichnung, dieses Qualitätssiegel nur für die Bereiche
Bau- und Planungswesen, Geodäsie und Umweltingenieur-
wesen gelten sollen, so im Gesetz festgelegt und geregelt.
Ich denke, das räumt die Bedenken der genannten Verbän-
de völlig aus – so jedenfalls war auch die Reaktion.

Im Weiteren haben wir verändert, dass im Vorstand der In-
genieurkammer auch zwei Stellvertreter möglich sind, dass
die Anerkennung ausländischer Versicherungen als Vor-
aussetzung zur Eintragung in das Berufsverzeichnis für Ar-
chitekten geregelt ist. Daher denke ich, damit sind wesent-
liche Punkte aus der Anhörung aufgenommen worden.

Ich möchte noch sagen: Nach den teilweise doch sehr kon-
troversen Diskussionen zum Ingenieur- und Ingenieurkam-
mergesetz in der letzten Legislaturperiode – da kam es
nicht richtig weiter – haben wir jetzt eine sehr sachliche
und zielgerichtete Arbeit an diesem Gesetzentwurf erlebt,
auch ein konstruktives Verhalten der genannten Verbände.
Mit diesem Gesetzentwurf, der jetzt zum Gesetz erhoben
werden soll, werden wir eine tragfähige und durchaus auch
für andere Bundesländer richtungsweisende Grundlage für
eine erfolgreiche Arbeit der Ingenieure, Architekten und
Stadtplaner haben. Deswegen bitten wir um Zustimmung
zu diesem Gesetzentwurf. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Herr Kollege Eckert für die SPD-
Fraktion.

Tobias Eckert (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Nach einer – wie schon berichtet – etwas munteren Anhö-
rung im Wirtschaftsausschuss kommen wir heute zur zwei-
ten Lesung dieses Gesetzentwurfs.

Wenn wir eben auch ein Stück weit die Debatte des vorhe-
rigen Tagesordnungspunktes und die Einlassungen des
Kollegen Arnold richtig deuten, dann sind wir nicht nur ein
Land der Dichter und Denker, sondern in diesem Fall auch
ein Land mit hoher Ingenieurskunst – die nachher auch
noch ein Stück weit in hessischen Bibliotheken zu finden
ist: So ergeben die Lesungen dieser drei Gesetze hinterein-
ander zu dieser späten Uhrzeit sogar noch einen Sinn.

Wir freuen uns, dass wir mit dem hier vorgelegten Gesetz-
entwurf und den Änderungen relativ einmütig die nötigen
rechtlichen Rahmenbedingungen für hessische Ingenieu-
rinnen und Ingenieure schaffen können. Wir, die SPD, ste-
hen hierbei zur demokratisch verfassten Selbstverwaltung
im Kammersystem, in diesem Fall bei Ingenieuren und Ar-
chitekten.

Hessische Ingenieurinnen und Ingenieure leisten mit ihrer
hohen Fachkompetenz, ihrer Kreativität und ihrer Unab-
hängigkeit einen wichtigen Beitrag zur positiven wirt-
schaftlichen Entwicklung unseres Landes. Dass das partei-
übergreifend so gesehen wird – Herr Kollege Arnold hat es
angesprochen –, findet ein Stück weit Widerhall in dem
gemeinsam vorgelegten Änderungsantrag zum Gesetzent-
wurf. An dieser Stelle dafür recht herzlichen Dank an die
Kolleginnen und Kollegen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der CDU, dass dies so einmütig möglich war.

Ingenieure und Architekten gehören zu der großen Gruppe
der freien Berufe, die wir hier in Hessen haben. Mit Blick
auf die Uhrzeit will ich das Thema ein bisschen abkürzen.
All denjenigen, die Fragen haben, wie wir das Thema freie
Berufe sehen, wo die Herausforderung auch rechtlicher Art
für freie Berufe in Hessen liegen, empfehle ich einfach den
Blick in unseren Antrag, Drucks. 19/2565, „Perspektiven
für freie Berufe in Hessen sichern“. Das ist ein ganz objek-
tiv guter, richtiger und wichtiger Antrag, den wir im Wirt-
schaftsausschuss beraten werden.

(Beifall bei der SPD)

Herr Staatssekretär, Sie können es gerne weitergeben: Der
Minister hat gestern Abend beim parlamentarischen Abend
der freien Berufe deutlich gemacht, wie er diese Berufe in
diesem Teil unserer Wirtschaft unterstützen möchte. Des-
wegen freuen wir uns, wenn wir in dieser gemeinsamen
Überzeugung diesen Antrag später im Ausschuss abschlie-
ßend beraten und dann mit der Unterstützung der Landes-
regierung diesen Antrag auch beschließen können.

Aber es gehört natürlich auch zur Geschichte dieses Ge-
setzentwurfs – Wahrheiten sollte man in der zweiten Le-
sung hier auch nochmals deutlich ansprechen –, dass der
Grundfehler darin bestand – und deswegen waren auch lei-
der diese Änderungsanträge nötig –, dass wir mit einem
Fraktionsgesetzentwurf an dieses Thema herangegangen
sind. Herr Arnold, sogar im Ausschuss haben wir es mitbe-
kommen,

(Dr. Walter Arnold (CDU): Na, na, na!)

dass der eine oder andere Anzuhörende gesagt hat: Ich ha-
be das doch schon beim letzten Mal im Ministerium hinter-
legt. – Man musste sie dezent darauf hinweisen, dass das
etwas ganz anderes war und es sich hier um einen Frakti-
onsgesetzentwurf handelt. Da mussten wir alle etwas
schmunzeln.

(Dr. Walter Arnold (CDU): Das muss kein Nachteil
sein!)

Ich finde, dieses Verfahren ist absurd und wird der Bedeu-
tung der Sache nicht gerecht. Herr Staatssekretär, bitte dem
Minister weitergeben: auch das gehört zu den Hausaufga-
ben des Ministers und des Ministeriums. Statt sich hierhin
zu stellen und die Opposition zu beschimpfen, wie gestern,
könnte man einfach einmal das machen, wofür man ge-
wählt wurde: solche Gesetzentwürfe vorzubereiten.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Nach diesen Änderungen, die vorgenommen worden sind,
kann sich der Gesetzentwurf jetzt sehen lassen. Wir schaf-
fen gemeinsam die nötigen rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für hessische Ingenieurinnen und Ingenieure. Es ist
nun einmal so, dass wir – z. B. mit der festen Verankerung
der Partnerschaftsgesellschaften in Hessen – bundesweit
Schlusslicht in der Umsetzung dieser Regelung sind. Lei-
der Gottes gilt der alte Spruch auch in diesem Fall, nämlich
was das Tempo der Einführung angeht: Willst du Hessen
vorne sehen, musst du die Tabelle drehen.

(Heiterkeit der Abg. Andrea Ypsilanti (SPD))

Leider Gottes. Das wäre schon längst möglich gewesen,
wenn wir das im vorigen Jahr bei der Novellierung, der
Veränderung der Befristung des bisher gültigen Gesetzes,
einfach schon mit eingeführt hätten, da wir das doch so-
wieso alle hier in diesem Hause ohnehin relativ konsensual
als notwendig und wichtig erachten. Da hat man ein
bisschen etwas liegen gelassen. Das hätten wir besser und
schneller hinbekommen. Am Ende des Tages, am Ende der
Beratungen schaffen wir damit einen guten rechtlichen
Rahmen für hessische Ingenieurinnen und Ingenieure, für
die Ingenieurkammer, die Architektenkammer, mit all ih-
ren Veränderungen.

Wir bedanken uns herzlich für die konstruktive Debatte,
trotz munterer Anhörung, und auch dafür, dass das eine
oder andere Strittige mit diesen Änderungen ein wenig her-
ausgenommen werden konnte. So werden wir hier hoffent-
lich einmütig dieses Gesetz heute beschließen. Wir als
SPD-Landtagsfraktion werden diesem Gesetzentwurf mit
diesen Veränderungen zustimmen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Für die FDP-Fraktion hat der Abg. Rentsch das Wort.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Ich will es kurz
machen. Herr Kollege Arnold, wir werden dem Gesetzent-
wurf zustimmen.

Ich vertrete in dieser Debatte den Kollegen Lenders, will
aber nicht verhehlen, dass ich normalerweise nicht zu Ge-
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setzentwürfen rede, die im Jahr 2013 in meinem eigenen
Haus vorbereitet worden sind. Ich sage aber auch: Wir
wollen schon ehrlich sein.

Kollege Lenders hat sich für dieses Thema seit langer Zeit
intensiv eingesetzt und hat wie viele andere Kollegen auch
viel Arbeit hineingesteckt, teilweise mit Ihnen gemeinsam.
Daher finde ich es merkwürdig, dass es nicht möglich war,
zu einem Gesetzentwurf aller Fraktionen zu kommen. Aber
seis drum. Inhaltlich sind wir uns einig. Die Berufsbe-
zeichnung ist für die Ingenieure, für die Bauingenieure von
zentraler Bedeutung. Insofern sind wir damals auch aktiv
geworden.

Dass es sich hierbei nicht um ein Fraktionsgesetz handelt,
wissen wir alle. Ich will einmal einen Brief meines Staats-
sekretärs vorlesen, den er 2013 an den Kollegen Arnold
und den Kollegen Lenders geschrieben hat. Darin heißt es:

Kollege Arnold, Kollege Lenders,

ich beziehe mich auf unser Gespräch über eine No-
velle des Ingenieurrechts in Hessen und erlaube mir,
Ihnen als Arbeitsmaterial den hier im Hause von mir
betreuten Arbeitsentwurf für ein Hessisches Inge-
nieur- und Ingenieurkammergesetz zu übersenden.
Der Arbeitsentwurf geht zurück auf Initiative des
Präsidenten Prof. Meißner und Kollegen Wittig, Vi-
zepräsident der Ingenieurkammer …

Wir hätten das schon zu dem damaligen Zeitpunkt gerne
umgesetzt, aber damals sind wir – Kollege Arnold, Sie er-
innern sich – gemeinsam an der damaligen Wissenschafts-
ministerin gescheitert. Die Wissenschaftsministerin –
Klammer auf, CDU, Name Frau Kühne-Hörmann, Klam-
mer zu – hat diesen Gesetzentwurf verhindert. Wir hätten
das also schon fast vor drei Jahren haben können. Wäre
Frau Kühne-Hörmann noch im Amt, wäre es wahrschein-
lich immer noch nicht umgesetzt worden. Ich freue mich,
dass Kollege Rhein mittlerweile dieses Ministerium leitet.
An diesen Stellen ist dadurch ein wenig Blockade ver-
schwunden, was sinnvoll ist.

Ich denke, wir sollten ehrlich sein. Das Ministerium hat an
dieser Stelle gute Arbeit geleistet. Das wird jetzt umge-
setzt. Es gibt Änderungsanträge, die es verbessert haben.
Staatssekretär Samson wird das sicherlich bestätigen. –
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Herr Kollege Klose für die GRÜ-
NEN.

Kai Klose (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Den Popanz, ob
es nun ein Fraktionsgesetz war oder was auch immer, kön-
nen wir ganz einfach abräumen. Es bricht uns kein Zacken
aus der Krone, wenn wir sagen, dass das Ministerium
selbstverständlich an diesem Gesetzentwurf mitgewirkt
hat, dass es zugearbeitet hat.

(Günter Rudolph (SPD): Ihn erarbeitet hat! Immer
bei der Wahrheit bleiben, auch wenn es schwerfällt!)

Dieser Gesetzentwurf hat ja eine lange Vorgeschichte; dar-
über brauchen wir überhaupt nicht zu streiten.

Natürlich haben wir jetzt ein Fraktionsgesetz daraus ge-
macht, damit es dann auch in einer gewissen Geschwindig-
keit beschlossen werden kann. Denn Sie wissen, dass das
Gesetz zum Schutz der Berufsbezeichnung „Ingenieur“
und auch das Gesetz über die Errichtung der Ingenieur-
kammer sowie die Berufsordnung Ende dieses Jahres aus-
laufen. Wir hätten diese Fristen sonst nicht einhalten kön-
nen. Es sind also ganz nüchterne Gründe.

Dieser Gesetzentwurf ist vorgestellt worden. Ich will es
mir sparen, das zu wiederholen, was alles schon beschrei-
bend und richtig gesagt worden ist. Ich will mich auf die
Änderungen konzentrieren, die wir vorgenommen haben.

Die Verordnungsermächtigung hat im Vorfeld bei einigen
der Betroffenen nicht nur zu Missverständnissen, sondern
teilweise auch zu Unverständnis geführt. Hier gehen wir
den Weg, diese Verordnungsermächtigung aus dem Gesetz
herauszustreichen. Mir ist es wichtig, hier noch einmal zu
betonen, dass wir zu keiner Zeit ein irgendwie geartetes
Aushöhlen der akkreditierten Studiengänge auf dem Ver-
ordnungsweg beabsichtigt haben, sondern dass ganz im
Gegenteil die Hochschulautonomie nicht beeinträchtigt
werden sollte. Das ist auch in enger Abstimmung mit dem
Ministerium für Wissenschaft und Kunst so geschehen.

Wir sind ansonsten auch dem Vorschlag der Ingenieurkam-
mer gefolgt, sodass die Vergabe der beruflichen Fachbe-
zeichnungen „Fachingenieurin/Fachingenieur (IngKH)“
und der ansonsten international üblichen Berufsbezeich-
nungen „professionelle Ingenieurin/professioneller Inge-
nieur (IngKH)“ auf die Berufsbereiche des Bauwesens, der
Geodäsie und des Umweltingenieurwesens beschränkt
werden. Durch diese Einschränkung wird auch die beson-
dere Kompetenz der Ingenieurkammer noch einmal abge-
fragt, und außerdem werden Überschneidungen mit der ge-
werblichen Wirtschaft vermieden. Auch insoweit gab es ja
die eine oder andere Irritation.

Wir haben – Kollege Eckert hat es gesagt – in der Anhö-
rung zwar kontrovers diskutiert, aber die Kontroverse be-
stand eigentlich nicht so sehr zwischen den Fraktionen,
sondern eher zwischen den Anzuhörenden. Von daher ha-
ben wir dadurch, dass wir beispielsweise die Ingenieurfel-
der Maschinenbau und Elektrotechnik herauslassen, für
ausreichende Klarheit gesorgt.

Vielen Dank den Verbänden, der Kammer, den Hoch-
schulen dafür, dass sie sich kritisch und konstruktiv in die
Debatte eingebracht haben, und durchaus auch den Frak-
tionen, auch der Opposition, die sich dieser schwierigen
Aufgabe gestellt und den Gesetzgebungsprozess konstruk-
tiv begleitet haben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der FDP)

Ich sagte es: Dieses Gesetz hat eine lange Vorgeschichte.
Sie reicht bis in die vergangene Legislaturperiode zurück.
Es ist gut, dass diese lange Vorgeschichte heute mit einem
sehr guten Gesetz ein Ende findet. Vielen Dank dafür.

Ich will, weil ich noch ein bisschen Zeit habe

(Widerspruch bei der SPD und der LINKEN)

und sehe, dass der Kollege Rhein jetzt in die Mitte der
CDU berufen wurde, diese Zeit nutzen, um in gewisser
Weise Ehrenrettung zu betreiben. Kollege Rhein, ich habe
mich auch schlau gemacht. Zu Ihrer Ehrenrettung: Ho Chi
Minh hat auch gesagt: „Es war Patriotismus, nicht Kom-
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munismus, der mich inspiriert hat.“ Ich vermute, darauf ha-
ben Sie sich eher bezogen. – Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. Jetzt wissen wir, dass der Kollege Klose das
gleiche Buch hat.

Wortmeldungen? – Frau Kollegin Wissler. Dann kommen
Sie, Herr Staatssekretär.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Jetzt müssen Sie aber auch liefern, Frau
Wissler!)

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Als wir in erster
Lesung über das Ingenieurkammergesetz gesprochen ha-
ben, bin ich hinausgegangen. Ich dachte, es sei ein unstrit-
tiger Gesetzentwurf. Die Anhörung machte aber dann deut-
lich, dass der Gesetzentwurf so, wie ihn Schwarz-Grün
vorgelegt hat, nicht ganz unproblematisch ist. Eigentlich
sollten die Berufsbezeichnungen geschützt werden, aber
die Hochschulen hatten berechtigte Sorge, dass die Ab-
grenzung zu akademischen Graden nicht hinreichend ist.
Zudem ist in der Anhörung bezweifelt worden, dass eine
Landesregelung bei Berufsbezeichnungen sinnvoll ist, ge-
rade wenn von den Befürwortern mit der Vereinfachung
im internationalen Gebrauch argumentiert wird.

Wir verstehen aber auch das Anliegen der Ingenieure und
Stadtplaner, auch über dieses Gesetz den durch Bologna
angerichteten Schaden zu begrenzen. Bei der Anhörung
fiel des Öfteren der Hinweis, dass der Wegfall des renom-
mierten Diplom-Ingenieurs ein Problem ist.

Deswegen hatten wir nach der Anhörung ein Stück weit
Zweifel daran, ob dieses Gesetz auf Landesebene wirklich
zu einer Vereinfachung beiträgt, und fürchteten, dass es
viel eher Verwirrung stiftet. Auch ich bin der Meinung und
will mich insofern der Kritik anschließen, es wäre sinnvol-
ler gewesen, den Gesetzentwurf gleich als Regierungsent-
wurf vorzulegen. Denn ich gehe davon aus, das Ministeri-
um hat ihn sowieso geschrieben. – Es ist übrigens nett,
dass wir von dieser Dienstleistung auch einmal erfahren.
Vielleicht kann ich demnächst, wenn ich einen Gesetzent-
wurf einbringen möchte, die politischen Vorgaben direkt
an das Ministerium geben. Dann muss ich mir die Querver-
weise und Ähnliches nicht heraussuchen.

(Boris Rhein (CDU): Ich habe Ihnen immer angebo-
ten, dass ich Ihnen einmal ein Gesetz schreibe! –
Heiterkeit)

– Okay. Hervorragend, so viel Mithilfe angeboten zu be-
kommen. Vielen Dank, Herr Minister. Ich komme gerne
darauf zurück. Da wir jetzt gerade eine ideologische Öff-
nung durchleben, kommen wir uns vielleicht bei meinem
Gesetzentwurf auch inhaltlich näher.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN)

Es wäre also sicherlich sinnvoller gewesen, wenn die Re-
gierung den Gesetzentwurf eingebracht hätte. Das hätte
den Vorteil gehabt, dass es bereits eine Regierungsanhö-

rung gegeben hätte und man vielleicht schon ein bisschen
hätte abräumen können.

Nun gibt es zu dem Gesetzentwurf einen Änderungsantrag
der anderen Fraktionen. Wir als LINKE sind natürlich
nicht zur Mitarbeit eingeladen worden. Dass man bei ei-
nem Änderungsantrag zu einem „hoch ideologischen“ Ge-
setz wie dem Ingenieurgesetz nicht mit der LINKEN zu-
sammenarbeiten kann, ist völlig klar. Es ist interessant,
dass die CDU-Fraktion mittlerweile Ho-Chi-Minh-Zitate
beklatscht; aber gemeinsam mit hessischen Sozialisten
auch nur einen Antrag zu schreiben, geht natürlich zu weit,
insbesondere bei einem „ideologisch so aufgeladenen The-
ma“ wie dem Ingenieurgesetz.

Deshalb komme ich zu der Schlussfolgerung: Wir werden
uns zu diesem Gesetzentwurf mit aller Entschlossenheit
enthalten.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren, die Regierung hat das Wort.
Herr Staatssekretär Samson, bitte schön.

Mathias Samson, Staatssekretär im Ministerium für
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Lassen Sie mich, bevor ich auf das Verfahren eingehe,
kurz die zentralen Punkte und den Anlass für diesen Ge-
setzentwurf darstellen.

Es gibt eine EU-Vorgabe zur beruflichen Anerkennung
ausländischer Qualifikationen. Vor dem Hintergrund der
aktuellen Flüchtlingslage tun wir gut daran, relativ schnell
das umzusetzen, was wir als Land schon viel früher hätten
machen müssen. Wir haben einen Zeitdruck. Wir hätten
den Gesetzentwurf gerne früher vorgelegt. Das ging nicht.
Ich glaube, aus diesem Grunde war der Weg über die Frak-
tionen der richtige und notwendige. Das Verfahren an der
Stelle zu problematisieren, da bin ich nicht bei Ihnen. Mir
geht es um Inhalte, nicht um das Verfahren. Am Ende steht
ein gutes Gesetz, das wir möglicherweise sogar fraktions-
übergreifend darstellen. Das ist das, was am Ende zählt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

In der letzten Legislaturperiode ist schon einmal versucht
worden, ein solches Gesetz zu verabschieden – ohne Er-
folg. Jetzt ist es gelungen. Das ist möglicherweise der Un-
terschied zwischen der alten und der neuen Koalition.

Das zentrale Ziel des Gesetzentwurfs ist der Schutz des In-
genieurberufs. Es gibt im Augenblick mehr als 2.000 Inge-
nieurstudiengänge. Wir haben Qualitätsstandards festge-
legt, die aber nicht zu einem Eingriff in die Hochschulau-
tonomie führen. Das ist wichtig. Da gab es Missverständ-
nisse. Die haben wir geklärt, auch im Rahmen einer sehr
interessanten Anhörung. Ich glaube, das war eine gute
Möglichkeit, um noch einmal herauszustellen, was wir ei-
gentlich erreichen wollen.

Gleichzeitig geht es uns um die Sicherung von Qualitäts-
standards. Wir ermöglichen es jetzt der Fachkammer, dem
Titel den Zusatz „Ingenieurkammer Hessen“ beizufügen.
Auch da gab es einige Irritationen und Missverständnisse.
Auch an der Stelle haben wir durch eine Klarstellung,
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durch eine Begrenzung auf bestimmte Bereiche, nämlich
die Kompetenzfelder Bau- und Planungswesen, Geodäsie
und Umweltingenieurwesen, für mehr Vertrauen in das
Gesetz und für eine Abgrenzung auf dem teilweise hart
umkämpften Weiterbildungsmarkt gesorgt. Wer bei der
Anhörung dabei war, hat ja gespürt, worum es im Hinter-
grund eigentlich geht. Es geht um die Abgrenzung ver-
schiedener Märkte im Bereich der Weiterbildung. Da gab
es Befürchtungen, dass die Ingenieurkammer in Bereichen
tätig werden würde, die andere für sich gepachtet haben
oder gepachtet zu haben glauben.

Wir haben über einen Änderungsantrag zum Gesetzent-
wurf für eine Klarstellung gesorgt. Wenn das am Ende da-
für sorgt, dass wir diesem Gesetzentwurf fraktionsüber-
greifend zustimmen, dann ist das ein wichtiges Signal;
denn es handelt sich um eine sehr komplexe technische
Materie, bei der sehr viele spezifische Interessen, zum Teil
Partikularinteressen, zum Tragen kommen. Das war auch
der wesentliche Grund für die zeitliche Verzögerung. Auch
wir hätten uns das alles ein bisschen früher gewünscht,
aber einige Gespräche waren notwendig. Wenn wir diesem
Gesetzentwurf jetzt fraktionsübergreifend zustimmen, dann
ist das ein Stück weit auch ein Signal für eine gute hessi-
sche Wirtschaftspolitik, die wir damit mit ganz konkreten
Inhalten füllen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Es gab gestern eine Diskussion über den Beitrag der Oppo-
sition. An der Stelle kann man mit Fug und Recht sagen:
Auch die Fraktionen der Opposition haben sich mit viel
Engagement eingebracht. Wir sind zu einem guten Ergeb-
nis gekommen. Wenn alle Gesetze, die bei der Einbrin-
gung so streitig behandelt werden, am Ende zu einem sol-
chen Maß an Konsens zusammenführen würden, wäre das
ein gutes Signal für dieses Parlament.

Ich glaube, man kann auch seitens der Landesregierung sa-
gen: herzlichen Dank dafür – nicht nur an Sie, die Abge-
ordneten, gerichtet, sondern auch an die Mitarbeiter meines
Hauses, die sich in den letzten Jahren und Monaten sehr in-
tensiv eingebracht haben und ein teilweise sehr schwieri-
ges Verfahren am Ende zu einem positiven Ergebnis ge-
bracht haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU und der SPD)

Offensichtlich müssen Beiträge der Landesregierung mit
Ho-Chi-Minh-Zitaten enden. Ich muss gestehen, ich bin im
kommunistischen Bereich nicht so richtig sattelfest.

(Heiterkeit)

Ich habe da Fortbildungsbedarf. Vielleicht sollten wir uns
einmal unterhalten. Ich habe gerade versucht, ein Zitat zu
googeln. Auf die Schnelle habe ich kein vernünftiges ge-
funden. In einer solchen Situation ist ein nicht gehaltenes
Zitat besser als ein schlechtes. Deshalb verzichte ich und
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Heiterkeit – Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Das ist heute ein vietna-
mesischer Tag in Hessen.

Ich lasse abstimmen. Wer dem Gesetzentwurf zur Neure-
gelung des Hessischen Ingenieurkammerrechtes und des
Architektenrechtes seine Zustimmung geben kann, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer ent-
hält sich der Stimme?

(Janine Wissler (DIE LINKE): Kraftvoll!)

Dann stelle ich fest, dass diesem Gesetzentwurf mit den
Stimmen der CDU, der SPD, der GRÜNEN, der FDP und
der Stimme von Frau Öztürk bei kraftvoller Enthaltung der
LINKEN zugestimmt worden ist. Damit ist der Gesetzent-
wurf zum Gesetz erhoben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der SPD und
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich rufe den für heute letzten Beratungspunkt auf, Tages-
ordnungspunkt 21:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Bi-
bliotheksgesetzes – Drucks. 19/2671 zu Drucks.
19/2201 –

Berichterstatter ist der Abg. Hofmeister. Er hat das Wort.

Andreas Hofmeister, Berichterstatter:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der Ausschuss für Wissenschaft und Kunst empfiehlt dem
Plenum mit den Stimmen der CDU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der LINKEN
und der FDP bei Enthaltung der SPD, den Gesetzentwurf
unter Berücksichtigung des Änderungsantrags Drucks.
19/2651 und der Nr. 1 des Änderungsantrags der FDP,
Drucks. 19/2658, in zweiter Lesung anzunehmen.

Präsident Norbert Kartmann:

Danke, Herr Berichterstatter. – Ich eröffne die Aussprache
und erteile Herrn Kollegen Hofmeister für die Fraktion der
CDU das Wort.

Andreas Hofmeister (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Im Juli-Plenum haben wir die Novellierung des im Jahre
2010 eingeführten Hessischen Bibliotheksgesetzes in erster
Lesung beraten. Diese war in Summe sachlich und recht
harmonisch und hat gezeigt, dass sich das Hessische Bi-
bliotheksgesetz bewährt hat. Das Gesetz setzt einen siche-
ren rechtlichen Rahmen für öffentliche Bibliotheken in
Hessen.

Meine Damen und Herren, die Bibliotheken haben in den
letzten Jahrzehnten ihren Charakter und ihre Aufgabenstel-
lung wesentlich verändert. Von Buchausleihstationen sind
sie zu modernen Kompetenzzentren für Information, Medi-
en und Leseförderung geworden. Bibliotheken waren und
bleiben dabei zentrale Orte der Bildung, der kulturellen
Begegnung und des gesellschaftlichen Austausches.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Mit der Novellierung des Gesetzes sollen einige wenige
Anpassungen und Konkretisierungen vorgenommen wer-
den. Im Ausschuss für Wissenschaft und Kunst haben wir
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in sachlicher Atmosphäre die vorgesehenen Änderungen
diskutiert. Darüber hinaus standen die Unterlagen der Re-
gierungsanhörung zur Verfügung. Dafür ein herzliches
Dankeschön an das HMWK mit Minister Boris Rhein und
Staatsekretär Ingmar Jung an der Spitze.

Zusätzlich wurde eine schriftliche Anhörung durch den
Ausschuss durchgeführt. In den Stellungnahmen wurde die
Zielrichtung des Gesetzentwurfs im Wesentlichen bestä-
tigt, und die vorgesehenen Änderungen wurden als sinn-
voll erachtet.

Meine Damen und Herren, verbindliche Standards, wie et-
wa der, ab welcher Gemeindegröße eine öffentliche Biblio-
thek zu erhalten ist, oder finanzielle Festlegungen, wie von
Teilen der Opposition gefordert, wollen und werden wir
für Bibliotheken in der Fläche nicht setzen.

Das vorliegende Gesetz beschreibt Bedeutung und Funkti-
on der öffentlichen Bibliotheken in unserem Bundesland
und sorgt für ihre rechtliche Anerkennung. Dafür ist dieses
Gesetz eingeführt worden, und dafür soll es auch weiterhin
sorgen.

Eine nicht unmittelbar mit Bibliotheken in Verbindung ste-
hende Änderung bzw. Ergänzung hat sich kurzfristig noch
ergeben. Nicht wenige Bibliotheken in Hessen sind in
denkmalgeschützten Gebäuden untergebracht. Dies stellt
nun auch einen gewissen Bezug zum Denkmalschutzgesetz
her, das mit einer Änderung im Bibliotheksgesetz um ein
weiteres Jahr verlängert werden soll. Das Denkmalschutz-
gesetz ist anerkanntermaßen deutlich komplexer. So hat
sich bei der fachlichen Überprüfung weiter reichender Be-
ratungs- und Abstimmungsbedarf ergeben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Hessische Biblio-
theksgesetz hat sich in den fünf Jahren seines Bestehens
bewährt. Mit der heute anstehenden Novellierung kann die
vielfältige Bibliothekslandschaft in unserem Bundesland
weiterhin in einem passenden rechtlichen Rahmen arbei-
ten.

In diesem Sinne bitte ich um die Zustimmung zu dem Ge-
setzentwurf mit den vorgesehenen Änderungen und bedan-
ke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Frau Kollegin Beer für die Fraktion
der FDP.

Nicola Beer (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kol-
legen! Kurz zu der Auswertung der Anhörung und zu den
Vorschlägen der Freien Demokraten für Änderungen am
Hessischen Bibliotheksgesetz: Ich habe bereits in der ers-
ten Lesung angekündigt, dass mir die Streichung des Zu-
gangsrechts für jedermann aus der Präambel wenig eindeu-
tig zu sein scheint. Ich glaube, es wäre sinnvoller gewesen,
dies nicht nur in verstreuten Einzelfällen aufzunehmen,
sondern grundsätzlich an den Anfang der Regelung dieses
Gesetzes zu stellen.

Darüber hinaus bin ich der Meinung, dass nach der letzten
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Wiesbaden vor
wenigen Monaten zum Pflichtexemplarrecht des Landes

eine Klarstellung in dem entsprechenden § 4 hätte erfolgen
müssen.

Wirklich enttäuscht uns Freie Demokraten aber, gerade
nach den Ausführungen des Kollegen Hofmeister zu dem,
was Bibliotheken sind, nämlich dass sie nicht nur Aus-
leihorte sind, sondern auch Orte der kulturellen Begeg-
nung, an denen gesellschaftliche Integration und außer-
schulische Medienerziehung stattfinden und damit eine
sinnvolle Freizeitgestaltung ermöglicht wird, dass daraus
nicht der zwingende Schluss gezogen wurde, sie auch als
Freizeiteinrichtungen im Sinne des Arbeitszeitgesetzes an-
zuerkennen und damit eine Öffnung an Sonntagen zuzulas-
sen.

(Beifall des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Es ist wirklich schade, dass Sie diesen Weg nicht gehen,
der Bevölkerung bei der Freizeitgestaltung nicht entgegen-
kommen und unsere Bibliotheken nicht an den Tagen in
der Woche nutzbar machen, an denen jeder die Zeit und
die Muße hat, sie zu nutzen. So aber liegen die Öffnungs-
zeiten parallel zur Berufstätigkeit. Einen Besuch muss man
dann ermöglichen können. Damit beschränken Sie leider
den Zugang zu unseren Bibliotheken ohne Not.

Ich möchte auf einen letzten Punkt hinweisen – auch zu
vorgerückter Stunde –, der allerdings eher ein formaler ist:
Ich möchte nämlich für die Freien Demokraten verhindern,
dass hier ein Präzedenzfall geschaffen wird. Herr Hofmeis-
ter hat versucht, eine elegante Welle hinzubekommen: von
Bibliotheken über historische Gebäude zum Denkmal-
schutzgesetz.

(Armin Schwarz (CDU): Das war super!)

– Herr Kollege Schwarz, das nützt aber nichts; denn was
Sie mit diesem Gesetzentwurf machen, nämlich dass Sie
über einen Änderungsantrag in der zweiten Lesung einen
weiteren Gesetzentwurf dort einbringen und damit einen
Gesetzentwurf nur einmal lesen lassen, ist eine Geschichte,
die sich ein Parlament nicht bieten lassen kann.

(Beifall des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Ich sehe, dass Sie offensichtlich Schwierigkeiten haben,
die Fristen einzuhalten. Aber meines Erachtens hätte es
auch schon bei der Einbringung des Entwurfs für ein Ge-
setz zur Änderung des Hessischen Bibliotheksgesetzes als
einem Omnibusgesetz die Möglichkeit gegeben, diesen
Art. 2 hinzuzufügen und ihn so wenigstens das normale
Anhörungsverfahren durchlaufen zu lassen. So entziehen
Sie dem Parlament diese Möglichkeit. Das ist auch der
Grund, warum wir dem Gesetzentwurf als Ganzem nicht
zustimmen können. Aber wir werden auch bei jedem Ver-
such der Wiederholung eines solch unparlamentarischen
Vorgehens kräftig die Stimme erheben; denn das darf hier
nicht einreißen.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Frau Abg. Alex, SPD-Fraktion.

Ulrike Alex (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! „Die Buchlosen
verachten Weisheit und Zucht.“ Das sage ich, um den er-
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googelten Ho-Chi-Minh-Zitaten einen kleinen Gegenpart
zu bieten. Dieses Zitat ist nicht von Ho Chi Minh.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

„Die Buchlosen verachten Weisheit und Zucht“. Das heißt,
wir sollten jene unterstützen, die sich um Bücher küm-
mern, sie sammeln, sie ordnen und sie der Öffentlichkeit
zur Verfügung stellen, und wir sollten gleichzeitig jene un-
terstützen, die sich ihr Wissen, ihre Kenntnisse oder ihr
Vergnügen aus Büchern holen wollen – in öffentlichen Bü-
chereien und anderswo. Das könnte ein gutes Bibliotheks-
gesetz leisten.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Die Stellungnahmen, die wir von verschiedenen Seiten zu
dem Entwurf für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen
Bibliotheksgesetzes bekommen haben, beginnen alle mit
einem Lob. Wir sind geneigt, wie der Herr Kultusminister
gestern zu sagen: Der Gesetzentwurf verfolgt ein hehres
Ziel. – Das will ich deutlich anerkennen. Das können auch
wir sagen; aber damit ist schon Schluss.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

Wir kommen nämlich zu dem gleichen Ergebnis, zu dem
meine Fraktion schon vor fünf Jahren gekommen ist und
zu dem vor allem auch der Deutsche Bibliotheksverband
gekommen ist: Ein Gestaltungswille der Landesregierung
ist nicht erkennbar. – Das war schon vor fünf Jahren so.
Das hat die damalige Opposition in Gänze so gesehen.

Wir haben nach den marginalen Änderungen, die in diesem
Gesetzentwurf vorgenommen wurden – im Wesentlichen
sind sie redaktioneller Art; Bücher heißen jetzt „Medien-
werke“ –, keinerlei Veranlassung, von dieser Einschätzung
abzurücken. Aber wir goutieren die Tatsache, dass Hessen
überhaupt ein Bibliotheksgesetz hat, mit einer kraftvollen
Enthaltung.

(Heiterkeit bei der SPD)

Ich habe im Zuge der Vorbereitung alle Stadtbüchereien in
meinem Wahlkreis besucht und jedes Mal die Frage ge-
stellt: Welche Auswirkungen hat das Bibliotheksgesetz auf
ihre tägliche Arbeit? – Die Antwort war immer: Es hat kei-
ne Auswirkungen. – Das war auch nicht anders zu erwar-
ten.

(Heiterkeit bei der SPD)

Vor Ort wird nämlich die Arbeit gemacht, und dort wird
das Geld ausgegeben: im Schnitt 20 Öffnungsstunden pro
Woche, Feierabend- und Samstagsöffnungen, Veranstal-
tungen, Zusammenarbeit mit Schulen, Vereinen und frei-
willigen Organisationen sowie zumindest im Hauptamt
qualifiziertes Personal. Jetzt noch über die Möglichkeit der
expliziten Öffnung am Sonntag weitere Begehrlichkeiten
vor Ort zu wecken, halten wir als Sozialdemokraten für
falsch.

(Beifall bei der SPD)

Deutlicher als der Berufsverband Information Bibliothek
kann man es nicht sagen. Deswegen zitiere ich:

Eindeutige Mindeststandards [sind gefordert] im
Rahmen eines verbindlichen Bibliotheksentwick-
lungsplans,

– ich habe schon beim letzten Mal darüber gesprochen,
dass es nur etwas Uraltes gibt –

die – mit entsprechender garantierter finanzieller
Unterstützung des Landes Hessen – ein modernes
und tragfähiges Netz aus Bibliotheken sichern und
ein zukunftsfähiges Agieren ermöglichen.

„Die Buchlosen verachten Weisheit und Zucht.“ Die Alt-
testamentler unter Ihnen haben natürlich gemerkt, dass ich
im Buch der Sprüche, Kapitel 1, Vers 7, etwas verändert
habe, weil es besser passte. Es heißt natürlich nicht: „Die
Buchlosen verachten Weisheit und Zucht“, sondern: „Die
Ruchlosen verachten Weisheit und Zucht“. Aber im Prin-
zip sind das ja die Gleichen. – Danke schön.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Wissler für die Fraktion DIE LIN-
KE:

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Braucht Hessen
ein Bibliotheksgesetz? Ja, eindeutig. Es ist sinnvoll, dass
Hessen ein Bibliotheksgesetz hat. Das war auch eine der
Empfehlungen der Enquetekommission „Kultur in
Deutschland“ des Deutschen Bundestages, die ihre Emp-
fehlungen schon vor vielen Jahren vorgelegt hat.

Die zweite Frage ist: Braucht Hessen dieses Bibliotheksge-
setz, das 2010 in Kraft gesetzt wurde und jetzt fortge-
schrieben werden soll? Dazu sage ich eindeutig Nein.

Ein solches Bibliotheksgesetz braucht leider kein Mensch,
weil es in der Form dieses Entwurfes vollkommen wir-
kungslos sein wird. Wenn man ein Bibliotheksgesetz
braucht, braucht man natürlich eines, das Standards fest-
legt, z. B. eine ausreichende Finanzierung sicherstellt und
wenigstens irgendetwas regelt. Aber man braucht kein Ge-
setz, das – wenn Sie ehrlich sind – damals primär einge-
führt wurde, weil Aloys Lenz gerne ein Bibliotheksgesetz
haben wollte und die FDP und die CDU gesagt haben:
Dann macht man ein Gesetz, schreibt aber möglichst nichts
hinein. – So ist dieses Gesetz überhaupt erst entstanden.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

– So war es, oder? – Herr Rentsch bestätigt das. So war es:
Herr Lenz bekam sein Gesetz, aber es steht nichts drin. Ich
habe das damals aus zuverlässiger Quelle auch so gehört.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Auf jeden Fall bringt ein Gesetz in dieser Form herzlich
wenig, vor allem in der jetzigen Zeit, in der wir eine so an-
gespannte kommunale Finanzsituation haben, dass wir
Schutzschirmkommunen haben, die eher dazu gezwungen
sind, Bibliotheken zu schließen, und dass Bibliotheken in
ihrer Existenz gefährdet sind. Wir erleben an vielen Orten,
dass die Öffnungszeiten reduziert werden, immer mehr Ar-
beit durch Ehrenamtliche und durch Förderkreise gemacht
wird, dass auf einmal stationäre Bibliotheken durch Bü-
cherbusse ersetzt werden, die einmal in der Woche mon-
tags um 13 Uhr kommen, und man nach einiger Zeit merkt,

(Zuruf des Abg. Gerhard Merz (SPD))
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dass montags alle zwei Wochen um 13 Uhr komischerwei-
se niemand kommt, um ein Buch auszuleihen, sodass das
auch noch eingestellt wird.

Das ist doch das praktische Problem, das wir haben: dass
die Mittel, die das Land für die Bibliotheken bereitstellt,
sich seit Jahren nicht erhöht haben, die Aufgaben aber ge-
wachsen sind und die Bibliotheken nun einmal eine frei-
willige Leistung der Kommunen sind – keine Pflichtaufga-
be. Ich will nur darauf hinweisen, dass sich die Enquete-
kommission „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bun-
destages dafür ausgesprochen und gesagt hat: Eigentlich
müssten Bibliotheken eine Pflichtaufgabe der Kommunen
sein. – Das würde natürlich bedeuten, dass das Land sie
entsprechend finanzieren müsste.

All das wären Stichpunkte, die man in einem Bibliotheks-
gesetz regeln könnte: ab welcher Einwohnerzahl, Digitali-
sierung. – Solche Punkte könnte man dort regeln. Man tut
es aber nicht; es ist eben – ich sage einmal – das Aloys-
Lenz-Gedächtnis-Gesetz. Das hilft in der Praxis nieman-
dem. Deshalb haben damals alle Oppositionsfraktionen da-
gegen gestimmt.

Nun hat die FDP versucht, mit einem Änderungsantrag
ganz nebenbei die Aufweichung des Sonntagsschutzes in
das Bibliotheksgesetz einzuführen, die aber glücklicher-
weise nicht Eingang gefunden hat. Aber auch ich finde –
der Kritik, die Kollegin Beer geäußert hat, will ich mich
anschließen –, es ist schwierig, wenn man in der ersten Le-
sung einen Bibliotheksgesetzentwurf einbringt, eine Anhö-
rung macht und dann den Änderungsantrag einbringt, mit
dem man nebenbei auch das Denkmalschutzgesetz noch
einmal ändert, das gar nicht in der Anhörung diskutiert
worden ist.

Ich finde, da muss man schon von Anfang an ein Artikel-
gesetz entwerfen, damit man überhaupt die Möglichkeit
hat, auch das Denkmalschutzgesetz – in diesem Fall in der
Anhörung – zu besprechen. Dies ist kein sauberes Verfah-
ren. Dies könnte man auch anders machen. Ich weiß nicht,
in welche Richtung ich jetzt schauen soll: zu Schwarz-
Grün oder zur Landesregierung. Auf jeden Fall sollte man
das anders regeln, auch damit es transparenter ist.

Zum Schluss: Als der Gesetzentwurf 2010 abgestimmt
wurde, hat die Kollegin Sarah Sorge, die damals wissen-
schafts- und kulturpolitische Sprecherin der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN war, bei der Verabschiedung
gesagt: Bei dem Gesetzentwurf weiß man nicht, ob man la-
chen oder weinen soll. – Sie hat damit die Ablehnung der
GRÜNEN gegenüber diesem Gesetzentwurf erklärt.

Ich sage einmal für mich: Ich werde nicht in Tränen aus-
brechen – weder vor Trauer noch vor Lachen. Aber wir
werden dem Gesetzentwurf nicht zustimmen, weil er über-
haupt nichts bringt, vollkommen wirkungslos und reine
Symbolpolitik ist. Ich finde, wenn man etwas für die Bi-
bliotheken in diesem Land tun will, sollte man sie besser
ausstatten und dafür sorgen, dass die Kommunen mehr
Geld haben, um die Bibliotheken entsprechend zu finanzie-
ren. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Mürvet Öz-
türk (fraktionslos))

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Abg. Wissler, vielen Dank. – Wenn Sie nicht wissen,
ob Sie lachen oder weinen sollen, fragen Sie einmal bei Ho
Chi Minh danach. Es könnte sein, dass er einen guten Rat
hat.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Das Wort hat Frau Kollegin Feldmayer für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Auch ich will
noch Frau Sorge bzw. Frau Wissler zitieren: Man weiß
nicht, ob man lachen oder weinen soll. – Da wir gerade da-
bei sind, die Zitatenschätze zu heben, möchte auch ich mit
einem Zitat – dieses Mal mit dem einer Frau – aufwarten;

(Zurufe von der SPD)

ich finde, hier sind genügend Männer zitiert worden, es ist
ein bisschen männerlastig. Deswegen ein Zitat von Pippi
Langstrumpf, die sagte:

Warte nicht darauf, dass die Menschen dich anlä-
cheln. Zeige ihnen, wie es geht.

(Heiterkeit und Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der CDU)

Wir haben uns schon in der ersten Lesung darüber unter-
halten, dass Bibliotheken ganz besondere Orte sind: Sie
sind die Orte des Lesens, des Wortes, und sie sind und
werden immer mehr auch die Orte des gesellschaftlichen
Lebens.

Deswegen möchte ich jetzt einmal meinen ganz besonde-
ren Dank an die Bibliotheken hier in Hessen richten, die es
wirklich schaffen, die Hürden für die Menschen, die
Flüchtlinge, die hierher gekommen sind, zu senken, um
diesen Ort des Begegnens und diesen Ort des Lernens für
sie nutzbar zu machen. Viele Bibliotheken in Hessen
schaffen kostenlose Zugänge für Flüchtlinge, damit diese
dort lernen können. Sie schaffen niedrige Zugangshürden –
unter anderem die Stadtbücherei in Frankfurt. Den Men-
schen, die das ermöglichen, möchte ich an dieser Stelle
einmal ganz herzlich danken.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und der FDP)

Zu dem, was Kollegin Wissler gesagt hat: Es wäre schön,
wenn es eine Pflichtaufgabe wäre, die öffentlichen Biblio-
theken vorzuhalten. – Das wäre schön. Wir haben in
Deutschland vier reine Bibliotheksgesetze. Ich habe mir al-
le einmal angeschaut. Es gibt in keinem einzigen Biblio-
theksgesetz den Passus, dass Bibliotheken eine Pflichtauf-
gabe der Kommunen sind. Auch im Koalitionsvertrag von
Thüringen steht das nicht. Sie haben da einen linken Kul-
turminister.

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der LINKEN)

– Ihre Kollegen von den LINKEN haben sich dort wahr-
scheinlich nicht durchgesetzt. – Zum Thema Bibliotheken
steht dort drin, dass sie erhalten werden sollen, dass man
aber verstärkt – man höre und staune – auf ehrenamtliches
Engagement setzt. Sie würden sagen: Privatisierung. Das
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muss man bei der Debatte, glaube ich, der Ehrlichkeit hal-
ber dazusagen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Den Vorschlag der FDP haben wir uns gründlich ange-
schaut. Dem ersten Punkt können wir zustimmen. Da geht
es um eine Klarstellung. Wir hatten schon im Ausschuss
klargemacht, dass dieser Punkt für uns in Ordnung ist. Die
Geschichte mit der Sonntagsöffnung und der Öffnung an
Feiertagen ist, wie Kollegin Wissler gesagt hat, von hinten
durch die Brust geschossen. Man versucht, irgendwie die
Sonntagsöffnungszeiten hineinzubekommen. Wir sind da-
gegen. Auf der einen Seite kann man sagen, es ist schön,
wenn man das ganze Jahr über – am besten 24 Stunden
lang – eine Bibliothek nutzen kann. Es ist auch schön für
Familien, sonntags oder an Feiertagen dort hinzugehen.

(Zuruf der Abg. Nicola Beer (FDP))

Andererseits ergibt sich daraus natürlich die Problematik,
dass dann Menschen arbeiten müssen, und deren Familien
sind auf der anderen Seite möglicherweise davon betrof-
fen, dass sie den Sonntag oder die Feiertage überhaupt
nicht zusammen verbringen können. Das wollen wir nicht.
Deswegen lehnen wir diesen Passus ab.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Im Übrigen möchte ich darauf hinweisen, dass wir schon
in ganz vielen Bibliotheken hier in Hessen die 24 Stunden
verfügbare „Onleihe“ haben. Man kann rund um die Uhr
elektronisch Bücher ausleihen. Teilweise kann man auch
Bücher, die man händisch abgeholt hat, rund um die Uhr
zurückgeben. Da ist das Angebot wirklich ausgeweitet
worden.

Wir haben ein hervorragendes Angebot an Bibliotheken.
Das muss nicht immer zeitlich mehr sein. Es kann auch so
sein, dass man sich inhaltlich breiter aufstellt und das An-
gebot inhaltlich erweitert, sodass es mehr Medien in den
Bibliotheken gibt und die Angebote – z. B. die „Onlei-
he“ –, wie gesagt, ausgeweitet werden. Daher muss ich sa-
gen: Wir haben hervorragende Bibliotheken hier in Hes-
sen. Sie arbeiten teilweise mit sehr engagierten Menschen.
Diesen Menschen möchte ich an dieser Stelle, ganz zum
Schluss der Rede und der Rednerliste, noch einmal danken.
Ich freue mich, dass ich jetzt fast das letzte Wort habe,
übergebe an unseren Minister und bin gespannt auf die
nächsten Zitate. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister, rein formal muss ich Ihnen das Wort ertei-
len, aber nur sehr formal. Sie haben das Wort. Bitte schön.

(Zurufe von der SPD)

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Es ist eigentlich alles gesagt, was zu sagen ist. Ich schließe
mich inhaltlich Herrn Hofmeister und Frau Feldmayer an
und will vielleicht noch erwähnen: Frau Wissler, ich glau-
be, Aloys Lenz hätte die Tränen in den Augen stehen,

wenn er hören würde, wie von Ihnen über dieses sehr ge-
lobte Gesetz gesprochen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zurufe von
der SPD: Oh!)

Zitate von Ho Chi Minh kann ich zu dem heutigen Abend
auch nicht mehr beisteuern. Deswegen gebe ich meine Re-
de zu Protokoll und wünsche Ihnen einen angenehmen
Restabend.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – siehe Anlage 2)

Präsident Norbert Kartmann:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es liegen keine
weiteren Wortmeldungen zu diesem Punkt vor.

Deswegen lasse ich abstimmen. Wer diesem Gesetzent-
wurf in zweiter Lesung zustimmen kann, den bitte ich um
das Handzeichen. – CDU und GRÜNE. Wer ist dagegen? –
FDP und DIE LINKE. Enthaltungen? – Die Sozialdemo-
kraten. Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf mit der
Mehrheit von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an-
genommen und zum Gesetz erhoben worden ist.

(Unruhe)

– Meine Damen und Herren, ich bin noch lange nicht fer-
tig.

Wir räumen jetzt die Tagesordnung ab. Ich darf Sie bitten,
danach noch kurz sitzen zu bleiben, weil ich noch etwas
sagen möchte.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 22 auf:

Bericht des Landesschuldenausschusses nach § 8 Abs. 3
des Gesetzes über die Aufnahme und Verwaltung von
Schulden des Landes Hessen vom 27. Juni 2012 (GVBl.
S. 222); hier: 63. Bericht über die Prüfung der Schul-
den im Haushaltsjahr 2013 – Drucks. 19/2574 –

Berichterstatter ist Herr Kollege Schork. – Müssen wir Be-
richt erstatten, oder können wir hierauf verzichten?

(Günter Schork (CDU): Wir können verzichten!)

– Darauf können wir verzichten. Dann tun wir das und be-
danken uns, dass Sie bereit gewesen wären.

Ich lasse über den Bericht abstimmen. Wer ihm zustimmen
kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen? –
Wer enthält sich der Stimme? – Die FDP hat sich nicht be-
teiligt, alle anderen Fraktionen haben sich enthalten. CDU
und GRÜNE haben zugestimmt, damit ist er beschlossen
worden.

(Norbert Schmitt (SPD): Die FDP muss zustimmen,
das war zu ihrer Regierungszeit!)

Punkt 23 – ich nenne jetzt einfach die Punkte der Tages-
ordnung und sage Ihnen, ob die ins nächste Plenum gehen
oder was wir damit machen –: nächstes Plenum.

Punkt 24: nächstes Plenum.

Punkt 25: nächstes Plenum.

Die Punkte 26, 27, 28, 29 und 37: nächstes Plenum.

Punkt 32, ein Antrag der SPD zur Landeshaushaltsord-
nung, soll zur abschließenden Beratung in den Haushalts-
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ausschuss. Einverstanden? – Dann machen wir das auch
so.

Punkt 33: nächstes Plenum.

Zur abschließenden Beratung in den Ausschuss für Wis-
senschaft und Kunst soll Tagesordnungspunkt 34, der
Antrag der Fraktionen der SPD und der FDP betreffend
Hochschulstandort Limburg entwickeln. Einverstanden? –
Dann ist das so beschlossen.

Die Tagesordnungspunkte 35 und 40 sollen zur abschlie-
ßenden Beratung in den Umweltausschuss. Auch hier kein
Widerspruch? – Dann machen wir das so.

Im nächsten Plenum rufen wir die Tagesordnungspunkte
36, 38 und 42 auf.

Zur abschließenden Beratung an den Kulturpolitischen
Ausschuss überweisen wir Tagesordnungspunkt 43. Kein
Widerspruch? – Dann ist das so beschlossen.

Zur abschließenden Beratung an den Rechtsausschuss soll
Tagesordnungspunkt 44 überwiesen werden. Kein Wi-
derspruch? – Damit ist das so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 48, die Große Anfrage, rufen wir
im nächsten Plenum auf.

Tagesordnungspunkt 50 soll zur abschließenden Bera-
tung an den Umweltausschuss. Kein Widerspruch? – Somit
beschlossen.

Im nächsten Plenum erscheinen die Tagesordnungspunk-
te 51, 52 und 53.

Tagesordnungspunkt 54 soll abschließend im Sozialpoli-
tischen Ausschuss beraten werden. – Auch das ist Kon-
sens.

Tagesordnungspunkt 55 soll zur abschließenden Bera-
tung an den Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr
und Landesentwicklung gehen. Auch kein Widerspruch? –
So machen wir das.

Im nächsten Plenum wollen wir die Tagesordnungspunk-
te 56, 57, 58 sowie 59, 60, 61 und 81 haben. Dem wird
nicht widersprochen? – Dann machen wir das so.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe Sie ge-
beten, noch kurz sitzen zu bleiben, weil wir wehmütig von

einem Kollegen Abschied nehmen müssen. Ich meine das
ernst; das ist mein Problem.

Lieber Herr Dr. Spies, Sie sind mittlerweile vereidigter
Oberbürgermeister von Marburg. Ihre Amtszeit beginnt
pünktlich, irgendwann nachts um 12, aber nicht mehr hier.
Sie haben mir über den Landeswahlleiter mitgeteilt, dass
Sie das Mandat an diesem Tage niederlegen. Damit sind
Sie dann kein Abgeordneter mehr, aber noch sind Sie es.

Ihr Lebenslauf ist so, dass wir hierfür noch zwei Stunden
lang Zeit bräuchten. Das machen wir jetzt nicht.

(Clemens Reif (CDU): Geben wir zu Protokoll!)

– Den können wir zu Protokoll geben. – Ich will aber
schon sagen, dass das, wenn jemand in seiner Heimatstadt
Bürgermeister oder Oberbürgermeister wird, eine schöne
Sache ist, und Marburg ist eine wichtige hessische Stadt.

(Allgemeiner Beifall)

Sie haben genügend Erfahrung in der Kommunalpolitik;
Sie haben genügend Erfahrung in der Politik, um diese
Stadt regieren zu können. Es werden nicht immer alle zu-
frieden sein; das erwarten Sie auch überhaupt nicht, sonst
wäre es auch schwierig, dass die Leute unterscheiden
könnten, wer gut oder schlecht ist.

Ich wünsche Ihnen alles Gute und Gottes Segen für Ihre
Arbeit, und mit Sicherheit kommen Sie ab und zu zum Ort
Ihrer früheren Taten zurück. Noch einmal herzlichen
Glückwunsch zu Ihrer Wahl. Ich habe ein Geschenk mitge-
bracht. Das bekommen alle, die gehen, damit sie wissen,
wo sie waren. In diesem Sinne erhalten Sie etwas für den
Schreibtisch. Danke schön.

(Anhaltender Beifall)

Meine Damen und Herren, wir freuen uns auf seine Nach-
folgerin.

Ich darf die Sitzung schließen und wünsche Ihnen einen
schönen Abend. Danke schön.

(Schluss: 19:15 Uhr)
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Anlage 1 (zu Tagesordnungspunkt 82)

Abstimmungsliste über die namentliche Abstimmung

zu dem Dringlichen Antrag der Fraktion DIE LINKE betreffend keine Abschiebungen nach Afghanistan – Drucks.
19/2681 –

Name
der/des Abgeordneten

Frak-
tion

ja nein ent-
halten

gefehlt

Alex, Ulrike SPD x

Al-Wazir, Tarek GRÜNE x

Arnold, Dr. Walter CDU x

Arnoldt, Lena CDU x

Bächle-Scholz, Sabine CDU x

Banzer, Jürgen CDU x

Bartelt, Dr. Ralf-Norbert CDU x

Barth, Elke SPD x

Bauer, Alexander CDU x

Beer, Nicola FDP x

Bellino, Holger CDU x

Beuth, Peter CDU x

Bocklet, Marcus GRÜNE x

Boddenberg, Michael CDU x

Bouffier, Volker CDU x

Cárdenas, Barbara LINKE x

Caspar, Ulrich CDU x

Decker, Wolfgang SPD x

Degen, Christoph SPD x

Di Benedetto, Corrado SPD x

Dietz, Klaus CDU x

Dorn, Angela GRÜNE x

Eckert, Tobias SPD x

Erfurth, Sigrid GRÜNE x

Faeser, Nancy SPD x

Feldmayer, Martina GRÜNE x

Frankenberger, Uwe SPD x

Franz, Dieter SPD x

Frömmrich, Jürgen GRÜNE x

Geis, Kerstin SPD x

Gnadl, Lisa SPD x

Goldbach, Eva GRÜNE x

Greilich, Wolfgang FDP x

Gremmels, Timon SPD x

Grüger, Stephan SPD x

Grumbach, Gernot SPD x

Grüttner, Stefan CDU x

Habermann, Heike SPD x

Hahn, Dr. h.c. Jörg-Uwe FDP x

Hammann, Ursula GRÜNE x

Hartmann, Karin SPD x

Heinz, Christian CDU x

Hofmann, Heike SPD x

Hofmeister, Andreas CDU x

Hofmeyer, Brigitte SPD x

Holschuh, Rüdiger SPD x

Honka, Hartmut CDU x

Irmer, Hans-Jürgen CDU x

Kartmann, Norbert CDU x

Kasseckert, Heiko CDU x

Kaufmann, Frank-Peter GRÜNE x

Klaff-Isselmann, Irmgard CDU x

Klee, Horst CDU x

Klein (Freigericht), Hugo CDU x

Klose, Kai GRÜNE x

Name
der/des Abgeordneten

Frak-
tion

ja nein ent-
halten

gefehlt

Kühne-Hörmann, Eva CDU x

Kummer, Gerald SPD x

Landau, Dirk CDU x

Lannert, Judith CDU x

Lenders, Jürgen FDP x

Löber, Angelika SPD x

Lortz, Frank CDU x

Lotz, Heinz SPD x

May, Daniel GRÜNE x

Merz, Gerhard SPD x

Meysner, Markus CDU x

Müller (Kassel), Karin GRÜNE x

Müller (Schwalmstadt), Regine SPD x

Müller-Klepper, Petra CDU x

Ooyen, Willi van LINKE x

Öztürk, Mürvet GRÜNE x

Pentz, Manfred CDU x

Puttrich, Lucia CDU x

Quanz, Lothar SPD x

Ravensburg, Claudia CDU x

Reif, Clemens CDU x

Rentsch, Florian FDP x

Reul, Michael CDU x

Rhein, Boris CDU x

Rock, René FDP x

Roth, Ernst-Ewald SPD x

Rudolph, Günter SPD x

Schäfer, Dr. Thomas CDU x

Schäfer-Gümbel, Thorsten SPD x

Schaus, Hermann LINKE x

Schmitt, Norbert SPD x

Schork, Günter CDU x

Schott, Marjana LINKE x

Schwarz, Armin CDU x

Serke, Uwe CDU x

Siebel, Michael SPD x

Sommer, Dr. Daniela SPD x

Spies, Dr. Thomas SPD x

Stephan, Peter CDU x

Tipi, Ismail CDU x

Utter, Tobias CDU x

Veyhelmann, Joachim CDU x

Wagner (Taunus), Mathias GRÜNE x

Wallmann, Astrid CDU x

Warnecke, Torsten SPD x

Waschke, Sabine SPD x

Weiß, Marius SPD x

Wiegel, Kurt CDU x

Wiesmann, Bettina CDU x

Wilken, Dr. Ulrich LINKE x

Wintermeyer, Axel CDU x

Wissler, Janine LINKE x

Wolff, Karin CDU x

Ypsilanti, Andrea SPD x

Yüksel, Turgut SPD x
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Anlage 2 (zu Tagesordnungspunkt 21)

Nach § 109 Abs. 2 GOHLT zu Punkt 21 der Ta-
gesordnung, Drucks. 19/2671 zu Drucks.
19/2201, zu Protokoll gegebene Stellungnahme
des Ministers für Wissenschaft und Kunst Boris
Rhein:

Wir sind uns einig darüber, dass Bibliotheken eine unver-
zichtbare Rolle im gesellschaftlichen Leben spielen. Sie
verdienen unsere Unterstützung und Wertschätzung. Die
vielfältigen Angebote als Orte der Bildung, Orte des wis-
senschaftlichen Arbeitens und Orte des gesellschaftlichen
Austauschs machen Bibliotheken zu den meistbesuchten öf-
fentlichen Kultureinrichtungen. In Hessen verzeichnet die
Bibliotheksstatistik im Jahr 2014 über 13 Millionen Biblio-
theksbesuche.

Die Bibliothekslandschaft ist vielfältig und ausdifferen-
ziert. In der Verantwortung des Landes liegen die wissen-
schaftlichen Bibliotheken an den Hochschulen des Landes
und die dort angesiedelten landesbibliothekarischen Auf-
gaben. Die Kommunen und Landkreise betreiben öffentli-
che Bibliotheken vor Ort. Hinzu kommen die wissenschaft-
lichen und öffentlichen Bibliotheken in der Trägerschaft
der Kirchen. Durch diese Verteilung der Verantwortung
kann das Bibliotheksangebot an die jeweiligen Bedürfnisse
unter Berücksichtigung der verfügbaren Ressourcen ange-
passt werden. An der Zuständigkeit und der Finanzierung
durch die jeweiligen Träger ändert der Gesetzentwurf
nichts.

Die Arbeit, die in den Bibliotheken mit viel Engagement
und Fachverstand geleistet wird, verdient unser aller An-
erkennung. Die Bibliothekarinnen und Bibliothekare orga-
nisieren sich über Fachverbände und sorgen so für den
fachlichen Diskurs. In ihrer täglichen Arbeit entwickeln sie
die Bibliotheken weiter und schaffen moderne, hoch quali-
tative Angebote. Beispielsweise gibt es einen intensiven
Austausch auf dem jährlich stattfindenden Hessischen Bi-
bliothekstag, für den traditionell die Wissenschaftsministe-
rinnen und -minister die Schirmherrschaft übernehmen.

Unterstützt werden die öffentlichen Bibliotheken bei beson-
deren Projekten mit jährlich 1,25 Millionen € aus Landes-
mitteln. In diesem Jahr werden insgesamt 77 kleinere und
größere Projekte gefördert.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist im Ausschuss für Wis-
senschaft und Kunst beraten worden. Alle Stellungnahmen
der Landtagsanhörung sprachen sich, ähnlich wie die Stel-
lungnahmen der Regierungsanhörung, für den Fortbestand
des Bibliotheksgesetzes aus. Ein Änderungsvorschlag der
Fraktion der FDP wurde in den vorliegenden Gesetzent-
wurf übernommen.

Mit der Verlängerung des Hessischen Bibliotheksgesetzes
garantieren wir für weitere fünf Jahre einen soliden
Rechtsrahmen für die bibliothekarischen Aufgaben. Ich bit-
te um Zustimmung zum Gesetzentwurf.
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